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I. Einführung und Fragestellung 

Die nachhaltige Gestaltung der Gesellschaften insbesondere in den Industrienationen kann als 

eine der größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts betrachtet werden. In zahlreichen 

Ländern, wie auch in Deutschland, sind bereits deutliche Fortschritte im Verkehrs- und Ener-

giesektor zu beobachten. Dagegen sind in Bezug auf das Ernährungssysteme hierzulande noch 

wenig Fortschritte in Richtung einer Transformation auszumachen, die die Förderung der 

nachhaltigen Ernährung und insbesondere deren Kernthema, den Konsum tierischer Produkte, 

tiefgreifend angeht (vgl. Jacob et al. 2020, S. 46). 

Für weitere Fortschritte in diesem Bereich ist unter anderem zu klären, worin die Problematik 

einer entsprechenden politischen Agenda besteht, welche gesellschaftlichen Fragestellungen 

sich daraus ergeben und wie politikwissenschaftliche Forschung einen Beitrag zu deren Klä-

rung leisten kann. Für eine strukturierte Aufspannung dieses Themenfelds wird in der weite-

ren Einführung den folgenden Fragen nachgegangen: 

1. Warum stellt der Konsum tierischer Produkte gerade in der heutigen Zeit ein relevan-

tes Thema dar? 

2. Weshalb ist der der Konsum tierischer Produkte auch ein politisches Thema? Inwie-

weit wurde und wird Ernährung und insbesondere der Konsum tierischer Produkte als 

politische Aufgabe betrachtet und angegangen? Was sind dabei Herausforderungen 

und Probleme? 

3. Welche politikwissenschaftlichen Fragen ergeben sich aus diesen Herausforderungen 

und Problemen?  

4. Mit welcher Struktur kann diese Arbeit annäherungsweise Antworten auf die genann-

ten Fragen finden? Inwiefern lassen sich die Fragestellungen in die politikwissen-

schaftliche Forschung einbetten? 

In den folgenden vier Unterkapiteln werden diese vier Fragen nacheinander aufgegriffen und 

möglichst bündig und gleichzeitig umfassend diskutiert. Aus diesen Diskussionen heraus wer-

den dabei die eigentlichen Leitfragen für diese Arbeit entwickelt. 

 1. Relevanz des Konsums tierischer Produkte 

Der Frage, weshalb der Konsum tierischer Produkte gerade in der heutigen Zeit ein relevantes 

Thema ist, wird in diesem Kapitel durch eine historische Perspektive nachgegangen. Dafür 

wird der Konsum tierischer Produkte in vergangenen Zeiten, in der Gegenwart und (auf Basis 

von Prognosen) in der Zukunft betrachtet. 
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In Bezug auf die früheren Phasen der menschlichen Entwicklung ist zu konstatieren, dass 

Menschen zwar schon immer eine omnivore Spezies, d. h. Allesesser*innen, waren (vgl. Al-

vard und Kuznar 2001; Smil 2002, S. 602f). In traditionellen Agrargesellschaften ist dennoch 

von einem geringen Pro-Kopf-Verbrauch von fünf bis zehn Kilogramm pro Jahr auszugehen 

(vgl. Fogel 1991; Smil 2002, S. 606). Erst mit der Industrialisierung im 19. Jahrhundert ver-

änderte sich diese Situation drastisch (vgl. Guyomard et al. 2012, S. 3), denn höhere Erträge 

ermöglichten es, einen höheren Anteil als Futtermittel zu verwenden (vgl. USDA 2001). Die 

historischen Entwicklungen des Konsums sind im Detail nicht einfach nachzuvollziehen, 

denn es liegen kaum historische Daten des Pro-Kopf-Verbrauchs von Fleisch oder tierischen 

Produkten vor. Für Großbritannien und Frankreich sind jedoch Daten zur Entwicklung des 

Pro-Kopf-Verbrauches vorhanden. Danach verdreifachte respektive vervierfachte sich der 

Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch in den Jahren von ca. 1830 bis 2000 in diesen beiden Län-

dern (vgl. Smil 2002, S. 610). Durch eine Kombination dieses Pro-Kopf-Verbrauchs mit Da-

ten zum Wachstum der Bevölkerung in Frankreich und Großbritannien war es im Rahmen 

dieser Arbeit möglich, zu ermitteln, dass sich der absolute Fleischverbrauch in diesem Zeit-

raum für die beiden Länder verzehnfachte; seit dem Jahr 1500 ergibt sich rechnerisch sogar 

eine Vervielfachung des absoluten Konsums um den Faktor 43 für Frankreich und 120 für 

Großbritannien (s. folgende Abbildung 1). 

 

Abbildung 1: Kalkulierte historische Entwicklung des absoluten Verbrauchs von Fleisch in 

Frankreich und Großbritannien seit dem Jahr 1500 
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Der Konsum von tierischen Produkten ist in den Weltregionen unterschiedlich ausgeprägt. In 

Nordamerika, Europa und Ozeanien liegt er laut FAOSTAT-Daten bei ca. 1.000 Kilokalorien 

pro Kopf und Tag, während er in Zentral- und Südamerika sowie Asien und Afrika immer 

noch deutlich niedriger ist, wie die folgende Abbildung 2 zeigt. 

 

Abbildung 2: Aktueller Konsum tierischer Produkte nach Weltregionen (im Jahr 2017) 
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Abbildung 3: Entwicklung des absoluten Konsums tierischer Produkte im Globalen Süden 
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wicklung der Länder und dem Anstieg des Konsums tierischer Produkte. So ergibt ein 

Vergleich der FAOSTAT-Konsumdaten zu tierischen Produkte mit IWF-Wirtschaftsdaten zu 

165 Ländern, wie in der folgenden Abbildung 4 (Schrode 2014, S. 20) sichtbar, eine deutliche 

Korrelation zwischen dem Konsum tierischer Produkte und dem wirtschaftlichen Wohlstand. 

Weitere Studien, beispielsweise von Gerben-Leenes et al. (2010), stützen diese Hypothese.  

 

Abbildung 4: Verhältnis von Konsum tierischer Produkte zu Wohlstand 
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Produkte stark zunehmen wird. Dieses Wachstum der Produktion und des Konsums von 

Fleisch und von Milchprodukten wird sich nach Prognosen der Ernährungs- und Landwirt-

schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) bis zum Jahr 2050 weltweit kontinuierlich 

fortsetzen (vgl. FAO 2012), wie die folgende Abbildung 5 verdeutlicht. Dies bedeutet gegen-

über dem Jahr 2010 eine globale Steigerung um weitere 68 Prozent bei Fleisch und um 55 

Prozent bei Milchprodukten. Nach bisherigen Prognosen der FAO wird sich damit das Wachs-

tum der Produktion und des Konsums global stetig fortsetzen. 

  

Abbildung 5: Entwicklung der Fleischproduktion (links) und der Milchproduktion (rechts) 

vom Jahr 2020 bis zum Jahr 2050 
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Abbildung 6: Entwicklung der Fleisch- und Milchproduktion vom Jahr 1961 bis zum Jahr 

2050 

 

Damit kann global eine historisch massive Ausweitung des Konsums tierischer Produkte fest-

gestellt werden, die voraussichtlich noch lange anhalten wird. Ein Kernelement menschlichen 

Daseins, die Ernährung, erfährt damit in dieser Epoche eine fundamentale Veränderung. Ein 

weiteres Kernelement menschlichen Daseins, die Produktion von Nahrungsmitteln, muss sich 

dabei ebenso tiefgreifend mitverändern – und damit den gesamten Planeten, auf dem sie statt-

findet. Eine ausführliche Analyse der damit verbundenen Nachhaltigkeitsprobleme erfolgt im 

weiteren Verlauf dieser Arbeit (s. Abschnitt III). Bereits diese Ausführungen legen aber nahe, 

dass der Konsum tierischer Produkte gerade in aktueller Zeit ein relevantes Thema darstellt. 

Inwiefern der Konsum tierischer Produkte auch als politisch relevantes Thema zu betrachten 

ist, wird im nächsten Kapitel eruiert. 

 2. Ernährung und Konsum tierischer Produkte als Politikfeld 

Ein Politikfeld kann „als eine spezifische und auf Dauer angelegte Konstellation sich aufei-

nander beziehender Probleme, Akteure, Institutionen und Instrumente“ (Loer et al. 2015, S. 9) 

bezeichnet werden. Im Folgenden wird daher nach der bisherigen Darlegung der Problemstel-

lung systematisch auf die für die Ernährungspolitik relevanten Prozesse, Akteur*innen, Insti-

tutionen und Instrumente eingegangen, auch in Bezug auf die mit ihr verbundenen 

Politikfelder. Dabei werden zudem sowohl die Motive für das Handeln als auch für das Nicht-

handeln der relevanten Akteur*innen beleuchtet, da für die Politikfeldanalyse nicht nur von 
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Bedeutung ist, was politische Akteur*innen aus welchen Gründen tun, sondern auch, aus wel-

chen Gründen sie nichts tun (vgl. Blum und Schubert 2011, S. 16f). 

Damit werden hier die folgenden Fragen beantwortet: 

1. Inwiefern wurden bzw. werden Ernährung und insbesondere der Konsum tierischer 

Produkte in den politischen Arenen verhandelt? 

2. Was sind bisherige Instrumente der Ernährungspolitik, vor allem in Bezug auf den 

Konsum tierischer Produkte? 

3. Welche Strukturen und Akteur*innen sind im Feld der Ernährungspolitik als relevant 

einzuschätzen? 

4. Welche Probleme und Herausforderungen ergeben sich bei der politischen Regulie-

rung des Konsums tierischer Produkte? 

 2.1) Ernährung als Politikthema und Politikfeld 

Ob und wie sich Menschen ernähren konnten, hatte, so lässt sich als These formulieren, in der 

Geschichte menschlicher Gesellschaften oft einen fundamentalen Einfluss auf die politischen 

Prozesse. Nur als Beispiel ist darauf zu verweisen, dass bereits vor 2000 Jahren im antiken 

Rom die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Nahrung, nach dem Motto ‚Brot und 

Spiele‘, eine zentrale politische Aufgabe darstellte. Die Versuche, die Ernährung der Men-

schen politisch zu beeinflussen, sind bis zurück in die Antike dokumentiert, hier vor allem in 

Form von Angebotssicherung und Preiskontrollen für eine sichere und ausreichend günstige 

Nahrungsversorgung. Staatliche Maßnahmen für eine Mindestversorgung werden seit Langem 

als legitim erachtet und bauen sogar staatliche Legitimität an sich auf (vgl. Barlösius 1990, S. 

201). In diesem Sinne stand im überwiegenden Teil der Geschichte menschlicher Gesellschaf-

ten die ausreichende Versorgung der Menschen mit im Vordergrund politischer Prioritäten, 

nicht jedoch deren individuelles Ernährungsverhalten.1  

In Deutschland kam erst seit den 1950er Jahren das Ernährungsverhalten der Bevölkerung 

selbst als Ziel politischer Maßnahmen hinzu (vgl. Mühlich 2008, S. 16), insbesondere in 

Richtung Gesundheit (vgl. Burnett und Oddy 1994). Die in diesem Bereich relevanten Ak-

teur*innen (s. u.) interpretieren Ernährungspolitik entsprechend erst seit Kurzem als eigen-

ständiges Politikfeld. Waskow und Rehaag (2004, S. 23) sehen dabei Lebensmittelsicherheit 

                                                 

1 Als Ausnahme können religiöse Vorschriften zum individuellen Ernährungsverhalten angeführt werden, deren 

Beachtung teilweise auch durch politische Akteur*innen verfolgt wurde. 
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(„food safety“) und verbraucherorientierte Ernährungspolitik („nutrition policy“) als die zent-

ralen Felder von Ernährungspolitik an. Zudem werden „die Beobachtung und Gestaltung der 

Produktion, Verarbeitung, Distribution und des Handels von und mit Lebensmitteln“ (Wissen-

schaftlicher Beirat "Verbraucher- und Ernährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 9f) als wei-

tere zentrale Aufgaben der Ernährungspolitik bezeichnet. 

Seit Kurzem dringen jedoch neue Themenfelder in den Bereich der Ernährungspolitik vor, 

was deren Komplexität steigen lässt (vgl. Herring 2015b, S. 17). Mittlerweile werden daher 

nicht nur die Förderung einer gesundheitsbewussten, sondern auch einer nachhaltiges Ernäh-

rung sowie die Minderung des Konsums tierischer Produkte als relevante Aufgaben der Er-

nährungspolitik angesehen (vgl. z. B. Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, Ernährung 

und gesundheitlichen Verbraucherschutz 2020). Der gesunde und nachhaltige Konsum von 

Lebensmitteln rückt damit in das Zentrum der Ernährungspolitik. Auch der Bereich der Tier-

haltung bzw. des Konsums tierischer Produkte im Speziellen gewinnt an politischer Bedeu-

tung in der Bevölkerung sowie bei an Nachhaltigkeit interessierten Akteur*innen der 

Ernährungspolitik (vgl. z. B. Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik beim BMEL (WBA) 

2015; USDA 2015). Die Forderung nach der Reduktion tierischer Produkte gelangt dadurch 

allmählich in die öffentlichen Diskurse und auf die Liste der Ziele von Ernährungspolitik (vgl. 

z. B. Wissenschaftlicher Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen Verbrau-

cherschutz (WBAE) beim BMEL 2020). Da der Konsum tierischer Produkte erst seit wenigen 

Jahren als relevanter Aspekt auf der Agenda der Ernährungspolitik erscheint, sind noch Un-

klarheiten vorhanden, inwieweit aus Nachhaltigkeitssicht der Konsum tierischer Produkte be-

einflusst werden sollte. 

 2.2) Instrumente der heutigen Regulierung tierischer Produkte 

Umfassende Strategien für eine nachhaltige Ernährungspolitik, in denen der Konsum tieri-

scher Produkte thematisiert wird, lassen sich seit Kurzem in einer wachsenden Anzahl von 

Ländern auffinden.2 Aus Konsumperspektive werden, wie bereits oben erwähnt, vorwiegend 

informationsbasierte Maßnahmen mit gesundheitlicher Zielsetzung eingesetzt, um den Kon-

sum auch von tierischen Produkten zu beeinflussen (vgl. Barlösius 2001, S. 118; Brunner 

2011, S. 214). In den Diskursen um die Regulierung der Produktion, d. h. der Agrarwirtschaft, 

                                                 

2 Eine Ausnahmen für frühe Ernährungsstrategien stellen hier die Niederlande dar, welche ab dem Jahr 2008 eine 

Strategie für nachhaltige Ernährung entwickelten (vgl. Minister of Agriculture, Nature and Food Quality 

2009). Auch Großbritannien entwickelte ab dem Jahr 2008 eine Strategie für eine nachhaltige Ernährungspo-

litik (vgl. Cabinet Office 2008; HM Government 2010).  
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wird Nachhaltigkeit oft nur im Sinne von Effizienzverbesserungen, aber nicht im Sinne einer 

Begrenzung der Produktion tierischer Produkte thematisiert (vgl. z. B. BMEL 2015). Dabei 

wird ein großer Bedarf an wissenschaftlichen Untersuchungen zu effektiven politischen Maß-

nahmen und Instrumenten angemeldet, die den Konsum tierischer Produkte reduzieren könn-

ten (vgl. z. B. Defra 2013, S. 9f). Dass noch Handlungsbedarf für staatliche Maßnahmen in 

Richtung nachhaltiger Ernährungsweise besteht, kann daher teilweise auf fehlendes Wissen 

zurückgeführt werden, mit welchen politischen Instrumenten sich der Konsum tierischer Pro-

dukte effektiv (bei gleichzeitiger Wahrung von sozialen und ökonomischen politischen Zie-

len) senken lässt.  

Ein weiterer Grund für Nichthandeln ist insbesondere im Feld der Ernährungspolitik mit der 

Legitimität politischer Einflussnahme verknüpft, da gerade hier die Frage gestellt wird, ob 

und inwiefern der Staat das Verhalten der Menschen beeinflussen sollte (vgl. Mühlich 2008, 

S. 16). So ist der Umfang legitimer Maßnahmen für eine gesunde und / oder nachhaltige Er-

nährungsweise noch als umstritten anzusehen (vgl. Mühlich 2008, S. 16f). Die Legitimität po-

litischer Instrumente ist allerdings nicht nur politikwissenschaftlich von zentraler Bedeutung 

(vgl. Burth 2010, S. 42), sondern auch für die Akzeptanz und damit für den Erfolg politischer 

Maßnahmen. Denn Politikinstrumente können stets auch als „Träger genereller Vorstellungen 

über die Vorstellungen des Staates in der Gesellschaft und die Art der Regulierungstätigkeit, 

die als legitim und effektiv erachtet wird“ (vgl. Lascoumes und Le Galès 2004 S. 14, zitiert 

nach Braun und Giraud 2009, S. 159) angesehen werden. Daher kann eine Forschungsfrage 

zur Legitimität politischer Instrumente, die die nachhaltige Ernährung steigern bzw. den Kon-

sum tierischer Produkte senken könnten, als bedeutungsvoll eingeschätzt werden (vgl. Sach-

verständigenrat für Umweltfragen (SRU) 2012, S. 180ff). 

 2.3) Strukturen und Akteur*innen der Ernährungspolitik 

Gleichzeitig sind auch die aktuellen Akteur*innen und Strukturen in der Ernährungspolitik als 

relevant für die geringen Aktivitäten in Bezug auf gesundes und nachhaltiges Ernährungsver-

halten einzustufen. Die Ernährungspolitik wird u. a. vom Wissenschaftlichen Beirat Verbrau-

cher- und Ernährungspolitik beim BMVEL (2005, S. 5) als Politikfeld mit starken 

Verbindungen und Überschneidungen zu anderen Politikfeldern gesehen; dies betrifft insbe-

sondere die Gesundheits-, die Landwirtschafts- und die Umweltpolitik, die wiederum von 

weiteren Politikfeldern beeinflusst werden (s. folgende Abbildung 7). Problematisierungen 

bezüglich der Ernährungspolitik hängen daher auch davon ab, auf welche der Politikfelder sie 

Bezug nehmen. Zudem besteht eine starke Verschränkung von nationaler, europäischer und 
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internationaler Ebene bei der Gestaltung und der Umsetzung politischer Maßnahmen (vgl. 

Wissenschaftlicher Beirat "Verbraucher- und Ernährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 12). 

 

Abbildung 7: Relation der Ernährungspolitik zu anderen Politikfeldern 

 

Daher sind in der Ernährungspolitik Strukturen mit einer großen Vielfalt von relevanten Ak-

teur*innen wie auch Verbraucherverbänden (vgl. Wissenschaftlicher Beirat "Verbraucher- und 

Ernährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 8) zu finden. Nach Scharpfs akteurszentriertem In-

stitutionalismus können Akteur*innen als Personengruppen betrachtet werden, die über „die 

Fähigkeit zur kollektiven Willensbildung und zur effektiven Steuerung des Handelns der eige-

nen Mitglieder“ (Mayntz und Scharpf 1995, S. 50) verfügen. In diesem Sinne können für die-

ses Politikfeld insbesondere die in der folgenden Tabelle 1 dargestellten Akteur*innen als 

einheitlich handelnde Personengruppen als bedeutungsvoll eingeschätzt werden:  

Staatliche Akteur*innen Wirtschaftliche Ak-

teur*innen 

Zivilgesellschaftliche Ak-

teur*innen 

 Regierungseinrichtungen auf 

allen politischen Ebenen, v. a. 

für Ernährung, Landwirt-

schaft, Gesundheit und Um-

welt 

 Parlamente, insb. relevante 

 Landwirtschafts-

verbände 

 Ernährungsge-

werbe  

 Handel 

 Berufsverbände 

 Verbraucherorganisati-

onen 

 themenfokussierte Or-

ganisationen 



 

20 

 

Parlamentsausschüsse und de-

ren Fraktionen 

 staatliche Institute  

 staatliche wissenschaftliche 

Gremien 

 Medien 

 Ärztliche / medizi-

nische Akteur*in-

nen (Kranken-

kassen sowie 

Ärzte) 

 wissenschaftliche Or-

ganisationen 

 soziale Netzwerke / 

Initiativen 

Tabelle 1: Akteur*innen der Ernährungspolitik 

 

Renommierte Expert*innen sehen allerdings beim tieferen Betrachten der bestehenden Struk-

turen und Akteur*innen der Ernährungspolitik das folgende Problem für eine Ausweitung er-

nährungspolitischer Aktivitäten: „Die Ernährungspolitik rangierte über Jahrzehnte als 

integrierter Teil der Agrarpolitik, de facto als untergeordnetes Politikfeld ohne eigene Profilie-

rung. In den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts stand die Sicherung der Ernährung durch die 

landwirtschaftliche Produktion im Fokus“ (Wissenschaftlicher Beirat "Verbraucher- und Er-

nährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 5). Dabei etablierte sich in zahlreichen Ländern (vgl. 

Holm et al. 1993), auch in Deutschland (vgl. Waskow und Rehaag 2004), ein sogenanntes ‚Ei-

sernes Dreieck‘ aus landwirtschaftlichen Interessengruppen, landwirtschaftlichen Behörden 

und politischen Vertreter*innen der Agrarpolitik (aus Parlament und Ministerien). Ein solches 

Dreieck wird auch in anderen Politikfeldern wahrgenommen. Die Theorie, dass die politi-

schen Akteur*innen nur die wirtschaftlichen Partikularinteressen erfüllen würden (‚Capture‘-

Theorie), findet zwar generell wenig Bestätigung, dennoch wird der Einfluss der regulierten 

Interessengruppen politikfeldübergreifend in diversen Studien als signifikant eingeschätzt 

(vgl. Christensen 2011, S. 175). Dieser Einfluss wird im Bereich der Landwirtschafts- und Er-

nährungspolitik als besonders stark angesehen: „Die Gruppen des ‚Eisernen Dreiecks‘ konn-

ten aufgrund ihres hohen Organisationsgrads neben eines auf ihre Bedürfnisse 

zugeschnittenen Ministeriums auch auf eine gut ausgestattete und umfangreiche Ressortfor-

schung bauen. Diese auch hierdurch ermöglichte enge Verzahnung erschien unter dem Ge-

sichtspunkt des Ausgleichs der Interessen von Allgemeinwohl (hier Verbraucherschutz) und 

Partikularinteresse eines Wirtschaftszweiges problematisch“ (Wissenschaftlicher Beirat "Ver-

braucher- und Ernährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 8).  

Dadurch wurden insbesondere die landwirtschaftlichen Interessen lange als prägend für die 

Ausgestaltung der Agrar- und auch der Ernährungspolitik angesehen. Handeln mit dem Ziel 

einer verbraucherorientierten „nutrition policy“ bzw. der Förderung einer gesundheitserhalten-

den und nachhaltigen Ernährung schien daher häufig zu unterbleiben, wenn dies in Konflikt 
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mit wirtschaftlichen Interessen stand. Denn „diese wirtschaftlichen Interessen hatten zunächst 

Vorrang vor den Interessen der Verbraucher (z. B. Kennzeichnung, vorsorgenden Gesund-

heitsschutz) und erst Lebensmittelskandale, insbesondere durch BSE hervorgerufen, führten 

die Sicherheit der Lebensmittel betreffend zu neuen Herausforderungen“ (Wissenschaftlicher 

Beirat "Verbraucher- und Ernährungspolitik“ beim BMVEL 2005, S. 6). Die Vernetzung zwi-

schen Agrarindustrie und Agrarpolitik wird in Deutschland (vgl. Heintz 2013) und in anderen 

Ländern weiterhin als hoch eingeschätzt, was die Dominanz landwirtschaftlicher Interessen 

stabilisiert. Im Rahmen der politischen Debatten um verstärkten Klimaschutz und weitere 

Nachhaltigkeitsaspekte sind allerdings derzeit Bemühungen um eine Neuausrichtung der Er-

nährungspolitik zu beobachten, z. B. in Deutschland bezüglich der Entwicklung einer neuen 

ernährungspolitischen Strategie (vgl. BMEL 2023). Akteur*innen der Agrarindustrie können 

dennoch weiterhin in zahlreichen Ländern auch für den Bereich der Ernährungspolitik als ein-

flussreich betrachtet werden, wie auch eine Studie von Graaf et al. (2021) darstellt. 

 2.4) Probleme und Herausforderungen in der Ernährungspolitik 

Auf Basis der obigen Diskussionen können insbesondere auch die folgenden Annahmen auf-

gestellt werden: 

1. Es ist kein Konsens bzw. keine klare Orientierung zu erkennen, ob und vor allem in-

wieweit versucht werden sollte, den Konsum tierischer Produkte zu reduzieren. 

2. Es gibt starke Zweifel, ob es für den Staat legitim wäre, mit der Implementierung poli-

tischer Instrumente den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen. 

3. Es bestehen weiterhin Wissenslücken dazu, welche politischen Instrumente den Kon-

sum tierischer Produkte zielführend beeinflussen und in Anbetracht der Akteurskons-

tellationen umsetzbar sein könnten. 

 3. Fragestellungen 

Zu den genannten Problemen lassen sich die folgenden Fragen formulieren: 

1. Sollte aus Nachhaltigkeitsgründen versucht werden, den Konsum tierischer Produkte 

zu senken (und falls ja, inwieweit)? 

2. Sollte der Staat versuchen, den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen? 

3. Mit welchen politischen Instrumenten kann der Staat versuchen, den Konsum tieri-

scher Produkte zu reduzieren? 
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Die erste Frage lässt sich aus Perspektive von Nachhaltigkeitskonzepten erörtern, ob und in-

wieweit der Konsum tierischer Produkte für zentrale Nachhaltigkeitsanliegen reduziert wer-

den sollte. Die zweite Frage kann aus den Perspektiven verschiedener politischer Theorien 

diskutiert werden, wann und inwieweit ein Staat legitimer Weise den Konsum tierischer Pro-

dukte reduzieren sollte. Die dritte Frage, inwiefern über politische Instrumente der Konsum 

tierischer Produkte reduziert werden kann, lässt sich über zwei Perspektiven diskutieren. Zum 

einen kann empirisch analysiert werden, welche bereits implementierten politischen Instru-

mente auf staatlicher Ebene mit welchen potenziellen Wirkungen umgesetzt werden. Hierbei 

können auch bei ausgewählten Fällen gleichzeitig die Implementierungsprozesses bestimmter 

Instrumente näher betrachtet werden, um zu erforschen, von welchen Faktoren eine erfolgrei-

che Implementierung abhängen könnte. Zum Zweiten können noch nicht implementierte poli-

tische Instrumente durch eine modellierungsbasierte Analyse untersucht werden.  

 4. Struktur der Arbeit und Einbettung in politikwissenschaftliche 

Forschung 

Die genannten Forschungsfragen werden in dieser Arbeit jeweils in eigenen Abschnitten be-

handelt; die dritte Fragestellung wird für die Anwendung von zwei verschiedenen Ansätzen 

(einer empirischen Analyse und einer modellierungsbasierten Analyse) in zwei Abschnitte 

aufgeteilt. Die dadurch sich ergebenden vier Abschnitte werden von drei weiteren Abschnitten 

eingerahmt: zu Beginn von diesem Abschnitt der Einführung und dem folgenden Abschnitt 

zum theoretischen Hintergrund; am Ende schließt ein zusammenfassender Abschnitt zur Dis-

kussion der Ergebnisse die Arbeit ab. Damit ist die Arbeit für die komplette Argumentation in 

sieben Abschnitte eingeteilt: 

I. Einführung und Fragestellung 

II. Theoretischer Hintergrund  

III. Normative Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums tierischer Produkte 

IV. Normative Analyse der Legitimität politischer Instrumente  

V. Empirische Analyse der Wirkungen politischer Instrumente  

VI. Modellierungsbasierte Analyse der Wirkungen politischer Instrumente  

VII. Diskussion der Ergebnisse 

Wie diese Teile in den Kontext politikwissenschaftlicher Forschung eingebettet sind, wird im 

folgenden Abschnitt erläutert. 
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I. Einführung und Fragestellung 

Die zentralen Forschungsfragen in dieser Arbeit beziehen sich insbesondere auf aktuelle poli-

tikwissenschaftliche Diskussionen, da die Thematik der nachhaltigen Ernährung hier erst seit 

Kurzem eine zunehmende Bedeutung erhält. Dies führt dazu, dass die bis dato bestehenden 

Themen bzw. Fragen der allgemeinen Ernährungspolitik im politikwissenschaftlichen wie 

auch im gesellschaftspolitischen Kontext ergänzt bzw. geändert werden müssen (vgl. 2015a, 

S. 7). Wie Herring (2015a, S. 8) in der Einführung zu „Oxford Handbook of Food, Politics, 

and Society“ anmerkt, sind in der Ernährungspolitik drei unvermeidbare Fragen zu stellen: 1. 

Welche Lebensmittel sollten in welchen Mengen produziert werden? 2. Wie sollten sie produ-

ziert werden? 3. Wie sollten sie verteilt werden?. Diese drei Fragen von Herring sind bisher 

oftmals zentral für ernährungspolitische Debatten, aber sollten in diesem Kontext um eine 

vierte Frage ergänzt werden: ‚Welche Lebensmittel sollen konsumiert werden?‘. Denn in ak-

tuellen Debatten wird auch die Frage als prioritär angesehen, welche Lebensmittel aus ge-

sundheitlicher, ökologischer oder sozialer Sicht konsumiert werden sollten und inwiefern 

staatliche Politik dies beeinflussen kann und sollte. Zu dieser Fragestellung existiert eine 

wachsende Anzahl von Artikeln und Studien, in denen die Geeignetheit von politischen In-

strumenten diskutiert wird (vgl. z. B. Garnett et al. 2015; Bailey und Harper 2015). Die Dis-

kussionen in den genannten Studien basieren allerdings vor allem auf der Betrachtung von 

experimentellen Analysen, modellierungsbasierten Analysen oder allgemeinen politischen 

Empfehlungen. Politikwissenschaftliche Diskussionen mit internationalen empirischen Ana-

lyse sind allerdings noch rar. So stellt auch Tara Garnett vom Food Climate Research Network 

(FCRN) fest, dass es an Wissen zu effektiven politischen Veränderungsmöglichkeiten der Er-

nährungsweise mangelt, weshalb ein Bedarf an Untersuchungen besteht, die ernährungsbezo-

gene und nicht ernährungsbezogene politische Interventionen und ihre Effektivität kartieren 

und eine Synthese effektiver Maßnahmen erstellen (vgl. Garnett 2014a, S.17f).  

Politikwissenschaftlich lassen sich die zentralen Forschungsfragen der Arbeit vor allem der 

‚Policy-Analyse‘ bzw. Politikfeldanalyse zuordnen, also einer politikwissenschaftlichen Teil-

disziplin, die sich, kurz ausgedrückt, mit den inhaltlichen Aspekten der Politik beschäftigt 

(vgl. Blum und Schubert 2011, S. 10), bzw. differenzierter dargestellt, mit den „materiell-in-

haltlichen Problemen, auf die mit politischen Programmen und Maßnahmen reagiert 

wird“ (Blum und Schubert 2011, S. 14). Seit Mitte der 1980er Jahre wächst diese Politikfelda-

nalyse auch in Deutschland in starkem Maße (vgl. Blum und Schubert 2011, S. 15). Gerade in 

neuerer Zeit betrachtete die Politikfeldanalyse, wie auch diese Arbeit, insbesondere die Rege-

lung und Steuerung von Gesellschaften (vgl. Schneider und Janning 2006, S. 32). Politischen 
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Instrumenten kommt bei dieser Steuerung von Gesellschaften eine bedeutende Rolle zu.  

Seit einiger Zeit stellen transformationstheoretische Ansätze die Frage in den Vordergrund, 

wie bestimmte gesellschaftliche (Teil-)Systeme grundlegend transformiert werden können 

(vgl. z. B. Loorbach 2014, bzgl. Ernährungssysteme vgl. z. B. Schrode et al. 2019). Für die 

Umsetzung einer Transformation können insbesondere Innovations- und Exnovationsstrate-

gien betont werden, auch in Bezug auf Ernährungssysteme (vgl. Schrode et al. 2021). Mit der 

Fragestellung nach der Reduktion tierischer Produkte in dieser Arbeit wird tendenziell die 

Exnovationsperspektive betont. Neue politische Instrumente können in diesem Sinne der 

Exnovation die Spielregeln des politischen Rahmens ändern und somit dazu beitragen, den 

Konsum tierischer Produkte zu reduzieren. Weitere Arbeiten könnten dagegen innovations-

strategische Aspekte, z. B. mit der Frage nach der Erhöhung pflanzlicher Produkte durch poli-

tische Instrumente, in den Vordergrund rücken. Innovativen Nischenprodukte, die durch ihre 

Verbreitung tierische Produkte ablösen könnten, sowie politische Empfehlungen zu deren Ver-

breitung werden teilweise bereits von Studien analysiert, z. B. die Studie von Engelhardt et al. 

(2020) in Bezug auf Europa oder von Haack et al. (2020) in Bezug auf Deutschland. Dennoch 

besteht hier ein Potenzial für umfassendere Analysen passender politischer Instrumente. 

 

II. Theoretischer Hintergrund und Begriffsklärungen 

In diesem Abschnitt werden die theoretischen Grundlagen für diejenigen Aspekte erörtert, die 

für alle Kapitel prägend sind. Dies gilt zum einen für das Verständnis und die Differenzierung 

politischer Instrumente (vgl. z. B. Görlitz und Burth 1998; Braun und Giraud 2009). Zum an-

deren kann für die hier intendierte Form einer Policy-Analyse, die politische Instrumente so-

wohl normativ als auch empirisch diskutiert, in explorativer Weise der Versuch einer 

Integration normativer und empirischer Analysen debattiert werden. Prinzipiell ist ein solcher 

integrierter normativer und empirischer Ansatz auch auf weitere Politikfelder übertragbar. 

Denn damit kann das Analysepotenzial der Policy-Analyse ausgeweitet und besonders rele-

vante ethische Anliegen und Argumente können in die Policy-Analyse einbezogen werden 

(Burth 2010, S. 89).  

Eine solche intergierte Analyse durchzuführen, ist in theoretischer Hinsicht herausfordernd, 

da nach Kenntnisstand des Autors nur wenige Ansätze existieren, z. B. von Frank Fischer 

(1995) und Hans-Joachim Burth (2010). Daher wird hier ein anwendungsreifer integrativer 

Rahmen der normativen und empirischen Analyse entwickelt.  
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III. Normative Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums tierischer Produkte: 

Sollte aus Nachhaltigkeitsgründen versucht werden, den Konsum tierischer Produkte 

zu senken (und falls ja, inwieweit)? 

Zur Beantwortung dieser Frage ist zu diskutieren, ob und in welchem Maße der aktuelle und 

prognostizierte Konsum tierischer Produkte als nicht nachhaltig einzustufen ist und die Imple-

mentierung politischer Instrumente daher als notwendig erachtet werden kann. Dabei sind zu-

erst verschiedene Nachhaltigkeitskonzepte (z. B. Säulenmodell versus integrierte Modelle) 

und Nachhaltigkeitsstrategien (insb. Effizienz- versus Konsistenz- versus Suffizienzstrategie) 

zu beleuchten (vgl. z. B. Grunwald und Kopfmüller 2012). Auf dieser Basis wird in diesem 

Abschnitt die Nachhaltigkeit der derzeitigen und prognostizierten Ernährungsweise diskutiert. 

Differenziert nach den ökologischen, sozialen, ökonomischen und gesundheitlichen Folgen 

werden hier auch die direkten Effekte des Konsums und der Produktion tierischer Produkte 

erörtert. 

 

IV. Normative Analyse der Legitimität staatlichen Handelns: Sollte der Staat versu-

chen, den Konsum tierischer Produkte zu senken? 

Mit dieser zentralen Fragestellung greift diese Arbeit sowohl klassische als auch äußerst aktu-

elle politikwissenschaftliche Diskussionen auf. Klassische Diskussionen der politischen Theo-

rie beinhalten seit jeher, insbesondere seit der Neuzeit (vgl. Burth 2010, S. 40), die Frage, in 

welchem Maße und mit welchen Mitteln bzw. Instrumenten staatliche Politik das Verhalten 

von Individuen beeinflussen darf. Die Diskussion der Legitimität staatlichen Handelns in die-

ser Arbeit kann daher Rekurs auf verschiedene politische Theorien seit der Neuzeit nehmen. 

Eine normative Diskussion der Legitimität politischer Eingriffe ist gerade zu diesem Politik-

feld bedeutend, weil hier die Frage gestellt wird, ob und inwiefern der Staat das Verhalten der 

Menschen beeinflussen sollte (vgl. Mühlich 2008, S. 16). 

Für diese normative Analyse ist als Applikationsproblem zu diskutieren, wie generelle Nor-

men auf einen konkreten Einzelfall – hier die politische Beeinflussung für eine nachhaltige 

Ernährung – angewandt werden können (vgl. Reese-Schäfer 2013, S. 24). Zielstellung ist so-

mit die Produktion normativer Aussagen (vgl. Zapf 2013, S. 42). 

Methodisch lassen sich für eine normative Analyse im Rahmen politikwissenschaftlicher For-

schung politische Theorien verwenden. Auf Basis von deren Annahmen zum Verhältnis von 

Staat und Privatem können deren Sichtweisen auf die Legitimität staatlichen Handelns, die 

zur Regulierung des Konsums tierischer Produkte beitragen, beleuchtet werden. Dabei ist im 

besten Falle als pluralistischer Ansatz auf verschiedene politische Theorien zurückzugreifen. 
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Denn politische bzw. ethische Theorien greifen in ihren Grundannahmen auf unterschiedliche 

Bezugspunkte zurück, was die Bedeutung einer „Kombination unterschiedlicher ethischer 

Theorien“ (Burth 2010, S. 495) betont.  

 

V. Empirische Analyse politischer Instrumente: Mit welchen politischen Instrumenten 

kann der Staat versuchen, den Konsum tierischer Produkte zu reduzieren? 

Ziel der empirischen Analyse ist es, im Rahmen der Evaluationsforschung (vgl. z. B. Blum 

und Schubert 2011; Wolff et al. 2019) zum einen auf Basis bestehender Implementationser-

fahrungen Aussagen über die potenzielle Wirkungsweise entsprechender politischer Instru-

mente zu treffen. Dabei sind vor allem die Effekte der verschiedenen Instrumente zu 

differenzieren und zu analysieren. In der empirischen Analyse wird zu Beginn ermittelt, in-

wiefern politische Instrumente weltweit implementiert wurden. Darauffolgend können die po-

tenziellen Wirkungen der Instrumente auf Konsum, Umwelt, Ökonomie, Soziales und 

Gesundheit analysiert werden. Da die entsprechenden statistischen Daten für die Evaluation 

der implementierten Instrumente nur auf nationaler Ebene ausreichend vorhanden sind, be-

schränkt sich die empirische Evaluation in dieser Arbeit auf Maßnahmen, die nachweislich 

auf gesamtnationaler Ebene implementiert und umgesetzt wurden. Dies trifft vor allem auf 

staatlich implementierte Maßnahmen zu. Um den Analyseraum überschaubar zu halten, kon-

zentriert sich die Fragestellung in einer gouvernmentalistischen Perspektive daher nur auf 

staatlich implementierte Instrumente. Maßnahmen, die andere Akteur*innen wie Unterneh-

men, Verbände oder zivilgesellschaftliche Vereine selbstständig initiieren, werden dagegen 

nicht analysiert. Diese Fragestellung steht damit in Kontrast zur Tendenz in der Policy-Ana-

lyse, mit einer Governance-Perspektive, die Regieren als Steuern und Koordinieren interde-

pendenter Akteur*innen betrachtet (vgl. Stykow 2007, S.251), auch nichtstaatliche 

Akteur*innen in den Fokus zu stellen. Eine solche Perspektive wird auch hier generell als ge-

sellschaftlich und wissenschaftlich wertvoll erachtet. Da diese Fragestellung sich aber an die 

Fragestellung anschließt, ob der Staat aktiv werden soll, wird hier die gouvernmentalistische 

Perspektive beibehalten. Um in Anbetracht schwieriger Akteurskonstellationen in diesem Po-

litikfeld zu erfahren, von welchen Faktoren eine erfolgreiche Implementierung unter anderem 

abhängen könnte, werden zum anderen mit geringerer Fallanzahl die Implementierungspro-

zesse bestimmter Instrumente in Bezug auf den Einfluss von Macht- und Ressourcenpotenzia-

len der jeweiligen Akteursgruppen (vgl. Jenkins-Smith et al. 2018; Weible und Ingold 2018) 

oder von diskursiven Faktoren (vgl. Hajer 2010) genauer betrachtet. 
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VI. Modellierungsbasierte Analyse der Wirkungen politischer Instrumente: Mit wel-

chen noch nicht implementierten politischen Instrumente kann der Staat effektiv den 

Konsum tierischer Produkte reduzieren? 

Da nachhaltige Ernährung ein recht neues politisches Ziel darstellt und daher höchstwahr-

scheinlich viele der möglichen Steuerungsmechanismen noch nicht umgesetzt sind, ist eine 

Diskussion bisher nicht implementierter, aber modellierter bzw. simulierter Instrumente für 

dieses Forschungsfeld besonders bedeutsam. Diese Modelle bestehen aus Sets präziser An-

nahmen und Axiome und können angewandten formalen Modellen als Grundlage dienen (vgl. 

Morton 2009, S. 28ff). Durch einen Vergleich der Ergebnisse von Modellierungsstudien wer-

den in diesem Abschnitt die Effekte möglicher, noch nicht implementierter politischer Instru-

mente analysiert. Dabei werden bestehende Modellierungsarbeiten, die die Effekte politische 

Instrumente in Bezug auf eine nachhaltige Ernährungsweise berechnen, einer systematischen 

Auswertung unterzogen. 

 

VII. Diskussion der Ergebnisse 

Dieser Abschnitt dient dazu, die zentralen Ergebnisse in Bezug auf die Forschungsfragen ab-

schließend zu diskutieren. Zudem werden Forschungslücken benannt, die im Laufe der Arbeit 

identifiziert wurden und für weitere Forschungsprojekte nutzbar sind. Auf den gesammelten 

Erkenntnissen aufbauend werden außerdem Politikempfehlungen dargestellt, die politische 

Schritte für eine Reduktion tierischer Produkte aufzeigen und damit einen Beitrag zur Verbes-

serung der vorgestellten ökologischen, ökonomischen, sozialen und gesundheitlichen Proble-

matiken leisten können.  
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II. Theoretischer Hintergrund und Begriffsklärungen 

Dieser Abschnitt behandelt die theoretischen Grundlagen für diejenigen Aspekte, die für alle 

folgenden Kapitel von Bedeutung sind. Zu Beginn wird das Verständnis für Formen, Typen 

und Wirkungsweisen politischer Instrumente vertieft, da die Fragestellungen diese mit in den 

Fokus dieser Arbeit stellen. Die Fragestellungen implizieren zudem den Einbezug von norma-

tiven, empirischen und modellierungsbasierten Analysen, weshalb zu erörtern ist, in welcher 

Weise diese verschiedenen Analyseformen in einen gemeinsamen Forschungsrahmen inte-

griert werden können. Dazu stellt sich die Frage, inwiefern eine normative (Policy-)Analyse 

überhaupt wissenschaftstheoretisch rational und intersubjektiv möglich ist und auf welche 

Weise sich auf Basis dieser Überlegungen normative und empirische Analysen in integrierter 

Form durchführen lassen. 

Daher wird in diesem Kapitel dargelegt, 

1. wie politische Instrumente theoretisch erfasst und charakterisiert werden können, 

2. welchen Stand die normative Politikanalyse in den Politikwissenschaften aktuell auf-

weist, 

3. wie sich der aktuelle metaethische Forschungsstand in Bezug auf die wissenschafts-

theoretische Fundierung normativer Analysen darstellt, 

4. ob und inwiefern Ansätze vorhanden sind, um normative und empirische Analysen in 

integrierter Form durchführen zu können, und 

5. auf welche Weise sich aufbauend auf den existierenden Ansätzen eine eigene Form zur 

Integration von normativer und empirischer Analyse entwickeln lässt. 

Für die Diskussionen in den Abschnitten 2 bis 5 bildet das Werk „Normative Politikwissen-

schaft“ von Burth (2010) die zentrale Basis.   

 1. Politische Instrumente 

 1.1) Definition politischer Instrumente 

Politische Instrumente können als „Techniken, Wege und Verfahrensweisen, mit denen der 

Staat absichtsvoll gesellschaftliche Prozesse beeinflusst“ (Braun und Giraud 2009, S. 159), 

definiert werden. Zentral für die Definition und das Verständnis politischer Instrumente ist zu-

dem, dass diese als Mittel zur Erreichung politischer Ziele dienen. In diesem Sinne sind politi-

sche Instrumente für das politische System unverzichtbar (vgl. Braun und Giraud 2009, S. 
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159). „Ohne den Einsatz solcher Politikinstrumente sind politische definierte Probleme und 

politische Zielerreichung nicht möglich. Sie sind in diesem Sinne integraler Bestandteil von 

‚Government‘“ (Braun und Giraud 2009, S. 159). 

Statt des Begriffs des ‚politischen Instruments‘ werden in den Politikwissenschaften teilweise 

auch andere Begrifflichkeiten verwendet, insbesondere der Begriff des ‚politischen Pro-

gramms‘ (vgl. Schneider und Janning 2006, S. 58ff; Kevenhörster 2008). Aus Gründen der 

Kohärenz und der Verständlichkeit wird in dieser Arbeit ausschließlich der Begriff ‚politi-

sches Instrument‘ als Terminus genutzt. 

 1.2) Wirkungsweise politischer Instrumente 

Nach Huppes kann das folgende simplifizierende Modell (s. u.) die Wirkungsweise politischer 

Instrumente grob umreißen (vgl. Huppes 2001, S. 10). Danach implementiert der nationale 

Gesetzgeber ein politisches Instrument, das im ersten Schritt die Handlungen der direkt Regu-

lierten mit verändert. Da die Regulierten ein Teil der gesamten nationalen Gesellschaft sind, 

wird zum Zweiten auch diese von der Maßnahme beeinflusst, z. B. über ökonomische Mecha-

nismen. In Kombination bewirken diese veränderten Verhaltensweisen, Techniken etc. zum 

Dritten Veränderungen in der nationalen Umwelt (vgl. Huppes 2001, S. 10).3  

Diese Darstellung von Huppes lässt sich durch zwei zentrale Aspekte weiterentwickeln. So 

kann in der Modellabbildung (s. Abbildung 8) stärker die Möglichkeit hervorgehoben werden, 

dass der nationale Gesetzgeber sich selbst beeinflusst. Im Rahmen dieser Arbeit ist zudem bei 

den Regulierten zwischen Produzent*innen und Konsument*innen zu differenzieren. Wie in 

den folgenden Kapiteln erörtert wird, sind dies wesentliche Aspekte bei der Instrumenten-

wahl. Werden diese Aspekte ergänzt (ohne die internationale Ebene zu integrieren), kann das 

folgende Modell entstehen: 

                                                 

3 Huppes spiegelt diese drei Schritte, wie in der folgenden Abbildung 8 ersichtlich, auch auf die internationale 

Ebene, da für ihn die nationale und die internationale Welt stets verbunden sind. 
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Abbildung 8: Modell zur Wirkungsweise politischer Instrumente von Huppes (2001) (links) 

und eigene angepasste Form (rechts) 

 

 1.3) Kategorisierung politischer Instrumente 

An dieser Stelle werden die verschiedenen Typen politischer Instrumente differenziert und 

charakterisiert, damit in den folgenden Teilen der Arbeit die eruierten Instrumente auch nach 

Kategorien politischer Instrumente analysiert und evaluiert werden können. Zur Differenzie-

rung und Kategorisierung der politischen Instrumente wird die allgemeine politikwissen-

schaftliche Sekundärliteratur aufgearbeitet, die sich mit politischen Instrumenten im 

Allgemeinen auseinandersetzt, um die grundlegenden Ansätze der Differenzierung und Kate-

gorisierung politischer Instrumente zu diskutieren.  

1.3.1) Haupttypen politischer Instrumente 

Eine Kategorisierung politischer Instrumente ist auf verschiedenen Ebenen möglich. So kann 

auf der einen Ebene die Verteilungsart der Instrumente oder auf einer anderen Ebene die zeit-

liche Wirkungsweise als Bezugspunkt für die Kategorisierung ausgewählt werden. Die meis-

ten Kategorisierungen beziehen sich jedoch auf die Strategien bzw. Wirkungsmechanismen 

der politischen Instrumente (vgl. Görlitz und Burth 1998, S. 29f). Eine solche Kategorisierung 

von politischen Instrumenten in eher klassischer Form beschreiben in Anschluss an Mayntz 

(1982) Schneider und Janning (2006, S. 59), die zwischen regulativen Programmen, An-
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reizprogrammen und Leistungsprogrammen unterscheiden. Regulative Programme setzen re-

gulative Normen durch „mit Sanktionsdrohung verbundene Gebote, Verbote und Genehmi-

gungspflichten“ (Mayntz 1982, S. 80) durch. Anreizprogramme dagegen visieren ihre Ziele 

mit finanziellen Transfers und Anreizen an, während Leistungsprogramme Güter und Dienst-

leistungen durch öffentliche Mittel bereitstellen. 

Görlitz und Burth (1998, S. 30) nennen ergänzend Politikinstrumente der Informierung und 

der Strukturierung. Unter Informierung verstehen sie Instrumente, die „mit Hilfe von symbo-

lischer, in der Regel sprachlicher Interaktion“ (Görlitz und Burth 1998, S. 30) arbeiten.4 

Strukturierungsstrategien wirken dagegen durch prozedurale Programme bzw. durch „eine 

Veränderung sozialer Verhaltensarrangements“ (z. B. durch eine Veränderung von Rahmen-

ordnungen, Entscheidungs- oder Mitbestimmungsregeln), mit dem Ziel, „dass geänderte Ver-

haltensdispositionen auch zur Veränderung von Verhaltensverläufen führen“ (Görlitz und 

Burth 1998, S. 30).5 Für den Typ der strukturell-prozeduralen Instrumente werden in der Lite-

ratur verschiedene Definitionen verwendet, wobei die Begriffe der ‚Struktur‘ und der ‚Proze-

dur‘ sich teilweise ähneln und teilweise ungeklärt sind. Um hier eine grundlegende Klarheit 

für diese Arbeit zu gewinnen, werden diese verschiedenen Definitionen in die folgende Defi-

nition strukturell-prozeduraler Instrumente überführt: Strukturell-prozedurale Instrumente 

können danach definiert werden als die Beeinflussung, Veränderung und Schaffung gesell-

schaftlicher Prozeduren und Strukturen, mit und in denen Entscheidungen getroffen werden, 

mit dem Ziel, das Verhalten der Adressaten zu verändern. Adressaten dieser Instrumente kön-

nen dabei Bürger*innen, Verbände, Unternehmen etc. sein. Auch Kooperationsinstrumente 

und Nudging-Instrumente, welche Zielgruppen subtil in Richtung der gewollten Entscheidun-

gen lenken (Thaler und Sunstein 2008; Ölander und Thøgersen 2014) bzw. Setting-Instru-

mente (French und Stables 2003; Seymour et al. 2004) lassen sich darunter erfassen. Denn 

Nudging- und Setting-Instrumente visieren die Beeinflussung, Veränderung und Schaffung in-

dividueller Prozeduren und Strukturen an, mit und in denen Entscheidungen getroffen werden, 

mit dem Ziel, das Verhalten der Adressaten zu verändern. Die Schaffung bzw. Anerkennung 

von Kooperationen zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Akteur*innen kann dagegen als 

                                                 

4 Informationsinstrumenten, die die Vermittlung von Wissen und Informationen fokussieren, werden teilweise als 

persuasive Instrumente klassifiziert, die durch Überzeugung von relevanten Personen oder durch Auszeich-

nungen und Kennzeichnungen vor allem für Produkte agieren (vgl. Jacob et al. 2004; Jacob et al. 2010; 

Scholl et al. 2013, S. 20). 
5 Auch in der weiteren Literatur zur Umwelt- und Ernährungspolitik werden die klassischen Kategorisierungen 

von administrativen, ökonomischen und informativen Instrumenten vorgenommen (vgl. Barlösius 2001; Lo-

rek und Spangenberg 2010; Tukker et al. 2008). Ergänzt werden diese allerdings um freiwillige Instrumente 

(vgl. OECD 2008) bzw. selbstverpflichtende Instrumente (vgl. Reisch et al. 2011). 
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Entwicklung oder Veränderung kollektiver Prozeduren und Strukturen angesehen werden (vgl. 

Braun und Giraud 2009, S. 167).  

Damit sind fünf verschiedene Instrumententypen aufgeführt, die sich mehr oder weniger voll-

ständig in allen genannten Kategorisierungsversuchen wiederfinden: 

1. regulative Instrumente 

2. finanzielle Instrumente 

3. Leistungsinstrumente 

4. prozedurale / strukturelle Instrumente 

5. Informationsinstrumente 

Die einzelnen Instrumententypen können noch feiner differenziert werden. So lassen sich fi-

nanzielle Instrumente z. B. in Anreize, Abgaben, Transfers und die Schaffung künstlicher 

Märkte unterteilen (vgl. Jann 1981, S. 61ff). 

Einer der umfassendsten Kategorisierungsversuche von Jann (1981, S. 61ff) differenziert 

ebenso zwischen externen Instrumenten, die nichtstaatliche Akteur*innen adressieren, und in-

ternen Instrumenten, die das staatliche Handeln selbst regulieren (s. hierzu auch Huppes 

2001). Zu den internen Instrumenten zählt er direkte interne Instrumente, die spezifische oder 

allgemeine Befehle für das staatliche Handeln geben, und indirekte interne Instrumente, die 

durch Personalsteuerung, Formsteuerung (auch als Struktursteuerung bezeichnet (vgl. Jann 

1981, S. 68)), Informationssteuerung und Finanzsteuerung das staatliche Handeln selbst be-

einflussen und lenken. Braun und Giraud (2009, S. 162ff) ergänzen dies um eine weitere 

Überkategorie der „Sicherstellung wichtiger öffentlicher Güter und Ressourcen“. Auch in-

terne, selbststeuernde Instrumententypen können daher nach den fünf oben aufgeführten In-

strumentenkategorien klassifiziert werden.  

1.3.2) Untertypen der Instrumente 

In Bezug auf die Adressaten der Instrumente wurde bereits weiter oben, u. a. mit Referenz zu 

Schneider und Janning (2006, S. 60) sowie zu Huppes (2001), zwischen staatlichen und nicht-

staatlichen Akteur*innen respektive zwischen internen und externen Instrumenten unterschie-

den. Für einige Politikfelder kann es zudem sinnvoll sein, in Bezug auf die nichtstaatlichen 

Akteur*innen zudem zwischen produktionsbezogenen Akteur*innen und konsumbezogenen 

Akteur*innen zu differenzieren. Denn Untertypen der Instrumente sind teilweise nur für eine 

der beiden Gruppen theoretisch anwendbar. In der folgenden Tabelle 2 sind daher Untertypen 
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der Instrumente differenziert nach staatlichen Akteur*innen, Produzent*innen und Konsu-

ment*innen als Adressaten aufgeführt. In diese Matrix können zur Übersicht die in der zitier-

ten Literatur als gängig behandelten Untertypen der Instrumente eingeordnet werden.  
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 Interne Instrumente Externe Instrumente bzgl. Produ-

zent*innen 

Externe Instrumente bzgl. 

Konsument*innen 

Regulative Instrumente 
 

 Strategien 

 Eigenverordnungen 

 öffentliche Beschaffungspolitik 

 internationale Verträge 

 bindende Produktionsvorschriften 

 bindende Handelsvorschriften 

 bindende Werbevorschriften 

 bindende Verkaufsvorschriften 

 bindende Gebote 

 bindende Verbote 

 bindende Pflichten 

Leistungsinstrument  Forschung in Eigenverantwortung 

 Leistung von Gütern und Dienstleistungen für 

eigenen Gebrauch 

 Leistung von Gütern 

 Leistung von Dienstleistungen 

 Technologieentwicklung 

 Leistung von Gütern 

 Leistung von Dienstleistun-

gen 

Finanzbasierte Instru-

mente 
 

 Gebühren auf staatliche Einkäufe oder Ver-

käufe 

 Subventionen für (nachhaltige) Einkäufe oder 

Verkäufe 

 Steuern 

 Subventionen 

 Schaffung künstlicher Märkte / han-

delbare Rechte 

 Steuern 

 Subventionen 

Informationsbasierte 

Instrumente 
 

 Informationspflicht der Regierung gegenüber 

Öffentlichkeit 

 Informationen für Verantwortliche in staatli-

chen Institutionen 

 Richtlinien für untere Regierungseinheiten 

 öffentliche Werbung / Kampagnen 

 Produktinformationen / Label 

 Unterricht / Fortbildung 

 individuelle Beratung 

 Regierungs- bzw. Absichtserklärungen  

 öffentliche Werbung / Kam-

pagnen 

 Produktinformationen / Label 

 Unterricht / Fortbildung 

 individuelle Beratung 

Strukturell-proze-

durale Instrumente 
 Beeinflussung der Organisations-, Personal- 

und Prozessstruktur 

 Änderung exekutiver und judikativer Struktu-

ren und Prozeduren 

 Kooperationsabkommen mit anderen Ländern 

 freiwillige Abkommen mit Unterneh-

men / Verbänden 

 Auslagerung von staatlichen Aufga-

ben an Verbände 

 Nudging 

 Setting-Instrumente 

Tabelle 2: Mögliche Untertypen der Instrumente  
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 2. Entwicklung normativer Policy-Analyse sowie Integration nor-

mativer und empirischer Analyse  

 2.1) Aktueller Stand der Policy-Analyse in den Politikwissenschaften 

Die modernen Politikwissenschaften sind in verschiedene Forschungsfelder aufgegliedert. 

Auf der einen Seite stehen empirische Forschungsfelder, differenziert in verschiedene empiri-

sche Forschungsgebiete wie internationale Beziehungen, vergleichende Regierungslehre 

und/oder politische Systeme; auf der anderen Seite gibt es die normative Analyse bzw. politi-

sche Theorie.  

Die empirische Forschung hat in Bezug auf die Policy-Analyse vor allem die Aufgabe, in 

wertneutraler Form wissenschaftliche Erkenntnisse durch Falsifikation von Kausalhypothesen 

zu erlangen, empirisch-analytische Theorien zur Erklärung des Verhaltens aufzustellen und / 

oder darauf aufbauend Prognosen oder nach Vorgabe interner und externer Kriterien Empfeh-

lungen staatlichen Handelns abzuleiten (vgl. Burth 2010, S. 83).  

Politische Theorie dagegen soll die Legitimation politischer Phänomene auf Basis bestimmter 

Werte analysieren, wobei als legitimationsbedürftig einzelne politische Entscheidungen und 

Handlungen, politische Prozesse und Verfahren sowie politische Institutionen gelten (vgl. 

Druwe 1995, S. 218f). Das heißt, in den aktuellen Politikwissenschaften kann eine starke 

Trennung zwischen einer wertneutralen, empirisch-analytischen Politikwissenschaft und einer 

wertenden politischen Ethik und Philosophie beobachtet werden (vgl. Burth 2010, S. 20). 

Zwischen diesen beiden Seiten, d. h. empirischer Analyse und normativer Analyse, bestehen 

in der Regel weder in der wissenschaftlichen Theorie noch in der Forschungspraxis nennens-

werte Berührungspunkte.  

Diese starke Trennung zwischen empirischer und normativer Analyse impliziert zweierlei 

Konsequenzen. Auf der einen Seite arbeitet die normative Analyse bzw. die politische Theorie 

üblicherweise auf Basis rein normativer und theoretischer Annahmen, die von allen empiri-

schen Inhalten abstrahieren (vgl. Williams 1986), um bestimmte Legitimationsfragen zu klä-

ren. Nur wenige Ansätze der politischen Theorie, beispielsweise die normative Fallstudie, 

beziehen explizit empirische Inhalte ein, um ihre normativen Argumente zu unterstützen, ob-

wohl die empirischen Inhalte relevante Beiträge leisten könnten (vgl. Thacher 2006). 

Auf der anderen Seite arbeiten die empirische Politikwissenschaft und damit auch die empiri-

sche Policy-Analyse auf Basis quantitativer sowie qualitativer Methoden der Sozialforschung. 

Diese können zwar auch Präferenzen und Interessen der Bürger*innen inkludieren und deren 
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen einbeziehen. Normative Debatten, die den Grad der 

Legitimation (nicht Legitimität) der Politikempfehlungen bewerten – sei es mittels unmittel-

barer Beteiligung von Bürger*innen oder mittels normativer Argumente –, sind hier jedoch 

meist ausgeschlossen. Insofern kommt der Policy-Analyse „eine instrumentelle Rolle bei der 

Verwirklichung gesellschaftlicher Ziele zu“ (Burth 2010, S. 88). 

Dies führt zu unterschiedlichen Kritikpunkten (vgl. Burth 2010, S. 88ff): 

 wissenschaftstheoretisch-methodische Kritik, dass die empirische Policy-Analyse ein 

verkürztes Konzept wissenschaftlicher Rationalität nutzt, 

 steuerungstheoretische Kritik, dass durch das Ausblenden direkter normativer Debat-

ten das Analysepotential der Policy-Analyse unnötig beschränkt und das Problemlö-

sungspotential beeinträchtigt wird,  

 demokratietheoretische Kritik, dass die Policy-Analyse Bürger*innen-Ferne und feh-

lende Adressatenpartizipation aufweist (vgl. Deleon 1994, S. 82). 

Demgegenüber wird festgehalten, Policy-Studien „sollten nicht nur Tatsachen- und Prognose-

wissen bereitstellen und kausale Erklärungsmuster prüfen […], sondern auch die normativen 

Implikationen verschiedener Optionen transparent machen, um so die Urteilskompetenz ihrer 

Adressaten […] zu verbessern“ (Saretzki 1998, S. 300f).  

 2.2) Historische Ursachen 

Historisch war „die heute weit verbreitete Trennung zwischen normativer Politischer Philoso-

phie und empirisch-analytischer Politikwissenschaft lange Zeit unbekannt“ (Burth 2010, S. 

39). In der Antike und im Mittelalter bauten politische Normen und Werte auf empirischen Er-

kenntnissen bzw. Weltvorstellungen auf, beispielsweise die Vorstellungen des gerechten Staa-

tes bei Aristoteles nach der charakterlichen Verfassung der Menschen (vgl. Burth 2010, S. 40) 

oder in der christlichen Tradition nach dem Wesen der göttlichen Schöpfung.  

Mit der Epoche der Aufklärung und der Neuzeit begannen Denker*innen der politischen The-

orie und Philosophie dagegen zu hinterfragen, ob Moral und Werte vernünftig und wissen-

schaftlich zu gewinnen sind. Als Erster erarbeitete Hume in systematischer Form eine 

Argumentation, nach der Moral und ethische Werte nicht aus der Vernunft abgeleitet werden 

können. Vernunft kann, so Hume, nur Auskunft über Wahres und Falsches geben, Moral dage-

gen beruht auf den menschlichen Gefühlen und Neigungen (vgl. Hume 1751, S. 211). Mit Be-

ginn dieses Wertskeptizismus der Moderne folgte in zunehmend strikterer Form die Trennung 
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von empirisch-analytischer Politikwissenschaft und normativer politischer Ethik und Philoso-

phie (vgl. Burth 2010, S. 20). Auch die Vertreter*innen des logischen Empirismus kamen mit 

ihrer philosophischen Neuausrichtung in Auseinandersetzung mit der Philosophie Kants zu 

der Ansicht, dass Werte und Moral nicht vernünftig abgeleitet werden können. Kant hatte mo-

ralische Urteile als synthetische Urteile a priori klassifiziert, d. h. als Urteile, die nicht auf der 

Erfahrung beruhen und „dennoch unsere Erkenntnis der Welt erweitern“ (vgl. Czaniera 2001, 

S. 23) und daher als objektiv betrachtet werden können. Die Vertreter*innen des logischen 

Empirismus stimmten Kant zwar darin zu, dass moralische Urteile synthetische Urteile sein 

müssten, aber sie bestritten die Möglichkeit synthetisch-apriorischer Urteile und schlossen 

ebenfalls aus, dass moralische Urteile analytisch-apriorisch oder synthetisch-aposteriorisch 

sein könnten (vgl. Czaniera 2001, S. 70ff). Daraus leiteten sie ab, dass moralische Erkenntnis 

nicht möglich sei.  

Diese Position, dass wissenschaftliche Erkenntnis nur über empirische Erkenntnisse führen 

kann, dass moralische Urteile aufgrund des humeschen Gesetzes nicht aus empirischen Er-

kenntnissen abgeleitet werden können und dass somit moralische Erkenntnisse nicht möglich 

sind, wird als Nonkognitivismus bezeichnet (vgl. Burth 2010, S. 59). Der Nonkognitivismus 

und seine Forderung nach einer Wissenschaft fern von moralischen Urteilen bzw. Werturteilen 

prägten die gesamte Wissenschaftstheorie und damit auch die Entwicklung einer Politikwis-

senschaft, die sich insgesamt als wertneutral betrachtet (vgl. Burth 2010, S. 61).6 

In den modernen Politikwissenschaften gab es dennoch einzelne Versuche, normative Werte 

in die politikwissenschaftliche Forschung allgemein zu integrieren. Hervorgehoben werden 

können hier die Freiburger Schule um Arnold Bergstraesser und Wilhelm Hennis (vgl. Sch-

mitt 1995) und die Münchner Schule um Eric Voegelin (vgl. Herz und Weinberger 1999), die 

Politikwissenschaft als praktische Wissenschaft verstanden. Trotz zahlreicher Unterschiede 

hatten beide Schulen als Gemeinsamkeit die „Formulierung, durchaus auch unter Einbezie-

hung empirischer Methoden und Wissensbestände, konkreter Handlungsanleitungen für die 

Politik“ (Burth 2010, S. 70). Nicht erfolgreich waren die Schulen allerdings darin, ihre nor-

mative Bewertungsbasis transparent darzustellen und zu begründen, womit zumindest in den 

                                                 

6 In den Sozialwissenschaften erfolgte diese Entwicklung insbesondere über das webersche Postulat der Wertur-

teilsfreiheit. Nach diesem Postulat besteht die Aufgabe von Sozialwissenschaftlern einzig in der Erstellung 

empirischer Beschreibung und kausaler Erklärung. Eine empirische Begründung von Normen und Werten 

wird als nicht möglich erachtet. Diese können zwar die Auswahl der Fragestellungen beeinflussen, aber sind 

aus den empirischen Forschungen herauszuhalten. Die Befürwortung bestimmter Werte sei dagegen eine 

persönliche Angelegenheit und dezisionistisch. Prämisse für dieses Postulat ist die Überzeugung Webers, 

dass Werte und empirische Tatsachen unterschiedliche Sphären darstellen und vollständig voneinander zu 

trennen sind (vgl. Fischer 1995, S. 16). Ethische Normen sind nach Weber empirisch nicht ableitbar und all-

gemein rational nicht begründbar (vgl. Burth 2010, S. 63). 
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deutschen Politikwissenschaften die Debatte um das Werturteilsproblem und die Etablierung 

von Politikwissenschaft als praktischer Wissenschaft verebbte (vgl. Burth 2010, S. 71). 

 2.3) Metaethischer Stand zur Wissenschaftlichkeit normativer Analysen 

2.3.1) Herausforderung / Anliegen 

Die moderne normative Policy-Analyse steht daher vor der Herausforderung, die Rationalität 

und Intersubjektivität ihrer Argumentation und damit ihre Wissenschaftlichkeit gegenüber 

Kritik des Positivismus und weiterer Wissenschaftstheoretiker zu belegen. Das gemeinsame 

Anliegen der postpositivistischen Kritik ist daher der wissenschaftstheoretische Nachweis, 

„dass eine normativ-ethische Analyse von Policyproblemen und -prozessen in gleichem (oder 

wenigstens vergleichbarem) Maße intersubjektiv und rational betrieben werden kann“ (Burth 

2010, S. 97; Herv. d. Verf.). Eine normative Policy-Analyse und allgemein eine normative Po-

litikwissenschaft müssen daher darstellen können, dass ethische bzw. moralische Urteile 

wahrheitsfähig sind. Diese Position, die als Kognitivismus bezeichnet wird (vgl. Burth 2010, 

S. 498), muss daher die Argumente des Nonkognitivismus widerlegen, nach denen ethische 

bzw. moralische Urteile keine Wahrheitsfähigkeit aufweisen. 

2.3.2) Nonkognitivistische Positionen 

Nach Ansicht des Nonkognitivismus ist normative Ethik keine wissenschaftliche Disziplin. 

Als erster bedeutender Repräsentant dieser Position kann, wie bereits erwähnt, David Hume 

bezeichnet werden, der Vernunft und Neigung, d. h. auch moralische Urteile, als getrennte 

Gebiete definierte und eine strikte Trennung zwischen theoretischer und praktischer Vernunft 

forderte (vgl. Hume 1751). Der Nonkognitivismus wurde zudem von den Positionen des logi-

schen Empirismus des Wiener Kreises entscheidend geprägt. Der Nonkognitivismus mit sei-

nen verschiedenen Positionen und Ausprägungen beherrschte im 20. Jahrhundert von den 30er 

bis 60er Jahren die Metaethik, d. h. jene Disziplin, die die Begründbarkeit und Bedeutung 

normativer Aussagen debattiert (vgl. Burth 2010, S. 54). Zwar ist „im Zuge des epistemologi-

cal turn in der Metaethik […] der Nonkognitivismus in seiner klassischen Form nahezu ver-

schwunden“ (Burth 2010, S. 326). Dennoch prägen seine Positionen weiterhin das 

Selbstverständnis zahlreicher Forschungsdisziplinen und sind daher immer noch von großer 

Bedeutung. 

2.3.3) Kognitivistische Positionen 

Mit Beginn der 60er Jahre entstanden neokognitivistische Ansätze, die zentrale Argumente 
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des Nonkognitivismus widerlegen und die postpositivistische Begründbarkeit moralischer Er-

kenntnisse darlegen wollten (vgl. Burth 2010, S. 332). Der Kognitivismus ist dabei in ver-

schiedenen Ausprägungen und Strategien zu finden. Die Argumentationsstrategie, dass 

moralische Urteile epistemologisch ebenso valide sein können wie andere wissenschaftliche 

Urteile, wenn von einem post-empiristischen und holistischen Verständnis wissenschaftlicher 

Urteile ausgegangen wird, erweist sich nach Burth (2010, S. 338) als besonders anschlussfä-

hig an die wissenschaftstheoretische Diskussion und soll daher im Folgen weiter verfolgt wer-

den. Als Vertreter*innen dieser Argumentation sind z. B. Julian Nida-Rümelin (1996), David 

Brink (1989), Richard Boyd (1988), Nico Scarano (2001) und Ulrich Druwe (1995) aufzufüh-

ren.  

Ein holistisches Verständnis ethischer Theorien basiert auf einem kohärentistischen Verständ-

nis von Begründung. Der Kohärentismus meint, dass die „Rechtfertigung einer Überzeugung 

nach Grad der Kohärenz mit dem Glaubenssystem“ (Burth 2010, S. 398) gegeben ist. Kohä-

renz beinhaltet dabei „verschiedene Subkriterien, wie Widerspruchsfreiheit, empirische Adä-

quatheit, das Prinzip der besten Erklärung bis hin zu ‚ästhetischen‘ Aspekten wie Eleganz 

oder Sparsamkeit einer Erklärung“ (Burth 2010, S. 398). Vertreter*innen des Kohärentismus 

argumentieren, dass wissenschaftliche Begründung allgemein kohärentistisch sei. In diesem 

kohärentistischen Verständnis ordnen, revidieren und vereinfachen wissenschaftliche Theorien 

das gegebene Orientierungswissen. Ein hohes Maß an Kohärenz kann dabei durch Abstraktion 

und Reduktion erzielt werden (vgl. Nida-Rümelin 1996). Empirische Theorien rekonstruieren 

in diesem Sinne empirisches Orientierungswissen, ethische Theorien rekonstruieren normati-

ves Orientierungswissen. Ethische Urteile und Theorien unterscheiden sich daher nicht von 

anderen wissenschaftlichen Urteilen und Theorien. Mit anderen Worten: „Ethische Theorien 

sind ganz normale Theorien“ (Nida-Rümelin 1996).  

Ethische Theorien sind somit Versuche, normatives Orientierungswissen zu sortieren und 

„möglichst auf ein Konzept normativer Ethik […] zu reduzieren“ (Burth 2010, S. 416). Als 

normativ bzw. moralisch wahr kann eine einzelne oder verknüpfte moralische Überzeugung 

somit dann eingestuft werden, wenn sie sich in das System der ethischen Theorie einfügen 

lässt (vgl. Burth 2010, S. 495). Dabei ist abzusehen, dass nicht ein einziger Ansatz die Kom-

plexität des normativen Orientierungswissens systematisieren kann und dass daher eine Plura-

lität ethischer Theorien vonnöten ist. Zudem greifen ethische Theorien auf verschiedene 

Bezugspunkte zur Systematisierung zurück. Diese Arbeit folgt diesen Schlussfolgerungen der 

Wissenschaftlichkeit normativer Aussagen im kohärentistischen Verständnis, dass in diesem 

Sinne moralischen Urteilen bzw. Aussagen Wahrheitsfähigkeit zugesprochen und damit eine 
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normative Analyse wissenschaftstheoretisch abgesichert durchgeführt wird. Gleichzeitig ist 

die Diskussion zwischen nonkognitivistischen und kognitivistischen Argumenten noch nicht 

als abgeschlossen zu betrachten. 

 2.4) Ansätze einer Integration normativer und empirischer Analyse 

Nach der wissenschaftstheoretischen Fundierung der normativen Policy-Analyse stellt sich als 

nächste Frage, ob und inwiefern normative und empirische Analyse in ein gemeinsames For-

schungsprogramm integriert werden können. Um diese Frage zu beantworten, wird im Fol-

genden der Ansatz von Hastedt (1994) diskutiert, der sowohl ethische bzw. normative als auch 

empirische Aspekte in seiner Konzeption inkludiert. Hastedt entwickelte diese Methodik ur-

sprünglich, um bestimmte Techniken nach empirischem Wissen und normativen Orientierun-

gen zu bewerten. Normativ gesehen sind dabei sowohl Komponenten der Diskursethik von 

Habermas als auch John Rawls’ Theorie der Gerechtigkeit eingearbeitet (vgl. Burth 2010, S. 

538). Burth (2010, S. 538ff) modifiziert dieses Modell, um daraus eine normative Policy-

Ethik zu gewinnen. Die Leitfrage dieser Policy-Ethik lautet: „Welche Policies leisten unter 

welchen Bedingungen welchen Beitrag zu einem guten Leben in einer gerechten Gesell-

schaft?“ (Burth 2010, S. 539). 

Um diese Leitfrage zu beantworten, können nach Burth (2010, S. 541) drei Stufen der Policy-

Ethik angewandt werden: 

 metaethische Charakterisierung von Ethik: bei Hastedt als Diskursethik vollzogen 

 Entwicklung von inhaltlichen Prinzipien zur Evaluierung der Policy-Folgenabschät-

zung, hier nach fünf inhaltlichen Prinzipien7: 

1. Vereinbarkeit mit dem umfangreichsten System gleicher Grundfreiheiten für alle 

2. Förderlichkeit für Realisierung des umfangreichsten Systems gleicher Grundfreiheiten 

3. Förderlichkeit für die soziale Gerechtigkeit oder zumindest vereinbar damit 

4. Bewahrung der gleichen Chancen zur Berücksichtigung der Prinzipien 1 bis 3 

5. Beitrag a) sowohl die Möglichkeiten eines selbstgewählten guten Lebens jetzt und in 

Zukunft gewährleistet und b) zum guten Leben aller jetzt Lebenden  

 inklusive Methode der Anwendung: Anwendung der inhaltlichen Prinzipien auf kon-

krete Probleme, d. h. eine (Ex-ante- oder Ex-post-)Policy-Folgenabschätzung in Bezug 

auf fünf Dimensionen (in Anlehnung an Hastedt):  

                                                 

7 Die Erfüllung der Prinzipien 2 bis 5 ist dabei nicht unbedingt notwendig, sondern nur normativ erwünscht. Die 

Erfüllung müsste zudem empirisch bestätigt werden. 
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1. Gesundheitsverträglichkeit 

2. Gesellschaftsverträglichkeit 

3. Kulturverträglichkeit 

4. psychische Verträglichkeit 

5. Umweltverträglichkeit  

Diese Policy-Folgenabschätzung würde die Untersuchung nach den fünf Dimensionen und 

deren jeweilige Bewertung nach den fünf inhaltlichen Prinzipien erfordern, insgesamt damit 

25 verschiedene Untersuchungen. Die Policy-Folgenabschätzung würde dabei methodisch 

teilweise empirisch vorgenommen.8 Durch diese Einbettung der empirischen Kausalanalyse in 

die normative Bewertung würden normative und empirische Analyse praktisch im Rahmen 

eines normativen Modells integriert (vgl. Burth 2010, S. 542). 

 2.5) Eigener Ansatz zur Integration normativer und empirischer Analyse 

Das von Burth entwickelte und auf Hastedt basierende Modell stellt eine wissenschaftstheore-

tisch fundierte und umfassende Möglichkeit zur expliziten Integration von empirischer und 

normativer Policy-Analyse dar. Daher wird dieses Modell für die vorliegende Arbeit als 

Grundlage herangezogen. Aus wissenschaftstheoretischen und methodischen Gründen erfol-

gen jedoch einige Modifikationen. 

Aus wissenschaftstheoretischen Gründen bietet sich eine andere Ausgangs- bzw. Leitfrage an. 

Bei Burth lautet die Leitfrage: „Welche Policies leisten unter welchen Bedingungen welchen 

Beitrag zu einem guten Leben in einer gerechten Gesellschaft?“ (Burth 2010, S. 539). Mit 

dieser Leitfrage sind bereits bestimmte ethische Aspekte impliziert (in diesem Fall der Wert 

eines guten Lebens in einer gerechten Gesellschaft). In dieser Arbeit wird die Leitfrage offe-

ner gestellt, indem gefragt wird, für welche Policy-Ziele staatliches Handeln begründbar ist 

und welche Instrumente zu deren Umsetzung einen Betrag leisten können. Die normative Be-

wertung der Policy-Ziele wird dabei pluralistisch anhand verschiedener politischer Theorien 

vorgenommen. Dieser pluralistische Zugang erscheint angesichts des oben ausgeführten The-

orieverständnisses in Bezug auf ethische Theorien notwendig. Denn nach diesem Theoriever-

ständnis systematisieren ethische Theorien das bestehende ethische Orientierungswissen und 

greifen dabei auf verschiedene Bezugspunkte zurück. Daher kann „keine der etablierten ethi-

schen Theorien (Utilitarismus, Kantische Ethik, Rechte-basierte Ethiken etc.) beanspruchen, 

                                                 

8 Als abschließender Schritt sei dann zu prüfen, ob die Ergebnisse der Policy-Bewertung mit der geklärten Intui-

tion übereinstimmen. 
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für sich allein eine vollständige Systematisierung unseres moralischen Orientierungswissens 

zu bewerkstelligen“ (Burth 2010, S. 495), und es bedarf einer „Kombination unterschiedlicher 

ethischer Theorien“ (Burth 2010, S. 495).  

Da in Burths Modell eine integrierte Bewertung von Policies durch 25 Untersuchungen (fünf 

Prinzipien mit jeweils fünf Dimensionen, s. Abschnitt II.2.4) als sehr aufwändig erscheint, 

bietet sich methodisch gesehen folgendes schlankeres Forschungsdesign zur Integration nor-

mativer und empirischer Analyse an: Eine normative Diskussion anhand verschiedener politi-

scher Theorien kann als erster Schritt eruieren, ob Handlungsbedarf besteht und falls ja, ob 

staatliches Handeln für das jeweilige Policy-Ziel legitim wäre. Als zweiter Schritt kann zur 

Folgenabschätzung empirisch analysiert werden, welchen Beitrag staatliches Handeln durch 

politische Instrumente für die Erreichung des Policy-Ziels leisten könne. Für ein schlankeres 

Forschungsdesign können zudem einige von Hastedts Dimensionen ausgelassen werden. Die 

Einbeziehung der anderen beiden Dimensionen ‚Kulturverträglichkeit‘ und ‚psychische Ver-

träglichkeit‘ würde im empirischen Teil eine aufwändige qualitative Methodik erfordern; zu-

dem sind diese Dimensionen für die Fragestellungen der vorliegenden Arbeit nicht zentral und 

sollen daher hier nicht berücksichtigt werden. Damit bleiben als Dimensionen die Gesund-

heitsverträglichkeit, die Gesellschaftsverträglichkeit und die Umweltverträglichkeit. Das Kri-

terium, das die Verträglichkeit der Folgen für die Gesellschaft beinhaltet, kann dabei in zwei 

Dimensionen differenziert werden, die zum einen die sozialen Folgen und zum anderen die 

ökonomischen Folgen bemessen. Daraus würde für die empirische Untersuchung die Bewer-

tung der Folgen nach vier verschiedenen Feldern erfolgen: Gesundheit, Soziales und Ökono-

mie sowie Umwelt. Die Policy-Folgenabschätzung kann zudem ex-ante und ex-post 

vorgenommen werden. Aus diesen Argumentationen folgen sechs Schritte für die Durchfüh-

rung der integrierten normativen und empirischen Analyse: 

A. Normative Analyse 

1. normative Analyse zur Diskussion des Handlungsbedarfs 

2. normative Analyse zum Identifizieren des erforderlichen staatlichen Handelns aus ver-

schiedenen relevanten ethischen bzw. politischen Theorien / Modellen 

B. Empirische Analyse: Ex-post-Folgenabschätzung 

1. empirische Analyse zum Identifizieren existierender politischer Instrumente und deren 

Folgen 

2. Auswertung der existierenden politischen Instrumente anhand der Folgen nach vier 
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verschiedenen Dimensionen (Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit) (aus 

Hastedts Dimensionen) 

C. Modellierungsbasierte Analyse: Ex-ante-Folgenabschätzung 

1. Identifizieren nicht implementierter politischer Instrumente und Abschätzung ihrer 

Folgen durch Modellierungsstudien 

2. Auswertung der nicht implementierten politischen Instrumente anhand der Folgen 

nach vier verschiedenen Dimensionen (Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesund-

heit) (aus Hastedts Dimensionen) 

Mit diesen Modifizierungen kann das Modell von Burth zu einem potenziell leistungsfähigen 

und gleichzeitig schlanken Modell integrierter normativer und empirischer Analyse entwickelt 

werden. Diese Analyseschritte werden in den Abschnitten III, IV, V und VI dieser Arbeit voll-

zogen. 
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III. Normative Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums 

tierischer Produkte 

Erklärtes Ziel dieser Arbeit ist es, als Erstes zu diskutieren, ob und inwieweit der Konsum tie-

rischer Produkte gesenkt werden sollte. Diese Frage kann hier aus der Perspektive von Kon-

zepten der Nachhaltigkeit erörtert werden. Somit lautet die Frage, ob und inwiefern aus der 

Perspektive bestimmter Nachhaltigkeitskonzepte das aktuelle Niveau des Konsums tierischer 

Produkte reduziert werden sollte.  

Als Basis zur Beantwortung dieser Frage werden im ersten Kapitel verschiedene Nachhaltig-

keitskonzepte und deren Verständnis der Nachhaltigkeit von Ernährung beleuchtet. Da ver-

schiedene Nachhaltigkeitskonzepte existieren und eine Auswahl erfolgen muss, wird zu 

Beginn die Entwicklung von Nachhaltigkeitskonzepten beleuchtet. Eine Auswahl dieser 

Nachhaltigkeitskonzepte wird dann näher betrachtet und die Selektionsentscheidung begrün-

det. 

Im zweiten und dritten Kapitel werden die Konzepte herangezogen, um den Konsum tieri-

scher Produkte näher zu betrachten und, so weit wie möglich, zu bewerten. Die Ziele und In-

dikatoren, die die Untersuchung anhand der Konzepte leiten können, werden jeweils in diesen 

Kapiteln dargestellt. Bei der Anwendung der Konzepte ist zu beachten, dass eine abschlie-

ßende Einschätzung der Nachhaltigkeit von Ernährung nicht möglich ist. Zudem kann die 

Diskussion zwar in globaler Perspektive geführt werden, aber nicht globale Gültigkeit bean-

spruchen. Als geographischer Bezugspunkt der hiesigen Diskussion dienen vor allem die in-

dustrialisierten Länder und dabei insbesondere Deutschland. 

Im vierten Kapitel folgt dann eine Zusammenfassung der Ergebnisse der jeweiligen Diskussi-

onen. 

 1. Konzepte von Nachhaltigkeit und deren Bezug zu Ernährung  

 1.1) Entwicklung von Nachhaltigkeitskonzepten 

Ursprünge der Nachhaltigkeitsdiskussion können auf den Anfang des 18. Jahrhunderts in der 

Forstwirtschaft zurückgeführt werden. Auch John Stuart Mills Idee einer ‚stationären‘ Wirt-

schaft basiert u. a. auf Überlegungen zur Ressourcenschonung (vgl. Grunwald und Kopfmül-

ler 2012, S. 18ff, S. 61). Intensiviert wurde die Debatte in den 1960er und 1970er Jahren, z. B. 

im Bericht des Club of Rome „Die Grenzen des Wachstums“ (Meadows et al. 1972). Mit dem 

Bericht der Brundtland-Kommission (World Commission on Environment and Development 
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1987) im Jahr 1987 wurde erstmals ein Nachhaltigkeitsverständnis dargelegt, das in Wissen-

schaft und Öffentlichkeit weite Verbreitung fand. Seitdem entwickelten sich unterschiedliche 

normative und analytische Nachhaltigkeitskonzepte. Als gemeinsame grundlegende Elemente 

der meisten Nachhaltigkeitskonzepte sehen Grunwald und Kopfmueller die „intra- und inter-

generative Gerechtigkeit, die globale Orientierung und den anthropozentrischen An-

satz“ (Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 61).9 Dennoch existieren diverse 

Nachhaltigkeitskonzepte mit grundlegenden Unterschieden. Im Rahmen dieser Arbeit dienen 

die Inhalte der Nachhaltigkeitskonzepte auch als Bewertungsgrundlage für die normative Dis-

kussion der Nachhaltigkeit des Konsums tierischer Produkte. Daher werden im Folgenden 

zwei Konzepte mit besonders weiter Verbreitung zunächst allgemein und dann in Bezug auf 

ein Verständnis nachhaltiger Ernährung betrachtet.  

 1.2) Das Säulenmodell 

Das Konzept des Säulenmodells ist insbesondere in der Form des Dreisäulenmodells verbrei-

tet, das die Säulen ‚Umwelt‘, ‚Soziales‘ und ‚Wirtschaft‘ als Pfeiler der Nachhaltigkeit auf-

stellt. Dabei geht es um eine „dreidimensionale Perspektive auf die 

Erfahrungswirklichkeit“ (Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt" 

1998, S. 18) und eine Austarierung, bestenfalls Integration von Zielen aller drei Dimensionen. 

In Bezug auf dieses Modell gibt es jedoch mittlerweile eine Reihe von Kritikpunkten. So be-

stehen Forderungen, neben diesen drei Säulen weitere Säulen aufzunehmen, z. B. für den Be-

reich der Ernährung eine Säule für die Gesundheit (vgl. Erdmann et al. 2003; Koerber 2014), 

die ansonsten meist dem Bereichen des Sozialen subsummiert wird. Eine Integration von oder 

Kompromisse zwischen ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Argumenten, so eine 

weitere Kritik an solchen mehrdimensionalen Konzepten, ist aus diesen nicht direkt ableitbar 

(vgl. Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 60).  So kann ein bestimmter Zustand oder eine 

Handlung beispielsweise vorteilhaft für die Ökologie und die Ökonomie, aber nachteilhaft für 

                                                 

9 Da letzteres Element in Bezug auf den Ernährungsbereich von besonderer Signifikanz ist, soll es hier kurz aus-

geführt werden. Das Element der Anthropozentrizität findet sich in zentralen internationalen Nachhaltig-

keitsstrategien, z. B. der „World Commission on Environment and Development“ und der „United Nations 

Conference on Environment and Development“ (vgl. Di Giulio 2004, S. 73 u. 162). Darunter ist zu verste-

hen, dass „nicht-menschliche Lebewesen […] primär einmal nur unter dem Aspekt [interessieren], ob sie für 

den Menschen von Nutzen sind. Ein Recht auf Schutz und Erhaltung haben sie nicht, das Recht auf Leben 

an sich ist auf den Menschen beschränkt“ (Di Giulio 2004, S. 73). In der ethischen Debatte um die Nachhal-

tigkeit wird allerdings diskutiert, ob dieser anthropozentrische Ansatz durch patho-, bio- oder physiozentri-

sche Ansätze erweitert werden sollte (vgl. Carnau 2011). Dafür gibt es allerdings bisher keinen 

wissenschaftlichen Konsens; allenfalls wird ein „kritischer Anthropozentrismus befürwortet, der nicht nur 

Menschen moralischen Status einräumt“ (Carnau 2011, S. 149). In dieser Arbeit wird daher dieser Linie ge-

folgt und Nachhaltigkeit als anthropozentrisches Konzept erfasst. 
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die sozialen oder gesundheitlichen Gesellschaftsbereiche sein. Insgesamt drohe damit eine 

Überladung des Nachhaltigkeitskonzepts (vgl. Knaus und Renn 1998). Eine Überladenheit 

des Nachhaltigkeitsverständnisses durch das Säulenmodell zeigt sich auch an der folgenden 

Definition nachhaltiger Ernährung des FAO-Berichts „Report International Scientific Sympo-

sium on Biodiversity and Sustainable Diets“, die sich an das Säulenmodell anlehnt: 

„Sustainable diets are protective and respectful of biodiversity and ecosystems, culturally ac-

ceptable, accessible, economically fair and affordable; nutritionally adequate, safe and 

healthy; while optimizing natural and human resources” (FAO 2011a, S. ix). Als Nachteil 

könnte entsprechend gesehen werden, dass eine Nachhaltigkeitsbewertung einer Ernährungs-

weise wegen der Vielzahl der Dimensionen und der daraus folgenden Indikatoren äußerst 

kompliziert wäre (vgl. Johnston et al. 2014, S. 427). Zudem sind keine konkreten Ziele für die 

einzelnen Dimensionen benannt, die zumindest eine grobe Orientierung für ein nachhaltiges 

Niveau, hier des Konsums tierischer Produkte, bieten könnten. Ein solches Verständnis nach-

haltiger Ernährung nach dem Säulenmodell weist gleichzeitig den Vorteil auf, die Vielzahl ge-

sellschaftlich bedeutender Dimensionen zu betonen. Trotz seiner Nachteile wird dem 

Säulenmodell daher auch als Vorteil zugesprochen, wesentliche gesellschaftliche Bereiche zu 

beleuchten und deren Herausforderungen und deren Ausgleich in die Nachhaltigkeitsstrate-

gien aufzunehmen. 

Größere Unterschiede bestehen in der Ansicht, ob und in welchem Maße bestimmte Bestände 

von Naturkapital durch Sach- und Humankapitalien substituiert werden können (‚schwache 

Nachhaltigkeit‘) oder auf jeden Fall geschützt und gepflegt werden sollten (‚starke Nachhal-

tigkeit‘) (vgl. Ott und Döring 2004). Die Präferenz für eine starke Nachhaltigkeit könnte zu 

der Forderung führen, dass die Säule der Umwelt Vorrang haben müsse (vgl. Knaus und Renn 

1998; Ott und Döring 2004). Dies kann u. a. mit dem Argument gerechtfertigt werden, dass 

die „Befriedigung der Bedürfnisse heutiger und zukünftiger Generationen nur möglich [ist], 

wenn die Natur als Lebens- und Wirtschaftsgrundlage erhalten bleibt“ (Grunwald und 

Kopfmüller 2012, S. 53).  

 1.3) Integratives Nachhaltigkeitskonzept 

Einen anderen Ansatz bieten integrative Nachhaltigkeitskonzepte, die die „Prämissen Zu-

kunftsverantwortung und Verteilungsgerechtigkeit dimensionenübergreifend“ (Grunwald und 

Kopfmüller 2012, S. 60) anlegen. Damit können aus den konstitutiven Elementen generelle 

Ziele nachhaltiger Entwicklung abgeleitet werden, die sich bei Bedarf genauer operationali-

sieren lassen. Dabei sind die folgenden drei Ziele zentral (vgl. Grunwald und Kopfmüller 
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2012, S. 61): 1. die Sicherung der menschlichen Existenz, 2. die Erhaltung des menschlichen 

Produktivpotenzials und 3. die Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten 

der Gesellschaft. Damit weist dieses Konzept eine Nähe zum Konzept der ‚planetary bounda-

ries‘ auf, wonach die Überschreitung planetarer Grenzen irreversible Schäden verursachen 

und damit den sicheren Raum für menschliche Entwicklung gefährden würde (vgl. Rockström 

et al. 2009; Steffen et al. 2015). Die Ziele des integrativen Konzepts sind wesentlich konkreter 

und enger gefasst als die Dimensionen des Säulenmodells. Dies führt dazu, dass mit einem in-

tegralen Konzept weniger umfassend gesellschaftlich bedeutsame Dimensionen erfasst wer-

den. Gleichzeitig könnte eine darauf aufbauende Nachhaltigkeitsbewertung präzisere Urteile 

über die Nachhaltigkeit von Handlungen, wie den aktuellen Konsum tierischer Produkte, tref-

fen. 

Nach dem integrativen Modell kann eine nachhaltige Ernährungsweise als eine Ernährungs-

weise verstanden werden, die zur Sicherung der menschlichen Existenz, zur Erhaltung des 

menschlichen Produktivpotenzials und zur Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungs-

möglichkeiten der Gesellschaft beiträgt. Eine ähnliche Definition des FAO-Berichts „Report 

International Scientific Symposium on Biodiversity and Sustainable Diets“ betont mit den 

niedrigen Umweltauswirkungen und der Ernährungssicherheit das erste und das zweite Ziel 

des integrativen Modells und kommt diesem Modell somit deutlich näher: „Sustainable Diets 

are those diets with low environmental impacts which contribute to food and nutrition 

security and to healthy life for present and future generations” (FAO 2011a, S. ix). 

 1.4) Diskussion der Anwendung der Nachhaltigkeitskonzepte 

Unterschiede im Verständnis von Nachhaltigkeit führen, wie hier gezeigt wurde, auch zu un-

terschiedlichen Verständnissen von nachhaltiger Ernährung. Die Entwicklung einer einzelnen 

Definition nachhaltiger Ernährung könnte sich als herausfordernd erweisen, auch weil die 

menschlichen Bedürfnisse kulturell und geographisch stark variieren können. Daher erscheint 

es sinnvoll, verschiedene Verständnisse und Definitionen nachhaltiger Ernährung in den Blick 

zu nehmen. 

Die Anwendung eines Verständnisses nach dem integrativen Ansatz hat, wie oben erwähnt, 

den Nachteil, weniger gesellschaftliche Dimensionen explizit aufzunehmen und zu themati-

sieren. Aufgrund der enger und basaler gefassten Ziele von Nachhaltigkeit kann allerdings ein 

solches Verständnis nachhaltiger Ernährung genauer indizieren, welches Maß des Konsums 

tierischer Produkte das Erreichen dieser basalen Nachhaltigkeitsziele noch ermöglichen 
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würde. Ökologische, soziale und ökonomische Aspekte nach dem Säulenmodell dennoch ex-

plizit zu beachten, kann gleichzeitig als wichtig eingeschätzt werden. Denn auch bei Handlun-

gen, die in Richtung der Ziele des integrativen Ansatzes führen, ist eine ökonomie- und 

sozialverträgliche Umsetzung vorzuziehen (vgl. Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 54). 

Eine Anwendung beider Ansätze könnte daher die jeweiligen Stärken der Ansätze verbinden. 

Zudem wurde im oberen Abschnitt II.2 eine pluralistische Anwendung von verschiedenen re-

levanten Modellen gefordert. Daher wird für die nächsten Abschnitte ein doppelter Ansatz ge-

nutzt. Zuerst soll in der Perspektive des integrativen Modells diskutiert werden, wie anhand 

dessen Nachhaltigkeitsziele der aktuelle Konsum tierischer Produkte einzuschätzen ist. Be-

sonders hier sollen Hinweise gesammelt werden, inwieweit eine Reduktion der Produktion 

und des Konsums tierischer Produkte aus Nachhaltigkeitssicht als erforderlich eingeschätzt 

werden kann, d. h. wie stark der Konsum tierischer Produkte in Industrieländern sinken sollte. 

Als Zweites kann nach dem Säulenmodell geprüft werden, welche Folgen einer Reduktion 

von Konsum und entsprechend von Produktion tierischer Produkte in den genannten Dimensi-

onen auftreten könnten und inwiefern eine Integration oder Austarierung von Zielen der Di-

mensionen möglich wäre. Dabei wird für das Politikfeld ‚Ernährung‘ die Forderung 

aufgegriffen, als vierte Säule den Bereich ‚Gesundheit‘ aufzunehmen und damit zusätzlich ex-

plizit gesundheitliche Implikationen ebenfalls zu erfassen, da die Dimension der Gesundheit 

für den Ernährungsbereich besondere Bedeutung aufweist (vgl. Erdmann et al. 2003). 

Um zu diskutieren, ob für das Einhalten der jeweiligen Nachhaltigkeitsziele der Konsum tieri-

scher Produkte zu reduzieren ist, sind auch unterschiedliche Strategien zu debattieren. Dabei 

bieten sich insbesondere die Strategien der Effizienz, der Konsistenz und der Suffizienz an 

(vgl. Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 93).10 Eine Reduktion tierischer Produkte kann vor 

allem der Suffizienzstrategie zugeordnet werden (vgl. Stengel 2011, S. 143). Zu beiden Kon-

zepten wird daher auszuführen sein, welche Strategien zur Erreichung der Nachhaltigkeits-

ziele jeweils als zielführend erscheinen und ob eine Suffizienzstrategie als förderlich und / 

oder notwendig eingeschätzt wird.  

  

                                                 

10 Unter der Effizienzstrategie ist die „Minimierung des Material- und Energieeinsatzes pro Produktionsein-

heit“ (Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 92), unter der Konsistenzstrategie die „Anpassung der durch 

menschliches Wirtschaften erzeugten Stoffströme an die natürlichen Stoffwechselprozesse“ (Grunwald und 

Kopfmüller 2012, S. 93) zu verstehen. Suffizienzmaßnahmen hingegen fokussieren auf „einen genügsamen, 

umweltverträglichen Verbrauch von Energie und Materie durch eine geringe Nachfrage ressourcenintensiver 

Güter und Dienstleistungen“ (Stengel 2011. S. 140).  
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 2. Nachhaltigkeit der Ernährung und Ernährungssysteme nach 

dem integrativen Ansatz 

In diesem Abschnitt wird nach dem integrativen Nachhaltigkeitskonzept diskutiert, inwiefern 

die derzeitige Ernährungsweise bzw. der Konsum tierischer Produkte die beiden Ziele der Si-

cherung der menschlichen Existenz und der Erhaltung des menschlichen Produktivpotenzials 

ermöglicht und somit nach diesem Konzept als nachhaltig bezeichnet werden kann. Das dritte 

Ziel der Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten der Gesellschaft inklu-

diert dagegen als Unterziele gesellschaftliche, politische und kulturelle Ziele in Form von 

gleichwertigen Chancen und politischer Teilhabe aller Mitglieder der Gesellschaft sowie die 

Wahrung des kulturellen Erbes und der kulturellen Pluralität. Dieses Ziel steht nicht in deutli-

cher Verbindung mit der Thematik dieser Arbeit und muss hier nicht weiter betrachtet werden 

 2.1) Sicherung der menschlichen Existenz 

Als erstes Kriterium kann betrachtet werden, inwiefern die gegenwärtige Ernährungsweise 

dem Ziel der Sicherung der menschlichen Existenz entspricht. Darunter ist nach dem integra-

tiven Nachhaltigkeitskonzept zum Ersten die Vermeidung von „Gefahren und unvertretbare[n] 

Risiken für die menschliche Gesundheit durch anthropogen bedingte Umweltschäden“ (Grun-

wald und Kopfmüller 2012, S. 63), zum Zweiten die Sicherung eines Mindestmaßes an 

Grundversorgung (wie Wohnung, Ernährung etc.) und zum Dritten die Möglichkeit einer 

Existenzsicherung (durch frei übernommene Tätigkeiten) gefasst (vgl. Grunwald und 

Kopfmüller 2012, S. 62ff). Für den ersten Aspekt könnten verschiedene Umweltschäden, z. B. 

im Rahmen des Konzepts der planetaren Grenzen diskutiert werden. Da diese auch bei weite-

ren Nachhaltigkeitsaspekten (s. Abschnitt III.3.3) thematisiert werden und um an dieser Stelle 

den Schwerpunkt auf direkte Risiken für die Sicherung der menschlichen Existenz zu legen, 

soll sich die Diskussion auf den zweiten Aspekt der Sicherung eines Mindestmaßes an Ernäh-

rungsgrundversorgung fokussieren. Der dritte Aspekt der Möglichkeit einer Existenzsicherung 

(durch frei übernommene Tätigkeiten) wird im Rahmen der Thematik dieser Arbeit als nicht 

relevant eingeschätzt. 

Bei der Diskussion der Sicherung eines Mindestmaßes an Ernährungsgrundversorgung ist 

nach intergenerativer Perspektive nicht nur die Existenz der jetzigen Weltbevölkerung, son-

dern auch der zukünftigen Weltbevölkerung zu beachten. Deren Anzahl könnte sich bis zum 

Jahr 2080 nicht auf nur neun Milliarden Menschen, wie bisher meist angenommen, sondern 
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eventuell auf 10,4 Milliarden Menschen belaufen (vgl. United Nations Department of Eco-

nomic and Social Affairs, Population Division 2022, S. i). Für die Sicherung eines Mindest-

maßes an Grundversorgung müsste bei steigender Weltbevölkerung entweder der Konsum 

verändert oder die Produktion angepasst, d. h. die derzeitige Anbaufläche für menschliche 

Nahrungsmittel ausgeweitet und / oder intensiviert, werden, um einen ‚yield gap‘ zu schlie-

ßen. Nach einer Studie von Tilman und Clark (2014) wären zwischen 370 und 740 Millionen 

mehr Hektar an Ackerland bis zum Jahr 2050 nötig. Eine Ausweitung der Anbauflächen oder 

eine Intensivierung des Ressourceneinsatzes wird jedoch aufgrund zahlreicher akuter ökologi-

scher Probleme, insbesondere der Abholzung wertvoller Waldflächen, nicht als nachhaltige 

Option bewertet (vgl. Cassman et al. 2003; Foley et al. 2011).  

Ohne Ausweitung der Flächen und des Ressourceneinsatzes wäre eine ‚nachhaltige Intensivie-

rung‘, d. h. eine umweltverträgliche Effizienzstrategie, in der gesamten Landwirtschaft denk-

bar. Nach Bajzelj et al. (2014) würde allerdings auch eine nachhaltige Intensivierung nicht die 

zukünftigen Bedürfnisse ohne Ausweitung der Flächen und Erhöhung der Emissionen von 

Treibhausgasen (THG) decken. Bei gleichen Konsummustern bliebe noch eine Effizienzstei-

gerung bei bisher nur wenig produktiven Flächen. Damit lassen sich allerdings nach bisheri-

gen Studien nur für 850 Millionen Menschen zusätzlich Lebensmittel erzeugen (vgl. West et 

al. 2014).11 Auch mit Intensivierung der Anbauflächen wird es daher als sehr unwahrschein-

lich eingeschätzt, dass unter den Rahmenbedingungen des globalen Klimawandels neun Milli-

arden, geschweige denn elf Milliarden Menschen mit den derzeitigen Ernährungsmustern 

ernährt werden können (vgl. Bajzelj et al. 2014). Die zukünftige Versorgung der Weltbevölke-

rung und damit auch deren Existenz sind somit als stark gefährdet anzusehen.  

Auf der anderen Seite argumentieren weitere Wissenschaftler*innen aus einer Perspektive der 

Konsistenzstrategie dafür, die Tierhaltung weiter zu ermöglichen und dabei deren Umfang op-

timal an die natürlichen Ökosystemgegebenheiten anzupassen. Dafür sollte die Produktion 

tierischer Produkte auf die Verwertung von Lebensmittelresten und eine umweltverträgliche 

Weidehaltung auf Graslandflächen setzen, die nicht für den Ackerbau und damit für die Er-

nährung verfügbar sind. Mit dieser Konsistenzstrategie könnten allerdings global nach einer 

Studie von van Zanten et al. (2016) nur 21 Gramm tierisches Protein pro Kopf und Tag produ-

ziert werden, was für Europa eine Reduktion um ca. zwei Drittel im Vergleich zum aktuellen 

                                                 

11 Selbst diese Erhöhung des Ertrags könnte wegen Klimawandels weiter erschwert werden (vgl. Parry et al. 

2005). Denn die globale Erwärmung führt zu starken Minderungen des Ertrags/der Ernte ab einer Erwär-

mung von 1,5 bis 2 Grad Celsius (vgl. Schellnhuber et al. 2014, S. xix).  
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Konsum bedeuten würde. Für die EU schätzen Buckwell und Nadeu (2018), dass die Weide-

haltung im Rahmen einer nachhaltigen Bewirtschaftung EU-weit um 40 bis 70 Prozent redu-

ziert werden sollte. Auch eine konsistenzbezogene Argumentation würde daher eine 

Reduktion der Produktion und des Konsums tierischer Produkte implizieren. 

Zahlreiche Studien argumentieren daher in Richtung einer Suffizienzstrategie, d. h. einer Re-

duktion der Produktion und des Konsums tierischer Produkte. Nach Tilman (2014, S. 4) 

würde eine Ernährung mit weniger oder ohne Fleisch zu Flächeneinsparungen statt zu Flä-

chenausweitungen führen. Erb et al. (2009) zufolge erscheint im Falle einer Reduktion des 

Konsums tierischer Produkte auf insgesamt 360 kcal pro Person und Tag aus tierischen Pro-

dukten, d. h. ebenfalls um ca. zwei Drittel, eine adäquate Versorgung von neun Milliarden 

Menschen als realisierbar, ohne massiv Flächen auszuweiten. Für ein Szenario von elf Milliar-

den Menschen müssten nach Cassidy et al. (2013) sogar alle Lebensmittel für den direkten 

menschlichen Konsum verwendet werden. Willet et al. (2019) kalkulieren jedoch mit geringen 

Landnutzungsänderungen bei pflanzlicheren Ernährungsstilen, wenn in Ländern (u.a. vor al-

lem auch im Globalen Süden), die derzeit eine nicht optimale Ernährung mit viel Getreidepro-

dukten aufweisen, auch mehr Platz für Gemüse und Hülsenfrüchte benötigt würden. Hier 

wären effizienzbezogene Maßnahmen für einen weniger flächenintensiven Anbau für diese 

Produkte hilfreich. In Ländern des Globalen Nordens würden jedoch Flächeneinsparungen 

durch pflanzlichere Ernährungsweisen entstehen (vgl. Willett et al. 2019, S. 27). 

Eine suffizienzartige Reduktion tierischer Produkte in der Ernährungsweise in Ländern des 

Globalen Nordens wäre nach diesen Studien daher geboten, um die Sicherung eines Mindest-

maßes an Ernährungsgrundversorgung der wachsenden Zahl von Menschen und damit deren 

Existenz zu ermöglichen. 

 2.2) Erhaltung des menschlichen Produktivpotenzials durch Klima-

schutz 

Das Ziel des integrativen Nachhaltigkeitskonzepts zur Erhaltung des menschlichen Produktiv-

potenzials umfasst drei Unterziele: zum Ersten das Nichtüberschreiten der Nutzungsrate der 

erneuerbaren Ressourcen und die Nichtgefährdung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit der 

jeweiligen Ökosysteme, zum Zweiten die Erhaltung der nicht erneuerbaren Ressourcen und 

zum Dritten die Nichtüberschreitung der Aufnahmefähigkeit von Umweltmedien und Ökosys-

temen durch die Freisetzung von Stoffen (vgl. Grunwald und Kopfmüller 2012, S. 63). Da in 

diesem Abschnitt des integrativen Ansatz insbesondere auch diskutiert werden soll, inwieweit 
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der Konsum tierischer Produkte sinken soll, wird für diesen Abschnitt der Fokus auf den drit-

ten Aspekt der Nichtüberschreitung der Aufnahmefähigkeit von Umweltmedien und Ökosys-

temen und hier vor allem zu den Entwicklungen der THG-Emissionen als Gefahr für die 

Aufnahmefähigkeit der Umweltmedien gelegt. Denn insbesondere für die Diskussion stehen 

umfangreiche Studien mit quantifizierbaren Ergebnissen bereit. Weitere Aspekte der  Nicht-

überschreitung der Aufnahmefähigkeit von Umweltmedien und Ökosystemen sowie des 

Nichtüberschreitens der Nutzungsrate der erneuerbaren Ressourcen und der Nichtgefährdung 

der Leistungs- und Funktionsfähigkeit der jeweiligen Ökosysteme können im Abschnitt III.3 

analysiert werden. 

Die derzeitige Weiterentwicklung der Ernährungskonsumweisen und damit des Tierhaltungs-

sektors würde nach Tilman et al. (2014) zu einer starken Erhöhung der THG-Emissionen des 

landwirtschaftlichen Sektors um 80 Prozent im Jahr 2050 führen. Dies würde die globalen 

Anstrengungen zur Eindämmung des Klimawandels (vgl. Pelletier und Tyedmers 2010; Hede-

nus et al. 2014) und damit die Aufnahmefähigkeit des Ökosystems überschreiten.12 

Eine Möglichkeit zur Senkung der THG-Emissionen wäre die effizienzartige Optimierung der 

Erzeugung tierischer Produkte. Hedenus et al. (2014) kommen allerdings zu dem Schluss, 

dass in den Szenarien der erhöhten Produktivität bzw. der effizienzbezogenen, technischen 

Emissionseinsparungen im Jahr 2070 die landwirtschaftlichen THG-Emissionen das dann 

noch verfügbare globale Budget an THG-Emissionen für das Zwei-Grad-Ziel überschreiten 

würden. Dies trifft sich mit der Analyse von Wirsenius et al. (2011), dass eine effizienz- und 

produktionsseitige Minderung der THG-Emissionen Minderungsmaßnahmen von nur 10 bis 

20 Prozent (in der Landwirtschaft der EU) erreichen könnte.  

Eine Konsistenzstrategie könnte für die Landwirtschaft eine Anpassung der Produktionsweise 

an die natürlichen Stoffwechselprozesse in einer Form bedeuten, die zu einer geringeren Ab-

gabe von THG-Emissionen oder gar zu einer Aufnahme von THG-Emissionen führen würde. 

So argumentieren einige Wissenschaftler*innen, dass eine extensive Weidehaltung als Senke 

zur Aufnahme von THG-Emissionen führen würde (vgl. z.B. DeVore 2016). Nach einer um-

fassenden Auswertung von Garnett et al. (2017, S. 118) könnte die reine Weidehaltung global 

nur 20 bis 60 Prozent der selbst verursachten THG-Emissionen durch CO2-Bindung in Böden 

                                                 

12 Denn selbst bei radikalen Veränderungen aller Sektoren ist nur schwer davon auszugehen, dass alle anderen 

Sektoren in den Jahren 2050 bis 2100 klimaneutral ausgestaltet sein werden (vgl. IPCC 2014, S. 19). Pelle-

tier und Tyedmers (2010) prognostizieren daher für das Jahr 2050, dass 52 Prozent des gesamten Budgets an 

THG-Emissionen, das mit dem Zwei-Grad-Ziel konsistent ist, durch die Tierhaltung besetzt wären.  
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ausgleichen. Gleichzeitig macht die reine Weidehaltung nur einen geringen Teil der Produk-

tion (13 Prozent bei Fleisch und 6 Prozent bei Milch) aus. Der andere Teil der Tierhaltung 

wäre für den Klimaschutz dagegen nicht im Sinne einer Konsistenzstrategie besser an die na-

türlichen Stoffwechselprozesse anpassbar und müsste folglich reduziert werden. Eine Konsis-

tenzstrategie könnte daher nur in geringem Umfang zur Reduktion von THG-Emissionen 

führen und würde ebenfalls eine Reduktion der Produktion und des Konsums tierischer Pro-

dukte implizieren. 

Damit bleibt die Fragen, in welchem Maße suffizienzartig der Konsum tierischer Produkte für 

die Einhaltung des Zwei-Grad-Ziels zu sinken hätte. Bei einer klimabewussten Ernährung mit 

weltweit durchschnittlich 554 kcal pro Kopf und Tag aus tierischen Produkten würde nach 

Hedenus (2014) die Landwirtschaft ca. 50 Prozent der für alle Sektoren erlaubten THG-Emis-

sionen für sich in Beschlag nehmen; bei einer flexitarischen Ernährungsweise mit 141 kcal 

aus tierischen Produkten wären es sogar nur ca. 30 Prozent aller vorgesehenen THG-Emissio-

nen.13 McMichael et al. (2007) berechnen, dass eine Anpassung des Fleischkonsums auf welt-

weit durchschnittlich 90 Gramm pro Person und Tag (davon nicht mehr als 50 Gramm 

Rindfleisch) nötig wäre, um die THG-Emissionen des Tierhaltungssektors zu stabilisieren. 

Für Deutschland würde dies in Relation zum heutigen Fleischkonsum nach FAOSTAT-Anga-

ben eine Reduktion des Fleischkonsums von ca. 64 Prozent bedeuten. Auch ein Bericht des 

Umweltbundesamts kommt zu dem Ergebnis, dass eine Reduktion des Konsums von Milch-

produkten um über 30 Prozent und von Fleisch um ca. 25 bis 55 Prozent notwendig ist (vgl. 

Osterburg et al. 2013), wenn Deutschland bis zum Jahr 2050 seine THG-Emissionen wie ge-

plant um maximal 95 Prozent senken will (vgl. BMUB 2014). Willet et al. (2019, S. 17) spre-

chen sich dafür aus, trotz Bevölkerungswachtsums die THG-Emissionen für die 

Lebensmittelproduktion im Jahr 2050 auf höchstens 5.000 MT CO2eq (gegenüber den von 

ihnen für ein business-as-usual-Szenario prognostizierten 9.800 MT CO2eq) zu begrenzen, 

was die Hälfte der gesamten THG-Emissionen aller Sektoren bedeuten würde, die mit dem 

Zwei-Grad-Ziel noch kompatible wären. Nach ihrer Studie wäre dieses Ziel alleine mit einer 

Veränderung der Ernährungsweise mit weniger tierischen Produkten auf umgerechnet durch-

schnittlich ca. 340 kcal pro Tag erreichbar. 

  

                                                 

13 Die Berechnungen der Studien wurden durch den Autor auf Basis von zusätzlichem Quellenmaterial von He-

denus et al. (2014) für eine bessere Vergleichbarkeit mit anderen Angaben in diesem Werk in die Maßeinheit 

kcal umgerechnet. 
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 3. Nachhaltigkeit der Ernährungsweise und Ernährungssysteme 

nach dem Säulenmodell 

Im vorherigen Abschnitt wurden Nachhaltigkeitsziele nach dem integrierten Nachhaltigkeits-

konzept dargestellt und auf den Ernährungsbereich übertragen. Dabei wurden Argumentatio-

nen beleuchtet, inwiefern eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte für die Erreichung 

dieser Ziele notwendig sei. In diesem Abschnitt soll, wie oben erwähnt, nun geprüft werden, 

inwieweit eine Reduktion der Produktion und des Konsums tierischer Produkte nach den Zie-

len der Dimensionen des Säulenmodells erforderlich oder zumindest mit diesen vereinbar ist. 

Falls sich als Ergebnis zeigen würde, dass eine solche Reduktion nur mit Teilen der Ziele der 

Dimensionen in Einklang steht, kann diskutiert werden, ob eine Austarierung bzw. ein Kom-

promiss zwischen diesen Dimensionen erreichbar sein könnte. Bei dieser Diskussion soll, wie 

angemerkt, eine globale Perspektive eingenommen, aber nicht der Anspruch globaler Gültig-

keit erhoben werden; vielmehr soll der geographische Fokus vor allem auf den industrialisier-

ten Ländern, insbesondere auf Deutschland, liegen.Neben den drei Säulen ‚Ökologie‘, 

‚Soziales‘ und ‚Ökonomie‘ des Dreisäulenmodells wird auch die vierte Säule ‚Gesundheit‘ (s. 

Abschnitt III.1.2) betrachtet. Damit kann ein umfassenderes und genaueres Bild zur Problem-

stellung dieses Bereichs erreicht werden. Allerdings stellt sich hier die Frage, welche konkre-

ten Ziele für die vier Säulen im Rahmen der Diskussion verwendet werden. Denn zu diesen 

vier Dimensionen können nicht alle gesellschaftlich bedeutsamen Ziele diskutiert werden, da 

zum einen diese nicht alle einen direkten Bezug zur Produktion und zum Konsum tierischer 

Produkte aufweisen und zum anderen dies den Rahmen dieser Arbeit überschreiten würde. 

Für die Auswahl der gesellschaftlich relevantesten Ziele kann der Bericht der Enquete-Kom-

mission der Bundesregierung (1998) zur nachhaltigen Entwicklung als Grundlage dienen, der 

die folgenden Ziele aufführt: 

 Ökonomie 

o bestmögliche Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen 

o Erhöhung des Wohlstandes 

o Vermeidung der Verzerrung der Wirtschaftsordnung durch 

 Subventionen 

 nichtinternalisierte Kosten 

 Ökologie: 
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o Beachtung der Belastungsgrenzen der Umwelt 

o Berücksichtigung des zeitlichen Anpassungsbedarfs natürlicher Systeme 

o effizienterer Umgang mit endlichen Ressourcen 

 Soziales 

o Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse 

o Erwerbsfähigkeit und -möglichkeit (Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen) 

o (gerechte Verteilung von Einkommen und Lebenschancen) 

 Gesundheit 

o individuelle Gesundheit 

o öffentliche Gesundheit 

Ein Bild mit all diesen Zielen kann äußerst vielschichtig und komplex ausfallen, wie in Vo-

rausschau die folgende Übersicht gebende Abbildung 9 illustriert. Darin sind als Vorschau zu 

Ergebnissen der folgenden Diskussionen die relevantesten Problematiken als ovale Elemente 

nach den vier Dimensionen geordnet aufgeführt, die nach den folgend genannten Studien u. a. 

durch den Konsum und die Produktion tierischer Produkte mit ausgelöst werden. Als recht-

eckige Elemente sind die bedeutendsten Faktoren dargestellt, die nach den Studien die Proble-

matiken mit verursachen.  

 

Abbildung 9: Übersicht der Folgen hoher Produktion und hohen Konsums tierischer Produkte 
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 3.1) Ökonomische Perspektive 

In der ökonomischen Perspektive wird erörtert, inwiefern die Produktion und der Konsum tie-

rischer Produkte im aktuellen Niveau mit den folgenden ökonomischen Zielen vereinbar sind: 

 Erhöhung des Wohlstandes 

 Vermeidung der Verzerrung der Wirtschaftsordnung durch Subventionen und nichtin-

ternalisierte Kosten 

Der letztere Punkt wird für die Übersichtlichkeit in zwei verschiedenen Abschnitten behan-

delt. Das Ziel der bestmöglichen Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistun-

gen wird dabei in der Dimension ‚Soziales‘ in Bezug auf das Ziel der Befriedigung von 

Grundbedürfnissen mitdebattiert (s. Abschnitt III.3.2). 

3.1.1) Erhöhung des Wohlstands: Ökonomische Folgen auf Produktionsseite 

Eine Betrachtung der Folgen auf den gesamtgesellschaftlichen Wohlstand bei Veränderung 

des Konsums tierischer Produkte ist aufgrund fehlender Studien zu passenden ökonomischen 

Szenarien derzeit nicht möglich. An dieser Stelle kann daher nur der Wertschöpfungssektor 

der Tierhaltung selbst betrachtet werden. Den Sektor der Tierhaltung würdigen insbesondere 

Berufsverbände als bedeutenden Faktor für die Wertschöpfung in der Landwirtschaft. Global 

beträgt der Wert der landwirtschaftlichen Produktion nach FAOSTAT-Angaben im Jahr 2021 

3.999 Milliarden Euro (d. h. 5,2 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts); die Tierhal-

tung trägt dazu knapp ca. ein Drittel mit 1.228 Milliarden Euro (d. h. 1,6 Prozent des weltwei-

ten Bruttoinlandsprodukts) ein Drittel bei.14  

Im Globalen Norden führte der Ausbau der Produktivität der Tierhaltung zu Produktionsmen-

gen, welche teilweise deutlich über den vor Ort konsumierten Mengen liegen, d. h. zu einem 

Selbstversorgungsgrad von über 100 Prozent (vgl. z. B. für Deutschland BMEL 2020). Dies 

führt zum Export von tierischen Produkte, unter anderem in Länder des Globalen Südens, in 

denen daraufhin oftmals kleine landwirtschaftliche Betriebe ihre Existenzgrundlage verlieren 

                                                 

14 Der Verkauf tierischer Produkte bringt auch in Industrieländern Betrieben gewichtige Umsätze, in Deutschland 

ca. 27,6 Milliarden Euro für tierische Produkte direkt und weitere 5,4 Milliarden Euro für Futtermittel. Im 

übrigen Ackerbau wurde ein Umsatz von insgesamt 20,7 Milliarden Euro erwirtschaftet (vgl. Deutscher 

Bauernverband 2018a). Dabei kommen 61 Prozent der Verkaufserlöse aus der Tierhaltung (vgl. BMEL 2022, 

S. 12). Ein Teil der Umsätze aus der Tierhaltung fließt über gewährleistete Steuern auch an die öffentlichen 

Haushalte. In ca. zwei Dritteln der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland werden Tiere gehalten, wo-

bei der Anteil der Betriebe ohne Tierhaltung deutlich wächst (vgl. Deutscher Bauernverband 2018b).  
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(vgl. z. B. VEN 2023). Viele zivilgesellschaftliche Initiativen fordern daher einen Reduzie-

rung des Tierhaltungssektors im Globalen Norden auf den Umfang der dort konsumierten 

Mengen (vgl. z. B. Wiggerthale 2011). Falls in den Ländern des Globalen Nordens zukünftig 

eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte aus gesundheitlichen und / oder ökologi-

schen Gründen eintreten sollte, würde dies bedeuten, dass die Produktion des Tierhaltungs-

sektors zusätzlich ebenfalls entsprechend sinken müsste. 

Ein geringerer Konsum tierischer Produkte und damit auch eine geringere Nachfrage würden 

für Betriebe mit Tierhaltung einen Umsatzverlust bedeuten und den Strukturwandel hin zu 

Betrieben ohne Tierhaltung vermutlich beschleunigen. Inwieweit ein solcher Strukturwandel 

mit einer Verringerung der Wertschöpfung und des Einkommens von Landwirt*innen verbun-

den wäre, ist nach Kenntnisstand des Autors noch wenig untersucht.  

Eine Studie von Meier et al. (2014) deutet zumindest darauf hin, dass die Wettbewerbsfähig-

keit der einheimischen Landwirtschaft bei einem geringeren Konsum von tierischen Produk-

ten durch Landflächeneinsparungen sogar steigen könnte. Dennoch ist eine Forschungslücke 

für die Frage zu konstatieren, welche Folgen ein solcher Strukturwandel hätte (auch auf ge-

samtgesellschaftlicher Ebene) und inwiefern dieser Strukturwandel durch eine öffentliche Un-

terstützung von Betrieben weitgehend ökonomisch tragfähig gestaltet werden kann. 

3.1.2) Direkte öffentliche Kosten: Ökonomische Folgen auf staatlicher Seite 

An dieser Stelle ist zu diskutieren, welche direkten öffentlichen Kosten für die staatlichen 

Haushalte im Bereich der Tierhaltung entstehen. Dabei werden zum einen die relevantesten 

direkten öffentlichen Subventionen für die Tierhaltung und zum anderen Belastungen der 

staatlichen Haushalte durch den Tierhaltungssektor betrachtet. Der Sektor der Tierhaltung er-

hält, wie der gesamte Sektor der Landwirtschaft, in den meisten Ländern öffentliche Subven-

tionen im Sinne von direkten finanziellen Zuschüssen an Unternehmen. Die Subventionen 

begründen Berufsverbände und politische Akteur*innen (vgl. z. B. Bundesregierung 2011, S. 

25) mit der Sicherung landwirtschaftlicher Betriebe, die wiederum den Ländern eine gewisse 

Ernährungssicherheit gewähren würden.  

Die Produktion der Tierhaltung wird global mit beachtlichen Subventionen unterstützt. Global 

erhalten nach Springmann und Freund (2022) die Produktion von Fleischprodukten 50 Milli-

arden US-Dollar, die Produktion von Milchprodukten ca. 22,5 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 

Nach einer Studie von FAO, UNDP und UNEP (2021, S. 38ff) belaufen sich die Subventionen 

für die Tierhaltung je nach Kalenderjahr auf zwischen 8 und 18 Prozent der Wertschöpfung, 

wobei die indirekte Subventionierung der Futtermittelproduktion noch nicht berücksichtigt ist. 
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Da nach dieser Studie relative klimaschädliche Produkte (wie auch Rindfleisch und Milchpro-

dukte) die meisten Subventionen erhalten würden, fordern FAO, UNDP und UNEP die Neu-

ausrichtung der Subventionen für eine nachhaltigere Landwirtschaft. Nach Springmann und 

Freund (2022) würde eine teilweise oder komplette Neuausrichtung der Subventionen deut-

lich zu einer Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktion sowie zu Verringerung der ernäh-

rungsbezogenen THG-Emissionen führen. In Verbindung mit einer global gerechten 

Verteilung der Subventionen würde dabei auch das globale Einkommen dabei ansteigen; zu-

dem würde der Konsum von nachhaltigen und gesundheitsfördernden Lebensmitteln, wie 

Obst und Gemüse, mit der Folge einer Reduktion der ernährungsbezogenen Todesfällen an-

steigen. Dies würde dem Argument der Erhöhung der Ernährungssicherheit durch die jetzigen 

Subventionen für die Tierhaltung widersprechen. 

Darüber hinaus kritisieren vor allem NGOs wie Greenpeace (2013), aber auch Institutionen 

wie das Umweltbundesamt (2012), dass durch die Subventionen die Marktstruktur verzerrt 

würde und dass öffentliche Gelder nur für öffentliche Leistungen ausgezahlt werden sollten. 

Des Weiteren werden bestehende Konsumsubventionen auch für tierische Produkte von Be-

rufsverbänden und politischen Akteur*innen mit der Unterstützung insbesondere ärmerer 

Haushalte gerechtfertigt. Denn nicht nur die Produktion, sondern auch der Konsum tierischer 

Produkte wird durch eine geringere Höhe der Mehrwertsteuer für alle Lebensmittel, auch für 

tierische Produkte, in zahlreichen Ländern subventioniert.15 Kritik an diesen Konsumsubven-

tionen kommt sowohl von NGOs als auch von Institutionen wie dem Umweltbundesamt 

(2014) oder dem SRU (2012). Sie weisen u. a. darauf hin, dass ärmere Haushalte direkt unter-

stützt werden könnten, ohne den Konsum von tierischen Produkten zu subventionieren. Denn 

diese Subventionen würden trotz negativer Umwelteffekte direkte Kosten für die öffentlichen 

Haushalte bedeuten. 

Einige Wissenschaftler*innen argumentieren, dass auch die Kosten der öffentlichen Gesund-

heitsversorgung durch Gesundheitseffekte an dieser Stelle einbezogen werden sollten. Barnard 

et al. (1995) schätzen für die USA die gesamten medizinischen Kosten durch Fleischkonsum 

bereits 1995 auf 28,6 bis 61,4 Milliarden Dollar. Nach Scarborough et al. (2010) könnten in 

Großbritannien zwischen 1,4 und 1,9 Milliarden Euro pro Jahr an Gesundheitskosten für 

                                                 

15 Dabei können Steuerausfälle von ca. 35 Milliarden Euro (21 Milliarden Euro bei Fleisch- und 14 Milliarden 

bei Milchprodukten) (vgl. IVM 2008) für die EU und von 5,1 Milliarden Euro (2,5 bis 2,8 Milliarden Euro 

bei Fleisch- und 2,3 bis 2,6 Milliarden Euro bei Milchprodukten) für Deutschland (vgl. Bahn-Walkowiak et 

al. 2010; Umweltbundesamt (UBA) 2010, S. 31) angenommen werden. 
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Herzkreislauf- und Krebserkrankungen eingespart werden, falls der Konsum tierischer Pro-

dukte stark reduziert würde. 

3.1.3) Kosten externer Effekte: Ökonomische Folgen auf gesellschaftlicher Seite 

Marktverzerrungen entstehen auch durch die Nichtinternalisierung externer Effekte, die eben-

falls zu Marktfehlern führen (vgl. z. B. Weimer und Vining 2005) und den gesamtgesellschaft-

lichen Wohlstand beeinträchtigen können. Denn diese externen Effekte belasten die 

Gesellschaft durch die verursachten Schäden finanziell, während die verursachenden Unter-

nehmen keine Kosten zu tragen haben.  

Nicht alle externen Effekte können dabei methodisch ausreichend quantifiziert werden. Für 

die Kalkulation der externen Effekte der THG-Emissionen jedoch können z. B. nach der Me-

thodenkonvention des Umweltbundesamtes Schadenskosten von 195 Euro pro Tonne CO2 an-

genommen werden (vgl. Matthey und Bünger 2020). Daraus würden sich unter Einbeziehung 

von FAOSTAT-Daten Klimafolgekosten der Tierhaltung weltweit in Höhe von 1,378 Billionen 

Euro pro Jahr ergeben. Diese Berechnung deckt sich mit der oberen Spanne der Berechnun-

gen von Springmann et al. (2016a), nach denen der Verzicht auf tierische Produkte weltweit 

zu einer Reduktion von bis zu 1,594 Billionen Euro Klimafolgekosten im Jahr führen würde. 

Für die ökologischen Schäden durch tierhaltungsbedingte Stickstoffverluste bestehen nach 

Kenntnis des Autors noch keine globalen Schätzungen; EU-weit könnten die dadurch entste-

henden Kosten auf 37 bis 180 Milliarden Euro im Jahr geschätzt werden.16 Diese Kosten 

durch negative externe Effekte sind nicht in öffentlichen Bilanzierungen enthalten, belasten 

aber dennoch den öffentlichen Wohlstand. Die gesundheitlichen Kosten des Konsums tieri-

scher Produkte könnten sich im Jahr 2050 nach Springman et al. (2016a) auf weltweit knapp 

950 Milliarden Euro pro Jahr belaufen, wenn die gesundheitlichen Auswirkungen einer vega-

nen Ernährung mit dem Referenzszenario verglichen und mit einem ‚Cost-of-Illness‘-Ansatz 

bewertet werden. Bei Bewertung mit einem ‚Value-of-Statistical-Life‘-Ansatz würden die 

Kosten sogar auf ca. 27 Billionen Euro pro Jahr steigen. 

Diesen Kosten durch externe Effekte steht, wie oben erwähnt, eine wirtschaftliche Wertschöp-

fung des Tierhaltungssektors von global derzeit ca. 1.228 Milliarden Euro gegenüber. 

                                                 

16 Insgesamt betragen die Schäden in Europa nach Schätzungen 70 bis 320 Milliarden Euro (vgl. Sutton und van 

Grinsven 2011, S. xxiv). Bei einer Annahme der Verursachung von durchschnittlich 67 Prozent der Stick-

stoffemissionen durch die Tierhaltung (vgl. Westhoek et al. 2014) ergeben sich damit (bei Ausschluss der 

Klimaeffekte) die genannten Schäden durch die Tierhaltung. 
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 3.2) Soziale Perspektive 

Für die soziale Perspektive können für die Einbeziehung der sozialen Perspektive die Aspekte 

der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse und der Erwerbsfähigkeit und -möglichkeit 

genauer betrachtet werden. Der Aspekt der gerechten Verteilung von Einkommen und Lebens-

chancen wird dagegen nicht diskutiert, da hier keine direkte Relevanz zur inhaltlichen Aus-

richtung dieser Arbeit besteht. 

3.2.1) Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse 

An dieser Stelle kann gefragt werden, inwiefern der derzeitige Konsum von tierischen Pro-

dukten mit dem Ziel der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse in Einklang steht.  

In historischer Perspektive stehen Menschen in den industrialisierten Staaten erst seit kurzer 

Zeit genügend Lebensmittel für die Befriedigung ihrer elementaren Grundbedürfnisse zur Ver-

fügung. Aktuell kann aber in Bezug auf die Versorgung mit Lebensmitteln aus tierischer Pro-

duktion von einer vollkommenen Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse der 

industrialisierten Länder gesprochen werden. Aus gesundheitlicher Sicht könnte der Konsum 

tierischer Produkte für große Teile der Bevölkerung deutlich oder (auch durch das Vorhanden-

sein geeigneter Nährstoffpräparate) sogar komplett reduziert werden, da für die meisten Be-

völkerungsgruppen pflanzliche Lebensmittel als Alternativen für eine gesundheitsfördernde 

Ernährung zur Verfügung stehen (vgl. Richter et al. 2016). Eine Reduktion des Konsums tieri-

scher Produkte wäre in dieser Perspektive in den westlichen, industrialisierten Ländern durch-

aus mit dem Ziel der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse vereinbar. Für einige 

Länder, insbesondere im globalen Süden, kann dagegen konstatiert werden, dass die elemen-

tare Versorgung mit pflanzlichen und tierischen Lebensmitteln für zahlreiche Menschen nicht 

ausreicht (vgl. FAO 2022). Organisationen wie die FAO (2011b) betonen daher die Bedeutung 

der Tierhaltung für die Ernährungssicherheit von Kleinfarmern in diesen Ländern. Eine Re-

duktion der Produktion und des Konsums tierischer Produkte wäre daher zumindest in diesen 

Ländern mit dem Ziel der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse nicht vereinbar. 

Gleichzeitig kann gefragt werden, ob eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte in den 

industrialisierten Ländern eine leichtere Versorgung mit Lebensmitteln für die elementaren 

Grundbedürfnisse in den anderen Ländern, vor allem im Globalen Süden, bedeuten könnte 

und daher in globaler Perspektive als erforderlich zu bezeichnen wäre. Vor allem zivilgesell-

schaftliche Organisationen weisen darauf hin, dass erst der Import von landwirtschaftlichen 

Produkten und insbesondere von Futtermitteln den hohen Konsum tierischer Produkte in den 
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industrialisierten Staaten ermöglicht. In ihrer Perspektive werden in den exportierenden Län-

dern dafür Flächen vereinnahmt, oft auch von Großinvestoren (‚land grabbing‘). Diese Flä-

chen würden nicht mehr für die Versorgung der einheimischen Bevölkerung zur Verfügung 

stehen. Dies würde aufgrund begrenzter Flächen eine Flächenkonkurrenz auslösen und die 

Versorgung der einheimischen Bevölkerung mit elementaren Gütern gefährden (vgl. Pearce 

2012). Nach einer Studie von Meier et al. (2014) würde der ‚virtuelle‘ Import von Landflä-

chen bei einem geringeren Konsum tierischer Produkte nicht nur sinken, sondern sogar zu ei-

ner positiven Bilanz führen. Dies würde eine höhere Verfügbarkeit von Landflächen für die 

Produktion auch in den Ländern des Globalen Südens bedeuten. Dagegen könnte eingewandt 

werden, dass der Export von Lebensmitteln auch eine Einnahmequelle für Landwirt*innen im 

globalen Süden sein kann und ihrer wirtschaftlichen Entwicklung dient. 

Zudem weisen, wie im Folgenden dargestellt, Studien von internationalen Organisationen und 

Forschenden darauf hin, dass die Produktion tierischer Produkte verschiedene Arten von glo-

baler Konkurrenz auslösen, die wie folgt kategorisiert werden können: a) globale Wasserkon-

kurrenz, b) globale Flächenkonkurrenz und c) globale Kalorienkonkurrenz. Da der zweite und 

der dritte Punkt bereits in der Perspektive des integrierten Nachhaltigkeitskonzepts diskutiert 

wurden (s. Abschnitt III.2.1), wird an dieser Stelle nur auf das Thema einer globalen Wasser-

konkurrenz eingegangen. Als Annahme gilt, dass es sich bei Wasserressourcen um global be-

grenzte Güter handelt, die nicht substituierbar sind. Eine Überbeanspruchung der Güter in 

einem Teil des Globus würde daher zu Knappheiten und Not in anderen Teilen des Globus 

führen. Sie würde insbesondere durch einen hohen Konsum von tierischen Produkten entste-

hen, da deren Erzeugung im Vergleich zu pflanzlichen Produkten mehr Wasser benötigt. Eine 

Knappheit der globalen Wasserressourcen diagnostizieren zahlreiche Studien. Nach Angaben 

der UNESCO (2015, S. 2) sind weltweit ca. 20 Prozent der Grundwasserleiter nicht nachhal-

tig genutzt, sondern stark übernutzt, was die Verfügbarkeit von Trinkwasser als Grundbedürf-

nis einschränkt. Weltweit erfährt die Landwirtschaft bereits heute eine wachsende Knappheit 

an Trinkwasser, vor allem in Asien, aber auch Nordamerika, Südamerika, Nordafrika und 

Südeuropa (vgl. FAO 2021, S. 15ff). Gleichzeitig wird die Nachfrage nach Wasser bis zum 

Jahr 2050 um mehr als 50 Prozent steigen (vgl. UNESCO 2015, S. 2), das Angebot allerdings 

durch den Klimawandel voraussichtlich stark sinken (vgl. FAO 2021, S. 2ff). Den Punkt des 

höheren Wasserbedarfs tierischer Produkte bestätigen Auswertungsbilanzierungen von Le-

bensmitteln weitgehend. Besonders Rindfleisch und Schweinefleisch enthalten nach umfas-

senden Studien, beispielsweise von Mekonnen et al. (2012), pro Tonne besonders viel blaues 
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und graues Wasser, aber auch die Produktion von Butter, Geflügel und Eiern ist mit einem ho-

hen Wasserbedarf verbunden. Ein global höherer Konsum tierischer Produkte würde nach Stu-

dien, wie von Vanham et al. (2013a) dargestellt wird, im Allgemeinen deutlich mehr Wasser 

verbrauchen, als dies bei pflanzlichen Produkten der Fall ist, und würde damit die weltweit 

auftretende Knappheit von Wasserressourcen verschärfen. Eine Ernährung mit weniger tieri-

schen Produkten würde dagegen ca. ein Drittel weniger Wasser als aktuell verbrauchen (vgl. 

Vanham et al. 2013b).  

Zusammengefasst kann für dieses Ziel zwar nicht komplett quantifiziert ermittelt werden, in-

wieweit eine Minderung des Konsums tierischer Produkte als zwingend erforderlich einzustu-

fen ist. Als vereinbar mit dem Ziel der Befriedigung elementarer Grundbedürfnisse kann eine 

Konsumreduktion in den industrialisierten Ländern jedoch bezeichnet werden. 

3.2.2) Erwerbstätigkeit und -bedingungen 

Während die Tierhaltung in vielen Ländern des Globalen Südens die Tierhaltung, wie oben 

ausgeführt, für die Ernährungssicherheit und den Bestand landwirtschaftlicher Kleinbetriebe 

zentral ist, ist der Tierhaltungssektor im Globalen Norden in sozialer Hinsicht vor allem auch 

aus Beschäftigungssicht relevant. Der Sektor der Tierhaltung sorgt hier für eine hohe Anzahl 

von Arbeitsplätzen, die gerade in strukturschwachen Regionen aus sozialer Perspektive be-

grüßt werden. Gleichzeitig hat der Tierhaltungssektor durch die Erhöhung der Produktionska-

pazitäten in den letzten Jahrzehnten hier einen Prozess der Intensivierung erfahren.17 Parallel 

zur Ausweitung und Intensivierung des Tierhaltungssektors findet ein Prozess der Konzentrie-

rung statt.18 Diese Prozesse der Intensivierung und der Konzentrierung führen zu einer steti-

gen Abnahme von landwirtschaftlichen Betrieben. In Deutschland sank die Anzahl der 

Tierhaltungsbetriebe zwischen 2005 und 2013 um ca. 27 Prozent (vgl. Eurostat 2015). Die 

Zahl der Arbeitskräfte im Bereich der Tierhaltung ging allein in den drei Jahren von 2007 bis 

2010 um sieben Prozent zurück (vgl. Eurostat 2014). Für das soziale Ziel der Erwerbstätigkeit 

könnte daher eine andere, arbeitsintensivere Form der Landwirtschaft als erforderlich bezeich-

net werden. Ob eine solche andere Form allerdings mit einem insgesamt geringen Umfang der 

Produktion und des Konsums tierischer Produkte einhergehen könnte oder sollte, kann man-

                                                 

17 In den USA wuchsen die einzelnen Betriebe zwischen 1987 und 2002 um 60 Prozent bei Geflügel, um 100 

Prozent bei Rind, um 240 Prozent bei Milchkühen und um 2000 Prozent bei Schweinen (vgl. USDA 2009). 
18 Der Marktanteil der vier größten Unternehmen lag in den USA bereits im Jahr 2005 bei 50 Prozent und mehr, 

je nach Produktionszweig (vgl. USDA 2009, S. 25). 
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gels Kalkulationen von alternativen Produktions- und Konsumszenarien nicht ausreichend be-

antwortet werden. Hier ist in diesem Sinne eine Forschungslücke festzuhalten. 

 3.3) Ökologische Perspektive 

In der ökologischen Perspektive kann diskutiert werden, inwiefern die Produktion und der 

Konsum tierischer Produkte im aktuellen Niveau mit ökologischen Zielen vereinbar sind. Die 

Enquete-Kommission (1998) benennt drei vorrangige ökologische Ziele: die Beachtung der 

Belastungsgrenzen der Umwelt, die Berücksichtigung des zeitlichen Anpassungsbedarfs na-

türlicher Systeme und den effizienteren Umgang mit endlichen Ressourcen. Das Ziel der Be-

rücksichtigung des zeitlichen Anpassungsbedarfs wird für die Thematik als nicht zentral 

eingeschätzt; daher soll der Fokus auf die Beachtung der Belastungsgrenzen der Umwelt und 

den effizienteren bzw. sorgsamen Umgang mit endlichen Ressourcen gelegt werden. Dazu 

wird der Ansatz der planetaren Grenzen nach Rockström (2009) als ein mittlerweile besonders 

prominenter Ansatz für die Beachtung von Umweltzielen herangezogen. Steffen et al. (2015) 

benennen aus diesem Ansatz heraus fünf Umweltbereiche, die als gefährdet eingeschätzt wer-

den: den Schutz der Artenvielfalt sowie des Klimas, Stickstoff- und Phosphorstoffflüsse sowie 

Landnutzungsänderungen. Diese werden im Folgenden näher betrachtet.  

3.3.1) Schutz des Klimas 

Nach internationalen Studien, insbesondere auch der FAO, produziert die Tierhaltung erhebli-

che Mengen an THG-Emissionen und nimmt daher bei den landwirtschaftlichen THG-Emissi-

onen eine prominente Rolle ein. Global gesehen bestehen die emittierten THG zu ca. 44 

Prozent aus Methan, zu 29 Prozent aus N2O (Dickstoffmonoxid / Lachgas) und zu 27 Prozent 

aus CO2 (Gerber et al. 2013, S. 15). Der Anteil der Tierhaltung an den THG-Gesamtemissio-

nen aller menschlichen Aktivitäten ist mit 14,5 Prozent auf internationaler Ebene, weshalb sie 

von der FAO als ein wesentlicher Treiber des Klimawandels eingeschätzt wird (vgl. Gerber et 

al. 2013).  

Für große Aufmerksamkeit sorgte eine Worldwatch-Studie von Goodland und Anhang (2009), 

die kalkulierte, dass die Tierhaltung 51 Prozent der globalen THG-Emissionen verursachen 

würde. Um diese Berechnungen ergab sich eine längere Diskussion (vgl. Goodland und An-

hang 2012; Herrero et al. 2011). Ein zentraler Diskussionspunkt dabei war die Argumentation 

von Goodland und Anhang (2009) für die Gewichtung der Methanemissionen, die vorwiegend 

aus dem Sektor der Tierhaltung stammen, nach einer Perspektive des Klimaerwärmungspo-

tenzials von THG-Emissionen von 20 Jahren und nicht wie standardmäßig von 100 Jahren. 
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Die damit mögliche Beachtung der kurzfristige starken Wirkung der Methanemissionen der 

Tierhaltung, ist bedeutend, um gefährliche ‚tipping points‘ und die Intensivierung bereits 

stattfindender Klimaauswirkungen zu vermeiden, wie 20 führende Klimaforscher anmerken 

(vgl. Scientists' Letter 2014). Nach einem Natur-Climate-Change-Kommentar würde der An-

teil der Landwirtschaft an den globalen THG-Emissionen von 13 Prozent bei einer Betrach-

tung des Klimaerwämungspotenzials (GWP) von 100 Jahren auf 19 Prozent bei einer GWP-

Perspektive von 20 Jahren steigen (vgl. Fesenfeld et al. 2018). Auch die UNEP mahnt mittler-

weile starke Reduktionen der Methanemissionen an, wobei die suffizienzartige Veränderung 

der Ernährungsweise – auch aufgrund der Begrenztheit von Effizienzmaßnahmen – einen gro-

ßen Teil des Reduktionspotenzials darstellen würde (vgl. UNEP und Climate and Clean Air 

Coalition 2021). 

In globaler Perspektive entfällt ein wesentlicher Anteil des Reduktionspotenzials von THG-

Emissionen auf die Rinderhaltung (vgl. Gerber et al. 2013, S. 16). Dagegen stehen Stimmen, 

die zumindest in der extensiven Weidetierhaltung eine CO2-Senke (‚carbon sink‘) sehen (vgl. 

z. B. Allard et al. 2007; Bellarby et al. 2013, S. 10ff). Allerdings ist noch umstritten, ob Wei-

detierhaltung generell eine signifikante CO2-Senke in dieser Form bilden kann (vgl. Garnett 

2010). Schätzungen ergeben, dass in der reinen Weidehaltung von Wiederkäuern die CO2-

Senken immerhin zwischen 20 und 60 Prozent der Emissionen der Wiederkäuer ausmachen 

(vgl. Garnett et al. 2017). Dies bedeutet allerdings auch, dass insbesondere die Haltung von 

Weidetieren immer noch zu signifikanten THG-Emissionen führt. Auf der anderen Seite be-

finden Studien, u. a. von Searchinger et al. (2018), dass insbesondere die Weidehaltung deutli-

che ‚Klima-Opportunitätskosten‘ verursacht. Damit ist gemeint, dass die genutzten 

Weideflächen ebenfalls zum Anlegen von Wäldern genutzt werden könnten, die CO2 binden 

würden. Mit Einberechnung der ‚Klima-Opportunitätskosten‘ würde die durchschnittliche Er-

nährung in den Industrieländern nicht nur ca. 2,5 Tonnen CO2eq-Emissionen pro Kopf, son-

dern knapp 9 Tonnen CO2eq-Emissionen pro Kopf zur Folge haben. Eine Ernährungsweise 

ohne Rind und Milchprodukte würde dagegen inklusive ‚Klima-Opportunitätskosten‘ nur zu 

knapp 3 Tonnen CO2eq-Emissionen, eine vegane Ernährung zu knapp 2 Tonnen CO2eq-Emis-

sionen führen. 

Eine Minderung der Produktion und des Konsums tierischer Produkte kann in dieser Perspek-

tive mit dem Ziel des Klimaschutzes als stark konform eingeschätzt werden. 
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3.3.2) Phosphor 

Die heutigen Phosphorvorräte haben sich in Zeiträumen zwischen zehn und hunderten Millio-

nen Jahren gebildet (vgl. Neset und Cordell 2012, S. 2). Der Abbau von Phosphor könnte 

nach vorsichtigen Schätzungen um das Jahr 2070 seinen Höhepunkt finden (vgl. Cordell et al. 

2012). Langfristig ist daher von Engpässen und Preissteigerungen auszugehen (vgl. Deutscher 

Bundestag 2012b, S. 2). Dabei ist Phosphor für den Anbau von Lebensmitteln ein äußerst be-

deutendes Düngemittel und nicht durch andere Ressourcen ersetzbar. Willet et al. (2019) 

schlagen daher vor, trotz weltweiten Bevölkerungswachstums den Phosphorverbrauch lang-

fristig auf 8 Terragramm pro Jahr, im Vergleich zu derzeit 6 bis 12 Terragramm pro Jahr, zu 

beschränken. Nach ihren Kalkulationen sind dafür pflanzlichere Ernährungsweisen hilfreich, 

aber gleichzeitig wären auch produktionsbezogene und technische Maßnahmen nötig (vgl. 

Willett et al. 2019, S. 27f). 

Neben dem suffizienzartigen Wechsel zu einer stärker pflanzenbasierten Ernährungsweise ist 

daher konsistenzartig insbesondere das Recycling von Phosphor von Bedeutung (vgl. Neset 

und Cordell 2012, S. 11; Cordell et al. 2009, S. 300f). Da die ausreichende Verwendung von 

Phosphor erst in einigen Jahrzehnten bedroht ist (vgl. Cordell et al. 2012), kann derzeit die 

Minderung des Konsums tierischer Produkte hier nicht als dringend erforderlich, aber als kon-

form mit dem Ziel der Erhaltung der Phosphorvorräte bezeichnet werden.  

3.3.3) Landnutzungsänderungen 

Die Gefährdung von Ökosystemen ist von einem fundamentalen Wandel der Landnutzung in 

den letzten 150 Jahren geleitet, in denen vor allem Waldflächen zugunsten auch von Weideflä-

chen vernichtet wurden (vgl. Steinfeld et al. 2006, S. 24). Dabei schätzen Expert*innen, u.a. 

Alexander et al. (2015), die Tierhaltung als den größten Treiber der Landnutzungsveränderun-

gen ein. Der Sektor der Tierhaltung beansprucht mittlerweile ca. 3,9 Milliarden Hektar Land 

bzw. 30 Prozent der weltweiten Landoberfläche. Mit einem Anteil an 78 Prozent der landwirt-

schaftlichen Flächen dominiert der Tierhaltungssektor die landwirtschaftliche Landnutzung 

(vgl. Steinfeld et al. 2006, S. 74). Unter anderem als Folge der Landdegradierung und der 

Nachfragesteigerung nach tierischen Produkten dringen Flächen für den Anbau von Futtermit-

teln sowie für Weideflächen in zahlreichen Gebieten weltweit in Wälder und andere Ökosys-

teme ein (vgl. Laurance et al. 2014), sodass diese Wälder und Ökosysteme zerstört oder in 

einem Maße beeinträchtigt werden, dass sie sich nicht regenerieren können (vgl. FAO 2003, 

S. 64ff) und die Biodiversität reduziert wird. Renommierte Expert*innen und Institutionen 

wie die FAO erachten daher die Tierhaltung als einen wesentlichen Faktor der Gefährdung 
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von mehr als einem Drittel der Ökosysteme weltweit (vgl. Steinfeld et al. 2006, S. 352). 

3.3.4) Stickstoff 

Stickstoffemissionen der Landwirtschaft gelangen vor allem in Form von Gülle direkt oder 

indirekt über die Böden in das Wasser. Die Stickstoffbudgets der Böden befinden sich nach 

Bouwman et al. (2013) auf historischen Höchstständen und überschreiten nach einer Studie 

von Steffen et al. (2015) bereits heute die planetaren Grenzen. Nach Willet et al. (2019) sollte 

der globale Gebrauch von Stickstoff 60 bis 90 Terragramm pro Jahr auch bei wachsender 

Weltbevölkerung nicht überschreiten. Derzeit würden sie bei etwa 65 bis 87 Terragramm pro 

Jahr liegen. Für die Kalkulation des Reduktionsbedarfs sind dabei vor allem auch regionale 

Betrachtungen als bedeutend einzuschätzen, da vor allem regional stark konzentrierte Mengen 

an Stickstoffemissionen zu Problemen für Umwelt und auch die menschliche Gesundheit füh-

ren können (s. III.3.4.1) 

Die historischen Steigerungen der Stickstoffemissionen werden nach Bouwman et al. (2013, 

S. 20882) vor allem von der steigenden Produktion des globalen Tierhaltungssektors vorange-

trieben, da dieser für einen Großteil der Stickstoffverluste verantwortlich ist. So sind nach 

Westhoek et al. (2014, S. 1) 79 bis 88 Prozent der Stickstoff-, Lachgas- und Ammoniakemissi-

onen in der EU auf die Tierhaltung zurückzuführen, was eine Versäuerung bzw. Eutrophie-

rung vieler Böden zu Folge hat. Daher sind beispielsweise in Deutschland „48 % der 

natürlichen und naturnahen terrestrischen Ökosysteme von Eutrophierung betrof-

fen“ (Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 2015, S. 20). Auch in Meeren kann dies 

aufgrund von Sauerstoffmangel zu einer starken Gefährdung der Biodiversität (und großflä-

chigen Algenteppichen) führen.19 

3.3.5) Biodiversität 

Der Erhalt der Biodiversität wird nach Konsens von Forscher*innen Forschern weltweit als 

essentiell eingestuft, um stabile Ökosysteme und damit das Überleben der Menschheit zu er-

möglichen. UNEP (2021) schätzt die Lebensmittelproduktion als verantwortlich für über 

80 Prozent des Artensterbens ein. Theoretisch könnte der Tierhaltungssektor zwar die Bio-

diversität mancher Umweltgebiete nach Auffassung von Expert*innen erhöhen, zumindest in 

Gebieten von Grasflächen bei extensiver Haltung von Wiederkäuern, wie beispielsweise 

                                                 

19 So sind die Sauerstoffmangelzonen bzw. die sogenannten ‚Todeszonen‚ in der Ostsee ca. 60 000 km2 groß 

(vgl. Carstensen et al. 2014). 80 Prozent der Überdüngung der Ostsee kann dabei auf die Tierhaltung zurück-

geführt werden (vgl. Eickhoff-Jung 2012). Folgen davon sind auch große Algenteppiche (vgl. Carstensen et 

al. 2014). 



 

67 

 

Nijdam et al. (2012, S. 767) ausführen. Die heute weit verbreitete intensive Form der Produk-

tion tierischer Produkte erachten jedoch zahlreiche wissenschaftliche Expert*innen sowie Or-

ganisationen als Ursache erheblicher Biodiversitätsverluste, vor allem durch Gefährdung von 

Ökosystemen sowie Minderung der Fischbestände. Von den ‚Hotspots‘ mit besonders starker 

Gefährdung des Artenverlusts stuft die FAO zwei Drittel als durch die Tierhaltung beeinträch-

tigt ein (vgl. Steinfeld et al. 2006, S. 353). Besonders relevante Ökosysteme mit großer Arten-

vielfalt stellen danach die weltweiten Regenwälder dar. Große Flächen der Regenwälder 

werden nach Nepstad et al. (2014) für die Tierhaltung gerodet. Bei den gerodeten Flächen 

handelt es sich vor allem um Weideflächen für Rinder sowie um Ackerflächen für den Futter-

mittelanbau. Auch für die Regenwälder am Amazonas trägt der Tierhaltungssektor laut Um-

weltschutzorganisationen wie Greenpeace (2009, S. 3) die Hauptverantwortung für die 

Abholzung. Ein großer Teil der tierischen Produkte, die auf abgeholzten Regenwaldflächen 

produziert wurde, ist für den Export bestimmt. Nach einem Report des Bureau of Investiga-

tive Journalism wurden pro Jahr mehr als 100 Millionen Bäume im Amazonas-Regenwald ge-

fällt, um Rindfleisch für den weltweiten Markt zu produzieren (vgl. Wasley et al. 2023). Auch 

der Konsum in EU-Ländern wird daher nach Studien von Cuypers et al. (2013) und Lawson 

(2015, S. 6) maßgeblich für die Abholzungen und die Reduktion der Biodiversität mitverant-

wortlich gemacht. Bei Willet et al. (2019) ist in den Hauptzukunftsszenarien eine Erhöhung 

des Biodiversitätsverlusts für pflanzlichere Ernährungsweisen vorzufinden, da eine globale 

bessere Ernährungsversorgung und eine regionale Ernährungsversorgung angenommen wer-

den. Ein regionaler Ausgleich der Lebensmittelproduktionen könnte für den Schutz der Arten-

vielfalt besonders bedeutsam sein (vgl. Willett et al. 2019, S. 29). Nach Erb et al. (2016) sind 

Ernährungsweisen der wichtigste Hebel, um die Weltbevölkerung ohne Abholzung zu ernäh-

ren und pflanzenbasierte Ernährungsweisen zeigen die größte Anzahl von umsetzbaren Szena-

rien auf. 

Einen weiteren Bereich, in dem die Artenvielfalt und die Artenerhaltung direkt durch die Pro-

duktion und den Konsum tierischer Produkte betroffen sind, stellt nach Ansicht globaler Orga-

nisationen wie der FAO und des WFF die globale Fischerei dar. Die Produktion von Fischen 

aus Fischerei und Aquakulturen ist seit dem Jahr 1950 von ca. 20 Millionen Tonnen auf ca. 

160 Millionen Tonnen gestiegen, was eine Verachtfachung der Produktion bedeutet (vgl. FAO 

2014, S. 3). Parallel ist in den letzten fünfzig Jahren die Population von Fischen weltweit um 

die Hälfte gesunken (vgl. WWF 2015, S. 7). Derzeit gelten ca. 34,2 Prozent aller weltweiten 

Fischbestände (vgl. FAO 2020, S. 47f) und 41 Prozent aller europäischen Fischbestände (vgl. 

Europäische Kommission 2014, S. 14f) als nicht nachhaltig befischt und daher überfischt.  
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 3.4) Gesundheitliche Perspektive 

3.4.1) Öffentliche Gesundheit 

In Bezug auf die öffentliche Gesundheitssicherung werden insbesondere zwei Problematiken 

diskutiert, die mit der heutigen und Art und dem Ausmaß der Produktion und des Konsums 

tierischer Produkte verbunden werden, nämlich die der Krankheitserreger und die der Nitrat-

belastung. 

Als bedeutende Problematik in der intensiven Tierhaltung sehen zahlreiche Expert*innen, wie 

Mennerat et al. (2010), die in vielen Fällen hygienisch schlechten Produktionsbedingungen 

an. Denn dies begünstigt die Entwicklung von Parasiten und Pathogenen, die immer schneller 

wachsen, früher infizieren und virulenter sind. Damit können Krankheiten auch leichter auf 

Menschen übergehen. Nach Schätzungen erkranken jedes Jahr z. B. ca. 130 Millionen Euro-

päer (vgl. Europäische Kommission 2005, S. 27) und zwischen 48 Millionen (vgl. National 

Institutes of Health 2015) und 76 Millionen US-Amerikaner (vgl. Physicians Committee for 

Responsible Medicine 2015) an essensbedingten Krankheiten über die Nahrungsaufnahme, 

wobei die Verwendung roher tierischer Produkte die Hauptursache darstellt (vgl. Physicians 

Committee for Responsible Medicine 2015). Noch gravierender stellt sich Lage in ärmeren 

Ländern dar, wo Zoonosen, d. h. Krankheitserreger aus dem Tierreich, ca. 2,2 Millionen Men-

schen pro Jahr töten, was nach Smith (2014) stark mit dem Halten von Tieren verbunden ist. 

Die seit langem schwelende Gefahr einer weltweiten Pandemie durch einen Krankheitserreger 

aus dem Tierreich wurde im Jahr 2019 / 2020 wahrscheinlich Wirklichkeit, als sich mit der 

Covid-19-Pandemie ein neuer Virus nach aktuellen Erkenntnissen aus dem Tierreich auf Men-

schen weltweit übertrug (vgl. Andersen et al. 2020). Die Fortführung der (intensiven) Tierhal-

tung ist dabei nach einer umfassenden Studie des United Nations Environment Programme 

(2020) mit der Fortführung einer erhöhten Wahrscheinlichkeit neuer Pandemien verbunden. 

Die meisten Betriebe der intensiven Tierhaltung versuchen die Entstehung von Krankheitser-

regern bei ihren Nutztieren durch die massive Zugabe von Antibiotika unter Kontrolle zu hal-

ten (vgl. Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 2014; Landesamt für 

Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 2012; Stuart et al. 2012). Daher werden Tieren 

mehr Antibiotika als Menschen verabreicht (vgl. Casey et al. 2013; Gorbach 2001). Die mas-

sive Abgabe von Antibiotika kann wiederum zur Ausbildung resistenter Keime führen; so 

wurden beispielsweise in Deutschland bei 92 Prozent der konventionell gezüchteten Schwein 

Bakterienstämme gefunden, die gegen alle marktüblichen Antibiotika resistent sind (vgl. Bier-
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mann et al., S. 22). Nach Studien können die resistenten Keime über das Abwasser von Kran-

kenhäusern (vgl. Thompson et al. 2013; Korzeniewska et al. 2013) und über Gülle-Dünger 

(vgl. Biermann et al. 2014, S. 22) in das Grundwasser und bei Gülle-Dünger auch auf Nah-

rungsmittel und damit zu allen Einwohner*innen gelangen. Noch größer schätzen Expert*in-

nen u. a. des Robert Koch-Instituts und der Stiftung Warentest die Übertragungsgefahr 

allerdings beim direkten Konsum tierischer Produkten, insbesondere bei Fleisch. In Deutsch-

land beispielsweise wurden bei Stichproben von Fleischwaren resistente Bakterien, die in den 

Körper des Konsument*innen gelangen können, im Falle von Hackfleisch bei mehr als einem 

Drittel (vgl. Stiftung Warentest 2015), von Hähnchenfleisch bei mehr als der Hälfte der ver-

kauften Produkte (vgl. Stiftung Warentest 2013) und von Putenfleisch bei ca. 88 Prozent (vgl. 

BUND 2015) entdeckt. Damit das Infektionsrisiko für Verbraucher verringert wird, werden 

strikte küchenhygienische Regeln empfohlen, beispielsweise die Trennung von rohen tieri-

schen und pflanzlichen Lebensmitteln bei der Zubereitung (vgl. Verbraucherzentrale Hamburg 

2012a). Das Robert Koch-Institut rät beim Zubereiten von Fleisch zum Tragen von Einweg-

handschuhen (vgl. ZEIT 2014). Nach der European Food Safety Authority (efsa) wird sowohl 

„bei Menschen als auch Tieren […] häufig beobachtet, dass Salmonella und Campylobacter 

gegenüber gängigen Antibiotika resistent sind“ (European Food Safety Authority 06.03.2023). 

Die WHO (2014) meldete im Jahr 2014, dass in allen Regionen der Welt hohe Raten von Re-

sistenzen auftreten. Daher ist nach neuesten Studien von Liu et al. (2015) durch neue resis-

tente Gene das Risiko eines neuen postantibiotischen Zeitalters als äußerst hoch zu bewerten 

ist. Weltweit können mindestens 700.000 Todesopfer durch resistente Keime vermutet wer-

den, was bis zum Jahr 2050 auf ca. 10 Millionen steigen könnte (vgl. Meyer 2015).20 Eine Re-

duktion des Konsums und der Produktion tierischer Produkte könnte extensivere Formen der 

Tierhaltung ermöglichen, die mit weniger Krankheitserregern und geringerem Antibiotikaein-

satzbedarf verbunden wären, beispielsweise in biologischen Haltungssystemen. 

Auch die Trinkwassergefährdung ist in vielen Regionen weltweit unter anderem aufgrund des 

Tierhaltungssektors gefährdet (vgl. Abascal et al. 2022), was eine Gefährdung der öffentlichen 

Gesundheit bedeuten kann. Beispielswiese sind in Deutschland „etwa 26 % aller Grundwas-

serkörper […] wegen hoher Nitratgehalte in einem schlechten chemischen Zu-

stand“ (Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 2015, S. 20). In ungefähr 50 Prozent 

                                                 

20 Nach offiziellen Studien führt schon der heutige Stand dieser Entwicklung zu jährlich 7.500 bis 15.000 Todes-

fällen in Deutschland (vgl. Akademie der Wissenschaften in Hamburg 2013, S. 19) und ca. 23.000 in den 

USA (vgl. CDC 2013) wegen multiresistenter Keime. Nach weiteren Studienergebnissen und Expert*innen-

Kenntnissen könnte die Zahl allerdings eher bei 30.000 und mehr Todesfällen pro Jahr in Deutschland liegen 

(vgl. Polke-Majewski 2014). 
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der Messstationen wird der Grenzwert für Nitratstickstoff überstiegen (vgl. Hofstetter 2013). 

Dies hat auch eine Verschlechterung der Trinkwasserquellen und damit eine Gefährdung der 

öffentlichen Gesundheit zur Folge. „In einigen Regionen kann der Trinkwassergrenzwert für 

Nitrat nur noch durch zum Teil aufwändige Maßnahmen eingehalten wer-

den“ (Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 2015, S. 20). „Teilweise könnten die 

Menschen nur noch durch ‚Notlösungen‘ mit Wasser versorgt werden“ (vgl. Vorholz 2014). 

Der hohe Konsum tierischer Produkte ist nach Analysen des SRU (2015, S. 30), des UBA 

(2011, S. 35) und weiterer Expert*innen wie Westhoek et al. (2014) der Treiber für die hohen 

Stickstoffüberschüsse. Denn die Verluste an Stickstoff durch die Produktion tierischer Pro-

dukte sind ca. 3,5- bis 8-mal größer als bei der Produktion pflanzlicher Produkte (vgl. West-

hoek et al. 2014, S. 1). Eine Reduktion von Produktion und Konsum tierischer Produkte von 

50 Prozent würde daher die reaktiven Stickstoffemissionen um ca. 40 Prozent senken (vgl. 

Westhoek et al. 2014, S. 2). 

Für das Ziel der öffentlichen Gesundheit ist demnach sowohl in Bezug auf Krankheitserreger 

als auch auf die Nitratbelastung eine Minderung des Konsums tierischer Produkte als erfor-

derlich einzuschätzen. 

3.4.2) Individuelle Gesundheit 

Der Konsum tierischer Produkte ist aufgrund der in ihnen enthaltenen Vitamine und Nähr-

stoffe Bestandteil der meisten offiziellen Ernährungsrichtlinien (vgl. z.B. DGE 2023). Das ak-

tuelle Niveau des Konsums tierischer Produkte in industrialisierten Ländern veranlasst jedoch 

renommierte Institutionen dazu, eine Reduktion des Konsums zu empfehlen. Die WHO stuft 

dabei insbesondere rotes verarbeitetes Fleisch als gesundheitsgefährdend da potenziell krebs-

erregend ein (vgl. Bouvard et al. 2015). Andere führende Expert*innen und Institutionen, u. a. 

die Harvard School of Public Health Nutrition (2015), betonen zusätzlich, dass Milchprodukte 

in den heutigen konsumierten Mengen deutliche Gesundheitsrisiken bedeuten und stark zu re-

duzieren seien. Die Bedeutung der Begrenzung tierischer Produkte ist daher mittlerweile in 

zahlreichen gesundheitlichen Ernährungsempfehlungen vorzufinden. Kontrovers diskutiert 

wird, inwiefern der Eierkonsum für Durchschnittskonsument*innen eine Gefahr darstellt. Ex-

pert*innen des USDA (2015) sehen zwar in ernährungsbezogenem Cholesterin keine Gefahr 

mehr, viele Expert*innen empfehlen aber dennoch, wie der DGE (2010), den Konsum von Ei-

ern zu senken. Ob Fische aufgrund ihrer Omega-3-Fettsäuren gesundheitliche Vorteile erbrin-

gen, ist derzeit ebenso umstritten (vgl. Burger 2013; Fodor et al. 2014); Umweltverbände wie 

das Biodiversity Research Institute (2013) und der BUND (2007) warnen allerdings wegen 
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des hohen Quecksilbergehalts vieler Fische vor einem hohen Fischkonsum.  

Aus den aufgeführten Studien und Reports ergeben sich die folgenden Maximalempfehlun-

gen:  

 Fleisch: nicht mehr als 300 bis 600 Gramm pro Woche, vor allem wenig rotes Fleisch 

und Wurst (vgl. Bouvard et al. 2015; DGE 2011; World Cancer Research Fund und 

American Institute for Cancer Research 2007; World Cancer Research Fund und 

American Institute for Cancer Research 2011; WHO 2003) 

 Fisch: Aufgrund des hohen Quecksilbergehalts vieler Fische empfehlen Biodiversity 

Research Institute und IPEN (2013, S. 16) nur eine Mahlzeit pro Monat. 

 Milch: nicht mehr als ein bis zwei Portionen pro Tag (vgl. Harvard School of Public 

Health Nutrition 2015) 

 Eier: nicht mehr als zwei bis drei Eier pro Woche (vgl. DGE 2010) 

Der weit rezipierte EAT-Lancet-Report (Willett et al. 2019) stellt auf Basis eines Gremiums 

internationaler Expert*innen Empfehlungen für eine „Planetary Health Diet“ für die optimale 

Energiezufuhr zur Erhaltung eines gesunden Gewichts auf. Danach sollte der Konsum tieri-

scher Produkte auf umgerechnet durchschnittlich ca. 340 kcal pro Tag beschränkt werden. 

Die in zahlreichen Studien vorgefundene Korrelation tierischer Produkte mit ernährungsbezo-

genen Erkrankungen führt dazu, dass viele renommierte Institutionen und Expert*innen eine 

Ernährungsweise mit weniger tierischen Produkte, d. h. eine pflanzenbasierte Ernährung, nach 

heutiger Evidenz am stärksten empfehlen (vgl. z. B. Katz und Meller 2014; Nestle 1999). 

Auch vegetarische oder vegane Ernährungsformen seien, als pflanzenbasiertere Ernährungs-

weisen, mit diversen gesundheitlichen Vorteilen verbunden. Nach zahlreichen Studien korre-

liert eine omnivore Ernährungsweise (d. h. eine Ernährung mit allen tierischen Produkten) im 

Vergleich zu vegetarischen und veganen Ernährungsweisen mit einem höheren Risiko vor al-

lem für Mortalität (vgl. z. B. Appleby et al. 1999; Le und Sabate 2014; Orlich et al. 2013), 

Krebserkrankungen (vgl. z.B. Le und Sabate 2014; Orlich et al. 2013; Orlich et al. 2015; 

Tantamango-Bartley et al. 2013) und Herzkreislauferkrankungen (vgl. z. B. Appleby et al. 

1999; Orlich et al. 2013) sowie mit Risikoindikatoren wie hohem Blutdruck (vgl. z. B. Petter-

sen et al. 2012; Tonstad et al. 2013) und hohem Cholesterinspiegel (vgl. z. B. Appleby et al. 

1999, S. 526S; Bradbury et al. 2014).21 Ein höheres Risiko für Herzkreislauferkrankungen, 

                                                 

21 Vegetarische und vegane Ernährungsweisen weisen zudem die größten Effekte der Gewichtsabnahme auf (vgl. 
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Diabetes und Krebserkrankungen bedeutet dabei auch ein höheres Risiko für andere Erkran-

kungen. 

Die gesundheitlichen Vorteile bestimmter Verhaltensveränderungen werden durch verschie-

dene Ansätze zu quantifizieren versucht. Prominente Ansätze sind die Berechnung von Ernäh-

rungspunkten nach verschiedenen Indizes, die Berechnung der Reduktion von „deaths and 

disability-adjusted life years“ (DALYs), also verlorene Lebensjahre durch Tod oder gesund-

heitliche Beeinträchtigungen, oder die Berechnung von Todesfällen, die pro Jahr vermieden 

oder verzögert werden können. Friel et al. (2009) zufolge würde eine 30-prozentige Reduk-

tion von gesättigten Fettsäuren und Cholesterin aus tierischen Produkten zu einer Minderung 

von 2.850 DALYs pro Million Einwohner führen. Nach Scarborough et al. (2010, S. 8) ließen 

sich durch eine Ernährungsweise mit signifikant geringeren tierischen Produkten (ca. 83 Pro-

zent) in Großbritannien ca. 45.500 Todesfälle pro Jahr vermeiden oder verzögern.22  

Nach Springman et al. (2016a) würde die weltweite Annahme einer vegetarischen bzw. vega-

nen Ernährung zu einer Verhinderung von 7,3 bzw. 8,1 Millionen Todesfällen und einer Re-

duktion von 114 bzw. 129 Millionen DALYs im Jahr 2050 führen. 

Auch für das Ziel einer besseren individuellen Gesundheit kann demnach zumindest in den 

industrialisierten Ländern eine Minderung des Konsums tierischer Produkte als erforderlich 

eingeschätzt werden.  

 4. Zusammenfassung  

Für die Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums tierischer Produkte wurden insbesondere 

zwei Nachhaltigkeitskonzepte diskutiert und ausgewählt, das Dreisäulenmodell sowie das in-

tegrative Nachhaltigkeitsmodell (vgl. Grunwald und Kopfmüller 2012) (s. Abschnitt III.1.4). 

Auf Basis der genannten Studien argumentieren zahlreiche Expert*innen, dass der derzeitige 

und der prognostizierte Konsum tierischer Produkte nicht dem Ziel der Sicherung der 

menschlichen Existenz und nicht dem Ziel der Erhaltung des menschlichen Produktivpotenzi-

als gerecht wird. Effizienzstrategien alleine würden laut den dargestellten Studien diese Ziele 

                                                 

Huang et al. 2015; Turner-McGrievy et al. 2007; Turner-McGrievy et al. 2015; Mishra et al. 2013; Rosell et 

al. 2006). Bei veganer Ernährung erfolgt eine Gewichtsabnahme unabhängig von der Portionsgröße (vgl. 

Barnard et al. 2005). Dies hat besondere gesellschaftliche Relevanz, insofern z. B. in Deutschland „unter den 

18- bis 79-Jährigen 67,1 % der Männer und 53,0 % der Frauen übergewichtig“ (Mensink et al. 2013, S. 788) 

sind. 
22 Bei einer 50-prozentigen Reduktion von Fleisch und Milchprodukten ergäbe sich eine Anzahl von nur ca. 

37.000 vermiedenen oder verzögerten Todesfällen pro Jahr (vgl. Scarborough et al. 2012). 
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nach den aktuellen Ernährungsprognosen nicht erreichen. Studien, die Argumente von Kon-

sistenzstrategien oder von Suffizienzstrategien aufgreifen, indizieren, dass eine deutliche Re-

duktion der Produktion und des Konsums tierischer Produkte für das Erreichen der beiden 

diskutierten Nachhaltigkeitsziele nötig wäre. Eine solche Reduktion würde die Erreichung 

dieser Ziele zwar nicht garantieren, aber deutlich eher ermöglichen.  

Die Menge an tierischen Produkten zu quantifizieren, die im Rahmen der Einhaltung der bei-

den Ziele vertretbar wären, ist eine schwierige Aufgabe (vgl. Garnett 2014b), da vor allem in 

diversen Umweltbereichen eine Quantifizierung nur bedingt möglich ist. Bei der Diskussion 

einer nachhaltigen Maximalmenge tierischer Produkte gilt es zudem zu beachten, dass 

menschliche Bedürfnisse aufgrund kultureller und vor allem geographischer Umstände global 

stark voneinander abweichen können. Eine weltweit gültige Maximalmenge ist daher nicht 

bestimmbar; gleichzeitig kann der Versuch unternommen werden, eine Maximalmenge zu de-

battieren, die als Leitplanke für die industrialisierten Länder mit dem derzeit höchsten Niveau 

dienen kann. Nach den bisher aufgeführten Studien sind folgende Anhaltspunkte für den ma-

ximalen Konsum tierischer Produkte pro Person und Tag vorhanden: 

 Klima: ca. 340 kcal (zwischen 141 und 554 kcal) für Schutz des Klimas (vgl. Hedenus 

et al. 2014; Willett et al. 2019); davon ca. 180 kcal aus Fleisch (vgl. McMichael et al. 

2007) 

 Land: 360 kcal für ausreichende Versorgung von neun Milliarden Menschen, 233 kcal 

für biologische Versorgung (Erb et al. 2009); 21 Gramm tierisches Protein (statt der-

zeit 61 Gramm) im Rahmen nachhaltiger Weidebewirtschaftung und Resteverwertung 

(van Zanten et al. 2016) 

Sowohl in Bezug auf den Klimawandel als auch auf die verfügbaren Landflächen lässt sich 

daher als Leitplanke eine maximale Menge von ca. 350 kcal aus tierischen Produkten pro Per-

son und Tag als tragbar erachten.23 Dieser Wert überschneidet sich weitgehend mit den Emp-

fehlungen des EAT-Lancet-Report (Willett et al. 2019) mit ca. 340 kcal aus tierischen 

Produkten pro Person und Tag für eine optimale gesundheitliche Versorgung. Der aktuelle 

Konsum tierischer Produkte von 1.000 kcal in vielen industrialisierten Ländern (s. Ab-

schnitt I.1) wäre daher in dieser Perspektive um ca. zwei Drittel zu senken. 

                                                 

23 Zur Verdeutlichung: Diese Menge entspricht beispielsweise ca. 50 Gramm Fleisch (Geflügel oder Schwein), 

100 Milliliter Milch, 30 Gramm Käse und 15 Gramm Butter zusammen. 
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Ausgehend von einem erweiterten Säulenmodell wurden anschließend die Folgen der Produk-

tion und des Konsums tierischer Produkte in den Bereichen Ökologie, Ökonomie, Soziales 

und Gesundheit diskutiert (s. Abschnitt III.3). In Bezug auf die ökonomische Perspektive 

zeigt sich ein ambivalentes Bild. Auf der einen Seite führt die Nachfrage nach tierischen Pro-

dukten zu deren hoher Produktion, was Landwirt*innen ein bedeutendes Einkommen ver-

schafft. Eine Minderung des Konsums tierischer Produkte würde einen Strukturwandel in der 

Landwirtschaft auslösen, der kurzfristig eine geringere Wertschöpfung und ein geringeres 

Einkommen bedeuten könnte. Langfristig könnte ein solcher Wandel die Wettbewerbsfähig-

keit der hiesigen Landwirtschaft allerdings eventuell sogar steigern. Zudem führt das aktuelle 

Niveau des Konsums tierischer Produkte aufgrund nicht externalisierter Effekte zu hohen ge-

sellschaftlichen Kosten, die den gesellschaftlichen Wohlstand mindern. Darüber hinaus bewir-

ken die hohen Subventionen bei der Produktion tierischer Produkte signifikante 

Marktverzerrungen. Gleichwohl ist derzeit noch ein Mangel an Studien zu den ökonomischen 

Folgen eines Strukturwandels hin zu einer Landwirtschaft mit weniger tierischen Produkten 

und dessen politischer Unterstützbarkeit zu konstatieren. 

Ökologisch führen die Produktion und der Konsum tierischer Produkte zu signifikanten Um-

weltschäden. So trägt die Tierhaltung maßgeblich zum Überschreiten von planetaren Grenzen 

bei, insbesondere in Bezug auf Artenverlust, Landnutzungsänderungen, Stickstoff- und THG-

Emissionen. Effizienz- und Konsistenzstrategien wurden hier nur partiell, z. B. in Bezug auf 

Phosphor oder Landnutzungsänderungen, als hilfreiche Ansätze eingestuft. Eine Reduktion 

des Konsums als Suffizienzansatz wird für die aufgeführten ökologischen Problematiken, ins-

besondere für Artenverlust, Stickstoff- und THG-Emissionen, daher als zentral bewertet.  

In sozialer Perspektive ist in Industrieländern ein reduzierter Konsum tierischer Produkte als 

vereinbar mit der Befriedigung von Ernährungsbedürfnissen als elementaren Grundbedürfnis-

sen anzusehen. Zudem würde dies in Ländern des globalen Südens zu einer Abnahme der glo-

bale Wasser- und Flächenkonkurrenz führen. Beschäftigung als weiteres soziales Ziel wird im 

Rahmen der Produktion tierischer Produkte durch Prozesse der Intensivierung und der Kon-

zentrierung zunehmend weniger erfüllt. Allerdings fehlen noch Studien zu den Möglichkeiten 

eines Strukturwandels hin zu einer Landwirtschaft mit weniger tierischen Produkten bei 

gleichzeitigem Erhalt oder Ausbau von Arbeitsplätzen. 

Gesundheitlich ist das heutige Niveau des Konsums tierischer Produkte in Industrieländern 

mit zahlreichen Problematiken auf individueller und kollektiver Ebene verbunden, sodass die 
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Reduktion des Konsumniveaus mit zahlreichen gesundheitlichen Verbesserungen in Verbin-

dung gebracht wird. Auf kollektiver Ebene werden dabei insbesondere die Übertragung von 

Krankheitserregern vom Tierreich auf den Menschen (Zoonosen), wie auch bei der Covid-19-

Pandemie, und die Weitergabe von antibiotikaresistenten Bakterien als große Gefahren einge-

schätzt. Auf individueller Ebene kann ein niedriger Konsum tieririscher Produkte mit diversen 

gesundheitlichen Vorteilen verbunden werden. Der weit rezipierte EAT-Lancet-Report (Willett 

et al. 2019) empfiehlt dabei einen Konsum von maximal durchschnittlich 340 kcal pro Tag für 

die optimale Energiezufuhr (zur Erhaltung eines gesunden Gewichts). 

Damit wäre ein Wandel zu einem reduzierten Konsum tierischer Produkte mit deutlichen öko-

logischen und gesundheitlichen Vorteilen sowie mit wenig absehbaren sozialen und ökonomi-

schen Folgen verbunden. Nach dem Säulenmodell könnte ein solcher Wandel somit als 

nachhaltig bezeichnet werden, wenn die damit einhergehende Transformation des Ernäh-

rungssystems so gestaltet wird, dass die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe und ihrer 

Beschäftigten nicht noch mehr als bisher abnimmt und bestenfalls sogar steigt. Daher ist bei 

der empirischen und modellierungsbasierten Analyse insbesondere darauf zu achten, wie die 

sozialen und wirtschaftlichen Effekte der dort zu untersuchenden Instrumente bewertet wer-

den können. Dies kann in den Abschnitten V (empirische Analyse) und VI (modellierungsba-

sierte Analyse) bei der Auswertung der Effekte hervorgehoben werden. 

Ein aktives Beeinflussen des Konsums tierischer Produkte wird trotz zahlreicher Empfehlun-

gen von wissenschaftlicher und gesellschaftlicher Seite allerdings in der aktuellen Ernäh-

rungspolitik nicht umfassend umgesetzt. Dies kann u. a. mit der normativen Ungewissheit 

zusammenhängen, ob und in welchem Umfang Staaten zur Reduktion des Konsums aktiv 

werden sollten. Diese Fragestellung wird im folgenden Abschnitt IV mit der normativen Ana-

lyse bearbeitet. 
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IV. Normative Analyse der Legitimität staatlichen Handelns 

zur Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

Die Fragestellung für diesen Abschnitt lautet: Sollte aus Nachhaltigkeitsgründen der Staat ver-

suchen, den Konsum tierischer Produkte zu senken? Da die Beeinflussung der Ernährung, ins-

besondere auch der Konsum von tierischen Produkten, oftmals als Eingriff in individuelle 

Freiheitsrechte gesehen wird, werden an dieser Stelle verschiedene politische Theorien heran-

gezogen, um aus deren Sicht zu erörtern, ob es Begründungen dafür geben kann, dass der 

Staat dieses Ziel dennoch anvisieren sollte. 

Die Abwägung zwischen individuellen Freiheitsrechten und Notwendigkeiten staatlichen 

Handelns verweist auf klassische Diskussionen der politischen Theorie. Als Quelle für die 

normative Policy-Analyse steht in der Politikwissenschaft mit der politischen Philosophie ein 

umfassender Fundus bereit. Denn Aufgabe der politischen Philosophie war seit ihren Anfän-

gen in der Antike und ist es weiterhin, „normative Kriterien für eine politische Ordnung“ (Be-

cker 2009, Herv. d. Verfassers) vorzugeben. Grundlegende Fragen der politischen Philosophie 

beziehen sich dabei auf das Verhältnis von Macht und Herrschaft, von Gerechtigkeit und Ver-

teilung sowie von Freiheit und gesellschaftlichen Normen und Verantwortung (vgl. Becker 

2009). Damit stellen die verschiedenen Theorien innerhalb der politischen Philosophie norma-

tive Kriterien bereit, um die Legitimität von staatlichem Handeln zu bewerten, das in indivi-

duelle Freiheiten eingreifen könnte.  

Die Verwendung politischer Theorien für die Beurteilung der Legitimität entspricht einem 

materiellen Vorgehen, das die Legitimität aus der Übereinstimmung mit normativen Zielen 

und Kriterien ableitet, im Gegensatz zu einem prozeduralen Vorgehen, das die Legitimität vor 

allem in der Befolgung bestimmter (demokratischer) Prozeduren gegründet sieht (vgl. Her-

nandez 2011, S. 41). Ein prozedurales Vorgehen wäre beispielsweise die Durchführung von 

partizipativen Bürger*innen-Beteiligungsverfahren mit Diskursen (vgl. z.B. Fischer 1995). In 

dieser Arbeit wurde aus methodischen Gründen das materielle Vorgehen gewählt, da die 

Durchführung von repräsentativen diskursiven Verfahren die Möglichkeiten dieser For-

schungsarbeit überschreiten würde. Mittlerweile finden auch partizipative Bürger*innen-Be-

teiligungsverfahren statt, um politische Instrumente für eine stärker pflanzenbasierte 

Ernährungsweise zu entwickeln (vgl. z. B. Bundesministerium für Umwelt und Verbraucher-

schutz 2023). 

Für das materielle Vorgehen gilt es als Erstes, die Methoden der politischen Theorie, die sich 
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mit der politischen Philosophie beschäftigt, zu betrachten. In Bezug auf die politische Theorie 

kann das häufige Fehlen eines expliziten Methodenkanons (vgl. Zapf 2013, S. 39) diagnosti-

ziert werden. Ursache und Folge zugleich ist, dass wenig Aufmerksamkeit auf das For-

schungsdesign und den Forschungsprozess (vgl. Zapf 2013, S. 39) gelenkt wird. In dieser 

Arbeit werden dagegen das Forschungsdesign und der Forschungsprozess explizit diskutiert 

und dargestellt.  

Für die Durchführung des Forschungsprozesses in Bezug auf die politische Theorien hat Zapf 

(2013, S. 42ff) vier Schritte vorgeschlagen, die einen gründlichen und systematischen For-

schungsprozess ermöglichen. An erster Stelle sollte nach Zapf die Entwicklung der Fragestel-

lung vollzogen und deren wissenschaftliche und gesellschaftliche Relevanz dargestellt 

werden. Dabei ist das wissenschaftliche Erkenntnisziel klar zu benennen. Als zweiter Schritt 

werden das spezifische Forschungsdesign sowie die Material- und die Methodenauswahl vor-

gestellt. Das Forschungsdesign gibt dabei die Reihenfolge der Aufarbeitung der Erkenntnis-

ziele an (vgl. Zapf 2013, S. 42). Zudem sollte die Materialauswahl dargelegt werden. Da in 

der vorliegenden Untersuchung eine Pluralität ethischer Theorien angestrebt wird, ist an die-

ser Stelle nicht nur die Auswahl der Materialien zu einer ethischen Theorie, sondern auch die 

Auswahl der ethischen Theorien selbst zu begründen. Als dritter Schritt folgt die eigentliche 

Untersuchung und als vierter Schritt deren Auswertung und Diskussion. Aus den dargelegten 

vier Schritten nach Zapf ergibt sich somit die folgende Struktur für dieses Kapitel: 

1. Zielstellung 

2. Festlegung des spezifischen Forschungsdesigns, Material- und Methodenauswahl 

a) Forschungsdesign: methodische Anwendung der Theorien 

b) Materialauswahl: Auswahl von politischen Theorien 

c) Methodenauswahl 

3. Durchführung der normativen Policy-Analyse 

4. Auswertung und Diskussion: Ergebnisse zur Legitimität staatlichen Handelns  

 1. Zielstellung 

Die Zielstellung einer Erforschung politischer Theorien kann nach Zapf (2013, S. 42) vier 

globale Erkenntnisziele verfolgen: 1) das Verstehen von politischen Theorien, 2) ihre Analyse 

als gesellschaftliche Phänomene, 3) die Produktion normativer Aussagen und 4) die Bewer-

tung der Wirkung politischer Theorien in verschiedener Hinsicht. Ziel der normativen Policy-
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Analyse dieser Arbeit ist die Klärung, wann staatliches Handeln als legitim bezeichnet werden 

kann, um eine nachhaltige Ernährungsweise zu fördern. Als Erkenntnisziel kann somit die 

Produktion normativer Aussagen festgestellt werden (vgl. Zapf 2013, S. 42).  

Als Problembereichen der politischen Philosophie differenziert Reese-Schäfer (2013, S. 24ff) 

zwischen Begründungs-, Applikations-, Motivations-, Institutionen- und Ausdifferenzierungs-

problemen. Aufgabe der hiesigen normativen Policy-Analyse ist die Ableitung von Aussagen 

zur Anwendung staatlichen Handelns für eine bestimmte politische Aufgabe (hier die der 

nachhaltigen Ernährung) aus den Positionen ethischer Theorien zu einer bestimmten Anwen-

dung staatlichen Handelns. Damit kann der Problembereich des Ansatzes dieser Arbeit als ein 

Applikationsproblem eingestuft werden, das ein „Spannungsverhältnis zwischen der Formu-

lierung genereller Normen und deren Anwendung auf einen jeweils konkreten Einzelfall mit 

ganz spezifischen Eigenarten und Bedingungen“ (Reese-Schäfer 2013, S. 24) beinhaltet.  

 2. Forschungsdesign, Material- und Methodenauswahl 

 2.1) Forschungsdesign der normativen Analyse der Legitimität staatli-

chen Handelns 

Mit dem Forschungsdesign dieser Arbeit wird ein Leitfaden für die Anwendung der ethischen 

Theorien entwickelt. Ein solcher Leitfaden ist nicht nur für einen klaren und transparenten 

Forschungsprozess bedeutsam, sondern insbesondere für den pluralistischen Ansatz dieser Ar-

beit mit einer Nutzung verschiedener politischen Theorien in der normativen Policy-Analyse 

erstrebenswert. Denn ein klarer Leitfaden, der durch das Stellen der gleichen Fragen alle aus-

gewählten politischen Theorien gleichberechtig behandelt und keine politische Theorie impli-

zit oder explizit hervorhebt oder favorisiert, ermöglicht ein strukturiertes Vorgehen bei allen 

politischen Theorien. 

Im aktuellen Forschungsstand konnte allerdings kein strukturierter und konsistent entwickel-

ter allgemeiner Leitfaden aufgefunden werden, durch den sich aus verschiedenen politischen 

Theorien die jeweils legitimen staatlichen Handlungsanlässe in Bezug auf ein Anwendungs-

problem identifizieren lassen. Daher stellt sich als erste Aufgabe für dieses Forschungsdesign, 

einen solchen Leitfaden eigenständig zu entwickeln. Als erster Schritt wird dabei ein allge-

mein anwendbarer Leitfaden aufgestellt, der sich auf verschiedene Applikationsprobleme an-

wenden lässt und daher auch für andere normative Policy-Analysen dienen kann. In einem 

zweiten Schritt wird dieser Leitfaden für die vorliegende Arbeit spezifiziert. 
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 2.2) Entwicklung des Leitfadens 

Für die die Entwicklung des Leitfadens wird als Orientierung auf die Kriterien von Brönneke 

und Oehler (2013, S. 3-5) zurückgegriffen. Diese fordern die Erfüllung von vier Kriterien für 

die Legitimität staatlichen Handelns: 

1. Legitimität des Zieles 

2. Erforderlichkeit  

3. Geeignetheit 

4. Verhältnismäßigkeit bzw. Angemessenheit 

Diese vier Kriterien beziehen Brönneke und Oehler (2013) zwar auf konkrete politische Maß-

nahmen, sie können jedoch für politische Theorien auf folgende Weise in vier Schritte bzw. 

Forschungsfragen übersetzt werden, die den Leitfaden für die normative Policy-Analyse bil-

den.  

Um das Forschungsdesign für diese Arbeit zu erstellen, werden die vier Forschungsfragen im 

Anschluss für die in dieser Arbeit gewählte Applikationsproblematik, die Förderung einer 

nachhaltigen Ernährungsweise, spezifiziert. Applikationsbereich für die normative Analyse ist 

also die Reduktion des Konsums tierischer Produkte. 

1. Die Erfüllung des Kriteriums der Legitimität des Ziels kann geprüft werden, indem als 

erster Schritt innerhalb der ausgewählten politischen Theorien die jeweiligen Gründe 

bzw. Bedingungen identifiziert werden, unter denen eine staatliche Einflussnahme le-

gitim ist. Mit diesem Schritt können sämtliche relevanten Legitimationsbedingungen 

bzw. -gründe als Ziele für staatliche Maßnahmen erfasst werden. 

Die Fragestellung für diese Arbeit lautet damit: Was sind die Bedingungen der ausge-

wählten politischen Theorien, unter denen staatliches Handeln prinzipiell und insbe-

sondere in Bezug auf den Konsum und die Produktion tierischer Produkte vonnöten 

ist? 

Als erster Schritt ist zu diskutieren, unter welchen Bedingungen staatliches Handeln 

nach verschiedenen politischen Theorien legitim ist. Der pluralistische Ansatz dieser 

Arbeit wurde, wie oben weiter ausgeführt, damit begründet, dass politische Theorien 

verschiedene Bezugspunkte aufweisen. Dies gilt insbesondere für die Bedingungen, 

unter denen sie staatliches Handeln als legitim ansehen, wie im Folgenden in Bezug 

auf das Politikfeld der nachhaltigen Ernährung herausgearbeitet wird. Die in dieser Ar-

beit aufzustellende Auflistung von Bedingungen für legitimes staatliches Handeln aus 

Sicht der verschiedenen politischen Theorien ist daher nicht erschöpfend und könnte 

für andere Politikfelder andere Bedingungen enthalten. 
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2. Für das Kriterium der Erforderlichkeit ist als zweiter Schritt zu erörtern, ob diese Le-

gitimationsbedingungen auch in Bezug zur ausgewählten Problematik vorhanden sind. 

Damit kann geprüft werden, ob eine oder mehrere der oben genannten Legitimations-

bedingungen für das aktuelle Applikationsproblem aktuell sind. In Bezug auf den ent-

wickelten Ansatz für eine integrierte normative und empirische Analyse können 

hierbei vor allem die Bereiche Ökonomie, Ökologie, Gesundheit und Soziales betrach-

tet werden (s. Abschnitt III.3). Da sich die Legitimationsbedingungen zwischen den 

verschiedenen Theorien unterscheiden, variieren auch die Diskussionen der ausge-

wählten Problematiken bei den verschiedenen politischen Theorien. 

Die Fragestellung für diese Arbeit kann daher wie folgt formuliert werden: Sind der-

zeit in Anbetracht gesellschaftlicher, ökonomischer, gesundheitlicher und ökologischer 

Aspekte die ermittelten Bedingungen im Verständnis der jeweiligen politischen Theo-

rien gegeben?  

Im zweiten Schritt ist zu überprüfen, inwiefern diese Bedingungen in Bezug auf den 

Bereich des Konsums tierischer Produkte vorliegen und damit staatliche Maßnahmen 

überhaupt erforderlich sind. Dazu werden die jeweils aufgeführten Legitimitätsbedin-

gungen mit den aktuellen Umständen der Produktion und des Konsums tierischer Pro-

dukte, die im Abschnitt der Nachhaltigkeitsanalyse (s. Abschnitt III) bereits 

ausführlich diskutiert wurden, verglichen. Dabei ist nach dem dynamisch-reflexiven 

Zugang (vgl. Busen und Weiß 2013, S. 23f) zu bemerken, dass sich insbesondere in 

Bezug auf die älteren Werke der politischen Theorien die Rahmenbedingungen, bei-

spielsweise die möglichen Schäden von individuellen Handlungen, stark verändert ha-

ben könnten. Diese Veränderung gilt es bei der Prüfung der Erforderlichkeit in dem 

Bewusstsein zu registrieren, dass diese Prüfung ein Weiterschreiben der jeweiligen 

Ansätze bedeutet. 

3. Für das Kriterium der Geeignetheit ist zu prüfen, welche Formen staatlichen Handelns 

bzw. Instrumente sich für die Lösung dieser Bedingungen am besten eignet. Die Frage 

der Geeignetheit kann, allein aus der jeweiligen politischen Theorie heraus, allerdings 

kaum bei Unkenntnis hinsichtlich der jeweiligen Kontexte beantwortet werden, in de-

nen die Instrumente ausgewählt und angewandt werden sollen. Aufgrund der themati-

schen Breite der Frage wird in dieser Arbeit daher diese Frage nach der Geeignetheit 

von der normativen Analyse in den Bereich der empirischen und der modellierungsba-

sierten Analyse (s. Abschnitt V und VI) überführt und daher in diesem Leitfaden aus-

gelassen. Im Rahmen der Gesamtzusammenfassung dieser Arbeit können dann die 
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Leitfragen gemeinsam beantwortet werden. 

4. Das Kriterium der Verhältnismäßigkeit wird durch einen weiteren Schritt angelegt, bei 

dem vor dem normativen Gerüst der jeweiligen Theorien erörtert wird, ob die Anwen-

dung relevanter Instrumente für das jeweilige Handlungsziel legitim im Sinne der An-

gemessenheit bzw. Verhältnismäßigkeit ist. Auch hier gilt, dass die Frage der 

Geeignetheit bei Unkenntnis hinsichtlich der jeweiligen konkreten Kontexte, für die 

die Instrumente ausgewählt und angewandt werden sollen, kaum beantwortet werden 

kann. Daher muss im Rahmen der vorliegenden Arbeit auf diese Fragestellung ver-

zichtet werden. 

 2.3) Materialauswahl: Auswahl von Theorien, Autor*innen und Werken 

Wie zu Beginn des Abschnitts IV erläutert, soll die Legitimität staatlichen Handelns durch po-

litische Theorien bewertet werden. Bereits in Abschnitt II wurden die theoretischen Gründe 

für eine Anwendung verschiedener politischer Theorien und damit für einen pluralistischen 

Ansatz dargelegt. Dieser pluralistische Ansatz ist insbesondere aus gesellschaftlichen Grün-

den relevant, da national und international verschiedene politische Kulturen vorliegen, 

wodurch eine Vielzahl von Perspektiven auf die Legitimität wertvoll wird. Die Argumentati-

onsbasis für die normative Policy-Analyse bilden damit verschiedene politische Theorien. Die 

Auswahl der politischen Theorien für die hiesige normative Policy-Analyse intersubjektiv 

nachvollziehbar zu begründen, ist dabei von besonderer Bedeutung. Denn einer der beiden 

Grundfehler des ideengeschichtlichen Arbeitens besteht nach Busen und Weiß (2013, S. 16) 

darin, dass die Entscheidung für einen Ansatz nicht „als im wissenschaftlichen Sinne intersub-

jektiv kritisierbare Entscheidung vor dem Hintergrund von jeweils mit guten Gründen nicht 

gewählten Alternativen eingeführt“ wird. Die Wahl der ethischen Theorien sollte daher nach 

dem dynamisch-reflexiven Zugang (vgl. Busen und Weiß 2013, S. 23) nicht rein subjektiv o-

der kontingent, sondern reflektiert und wissenschaftlich begründet sowie intersubjektiv nach-

vollziehbar getroffen werden. 

Orientierung bei der Auswahl können Bezugspunkte sein, die für den jeweiligen Politikbe-

reich zentral sind. Die Auswahl sollte auf ethische Theorien fallen, die die wesentlichen Be-

zugspunkte des Politikfeldes behandeln bzw. sich mit den normativen Grundfragen des 

Politikfeldes beschäftigen. 

2.3.1) Bezugspunkte 

Im Bereich der Ernährungspolitik sind als normative Bezugspunkte individuelle Freiheit und 
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Privatheit auf der einen Seite und staatliche Zuständigkeit für das Gemeinwohl auf der ande-

ren Seite (vgl. Mühlich 2008) als zentral zu erachten. Daher sollten diese Bezugspunkte bei 

der Auswahl der politischen Theorien berücksichtigt werden. Da in dieser Arbeit die Nachhal-

tigkeit der Ernährungsweise zudem von grundlegender Bedeutung ist, verdient die Nachhal-

tigkeit als weiterer normativer Bezugspunkt Beachtung. 

Vor der Auswahl ist es bei einem solchen vergleichenden Forschungsdesign zudem nach Zapf 

(2013, S. 46f) wesentlich, die Untersuchungseinheiten zu klären und deren Ähnlichkeit und 

Unterschiedlichkeit darzustellen. In dieser Arbeit bilden anstelle des Œuvres lediglich die je-

weils zentralen Werke der repräsentativen Autor*innen die Untersuchungseinheiten. Nur in 

unklaren Punkten werden weitere Werke der Autor*innen und jeweils ausgewählte Sekundär-

literatur verwendet. 

2.3.1.1) Bezugspunkte zu Freiheit und Gemeinwohl 

Politische Theorien, die als Bezugspunkte insbesondere die individuelle Freiheit in den Vor-

dergrund stellen, sind in großer Vielzahl vorhanden. „Liberale Vorstellungen sind in diesem 

Kontext besonders wichtig, weil die Unterscheidung zwischen einem öffentlichen und einem 

privaten Bereich in liberalen Theorien einen besonders großen Stellenwert besitzt“ (Mühlich 

2008, S. 28f). Innerhalb der langen Tradition des philosophischen Liberalismus gibt es zahl-

reiche bedeutende Vertreter*innen, die unterschiedliche Schwerpunkte einbringen. Da John 

Stuart Mill die Handlungsfreiheit und die Möglichkeiten der Selbstverwirklichung und der in-

dividuellen Entfaltung besonders explizit thematisiert (vgl. Zintl 2009, S. 130), bietet er sich 

als Vertreter des klassischen Liberalismus an. Als Mills zentrales Werk steht hier „On Li-

berty“ von 1859 an erster Stelle.  

Die klassischen liberalen Thesen wurden von zahlreichen modernen Autor*innen ausdifferen-

ziert und verfeinert (z. B. Ralf Dahrendorf, Karl Popper etc.). Da in dieser Arbeit die Bedeu-

tung von Privatheit gegenüber öffentlicher Einflussnahme essentiell ist, kann als Vertreterin 

eines modernen Liberalismus Beate Rössler ausgewählt werden, da sich ihre Werke dem 

Thema der Privatheit mit besonderer Tiefe widmen (vgl. Mühlich 2008, S. 27f). Bei Beate 

Rössler dient das Werk „Der Wert des Privaten“ von 2001 als Hauptreferenz. 

Neben dem klassischen und modernen Liberalismus entwickelten sich, aufbauend auf den 

Thesen von Adam Smith und weiteren modernen Denker*innen (Ludwig von Mises, Friedrich 

Hayek, Milton Friedman etc.), liberale Ansätze mit ökonomischer Ausrichtung. Stark von den 

Wirtschaftswissenschaften geprägt steht in diesen wirtschaftsliberalen Ansätzen die Betonung 
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individueller ökonomischer Entscheidungen im Vordergrund, die bei freier Entfaltung von 

Wirtschaftsmärkten zur Maximierung des Gesamtnutzens führen. Staatliche Einmischung soll 

dabei insbesondere bei der Existenz von Marktfehlern vorkommen. Da eine ökonomische Ar-

gumentationsweise, die die Maximierung des wirtschaftlichen Gesamtnutzens und die Bedeu-

tung freier Märkte fordert, aktuell weite politische Verbreitung und Akzeptanz findet, soll 

auch ein wirtschaftsliberaler Ansatz herangezogen werden. Ein Ansatz, der eine differenzierte 

Analyse von Marktfehlern und darauf beruhenden politischen Einflussmöglichkeiten vor-

nimmt, stammt von David Weimer und Aidan Vining, deren wirtschaftsliberales Werk „Policy 

analysis“ von 2005 stellvertretend für diesen Ansatz verwendet wird. 

Ein wesentlich anderes, beinahe konträres Verständnis von Privatheit zeigt sich in den kom-

munitaristischen Werken, beispielsweise von Jean Bethke Elshtain (1995), Amitai Etzioni 

(1999), Michael Sandel (1982) und Charles Taylor (1991). Anders als liberale Ansätze beto-

nen die Kommunitaristen nicht die Unabhängigkeit des Individuums, sondern den Ort des So-

zialen bzw. der Kultur, durch den das Individuum seine Subjektivität findet (vgl. Rosa 2009, 

S. 75), und damit die Bedeutung der Gemeinschaft. Daher bietet sich die Anwendung des 

Kommunitarismus als weitere politische Theorie an, um die gesamte Spannbreite dieser Di-

mension auszuschöpfen. Innerhalb des Kommunitarismus hat sich insbesondere Amitai Etzi-

oni in seinem Werk „The limits of privacy“ eingehend mit dem Verhältnis von Privatheit und 

Gesellschaft bzw. Gemeinschaft auseinandergesetzt, weshalb dieser Autor hier als Repräsen-

tant des Kommunitarismus gewählt wird. 

Liberal inspiriert, aber dennoch mit stärkerem Bezug auf die Prinzipien der Gerechtigkeit 

bzw. der Fairness kann Rawls’ Hauptwerk „A Theory of Justice“ in Bezug auf die Spannung 

zwischen Freiheit und Gemeinwohl als zwischen liberalen und kommunitaristischen Ansätzen 

stehend eingeschätzt werden. In diesem Werk versucht Rawls die Grundstruktur einer gerech-

ten Gesellschaft zu entwickeln, die aber gleichzeitig die Freiheit von Individuen nicht verletzt. 

Im Kern unverändert, aber argumentativ geklärt und modifiziert, stellt Rawls diese Gedanken 

in seinem Werk „Justice as Fairness: A Restatement“ (deutsch: „Gerechtigkeit als Fairness: 

Ein Neuentwurf) vor, das daher hier als Referenzwerk verwendet wird. 

2.3.1.2) Bezugspunkte zu Nachhaltigkeit 

Da die nachhaltige Ernährung den Gegenstand dieser Arbeit bildet, sollten auch politische 

Theorien berücksichtigt werden, die die Dimension der Nachhaltigkeit inkludieren. In den 

klassischen politischen Theorien werden die Verbindung politischen Handels mit der Umwelt 

und die Langfristigkeit des Handelns meist allenfalls am Rande beachtet.  
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In der politischen Theorie haben sich Ansätze mit stärkerem Nachhaltigkeitsbezug seit den 

1970er und 1980er Jahren entwickelt (vgl. Meyer 2006, S. 775ff). Dabei sind systematische 

und differenzierte politische Theorien der Umwelt und der Nachhaltigkeit, die sich nicht auf 

individuelles Verhalten, sondern auf die politische und soziale Ordnung beziehen, selten. Ei-

nen Versuch, den Liberalismus mit den Prinzipien der Nachhaltigkeit zu verbinden, unter-

nimmt Marcel Wissenburg (1998) in seinem Werk „Green liberalism“. Eine stärker auf 

Nachhaltigkeit bezogene Variante von Rawls entwickelten Konrad Ott und Ralf Döring in ih-

rem Werk „Theorie und Praxis starker Nachhaltigkeit“ (2004), das Rawls’ Gerechtigkeitsan-

satz noch direkter auf die Fragen intergenerationeller Gerechtigkeit ausdehnt und damit die 

Dimension der Zukunft einbindet. Eine fundierte politische Theorie, die den Kommunitaris-

mus mit Nachhaltigkeitsperspektiven kombiniert, konnte nicht ermittelt werden. 

2.3.1.3) Gesamtauswahl 

Zusammengefasst fällt die Wahl damit auf die folgenden Ansätze, repräsentiert durch die fol-

genden Autor*innen und ihre Hauptwerke: 

 Kommunitarismus: Amitai Etzioni: „The limits of privacy“ 

 Liberalismus 

◦ Klassisch liberal: John Stuart Mill: „On Liberty“ 

◦ modern liberal: Beate Rössler: „Der Wert des Privaten“ 

◦ wirtschaftsliberal: David Weimer und Aidan Vinig: „Policy analysis“ 

◦ nachhaltig: Marcel Wissenburg: „Green liberalism“ 

 Gerechtigkeitstheorie:  

◦ klassisch: John Rawls: „Eine Theorie der Gerechtigkeit“ 

◦ nachhaltig: Konrad Ott und Ralf Döring: „Theorie und Praxis starker Nachhaltig-

keit“ 

Diese Ansätze können in einer Matrix mit den beiden Bezugspaaren ‚Freiheit – Gemein-

wohl‘ und ‚Gegenwärtigkeit – Nachhaltigkeit‘ in folgender Weise eingeordnet werden. 
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Gegenwärtigkeit 

 

  Liberalismus     Gerechtigkeitstheorie    Kommunitarismus 

 

Rössler  Mill    Weimar & Vining          Etzioni 

          Rawls 

Freiheit                   Gemein- 

wohl 

      Wissenburg       Ott & Döring 

 

Nachhaltigkeit 

 

2.3.2) Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Werke 

Untersuchungseinheiten sind, wie erwähnt, die Hauptwerke von Autor*innen, die bestimmte 

politische Theorien repräsentieren. Nach Zapf (2013, S. 46f) ist es bedeutsam, Ähnlichkeit 

und Unterschiedlichkeit der Untersuchungseinheiten klarzustellen. Gemeinsamkeiten der 

Werke bestehen darin, dass es sich um wissenschaftliche Primärliteratur handelt, die aus ei-

nem westlichen (d. h. europäischen und amerikanischen) Kontext stammt.24 Unterschiede 

zwischen den Werken sind insofern vorhanden, als sie verschiedenen historischen Epochen 

entstammen und aufgrund verschiedener wissenschaftlicher Debatten verfasst wurden und so-

mit einen unterschiedlichen Impetus aufweisen. Diese Unterschiede gilt es bei der Vorstellung 

der Autor*innen und ihrer Werke transparent zu machen und bei ihrer Interpretation angemes-

sen zu berücksichtigen. 

 2.4) Methodenauswahl 

Ein weiterer wesentlicher Grundfehler in der methodischen Selbstverortung des ideenge-

schichtlichen Arbeitens, den es zu vermeiden gilt, besteht darin, dass die Entscheidung für ei-

nen Ansatz bzw. für mehrere Ansätze nicht „vor einem geteilten methodologischen Horizont 

verortet“ (Busen und Weiß 2013, S. 16) wird. Dafür sind drei Aspekte zu beachten:  

1. Anbindung an bestimmte wissenschaftstheoretische Positionen: 

                                                 

24 Eine Ausweitung dieser Untersuchung um politische Theorien aus nicht-westlichen Kontexten könnte in die-

sem Sinne als sehr wertvoll eingeschätzt werden. 
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Die Anbindung an eine wissenschaftstheoretische Position ist durch die wissenschaftstheoreti-

sche Diskussion in Abschnitt II dieser Arbeit bereits sichergestellt. Nach dem dort ausgeführ-

ten kohärentistischen Verständnis von Nida-Rümelin (1996) und Burth (2010) können 

ethische Theorien als Versuche aufgefasst werden, ethisches Orientierungswissen zu abstra-

hieren und zu systematisieren. Eine ethische Aussage kann in diesem Sinne als wahr in Bezug 

auf eine ethische Theorie gelten, wenn sie sich in Kohärenz zu dieser Theorie befindet.  

2. Reflektiertes und systematisches Methodenbewusstsein 

Die passende Methodik hängt von der Art des ideengeschichtlichen Forschungsziels ab. Ziel 

der folgenden normativen Policy-Analyse ist die Ableitung normativer Aussagen aus ver-

schiedenen politischen Theorien. Für ein solches Ziel kann daher die argumentative Begrün-

dung als die geeignete Methode bezeichnet werden (vgl. Zapf 2013, S. 45f). Mit dem weiter 

oben ausgeführten Forschungsdesign inklusive des spezifizierten Leitfadens anhand des in 

dieser Arbeit entwickelten Leitfadens ist zudem ein systematisches Vorgehen gesichert. 

3. Reflexion des eigenen ideengeschichtlichen Vorgehens 

Bei der Durchführung der normativen Policy-Analyse ist zu beachten, dass das Anwenden ei-

ner politischen Theorie keine direkte Auslegung dieses Ansatzes bedeutet, sondern „eigentlich 

ein an ideengeschichtlichen Quellen ausgeführtes Weiterschreiben desselben im Lichte kon-

kurrierender Alternativen darstellt“ (Busen und Weiß 2013, S. 24). Dies gilt insbesondere für 

die Interpretation älterer Werke, in dieser Arbeit der Werke von John Stuart Mill. Eine solche 

Perspektive stellt nach Busen und Weiß (2013, S. 23f) als dynamisch-reflexiver Zugang den 

vierten und höchsten Grad an Reflexion ideengeschichtlichen Arbeitens dar und begleitet in 

dieser Arbeit die Durchführung der normativen Policy-Analyse. 

 3. Durchführung der normativen Policy-Analyse 

Nachdem das Forschungsdesign sowie die Methodik- und die Materialauswahl ausgearbeitet 

wurden, kann nun anhand des Leitfadens des Forschungsdesigns die normative Policy-Ana-

lyse durchgeführt und damit die zentrale normative Forschungsfrage diskutiert werden, inwie-

fern staatliches Handeln nach den ausgewählten politischen Theorien legitim ist. Dazu 

werden, wie erwähnt, für jede Theorie zuerst die Legitimationsbedingungen diskutiert. Drauf 

aufbauend wird erörtert, ob es zu den jeweiligen Legitimationsbedingungen aktuell Problema-

tiken gibt, weshalb entsprechend staatliches Handeln erforderlich wäre; je nach den sich dabei 

ergebenden Legitimationsbedingungen variieren daher auch die Erörterungen der Problemati-

ken zwischen den politischen Theorien. Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden die beiden 
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Schritte direkt hintereinander in den jeweiligen Abschnitten durchgeführt. Eine Zusammen-

schau und Auswertung der Ergebnisse erfolgen im anschließenden Kapitel 4 dieses Ab-

schnitts. 

 3.1) Klassischer Liberalismus: John Stuart Mill 

Sollte nach Auffassung von Mill der Staat eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

aktiv angehen dürfen bzw. müssen? Der Liberalismus basiert auf der Annahme der Unabhän-

gigkeit des Individuums und beschäftigt sich gleichzeitig damit, wie diese Unabhängigkeit 

des Individuums gefördert werden kann. John Stuart Mill als Vertreter des klassischen Libera-

lismus und sein Werk „On Liberty“ von 1859 beziehen sich vor allem auf die Frage, wie eine 

demokratische Gesellschaft verfasst sein muss, um die Rechte und die Freiheit von Individuen 

zu erhalten. Daher setzt sich Mill in seinem Werk „On Liberty“ von 1859 mit „Wesen und 

Grenze der Macht, welche die Gesellschaft rechtmäßig über das Individuum ausübt“ (Mill 

1988, S. 5), auseinander.  

Mills Grundannahme ist in „On Liberty“, dass auch in der Demokratie eine Mehrheit falsch 

liegen könne und Mehrheitsentscheidungen zu einer „Tyrannei der Mehrheit“ führen könnten. 

Als Beispiel dafür diskutiert Mill – interessanterweise für das Politikfeld der Ernährung – aus-

führlich den Fall, dass in muslimischen oder hinduistischen Ländern der Konsum von 

Schweine- bzw. Rindfleisch aus Gründen der öffentlichen Moral verboten ist (vgl. Mill 1988, 

S. 117ff). Eine solche staatliche Regelung lehnt Mill als Einmischung in „private Ge-

schmacksrichtungen und eigene Angelegenheiten der Individuen“ (Mill 1988, S. 118) ab. 

Prinzipiell sollte es nur unter bestimmten Bedingungen möglich sein, die Freiheit eines Indi-

viduums durch eine öffentliche bzw. staatliche Einflussnahme einzuschränken.25 Davon wer-

den die für diese Arbeit relevantesten Bedingungen im Folgenden genannt. 

1. Prävention der Schädigung von anderen 

Die relevanteste und prominenteste Bedingung für die Begrenzung der Freiheit eines Indivi-

duums besteht nach Mills berühmten ‚harm principle‘ darin, dass eine Begrenzung zulässig 

sei, um sich selbst zu beschützen bzw. Schädigung anderer durch die Handlung eines Indivi-

duums zu verhindern (vgl. Mill 1988, S. 16f). Handlungen, die schädlich für die Interessen 

                                                 

25 In seinem Werk „On Liberty“ zeigt Mill daher tendenziell einen Staatsskeptizismus, während er in anderen 

Werken, z. B. „Principles of Political Economy“, deutlicher der Auffassung ist, dass der Staat einen kon-

struktiven Beitrag zum Wohl der Allgemeinheit leisten kann (Bevc 2009, S. 6). 
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anderer sind, könne die Gesellschaft daher nach Mill durch die soziale oder gesetzliche Be-

strafung ahnden, falls dies für ihren Schutz notwendig sei. Als schützenswerte Interessen gel-

ten die Interessen, „welche man entweder ausdrücklich durch gesetzliche Verfügung oder 

durch schweigendes Übereinkommen als Recht betrachten sollte“ (Mill 1988, S. 103). Dabei 

sind sowohl direkte Schäden gegenüber anderen Individuen als auch indirekte gegenüber der 

gesamten Gesellschaft zu beachten, selbst wenn der Schaden erst langsam über längere Zeit-

räume entsteht. Bürger*innen können sowohl in ihrer Rolle als Konsument*innen als auch als 

Produzent*innen bzw. Unternehmen durch ihre Handlungen Folgen bewirken, die für die Inte-

ressen anderer schädlich sind. Das Kontrollieren von wirtschaftlichen Tätigkeiten ist nach 

Mill unbestreitbar legitim, auch wenn insgesamt Beschränkungen des Handelns zu vermeiden 

seien (vgl. Mill 1988, S. 131ff). In diesem Sinne dürfte nach Mill der Staat den Konsum bzw. 

die Produktion tierischer Produkte beeinflussen, wenn dadurch das ‚harm principle‘ verletzt 

würde. 

Führt der Konsum von tierischen Produkten im Sinne von Mills ‚harm principle‘ dazu, dass 

die Interessen anderer Individuen in schädlicher Weise beeinträchtigt werden? Kritiker*innen 

Mills weisen darauf hin, dass beinahe alle Handlungen eines Individuums zu Ereignissen füh-

ren können, die anderen Individuen schaden (vgl. Berlin 1995, S. 236). Daher ist im Folgen-

den darauf zu achten, dass nur Folgeschäden aufgenommen werden, bei denen aufgrund einer 

starken Ursache-Wirkung-Relation mit großer Wahrscheinlichkeit damit gerechnet werden 

kann, dass die Handlung – hier der Konsum und die Produktion tierischer Produkte – zu gra-

vierenden Folgeschäden führt. Insbesondere folgende Arten von Folgeschäden für andere In-

dividuen sind in diesem Sinne nach dem ‚harm principle‘, aufbauend auf dem Abschnitt zur 

Nachhaltigkeit der Ernährung (s. Abschnitt III), als besonders relevant identifizierbar:  

 ökologische Schäden: durch mit dem Konsum tierischer Produkte verbundene THG-

Emissionen (s. Abschnitt III.3.3.1), die Zerstörung oder Beeinträchtigung von Ökosys-

temen für Futtermittel- oder Weideflächen (s. Abschnitt III.3.3.5) sowie Stickstof-

femissionen, die Trinkwasser und Ökosysteme bedrohen (s. Abschnitt III.3.3.4), 

 ökonomische Folgeschäden: öffentliche Gesundheitskosten durch ernährungsbedingte 

Krankheiten (s. Abschnitt III.3.4.2) und 

 gesundheitliche Folgeschäden: Herstellung tierischer Produkte mit Krankheitserregern 

(s. III.3.4.1). 
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In diesem Sinne könnte nach Mills Ansatz hierfür staatliches Handeln als erforderlich be-

zeichnet werden.  

2. Aufklärung 

Mill gibt in „On Liberty“ weitere Bedingungen an, nach denen eine Einflussnahme auf ein In-

dividuum legitim ist. Falls Menschen sich nach anderer Meinung klüger oder ‚richtig‘ verhal-

ten könnten, so ist nach Mill der Versuch legitim, sie mittels Informationen oder Argumenten 

zu überzeugen (vgl. Mill 2011, S. 19). Gleichzeitig verdeutlicht Mill, dass solche Bedingun-

gen niemals ausreichen, einen Menschen „zu zwingen oder ihn mit Unannehmlichkeiten zu 

bedrohen, wenn er anders handelt“ (Mill 1988, S. 16f). Auch die „Werkzeuge moralischen 

Drucks“ (Mill 1988, S. 21) kritisiert Mill und plädiert dafür, die eigenen Lebenspläne unab-

hängig von der Meinung der Mitmenschen zu verfolgen. Hier unterscheiden sich Mills An-

sichten insofern deutlich von Etzioni, der explizit moralischen Druck befürwortet (vgl. Reese-

Schäfer 2001, S. 74). Jemanden zu überzeugen, anders zu handeln, und ihn auf ein Fehlver-

halten hinzuweisen, ist nach Mill dennoch legitim (vgl. Mill 1988, S. 106). Dies bezeichnet 

Mill sogar als „Liebesdienst“ (Mill 1988, S. 106). Eine staatliche Einflussnahme in Form von 

Informierung wegen Unwissenheit kann somit nach Mill, unabhängig von bestimmten Bedin-

gungen, als legitim erachtet werden. 

Wäre in Bezug auf nachhaltige Ernährung bzw. den Konsum tierischer Produkte ein potenziell 

klügeres Verhalten in der Allgemeinheit erkennbar? Zu gesundheitlichen Aspekten des Kon-

sums tierischer Produkte besteht nach aktuellen Umfragen und Studien ein deutlicher Aufklä-

rungsbedarf (vgl. z. B. für Deutschland CMA 2006 und Max-Rubner-Institut 2008 oder für 

die USA International Food Information Council 2021). Das Wissen um die Zusammenhänge 

zwischen Umweltproblemen und der Herstellung von tierischen Lebensmitteln kann ebenfalls 

in den meisten Ländern als recht gering konstatiert werden (vgl. National Geographic 2014; 

Dibb und Fitzpatrick 2014; Bailey et al. 2014).26 In diesen Fällen könnte daher nach Mill 

staatliches Handeln gefragt sein. 

  

                                                 

26 Beispielsweise sagen in den USA 53 Prozent der Befragten, dass sie nachhaltiger einkaufen würden, wenn sie 

die Zusammenhänge besser verstehen würden (International Food Information Council 2021). Auch fühlen 

sich in Deutschland 80 Prozent der Bevölkerung über diese Zusammenhänge nicht gut informiert (vgl. vzb 

und forsa 2014, S. 30f). „Informationskampagnen durch staatliche Stellen und Verbraucherzentralen, wieso 

hoher Fleischverbrauch umweltschädlich ist und welche Alternativen es gibt“ (vzb und forsa 2014, S. 46), 

wünschen sich daher 80 Prozent der Bevölkerung. 
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3. Bestimmte Bereiche für Paternalität 

Mills antipaternalistische Sicht schließt zwar Einmischungen des Staates in individuelle Ver-

haltensweisen weitestgehend aus, sogar im Fall von Selbstschädigung. Aber auch für diesen 

Antipaternalismus bestehen bestimmte Ausnahmen, etwa im Falle von Kindern. Da diese 

noch nicht eigenständig agieren können, sind hier paternalistische Maßnahmen erlaubt (vgl. 

Mill 1988, S. 17). Die Organisation der Erziehung und Ausbildung von Kindern sollte der 

Staat jedoch, bei finanzieller Unterstützung ärmerer Familien, den Eltern überlassen (vgl. Mill 

1988, S. 145). Legitim wäre aber das staatliche Ziel, das Wissen von Kindern regelmäßig 

durch öffentliche Prüfungen zu kontrollieren, damit „die umfassende Mindestmenge an Allge-

meinwissen tatsächlich obligatorisch wird“ (Mill 1988, S. 146). Staatliche Maßnahmen, in 

diesem Falle z. B. eine Aufnahme von Fragen zu Ernährung und Nachhaltigkeit in öffentli-

chen Prüfungen, sind somit nach Mill möglich.  

 3.2) Moderner Liberalismus: Beate Rössler 

Beate Rössler entwickelt ihrem Werk „Der Wert des Privaten“ von 2001 klassische liberale 

Theorien weiter, wobei ein zentraler Bezugspunkt das Verständnis der Freiheit bzw. eines au-

tonomen Lebens ist. Eine solche Autonomie, die als wesentliches Recht des Individuums ge-

schützt werden müsse, ist nach Rössler nur durch Privatheit möglich. Dafür differenziert sie 

drei Formen von Privatheit: erstens eine lokale Privatheit in Form der Privatheit des eigenen 

Zuhauses, zweitens eine informationelle Privatheit, die in Freiheit gegen den unerwünschten 

Eingriff in persönliche Daten besteht, und drittens eine dezisionale Privatheit individueller 

Entscheidungen. Insbesondere mit der informationellen und der dezisionalen Privatheit geht 

sie über klassische liberale Vorstellungen hinaus. Denn der Schutz der dezisionalen Freiheit 

erfordert auch, vor Einsprüchen anderer Personen oder Institutionen bezüglich der eigenen 

privaten Entscheidungen, Verhaltensweisen und Ziele sicher zu sein (vgl. Rössler 2001, S. 

153). Nur wenn alle drei Formen der Privatheit geschützt seien, könnten Menschen ein selbst-

bestimmtes Leben führen. Dabei ist „eine Person immer mehr oder weniger autonom, nie 

ideal und nie als ganze. Autonomie ist ein gradueller Begriff“ (Rössler 2001, S. 119). Der 

Staatsskeptizismus von Mill wird bei Rössler damit potenziell noch erweitert.  

Nach Rössler ist ein hoher Grad an Autonomie erstrebenswert. Das individuelle Ernährungs-

verhalten, auch der Konsum tierischer Produkte, darf daher in keiner Form staatlich gesteuert 

werden. Gleichzeitig könnten staatliche Maßnahmen, auch in Bezug auf das private Ernäh-

rungsverhalten, als legitim bezeichnet werden, falls sie die Autonomie von Individuen vor 
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Eingriffen anderer schützen (vgl. Mühlich 2008, S. 47). Dabei ist allerdings darauf zu achten 

ist, dass nicht die Privatheit der Personen verletzt wird. Im Kontrast zum klassischen Libera-

lismus ist nach Rössler zu betonen, dass die dezisionale Privatheit nicht zu verletzen ist, d. h. 

vor allem die privaten Entscheidungen von Personen bezüglich ihrer Wünsche, Handlungen, 

Ziele etc. zu respektieren und nicht zu missbilligen (vgl. Rössler 2001, S. 153). Da Autonomie 

und Privatheit bei Rössler noch feiner differenziert und weiter definiert sind als bei Mill, vor 

allem durch die dezisionale Privatheit, ist auch der Schutz von Autonomie und Privatheit hier 

stärker erforderlich. Denn auch im Bereich der Ernährung können andere Akteur*innen, ins-

besondere Unternehmen, die Autonomie von Individuen senken oder geringhalten. 

In welcher Weise könnte die Autonomie von Individuen durch staatliche Unterstützung ge-

schützt werden? Folgende Aspekte könnten hierfür differenziert werden: 

1. Schutz der Autonomie vor falschen / irreführenden Informationen 

So können Unternehmen im Bereich der Ernährungsentscheidung und des Kaufs von Lebens-

mitteln und Mahlzeiten die Autonomie von Individuen beeinträchtigen, indem sie sowohl in 

medialer Werbung als auch auf den Produkten selbst falsche bzw. irreführende Angaben über 

ihre Produkte machen, was als „Manipulation im Sinne bewusster oder struktureller Täu-

schung“ (Rössler 2001, S. 118) angesehen werden kann. In Bezug auf tierische Produkte kann 

dabei festgestellt werden, dass bei der überwiegenden Anzahl der untersuchten Produkte ers-

tens irreführende Bilder und Markennamen abgebildet und zweitens keine Informationen zur 

tatsächlichen Tierhaltung abgedruckt sind (vgl. Verbraucherzentrale Hamburg 2012b). Dies 

hat zur Folge, dass Personen ihre Einkaufs- und Konsumwünsche nicht autonom entwickeln 

und keine ihren Wünschen entsprechende Einkaufswahl treffen können. Hier wären in diesem 

Sinne staatliche Maßnahmen nach Rössler als erforderlich zu bezeichnen.  

2. Schutz der Autonomie vor fehlenden Informationen 

Zudem können Unternehmen beim Verkauf von Lebensmitteln oder Mahlzeiten Informatio-

nen über ihre Produkte und deren Gesundheits- und Umweltaspekten vorenthalten. Zu Ge-

sundheitsaspekten, wie Energie- oder Fettgehalt, und Umweltaspekten, wie der Klimabilanz, 

sind in den meisten Angeboten der Außer-Haus-Verpflegung keine Informationen auffindbar. 

Zu Umweltaspekten fehlt dies auch im Lebensmitteleinzelhandel. Folglich können Personen 
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das Essen nicht autonom entsprechend ihren Gesundheits- und Umweltpräferenzen auswäh-

len.27 Auch hier wäre daher staatliches Handeln nach Rössler potenziell als legitim einzustu-

fen. 

3. Schutz der Autonomie durch Schutz der Auswahl 

Beim Kauf von Mahlzeiten oder Lebensmitteln kann die Autonomie von Individuen durch die 

Einschränkung der Auswahl reduziert oder gar aufgehoben sein, wenn keine oder nicht geeig-

nete pflanzliche Alternativen zu tierischen Produkten erhältlich sind. Staatliche Maßnahmen 

für die Förderung einer besseren Auswahl könnten daher erforderlich sein, um die Autonomie 

diesbezüglich zu erhöhen. Im Lebensmitteleinzelhandel hat der Umfang pflanzlicher Alterna-

tivprodukte teilweise stark zugenommen, ist aber dennoch deutlich ausbaubar. Auch im Be-

reich der Außer-Haus-Verpflegung kann der Grad an Autonomie maßgeblich eingeschränkt 

sein, insbesondere wenn bei der Wahl des Ortes der Essensverpflegung keine oder eine ge-

ringe Wahlmöglichkeit vorhanden ist und Personen somit ein nachhaltigeres Essensgericht 

nicht wählen können. Dies trifft zum einen auf staatliche institutionelle Einrichtungen, wie 

Kindergärten, Schulen, Universitäten etc., und zum anderen auf betriebliche Institutionen, wie 

Betriebskantinen, zu (vgl. Arens-Azevêdo et al. 2015, S. 54). In Deutschland äußert sich dies 

beispielsweise darin, dass eine gesunde Ernährung am Arbeitsplatz für viele Arbeitende er-

schwert wird. Zudem bekommen in Deutschland in 40 Prozent der Fälle (vgl. TK 2013, S. 21) 

Kinder in Kindertagesstätten nach umfangreichen Studien im Auftrag der Bertelsmann-Stif-

tung (vgl. Arens-Azevêdo et al. 2014) und des BMEL (vgl. Arens-Azevêdo et al. 2015) deut-

lich mehr Fleisch serviert, als von der DGE empfohlen ist. Auch hier wären daher staatliche 

Maßnahmen für die Erhöhung der Autonomie erforderlich.  

 3.3) Wirtschaftsliberalismus: David Weimer und Aidan Vining 

Inwiefern könnte der Staat nach einem wirtschaftsliberalen Ansatz für die Reduktion des Kon-

sums tierischer Produkte aktiv werden? Ziel wirtschaftsliberaler Ansätze ist in der Regel die 

Maximierung des wirtschaftlichen Gesamtnutzens, womit ein zentrales Element des Utilitaris-

mus in diesen Ansätzen verankert ist. Das Werk „Policy Analysis“ von David Weimer und 

Aidan Vining aus dem Jahr 2005 stellt das effiziente Funktionieren von Wirtschaftsmärkten 

                                                 

27 Ausnahmen bilden dabei z. B. die USA, welche im Jahr 2014 die obligatorische Angabe zu Kalorienangaben 

und zu weiteren Nährstoffen, wie auch gesättigten Fettsäuren, in Restaurants, Bars, Kaffees etc. beschlossen 

haben (vgl. USFDA 2014), und Südkorea, wo dies ebenfalls in sehr großen Restaurantketten Pflicht ist (vgl. 

World Cancer Research Fund 2015). Dabei sind Mahlzeiten in Restaurants oft überdurchschnittlich fett- und 

energiereich, sei es in größeren Restaurantketten (vgl. Scourboutakos et al. 2013) oder in unabhängigen ein-

zelnen Restaurants (vgl. Urban et al. 2013). 
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mit in den Mittelpunkt. Der Staat hat in dieser Perspektive insbesondere die Aufgabe, das 

Funktionieren des Marktes und die Behebung von Marktfehlern zu garantieren. Dies impli-

ziert ein eher funktionalistisches Staatsverständnis. Die ökonomische Logik, die Ursachen 

und Folgen der Fehler individueller Entscheidungen analysiert, übertragen Weimer und 

Vining (2005, S. 156f) auch auf den Politikbereich und damit auf Fehler kollektiver Entschei-

dungen, wodurch Regierungsfehler offenbart werden können. Neben Marktfehlern sehen Wei-

mer und Vining in diesem Sinne auch Regierungsfehler als Hindernisse bei der Maximierung 

des wirtschaftlichen Gesamtnutzens und damit als legitimen Anlass für staatliches Handeln.  

Zwei Ziele sind nach Weimer und Vining daher für staatliche Maßnahmen anzunehmen: das 

Aufheben von Marktfehlern und von Regierungsfehlern. Für alle Bereiche differenzieren Wei-

mer und Vining (2005, S. 72 ff) die genannten Markt- und Regierungsfehler in diverse Unter-

varianten. Im Folgenden wird daher erörtert, welche Arten von Markt- und Regierungsfehlern 

in Bezug auf den Konsum und die Produktion tierischer Produkte relevant sein könnten. 

1. Marktfehler 

Als legitimen Grund für Regierungsmaßnahmen erachten Weimer und Vining (2005, S. 37) in 

erster Linie die Bereinigung von Marktfehlern. Als typische Formen von Marktfehlern nennen 

sie Externalitäten, Informationsasymmetrien, die Beeinträchtigung von öffentlichen Gütern 

und natürliche Monopole. Zudem können nach diesem Ansatz Marktfehler auch bei anderen 

Begrenzungen des Marktrahmens sowie bei Verteilungszielen und anderen Zielen (sozialer 

Wohlfahrt, substanziellen Werten und instrumentellen Werten) auftreten.  

Sind solche Marktfehler in den Bezug auf die Produktion und den Konsum tierischer Pro-

dukte nach dem Ansatz von Weimer und Vining vorhanden und daher staatliche Maßnahmen 

erforderlich?  

a) Externalitäten 

Zuerst kann das Problem der Externalitäten in den Blick genommen werden. Diese entstehen 

dadurch, dass Akteur*innen durch ihre Produktion oder ihren Konsum von Gütern positive 

oder negative wirtschaftliche Folgen verursachen, die allerdings keinen Kostenfaktor darstel-

len und somit nicht den Marktpreis beeinflussen. Positive Externalitäten führen zu einer Un-

terversorgung, negative Externalitäten zu einer Überversorgung (vgl. Weimer und Vining 

2005, S. 93 ff).  

Als negative Externalitäten sind in Bezug auf die Produktion tierischer Produkte insbesondere 

Stickstoffemissionen (s. Abschnitt III.3.4), der Abbau von Wäldern für Weideflächen und Fut-

termittel und der damit verbundene Verlust von Biodiversität (s. Abschnitt III.3.3.5), THG-
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Emissionen (s. Abschnitt III.3.3.1) sowie die Verbreitung antibiotikaresistenter Bakterien (s. 

Abschnitt III.3.4.1) zu nennen. Auch in Bezug auf den Konsum führt der durchschnittliche o-

der überdurchschnittliche Verzehr tierischer Produkte zu negativen Externalitäten. Denn die 

mit diesem Verzehr einhergehenden Erkrankungen verursachen medizinische Folgekosten, die 

damit die sozialen Sicherungssysteme belasten (s. Abschnitt III.3.4.1).28 

b) Unsicherheitsprobleme 

 Als weiterer Marktfehler können Unsicherheitsprobleme aufgeführt werden. Diese treten im 

Fall des moralischen Risikos (‚moral hazard‘) auf, wenn Versicherte sich risikoreich verhal-

ten, da sie aufgrund ihrer Versicherung für Folgeschäden ihres Handelns nicht aufkommen 

müssen (vgl. Weimer und Vining 2005, S. 121). Versicherte können daher ihre Ernährung 

z. B. durch den hohen Konsum tierischer Produkt, risikoreich gestalten, da nicht sie, sondern 

in diesem Fall die allgemeinen Krankheitsversicherungen für die gesundheitlichen Folgekos-

ten aufkommen müssen.  

c) Informationsasymmetrien 

Als dritter typischer Marktfehler sind Informationsasymmetrien vorzufinden, womit ein Miss-

verhältnis zwischen den Informationen der Produzent*innen und der Konsument*innen ge-

meint ist. Dieses Missverhältnis kann allgemein entweder zu einer Überschätzung der 

Produktqualität seitens der Konsument*innen und damit zu einem Überkonsum oder zu einer 

Unterschätzung der Produktqualität und damit zu einem Unterkonsum führen (vgl. Weimer 

und Vining 2005, S. 97ff). In Bezug auf tierische Produkte sind mindestens vier Informations-

asymmetrien festzustellen, die eine Überschätzung der Qualität bewirken. Diese sind zum 

Ersten die Intransparenzen für Konsument*innen zum Ersten in Bezug auf die gesundheitsge-

fährdenden Inhalte in tierischen Produkten, z. B. antibiotikaresistente Bakterien und Krank-

heitserreger (s. Abschnitt III.3.4.1), zum Zweiten in Bezug auf die Art der Tierhaltung und -

schlachtung (vgl. für Europa TNS Opinion & Social 2016), zum Dritten in Bezug auf gesund-

heitsschädliche Folgen des Konsums tierischer Produkte (vgl. CMA 2006, International Food 

Information Council 2021) und zum Vierten in Bezug auf die umweltschädlichen Folgen der 

Produktion tierischer Produkte (vgl. vzb und forsa 2014, S. 24ff; National Geographic 2014; 

Dibb und Fitzpatrick 2014; Bailey et al. 2014). 

d) Präferenzprobleme 

Ein weiterer Marktfehler ist die Existenz von Präferenzproblemen, falls die subjektiv wahrge-

nommenen Präferenzen nicht die eigentlichen Bedürfnisse der Individuen darstellen, was in 

                                                 

28 In anderer Perspektive könnte hier als Marktfehler einer positiven Externalität benannt werden, dass der gerin-

gere Konsum tierischer Produkte trotz geringerer Krankheitskosten nicht finanziell belohnt wird. 
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der Regel zu einem Überkonsum führt. Eine solche Präferenzänderung und damit ein Über-

konsum können durch Werbung von Unternehmen (vgl. Weimer und Vining 2005, S. 115) 

ausgelöst werden, hier besonders wenn für tierische Produkte irreführende Werbung gemacht 

wird (vgl. Verbraucherzentrale Hamburg 2012b). 

e) Intertemporale Allokation 

Einen weiteren Marktfehler stellen Fehler in der intertemporalen Allokation dar. Gesellschaf-

ten können dazu tendieren, einzigartige Güter, wie wilde Gebiete oder Tierarten, zu überkon-

sumieren, da sie den Nutzen von zukünftigen Gütern zugunsten des Nutzens aktueller Güter 

geringschätzen (vgl. Weimer und Vining 2005, S. 127). Dies führt dazu, dass Probleme der 

Versorgung mit zukünftigen Gütern wenig beachtet werden. Als Güter, die durch intertempo-

rale Fehlallokation in Bezug auf die Produktion und den Konsum tierischer Produkte über-

konsumiert werden, sind insbesondere die Stabilität des aktuellen Klimas (s. Abschnitt 

III.3.3.1) und die Auslöschung einzigartiger Ökosysteme, z. B. der Regenwälder (s. Abschnitt 

III.3.3.5), zu nennen.  

2. Regierungsfehler 

An Regierungsfehlern unterscheiden Weimer und Vining vier Hauptprobleme, nämlich Prob-

leme direkter Demokratien, Probleme repräsentativer Demokratien, Probleme durch bürokra-

tische Versorgung und Probleme durch Dezentralisierung. Zu diesen Problemen werden 

ergänzend differenzierende Untervarianten aufgeführt. 

a) Probleme in repräsentativen Demokratien 

Regierungsfehler können zahlreiche Politikfelder beeinflussen, so auch die Ernährungs- und 

Landwirtschaftspolitik. Zu diesen Problemen zählt das ‚rent seeking‘, der Einfluss organisier-

ter Interessen auf politische Entscheidungen für den wirtschaftlichen Eigennutz privater Grup-

pen (vgl. Weimer und Vining 2005, S. 166ff) (s. Abschnitt I.2.3). Daraus können sich 

verschiedene Begünstigungen durch politische Institutionen ergeben, sei es in juristischer 

Form, z. B. Ausnahmen im Baurecht, in exekutiver Form, z. B. bei der Tolerierung von Ver-

stößen oder Dehnungen des Tierrechts (vgl. Albert-Schweitzer-Stiftung 2012a), oder in finan-

zieller Form, z. B. Subventionen für den landwirtschaftlichen Sektor (s. Abschnitt III.3.1.2). 

b) bürokratische Versorgung 

Eine andere Art von Problemen kollektiver Entscheidungen kann durch die bürokratische Ver-

sorgung entstehen, die der Staat zur Wahrnehmung seiner Aufgaben organisiert. Diese Versor-

gung durch öffentliche Unternehmen kann Ineffizienz und schwieriges Monitoring bedeuten 

(vgl. Weimer und Vining 2005, S. 179). Ein zentrales Problem besteht darin, dass Angestellte 
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nicht nur den Nutzen ihrer Organisation, sondern auch ihren eigenen Nutzen bei der Arbeit 

verfolgen und dies nur in gewissem Grad durch Monitoring begrenzt wird (‚prinicpal-agent-

problem‘) (vgl. Weimer und Vining 2005, S. 179ff). In Bezug auf die Produktion tierischer 

Produkte sind solche Probleme vor allem bei den öffentlichen Einrichtungen vorhanden, die 

die Züchtung und Schlachtung von Tieren überwachen sollen.29 Auch mangelnder Wettbe-

werb zwischen den Behörden oder deren Inflexibilität, im Notfall auch verbeamtete Veteri-

näre bei mangelnder Leistung entlassen zu können, kann zu dieser Problematik beitragen.  

a) Dezentralisation 

Die Dezentralisation kann in Staaten, trotz politischer Vorteile, eine weitere Art von Regie-

rungsfehlern mit sich bringen. So kann die Dezentralisation zu fiskalischen Externalitäten 

führen, wenn untere Regierungseinheiten in konkurrierender Position versuchen, einheimi-

sche Unternehmen zu bevorzugen bzw. neue Unternehmen für eine Ansiedlung zu gewinnen. 

In diesem Sinne befinden sich die Regierungseinheiten in einem Gefangenendilemma (vgl. 

Weimer und Vining 2005, S. 189f). Betriebe mit Produktion tierischer Produkte können daher 

auf Unterstützung der unteren Regierungsbezirke hoffen, da diese die Betriebe weiter in ihrem 

Bezirk halten wollen. Auch dies kann zu Begünstigungen führen, die gleichfalls die unteren 

Regierungseinheiten zur Verfügung stellen können.30 

In den genannten Fällen kann somit nach Weimer und Vining staatliches Handeln zur Bewälti-

gung der jeweiligen Markt- oder Regierungsfehler als erforderlich eingestuft werden. 

 3.4) Nachhaltiger Liberalismus: Marcel Wissenburg 

Liberale Ansätze bieten zwar teilweise einen Bezugspunkt, um Probleme in der Zukunft spä-

terer Generationen zu beachten, wie der zuvor aufgeführte Ansatz von Weimer und Vining mit 

der Einstufung der intertemporalen Allokation. Jedoch ist nach Ansicht Wissenburgs im Libe-

ralismus eine umfassende und tiefe Auseinandersetzung mit den Themen grüner bzw. nach-

haltiger politischer Theorien ausgeblieben. In seinem Werk „Green Liberalism“ von 1998 

                                                 

29 In Deutschland ist dies die Aufgabe der Veterinärämter, die aber häufig ihren gesetzlichen Auftrag nicht zur 

Gänze ausführen, sei es aufgrund von massivem Druck der Produzent*innen (vgl. Tierärztliches Forum für 

verantwortbare Landwirtschaft 2014) und unterer politischer Regierungseinheiten, d. h. der Landräte der 

Landeskreise, (vgl. Albert-Schweitzer-Stiftung 2012a), oder in Deutschland auch wegen finanzieller Anreize 

durch das Sonderrecht zum Arzneiverkauf. Diese mangelnde Distanz zu den Betrieben (vgl. Deter 2014) hat 

Verletzungen des Tierrechts, für die Betriebe aber große Kostenersparnisse zur Folge. 
30 Dazu zählen großzügige Genehmigungen im Baurecht, juristische Hilfestellung (z. B. durch Abwehr des Ver-

bandsklagerechts im Tierschutz) (vgl. Albert-Schweitzer-Stiftung 2012b), Einsatz für finanzielle Subventio-

nen, Erleichterungen im Veterinärrecht (vgl. Albert-Schweitzer-Stiftung 2012a) etc. 
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erörtert Wissenburg daher, inwiefern der Liberalismus bzw. liberale Demokratien Problemati-

ken der Nachhaltigkeit aufnehmen und so beantworten können, dass auch liberale Demokratie 

die Nachhaltigkeit der heutigen Gesellschaften fördern oder sogar garantieren kann. Aus einer 

Diskussion verschiedener Arten von Rechten (vgl. Wissenburg 1998, S. 115ff) leitet Wissen-

burg das ‚restraint principle‘ (Zurückhaltungsprinzip) ab. Nach diesem Prinzip sollte kein Gut 

zerstört werden, sofern es vermeidlich ist bzw. eine Alternative existiert; wenn dies nicht der 

Fall ist, sollte das Gut zumindest durch ein äquivalentes Gut ersetzt werden; ist dies auch 

nicht möglich, sollte eine angemessene Kompensation geleistet werden (vgl. Wissenburg 

1998, S. 116). Für Güter, die Verschmutzung oder Abfall bedeuten, sollte ein umgekehrtes 

‚restraint principle‘ gelten.  

Im Vergleich zu klassischen liberalen Annahmen erweitert Wissenburg mit der Ausgestaltung 

dieses ‚restraint principle‘ das staatliche Aufgabengebiet über den Schutz des Individuums 

hinaus zum Schutz der gesamten Natur, einschließlich des Individuums und seiner Rechte. 

Das Staatsverständnis von Wissenburg äußert sich daher, anders als in anderen liberalen Vari-

anten, nicht nur in einem skeptischen, sondern auch in einem wertschätzenden Blick auf den 

Staat aufgrund dessen möglicher Schutzfunktion. 

Auch bei der Anwendung des ‚restraint principle‘ geht Wissenburg über die gegenwartsbezo-

genen und anthropozentrischen Annahmen des klassischen Liberalismus hinaus. Denn das 

‚restraint principle‘ sollte nach Wissenburg zudem international, intergenerationell und arten-

übergreifend gelten. In artenübergreifender Form schließt es auch Verantwortung für das 

Wohlergehen von Tieren ein. Wenn Tiere in direkter Verantwortung des Menschen leben, 

schulden die Menschen ihnen nach Wissenburg die gleiche Behandlung wie Menschen (vgl. 

Wissenburg 1998, S. 180).31 Allerdings hätten Tiere, da sie keine bewusste Lebensplanung 

aufweisen, kein Recht auf kontinuierliche Existenz und dürften daher getötet werden, falls 

dies notwendig sei (vgl. Wissenburg 1998, S. 180f). Dabei dürften Tiere nur getötet werden, 

wenn dies kein Leid bedeute, d. h., wenn schmerzloses Töten möglich sei.  

Nach dem Ansatz von Wissenburg ist staatliches Eingreifen also insbesondere dann möglich, 

wenn ein Verstoß gegen das ‚restraint principle‘ vorliegt. Deshalb ist zu ermitteln, ob in Be-

zug auf den Konsum und die Erzeugung tierischer Produkte ein oder mehrere Verstöße gegen 

das ‚restraint principle‘ vorliegen. In Bezug auf die Produktion und den Konsum tierischer 

                                                 

31 Auch freie Tiere sollten, da sie Schmerzempfinden besitzen, nicht körperlich geschädigt oder durch Töten ihrer 

Artgenossen am Weiterleben gehindert werden (vgl. Wissenburg 1998, S. 179). Zudem sollten sie in ihrem 

Lebensraum nur eingeschränkt werden, wenn dies für essentielle menschliche Bedürfnisse wichtig ist und 

ihnen eine angemessene Alternative angeboten wird (vgl. Wissenburg 1998, S. 180). 
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Produkte sind dabei vor allem die folgenden Punkte zu diskutieren: 

1. Fällen von Wäldern (bzw. Ausdehnung der Nutzung anderer Ökosysteme) 

Die Zerstörung von Wäldern bzw. die Fremdnutzung von Ökosystemen wird von Landwirt-

schaftsverbänden weltweit häufig als notwendig und alternativlos bezeichnet, um mehr nötige 

Flächen für Weiden oder den Futtermittelanbau für die Produktion tierischer Produkte zu ge-

winnen. Wie bereits ausgeführt kann eine Änderung der Ernährungsweise den Flächenbedarf 

stark reduzieren (s. Abschnitt III.2.1). Aus Produktionssicht könnten neue Flächen dennoch in 

manchen Fällen als alternativlos erscheinen. Nach Wissenburgs ‚restraint principle‘ ist dann 

allerdings die Leistung eines Ersatzes (durch die Erstellung eines adäquaten Waldes bzw. 

Ökosystem, d. h. eine Ausgleichsmaßnahme) oder zumindest, falls dies nicht möglich wäre, 

eine Kompensation fällig (vgl. Wissenburg 1998), S. 116). Die Erhebung von Steuern und Ge-

bühren sollte allerdings nicht nach dem Prinzip des ‚polluter pays‘, sondern des ‚beneficiary 

pays‘ erfolgen (vgl. Wissenburg 1998 S. 167f), d. h. die Steuern sollten nicht auf die Produ-

zent*innen, sondern auf die Konsument*innen umgelegt werden, die durch die Produkte pro-

fitieren.  

2. Gefährdung indigener Völker durch Zerstörung von Ökosystemen für Futtermittel- 

und Weideflächen  

Eine Zerstörung von Wäldern bzw. Ökosystemen ist nach Wissenburg dann unzulässig, wenn 

dabei die unbedingten Rechte der lokalen Bevölkerung, z. B. von indigenen Völkern, verletzt 

werden (vgl. Wissenburg 1998, S. 172). Nach der internationalen Anwendung des ‚restraint 

principle‘ sind dafür auch hiesige Institutionen mit verantwortlich, weshalb notfalls auch hier 

staatliche Maßnahmen zu erlassen wären, die eine solche Zerstörung in anderen Ländern 

sanktionieren.  

3. Klimawandel: Treibhausgasemissionen als Abfall 

Nach dem umgekehrten ‚restraint principle‘ ist auch Abfall, falls möglich, zu vermeiden bzw. 

ohne Umweltwirkungen abzubauen (vgl. Wissenburg 1998, S. 166). Wenn dies nicht möglich, 

sind Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen zu ergreifen. THG-Emissionen aus der Pro-

duktion tierischer Produkte können in diesem Sinne als Abfall des Landwirtschaftssektors be-

trachtet werden, die sich produktionsbedingt nur zu einem kleinen Teil vermeiden lassen, 

wenn die Produktion nicht absolut gesenkt wird (s. Abschnitt III.3.3.1). Daher sind staatliche 

Maßnahmen erforderlich, um adäquate Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen der 

Emittenten sicherzustellen. 
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4. Stickstoffüberschüsse als Abfall 

Auch die übermäßige Abgabe von Stickstoff in Form von Gülle kann als Abfall der Produk-

tion tierischer Produkte erfasst werden (s. Abschnitt III.3.3.4). Das Anfallen von Gülle kann 

bei der Produktion zu einem großen Teil nicht vermieden, aber durch geeignetes Management 

verbessert werden. Stickstoffemissionen, die nur Güter mit bedingten Rechten, beispielsweise 

eine saubere Umwelt, beeinträchtigen, können angemessen über Kompensationsmaßnahmen 

belangt werden.  

5. Krankheitserreger wie antibiotikaresistente Bakterien und Salmonellen als Abfall 

Auch die Abgabe von Krankheitserregern, wie antibiotikaresistenten Bakterien oder Salmo-

nellen, kann als Abfall im Sinne des umgekehrten ‚restraint principle‘ interpretiert werden. 

Die Bildung und Verbreitung dieser Krankheitserreger in der Produktion ist jedoch nicht alter-

nativlos, sondern kann durch die Haltungsbedingungen entscheidend verändert werden (s. Ab-

schnitt III.3.4.1). Um die Entwicklung und die Verbreitung dieser Krankheitserreger 

möglichst stark zu reduzieren, sind nach dem ‚restraint principle‘ staatliche Maßnahmen er-

forderlich.  

6. Produktion tierischer Produkte: schmerzloses Töten 

Die artenübergreifende Anwendung des ‚restraint principle‘ fordert, dass das Töten von Tieren 

schmerzlos verlaufen müsse (vgl. Wissenburg 1998, S. 181). In den meisten Ländern gibt es 

hierfür jedoch Regelungs- oder Umsetzungsprobleme (vgl. z. B. für Europa EFSA Panel on 

Animal Health and Animal Welfare 2019; EFSA Panel on Animal Health and Animal Welfare 

2020). Um diese aktuellen Umstände zu ändern, sind staatliche Maßnahmen gefordert. Ein 

Verbot des Tötens von Tieren wäre nach Wissenburg angemessen, wenn schmerzfreies Töten 

nicht möglich wäre, denn für diesen gilt: „if painless killing is not possible then vegetarianism 

is necessary” (Wissenburg 1998, S. 181). 

7. Produktion tierischer Produkte: Haltungsbedingungen von Nutztieren 

Die artenübergreifende Anwendung des ‚restraint principle‘ verlangt zudem, dass Tieren, für 

deren Wohl Menschen direkt verantwortlich sind, d. h. insbesondere Nutztieren, kein Leid zu-

gefügt werden soll. Stattdessen sollten sie ebenso wie Menschen bzw. als Rechtsobjekte mit 

unveräußerlichen und unbedingten Rechten wie Menschen behandelt werden (vgl. Wissen-

burg 1998, S. 180). So sollten beispielsweise Kühe das Recht haben, ihre Kälber selbst zu stil-

len, wobei die Menschen überschüssige Milch, auf die die Kühe kein Anrecht hätten, 

verwenden dürften (vgl. Wissenburg 1998, S. 181). Nur das Recht auf fortgesetzte Existenz 
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spricht Wissenburg den Tieren, wie erwähnt, ab (vgl. Wissenburg 1998, S. 180). Aus den jetzi-

gen Formen der Tierhaltung ergeben sich allerdings Bedingungen, die Tieren starkes bis sehr 

starkes Leid während ihres Lebens zufügen (vgl. Deutscher Bundestag 2012a; Wittig 2015; 

Botzki und Wolfschmidt 2023). Daher sind staatliche Maßnahmen erforderlich, um diese Zu-

stände zu ändern. 

8. Töten freier / wilder Tiere: Jagen von Tieren 

Die artenübergreifende Anwendung des ‚restraint principle‘ verlangt zudem, dass Tiere nicht 

körperlich geschädigt oder durch Töten ihrer nächsten Verwandten „with whom they coope-

rate and whom they need to survive” beraubt werden dürfen (Wissenburg 1998, S. 179). Da 

das Töten von freien Tieren durch die Jagd derzeit weder das schmerzlose Töten noch die Ver-

schonung von Tieren, die für das Überleben ihrer Artgenossen nötig sind, garantiert, sind 

staatliche Maßnahmen erforderlich, um das Töten dieser Tiere zu verhindern.  

 3.5) Kommunitarismus: Amitai Etzioni  

Wann soll nach Auffassung von Etzioni der Staat aktiv werden? In welchen Fällen könnte und 

sollte er sich für eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte einsetzen? Kommunitaristi-

sche Ansätze entstanden vor allem durch die Auseinandersetzung mit liberalen Theorien. 

Während diese von einer starken Unabhängigkeit des Individuums ausgehen, betonen kom-

munitaristische Ansätze das Gewebe an Bedeutungen, d. h. den Ort des Sozialen bzw. der 

Kultur, in die das Individuum eingebettet ist und die seine Subjektivität erst ermöglichen (vgl. 

Rosa 2009, S. 75). Nach Etzioni sehen Menschen sich als Individuen und als Mitglieder von 

Gemeinschaften. Für Etzioni geht es daher in einer guten Gesellschaft darum, eine Balance 

zwischen sozialer Ordnung und individueller Autonomie zu finden. Die Gemeinschaft, nicht 

der Staat soll dabei die Menschen zusammenhalten und -führen. Nach Etzioni existieren drei 

Integrationskräfte in einer Gesellschaft (Übersetzung nach Reese-Schäfer 2001, S. 53): 

a. koerziv (zwangsbasiert, z. B. militärische Gewalt, Eroberungen) 

b. utilitär (ökonomischer Druck oder Gewinnerwartungen) 

c. normativ-identitiv (in Werten oder Symbolvorstellungen) 
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Der Staat soll sich dabei nur in möglichst geringem Maße über seine koerziven (oder auch uti-

litären32) Kräfte in das Leben der Menschen einmischen. Denn beide Kräfte würden in die in-

dividuellen Rechte der Menschen eingreifen. Das Staatsverständnis von Etzioni ist daher stark 

mit der wahrgenommenen Ausübung von Zwängen verbunden, die die Freiheit des Einzelnen 

einschränken und gleichzeitig die Gemeinschaftsbindung untergraben.  

Die Lücke kollektiven Handelns soll dagegen nach Etzioni vor allem durch die Gemeinschaft 

bzw. Zivilgesellschaft geschlossen werden, da er deren normativ-identitive Potentiale durch 

ihre große Freiwilligkeit als beste Identifikationskraft ansieht (vgl. Reese-Schäfer 2001, S. 

52f). Dabei darf auch moralischer Druck auf Mitmenschen ausgeübt werden, z. B. durch öf-

fentliches Dagegensprechen (vgl. Reese-Schäfer 2001, S. 74). Auf Ebene der Zivilgesellschaft 

ist ein Einmischen in private Entscheidungen möglich, wenn gemeinschaftliche Interessen 

verletzt werden (vgl. Mühlich 2008, S. 39). Damit setzt Etzioni einen recht geringen Legiti-

mierungsgrad für gemeinschaftliches Handeln voraus. 

Dafür, dass der Staat aktiv werden soll, müssen jedoch starke Kriterien erfüllt werden (vgl. 

Reese-Schäfer 2001, S. 74): Erstens muss eine eindeutige und unmittelbare Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit bestehen. Zum Zweiten darf keine Alternative zu einem staatlichen Ein-

griff vorliegen. Zudem muss drittens ein somit legitimer Eingriff so behutsam wie möglich 

verlaufen und dabei sollten viertens schädliche Nebeneffekte mitbedacht und minimiert wer-

den (vgl. Reese-Schäfer 2001, S. 74f). An staatliche Maßnahmen stellt Etzioni demnach hohe 

Ansprüche. 

Somit stellen sich die Fragen: Sind die Kriterien in Bezug auf die Produktion oder den Kon-

sum tierischer Produkte vorhanden, sodass der Staat aktiv werden sollte? Ist diesbezüglich 

eine unmittelbare und eindeutige Gefahr (‚clear and present danger‘) vorhanden? Die gesund-

heitlichen Risiken des Konsums tierischer Produkte sind, anders als beim Rauchen, nur für 

das Individuum selbst eine Gefahr, zudem nur eine potenzielle. In ökologischer Hinsicht stellt 

sich die Folgefrage, ob Etzioni die Folgeprobleme der Produktion und des Konsums, wie Ge-

fährdung des Klimas und der Biodiversität, als unmittelbare und eindeutige Gefahr ansieht. 

Etzioni erkennt zwar die Umweltprobleme eines global steigenden Konsums an. „[T]he more 

that people across the world become involved in the high production / consumption project, 

the more the environment is undermined” (Etzioni 2004, S. 58). Dennoch sieht er Umwelt-

                                                 

32 Der Staat kann nach Etzioni neben seinen koerziven Kräften auch utilitäre Kräfte indirekt über die Verände-

rungen der Marktregeln ausüben. 



 

102 

 

probleme wie den Klimawandel nicht als eindeutige und unmittelbare Gefahr. Nach dem dy-

namisch-reflexiven Zugang (vgl. Busen und Weiß 2013, S. 23f) könnte diese Einschätzung 

sich zukünftig zwar schnell ändern, sobald der Klimawandel international eine unmittelbare 

und dringende Gefahr darstellt; zum Zeitpunkt der Textentstehung lag bei Etzioni diese Ein-

schätzung allerdings nicht vor. Staatliche Eingriffe direkt zum Konsum tierischer Produkte 

wären daher nach diesem Ansatz nicht denkbar. 

Wären durch die Produktion tierischer Produkte andere Folgen wahrnehmbar, die eine eindeu-

tige und unmittelbare Gefahr darstellen? Hier ließe sich in zurückhaltender Auslegung zum 

einen die Gefährdung des Grundwassers durch Stickstoffemissionen, zumindest in den be-

troffenen Regionen, als Gefährdung der öffentlichen Sicherheit einstufen (s. Abschnitt 

III.3.3.4). Auch das Problem antibiotikaresistenter Bakterien (s. Abschnitt III.3.4.1) kann auf-

grund steigender Todesfälle als konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit eingeordnet 

werden. Daher kann aus Etzionis Sicht festgehalten werden, dass staatliches Handeln als er-

forderlich zumindest für die Abwendung der Gefahren für das Trinkwasser durch Stickstof-

femissionen und für die öffentliche Gesundheit durch Antibiotikaverwendung gelten könnte.  

 3.6) Gerechtigkeitstheorie: John Rawls 

Wie bereits ausgeführt kann in Bezug auf die Spannung zwischen Freiheit und Gemeinwohl 

Rawls’ Ansatz in der Mitte zwischen liberalen und kommunitarischen Ansätzen gesehen wer-

den. Für welche Ziele in Bezug auf den Konsum und die Produktion tierischer Produkte kann 

und sollte der Staat nach diesem Ansatz aktiv werden? Aus Rawls’ Werk „Justice as Fairness: 

A Restatement“ können insbesondere die folgenden Bedingungen für legitimes staatliches 

Eingreifen abgeleitet werden: 

1. Verstoß gegen die beiden zentralen Gerechtigkeitsgrundsätze 

Nach Rawls’ Ausführungen würden sich Menschen in einem hypothetischen Urzustand, wenn 

sie (durch den sogenannten Schleier des Nichtwissens) nicht wüssten, welche Position sie in 

der Gesellschaft einnehmen würden, auf bestimmte Gerechtigkeitsgrundsätze einigen. Nach 

dem ersten Grundsatz sind Grundfreiheiten für alle Menschen gleich zu verteilen, während 

andere Grundgüter ungleich verteilt sein können. Diese Ungleichheit muss nach dem zweiten 

Grundsatz mit den dort dargestellten Prinzipien verbunden sein. Damit ist ein Eingreifen ins-

besondere dann nötig, wenn ein Verstoß gegen die allgemeinere Gerechtigkeitsvorstellung 

bzw. gegen die beiden zentralen Gerechtigkeitsgrundsätze besteht. Bereits hier drückt sich 

aus, dass Rawls den Staat sowohl als zu beschränkende Instanz (im Sinne der Bewahrung von 
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Grundfreiheiten) als auch als schützende Instanz (im Sinne der Bewahrung gerechter Prinzi-

pien) ansieht. Dies führt zu einem deutlich positiveren Staatsverständnis als in einigen libera-

len Theorien. 

Könnte ein Verstoß gegen die allgemeinere Gerechtigkeitsvorstellung in Bezug auf den Kon-

sum tierischer Produkte vorliegen und daher staatliche Maßnahmen erfordern? Dies könnte 

u. a. der Fall sein, wenn Personen unterschiedliche Freiheiten haben, tierische Produkte zu 

konsumieren. Eine solche Ungleichheit ist allerdings nur in wenigen Staaten wahrnehmbar, 

z. B. in den Vereinigten Arabischen Emiraten. Der Kauf von Schweinefleisch ist hier aus reli-

giösen Gründen nur für Nichtmuslime legal (vgl. Produkt + Markt 2010, S. 32), womit die 

Muslime benachteiligt werden, da sie nicht die gleichen Freiheiten besitzen. Ein solches Ver-

bot stellt einen Verstoß gegen Rawls’ allgemeinere Gerechtigkeitsvorstellung dar, die eine 

gleiche Verteilung von Freiheiten fordert, sofern nicht eine ungleiche Verteilung für jeder-

mann vorteilhaft ist. Da Muslime hier keine Wahl haben, ob sie diese Freiheit wahrnehmen 

wollen, kann nicht davon ausgegangen werden, dass diese Ungleichverteilung für alle Perso-

nen vorteilhaft ist. Daher wären hier staatliche Veränderungen gefordert. 

Ein Hauptaugenmerk Rawls’ Werke liegt zudem darauf, dass Grundfreiheiten nicht aufgrund 

sozialer oder wirtschaftlicher Verbesserungen abgeschafft werden dürfen (vgl. Rawls 1979, S. 

82). Die Anwendung des zweiten Gerechtigkeitsgrundsatzes darf daher den ersten Grundsatz 

nicht verletzen, wie Vorrangregeln darlegen.33 

Zur Frage steht auch, ob und wann es angemessen ist, gewisse Freiheiten von Individuen – 

hier den Konsum bestimmter tierischer Produkte – durch ordnungsrechtliche Anweisungen zu 

beschränken. Denn Staaten, z. B. die Vereinigten Arabischen Emirate, könnten, wenn sie die 

Ungleichbehandlung zwischen Muslimen und Nichtmuslimen aufheben wollten, den Konsum 

von Fleisch entweder für alle Personen oder für keine Person erlauben. Nach Rawls’ erster 

Vorrangregel dürfen Grundfreiheiten nur unter bestimmten Bedingungen beschränkt werden. 

                                                 

33 „Erste Vorrangregel (Vorrang der Freiheit) 

Die Gerechtigkeitsgrundsätze stehen in lexikalischer Ordnung; demgemäß können die Grundfreiheiten nur um 

der Freiheit willen eingeschränkt werden, und zwar in folgenden Fällen:  

(a) eine weniger umfangreiche Freiheit muss das Gesamtsystem der Freiheit für alle stärken; 

(b) eine geringere als gleiche Freiheit muss für die davon betroffenen annehmbar sein. 

Zweite Vorrangregel (Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsfähigkeit und Lebensstandard) 

Der zweite Gerechtigkeitsgrundsatz ist dem Grundsatz der Leistungsfähigkeit und Nutzenmaximierung lexika-

lisch vorgeordnet; die faire Chancengleichheit ist dem Unterschiedsprinzip vorgeordnet, und zwar in folgen-

den Fällen:  

(a) eine Chancen-Ungleichheit muss die Chancen der Benachteiligten verbessern; 

(b) eine besonders hohe Sparrate muss insgesamt die Last der von ihr Betroffenen mildern“ (Rawls 1979, S. 

336f). 



 

104 

 

Rawls’ zentrale Gerechtigkeitsgrundsätze und ebenso die erste Vorrangregel sind allerdings 

nur auf die Grundfreiheiten beschränkt (vgl. Hart 1998, S. 139), weshalb andere Freiheiten 

nicht diesen Gerechtigkeitsgrundsätzen genügen müssen. 

Um andere Freiheiten bzw. Verhaltensweisen, beispielsweise Alkohol- oder Drogenkonsum 

oder bestimmte sexuelle Freiheiten (vgl. Hart 1998, S. 141), einzuschränken, verlangt nach 

Rawls den Nachweis, dass eine solche Verhaltensweise „die Grundfreiheiten anderer beein-

trächtigt oder eine Verpflichtung oder natürliche Pflicht verletzt“ (Rawls 1979, S. 366). Zu 

den natürlichen Pflichten gehören für Rawls beispielsweise „die Pflicht, einem anderen zu 

helfen, wenn er in Not oder Gefahr ist […]; die Pflicht, einem anderen keinen Schaden und 

kein Unrecht anzutun; die Pflicht, kein unnötiges Leid hervorzurufen“ (Rawls 1979, S. 136). 

Für eine Einschränkung von Freiheiten (hinter dem Schleier des Nichtwissens) aufgrund von 

natürlichen Pflichten müssten allerdings die „Vorteile einer Einschränkung in den Augen aller 

rationalen Personen die Belastungen deutlich überwiegen“ (Hart 1998, S. 152). 

Da der Konsum von tierischen Produkten u. a. für zahlreiche Probleme bezüglich der Umwelt, 

beispielsweise für mindestens ein Siebtel der globalen THG-Emissionen (s. Abschnitt III.3.2), 

und der öffentlichen Gesundheit (s. Abschnitt III.3.4.1) verantwortlich ist, kann durchaus ar-

gumentiert werden, dass der Konsum tierischer Produkte Leid für andere Menschen hervor-

ruft. Unnötig ist dieses Leid insofern, als der Konsum tierischer Produkte aus gesundheitlicher 

Sicht nicht nötig ist (s. Abschnitt III.3.4.2). Ob die Vorteile der Einschränkung bestimmter tie-

rischer Produkte die Belastungen in den Augen rationaler Personen überwiegen, kann als sub-

jektive Grenzfrage bezeichnet werden. Allerdings kann aus einer solchen Grenzfrage keine 

direkte Pflicht für Staaten abgeleitet werden. Daher könnte der Staat eventuell den Konsum 

bestimmter tierischer Produkte wie Fleisch untersagen, muss dies aber keinesfalls tun. Staaten 

wie die Vereinigten Arabischen Emirate, die nur einem Teil der Personen den Konsum be-

stimmter tierischer Produkte gestatten, könnten daher eventuell allen Personen diesen Kon-

sum verbieten (wenn auch mit anderer Begründung) oder allen Personen die volle Freiheit bei 

der Konsumwahl eröffnen. Eine ungleiche Verteilung dieser Freiheit ist allerdings auf jeden 

Fall abzuschaffen. 

2. Verstoß gegen Ausgleichsprinzip 

Neben dem Differenzprinzip ist allerdings nach Rawls auch das Ausgleichsprinzip von Be-

deutung, das beinhaltet, dass „unverdiente Ungleichheiten ausgeglichen werden soll-

ten“ (Rawls 1979, S. 121). Mit unverdienten Ungleichheiten meint Rawls die Geburt, d. h. 

den Ort und den sozialen Kontext, in den man hineingeboren wird, sowie natürliche Gaben. 
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Daher seien beispielsweise mehr Ausgaben für weniger begabte als für begabte Kinder aufzu-

wenden (vgl. Rawls 1979, S. 121). Darüber hinaus ist ein Eingreifen des Staates also notwen-

dig, wenn die aktuellen Umstände das Ausgleichsprinzip verletzen, d. h. dass unverdiente 

Ungleichheiten nicht ausgeglichen werden und es dadurch zu illegitimen Ungleichheiten 

kommt. 

Unverdiente Ungleichheiten können hinsichtlich des Konsums tierischer Produkte wahrge-

nommen werden, wenn Ungleichheiten nicht nur materiell, sondern auch immateriell verstan-

den werden. In diesem Fall können unverdiente Ungleichheiten festgestellt werden, da sich in 

verschiedenen Familien das Wissen und die Praxis in Bezug auf Ernährung, Kochen und Es-

sen gesunder und nachhaltiger Lebensmittel stark unterscheiden können. Dadurch kommt es 

zu unverdienten Ungleichheiten bei Personen, die in Familien aufgewachsen sind, die über ein 

ausgeprägtes Wissen bzw. eine gute Praxis in Bezug auf gesunde und nachhaltige Ernährung 

verfügen. Diese unverdienten Ungleichheiten auszugleichen, wäre daher als Aufgabe der Ge-

sellschaft bzw. des Staates zu bezeichnen. 

3. Keine gerechte Sparrate 

In seinem Werk hat Rawls nicht nur die Interessen der aktuellen Generation, sondern auch der 

zukünftigen Generationen im Blick. Nach Rawls’ bisheriger Art der Konstruktion des Urzu-

stands könnte es jedoch zwischen den Generationen zu Verteilungsschwierigkeiten kommen. 

Denn die hypothetischen Mitglieder des Urzustandes würden nach Rawls wissen, dass sie ei-

ner gemeinsamen Generation angehören, also als Zeitgenossen in die Gesellschaft eintreten 

(vgl. Rawls 2003, S. 247). Gerechtigkeit für spätere Generationen, im Sinnen eines Sparens 

für diese späteren Generationen, wäre daher diesen Mitgliedern des Urzustandes nicht direkt 

ein Anliegen. In „Gerechtigkeit als Fairness“ leitet Rawls daher die Forderung ab, „die Par-

teien sollen sich unter Bedingungen auf ein Sparprinzip einigen, dass sie wollen müssen, alle 

früheren Generationen hätten sich ihrerseits danach gerichtet“ (vgl. Rawls 2003, S. 247). Das 

daraus resultierende gerechte Sparprinzip verlangt nach Rawls nur ein Sparen, „um die Bedin-

gungen zu ermöglichen, die nötig sind, um eine gerechte Grundstruktur zu etablieren und 

langfristig zu bewahren. Sobald diese Bedingungen erfüllt und gerechte Institutionen einge-

richtet sind, darf die Kurve der realen Ersparnisse auf Null fallen“ (Rawls 2003, S. 246). Das 
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Sparen muss demnach nur das nachhaltige Bestehen einer gerechten Grundstruktur ermögli-

chen.34 Das Sparen muss also nicht einen komparativen Standard, sondern nur einen bestimm-

ten absoluten (Mindest-)Standard sichern, nämlich den Erhalt des bestehenden Kapitalstocks, 

der für das nachhaltige Bestehen einer gerechten Grundstruktur notwendig ist (vgl. Kim 2012. 

S. 4).  

Könnten Verstöße gegen die gerechte Sparrate heute in Bezug auf den Konsum tierischer Pro-

dukte wahrgenommen werden? Hierbei stellt sich die Frage, ob Hauptprobleme der nicht 

nachhaltigen Entwicklung, wie der globale Klimawandel, nach Rawls’ Verständnis ein ge-

rechtes Sparen zunichtemachen würde und daher zu verhindern wären. Höffe sieht das Sparen 

in der intergenerationellen Gerechtigkeit bei Rawls auch als „‚präventives Ersparen‘ (von [...] 

ökologischen Katastrophen [...])“ (Höffe 1998, S. 175). Das Ersparen von ökologischen Kata-

strophen kann somit als Teil der Bewahrung und Sicherung der gerechten Grundstruktur nach 

Rawls verstanden werden, auch wenn Rawls’ Werke dies mehr andeuten als explizit ausfüh-

ren (vgl. Gardiner 2011, S. 145f). 

Das Prinzip der gerechten Sparrate gilt nach Rawls’ Ausführungen nur innerhalb einer Gesell-

schaft, nicht auf globaler Ebene (vgl. Gardiner 2011, S. 144). Eine Gesellschaft müsste also 

nur dann ihren Beitrag zur ökologischen Katastrophen beenden, wenn die Sicherung der 

Grundstruktur für die eigene Gesellschaft durch diese gefährdet wird.  

Aufgrund zahlreicher unsicherer ökologischer, ökonomischer und sozialer Faktoren ist eine 

zukünftige Gefährdung der Grundstruktur durch ökologische Katastrophen für einzelne Ge-

sellschaften schwer zu prognostizieren. Eine Möglichkeit u. a. dafür ist das Konzept der pla-

netaren Grenzen (‚planetary boundaries‘). Nach diesem Konzept können, wie bereits erwähnt, 

unterschiedliche Stufen der Überschreitung planetarer ökologischer Grenzen dargestellt wer-

den, die auch die Grundstrukturen von Gesellschaften erschüttern können. Die Studie von 

Steffen et al. (2015) zu den planetaren Grenzen zeigt fünf bedrohliche Risiken auf: den globa-

len Klimawandel und die Veränderungen der Landsysteme als steigendes Risiko und die Min-

derung des Artenreichtums sowie die derzeitige Verwendung Stickstoff als hohes Risiko. Der 

                                                 

34 Unter einer gerechten Grundstruktur versteht Rawls den „soziale[n] Hintergrundrahmen, in dem die Tätigkei-

ten der Verbände und der Individuen ausgeübt werden“ (Rawls 2003, S. 32), also insbesondere die „politi-

sche Verfassung mit einer unabhängigen richterlichen Gewalt, die gesetzlich anerkannten Formen des 

Eigentums, die Struktur der Wirtschaft […] sowie die in irgendeiner Form institutionalisierte Fami-

lie“ (Rawls 2003, S. 32). Das gerechte Sparprinzip verlangt somit, dass, sobald eine gerechte Grundstruktur 

erreicht wurde, die „materielle [...] Grundlage für wirksame gerechte Institutionen und Grundfreihei-

ten“ (Rawls 1979, S. 324) zu sichern. Die zukünftige materielle Grundlage muss dabei nicht gleich hoch o-

der höher sein als die jetzige, denn man „darf nicht glauben, dass eine gerechte und gute Gesellschaft mit 

einem hohen materiellen Lebensstandard verbunden sein“ (Rawls 1979, S. 324) muss. 
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Konsum und die Produktion tierischer Produkte sind dabei an allen fünf Risiken direkt oder 

indirekt signifikant beteiligt (vgl. Willett et al. 2019; Meier 2017), insbesondere aber am Kli-

mawandel durch die THG-Emissionen des Tierhaltungssektors, an der Minderung des Arten-

reichtums durch die Auslöschung relevanter Ökosysteme und an der Ausbringung von 

Stickstoff in Form von Gülle (s. Abschnitt III.3.3.4). In diesem Sinne könnten nach Rawls 

verlangt werden, diese Katastrophen zumindest für die eigenen Gesellschaften präventiv zu 

ersparen, und in diesem Sinne könnte für diese Herausforderungen staatliches Handeln als er-

forderlich eingestuft werden. 

 3.7) Nachhaltige Gerechtigkeitstheorie: Konrad Ott und Ralf Döring 

Ergeben sich aus dem Ansatz von Ott und Döring noch mehr Ansatzstellen staatlichen Han-

delns zur Reduktion des Konsums und der Produktion tierischer Produkte als bei Rawls? 

Denn Ott und Döring modifizieren in ihrem Werk „Theorie und Praxis starker Nachhaltig-

keit“ von 2004 die Grundprinzipien von Rawls für eine stärkere Beachtung der Interessen zu-

künftiger Generationen. Dabei gehen sie davon aus, dass sich in Rawls’ Urzustand 

Vertreter*innen nicht nur einer Generation, sondern aller Generationen befinden (vgl. Ott und 

Döring 2004, S. 95). Die Vertreter*innen würden sich daher in Bezug auf die Sparrate nicht 

auf einen absoluten (Mindest-)Standard für zukünftige Generationen einlassen, sondern einen 

komparativen Standard mit einer „egalitär-komparativen Behandlung der Ansprüche zukünfti-

ger Generationen“ (Ott und Döring 2004, S. 96) fordern. Die Ansicht des Staates als schützen-

der Instanz, die auch bei Rawls vorzufinden ist, wird hier mit noch stärkerer Betonung des 

Schutzes zukünftiger Generationen verstärkt. 

Maßgebend für Otts und Dörings Werk ist zudem das von ihnen entwickelte Konzept starker 

Nachhaltigkeit, das von der Nichtsubstituierbarkeit von Naturkapitalien ausgeht, d. h. dass 

Naturkapitalien nicht einfach durch Sachkapitalien und Humankapitalien ersetzt werden kön-

nen. Die Naturkapitalien müssen daher in ihrer Gesamtheit erhalten werden (vgl. Ott und Dö-

ring 2004, S. 98), um zukünftigen Generationen ihre Nutzung zu ermöglichen (vgl. Ott und 

Döring 2004, S. 160). Für deren Erhaltung formulieren sie die folgenden drei Managementre-

geln formulieren (vgl. Ott und Döring 2004, S. 162; Sachverständigenrat für Umweltfragen 

(SRU) 2012, S. 67; Geisendorf et al. 1998, S. 16), die auch als Ziele für staatliche Maßnah-

men dienen können. Zudem entwickeln Ott und Döring nach der Ausarbeitung der theoreti-

schen Grundlagen auch eine Schematik zur Anwendung dieser Grundlagen auf vier 

verschiedene Gebietskategorien (vgl. Ott und Döring 2004, S. 242ff).  
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1. Regenerative Ressourcen  

Nach der ersten Managementregel sollten regenerative Ressourcen nur im Maße der Regene-

ration genutzt werden (vgl. Ott und Döring 2004, S. 162). Regenerative Ressourcen sind Res-

sourcen, die sich innerhalb menschlicher Zeiträume von selbst regenerieren können. Dabei 

kann differenziert werden zwischen auf der einen Seite regenerativen Ressourcen ohne Vor-

ratsminderung, bei denen keine Probleme der Ressourcenerhaltung vorhanden sind (z. B. 

Wind für Windenergieanlagen), und auf der anderen Seite regenerativen Ressourcen mit Vor-

ratsminderung, die übernutzt werden können. Liegen Übernutzungen regenerativer Ressour-

cen in Bezug auf den Konsum und die Produktion tierischer Produkte vor?  

a) Als erster Fall der Übernutzung regenerativer Ressourcen kann hier die Dezimierung von 

natürlichen Fischbeständen in zahlreichen Meeres- und Seengebieten aufgeführt werden (s. 

auch Abschnitt III.3.3.5).35 Für die gefährdeten Fischbestände wäre daher staatliches Handeln 

erforderlich, um die natürlichen Fischbestände erhalten zu können.  

b) Zum Zweiten degenerieren Böden als regenerative Ressource in steigendem Maße durch 

die intensive landwirtschaftliche Nutzung u. a. für den Anbau von Futtermitteln und als Wei-

deflächen, weshalb sie anschließend nicht mehr bewirtschaftet werden können (s. Abschnitt 

III.3.3). Daher wären staatliche Maßnahmen zur Senkung der allgemeinen Degradierung er-

forderlich.  

c) Zum Dritten wird Grundwasser als regenerative Ressource immer stärker übernutzt, insbe-

sondere für die Erzeugung tierischer Produkte (s. Abschnitt III.3.2.1), sodass in solchen Fällen 

staatliches Handeln erforderlich wäre.  

2. Nicht regenerative Ressourcen  

Nicht regenerative Ressourcen können sich nicht innerhalb menschlicher Zeiträume regene-

rieren, da sie in größeren Zeiträumen entstehen. Dazu zählen recycelbare Ressourcen, wie Mi-

neralien und Metalle, sowie Ressourcen, die durch die Nutzung zerstört werden, wie fossile 

Brennstoffe (vgl. Hilpert et al. 2010, S. 6). Nicht regenerative Ressourcen sind daher nach der 

zweiten Managementregel nur im Maße des gleichwertigen Ersatzes durch erneuerbare Res-

sourcen zu gebrauchen (vgl. Ott und Döring 2004, S. 162).  

  

                                                 

35 Beim Problemfeld der Überfischung fällt auf, dass Ott und Döring ihre Kategorien in Bezug auf ländliche Ge-

biete entwickelt haben. Eine Erweiterung der Kategorien wäre daher sinnvoll, um auch Meeresgebiete expli-

zit einzuschließen. Dennoch kann hier die Überfischung als Übernutzung regenerativer Ressourcen deduziert 

werden.  
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3. Aufnahmekapazitäten 

Nach der dritten Regel dürfen die Schadstoffemissionen der menschlichen Gesellschaft die 

Aufnahmekapazität der Umweltmedien und Ökosysteme nicht übersteigen (vgl. Ott und Dö-

ring 2004, S. 162). Zudem sind die Emissionen nicht abbaubarer Stoffe zu minimieren (vgl. 

Ott und Döring 2004, S. 162).  

Bei der Erzeugung tierischer Produkte werden zahlreiche Emissionen verursacht, die zwar ab-

baubar sind, aber dennoch teilweise die Aufnahmekapazität der Umweltmedien und Ökosys-

teme überlasten. 

a) Als erstes Beispiel können hier die THG-Emissionen (vor allem CO2, Methan, Ammoniak 

und Stickstoffoxid) des Tierhaltungssektors genannt werden (s. Abschnitt III.3.3.1).  

b) Zum Zweiten verursacht die Produktion starke Emissionen von Stickstoff, die in zahlrei-

chen Regionen weltweit die Aufnahmekapazität von Gewässern (Flüssen und Meeren) sowie 

von Böden deutlich übersteigen (s. Abschnitt III.3.3.4).  

c) Zum Dritten können Hormone, die in der Tierhaltung eingesetzt werden, in größeren Men-

gen in die Ökosysteme gelangen und die dort lebenden Tiere betreffen, was die Biodiversität 

der Ökosysteme gefährden kann (vgl. Ying et al. 2002; Biswas et al. 2013). Darüber hinaus 

können in der Tierhaltung verwendete Antibiotika über tierische Abfälle in Böden und Gewäs-

ser gelangen (vgl. GAO 2011, S. 6). Dies kann bei größeren Mengen die Aufnahmekapazität 

übersteigen, sodass sie nicht rechtzeitig abgebaut, sondern an Tiere (vgl. Storteboom et al. 

2010) und Menschen (vgl. Stobberingh et al. 1999) übertragen werden. Antibiotika, Hormone 

und weitere gesundheitsgefährdende Stoffe bilden in diesem Sinne eine bedeutende Gefahr 

für die Gesundheit von Menschen als auch von Tieren (s. Abschnitt III.3.4.1).  

Um zu verhindern, dass die Emissionen dieser Stoffe die Aufnahmekapazitäten belasten, wä-

ren somit nach Ott und Döring staatliche Maßnahmen erforderlich.  

 4. Auswertung und Diskussion  

Im Rahmen der Auswertung und Diskussion werden an erster Stelle die hier gewonnenen Er-

fahrungen mit dem explorativen Ansatz der normativen Analyse reflektiert. Danach werden 

die Ergebnisse der normativen Analyse in Bezug auf die einzelnen politischen Theorien be-

trachtet. Anschließend folgt, entsprechend des aufgestellten Forschungsdesigns, eine Zusam-

menfassung der Diskussionen in Bezug auf Bedingungen für legitimes Handeln und 

Erforderlichkeiten staatlichen Handelns. 
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 4.1) Reflexion des Forschungsdesigns der normativen Analyse 

Die Durchführung der normativen Analyse offenbarte, dass die politischen Theorien sich in 

ihren Auffassungen in Bezug auf die Bedingungen und die Erforderlichkeit staatlichen Han-

delns stark unterscheiden. Dies kann u. a. als Folge der differierenden Bezugspunkte der poli-

tischen Theorien verstanden werden, wodurch verschiedene Blickwinkel und -bereiche und 

damit unterschiedliche legitime Bedingungen für staatliches Handeln entstehen. Dieses Er-

gebnis unterstreicht auch die Bedeutung eines pluralistischen Ansatzes, der unterschiedliche 

politische Theorien integriert. Die Wahl eines pluralistischen Ansatzes kann daher für weitere 

Forschungsarbeiten in dieser Richtung empfohlen werden. 

Insgesamt erscheint der in dieser Arbeit entwickelte Leitfaden für die Durchführung der nor-

mativen Policy-Analyse als stringent und potent, aus den verschiedenen politischen Theorien 

abzuleiten, wann staatliches Handeln als jeweils legitim eingeschätzt werden kann, um ein be-

stimmtes Applikationsproblem (hier den Konsum und die Produktion tierischer Produkte) zu 

adressieren. Der Leitfaden konnte daher trotz seines explorativen Charakters zu validen Er-

gebnissen führen. Da die Fragestellung in dieser Arbeit viele thematische Dimensionen be-

rührt und keinen konkreten Kontext für die Anwendung von Maßnahmen umfasste, konnten 

in dieser Arbeit nur die beiden ersten der vier Schritte des Leitfadens angewandt werden. Für 

zukünftige Arbeiten könnten mit entsprechender Gestaltung der Forschungsfragen der Ver-

such unternommen werden, alle vier Schritte des Leitfadens durchzuführen. 

 4.2) Ergebnisse nach einzelnen politischen Theorien  

An dieser Stelle werden zuerst die Ergebnisse nach den jeweiligen politischen Theorien sepa-

rat dargestellt. 

Mills Ansatz ergibt, basierend auf seinem liberalen Staatsverständnis, in der Anwendung we-

nige Ansatzpunkte für legitimes staatliches Handeln. Insbesondere die Anwendung seines 

‚harm principle‘ zeigt jedoch zahlreiche Erforderlichkeiten staatlichen Handelns hinsichtlich 

ökologischer, ökonomischer und gesundheitlicher Folgeschäden auf.  

Rösslers moderner liberaler Ansatz verteidigt die Autonomie vor Individuen. Aus ihrem An-

satz können dennoch Erfordernisse staatlichen Handelns abgeleitet werden, um Konsu-

ment*innen zum einen vor ungewünschten Kaufentscheidungen bei tierischen Produkten 

durch falsche bzw. irreführende und durch fehlende Informationen zu schützen und um zum 

anderen ihre Autonomie durch den Schutz von Auswahlmöglichkeiten auch für pflanzliche 

Produkte zu gewährleisten.  
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Der wirtschaftsliberale Ansatz von Weimer und Vining generiert aufgrund seiner Differen-

ziertheit Hinweise auf zahlreiche Markt- und Regierungsfehler, für die staatliches Handeln er-

forderlich wäre.  

Nach Wissenburgs liberal-nachhaltigem Ansatz sind deutlich mehr Ansatzpunkte gegeben, in 

Bezug auf den Konsum und die Produktion tierischer Produkte staatlich aktiv zu werden, als 

in den anderen liberalen Ansätzen. Bei Wissenburg wäre auch als einzigem Ansatz ein Verbot 

des Konsums tierischer Produkte ableitbar, wenn schmerzloses Töten von Tieren nicht mög-

lich ist oder nicht umgesetzt wird. 

Für Etzionis Ansatz kann zusammenfassend festgehalten werden, dass zumindest für die Ab-

wehr von konkreten Gefahren für die öffentliche Gesundheit (Entstehung resistenter Bakte-

rien und Gefährdung von Trinkwasser durch Stickstoffemissionen) nicht beim Konsum, aber 

bezüglich zweier Aspekte der damit verbundenen Produktion tierischer Produkte der Einsatz 

staatlichen Handelns als erforderlich eingestuft werden kann. Damit weist Etzionis Ansatz 

auch in der Anwendung ein zurückhaltendes Staatsverständnis auf. 

Nach Rawls’ gerechtigkeitstheoretischem Ansatz wäre die Möglichkeit eines Verbots des 

Konsums tierischer Produkte eventuell ebenfalls aus seinen Annahmen ableitbar, aber als 

Grenzfrage deutlich nicht als staatliche Pflicht einzuordnen. Über Rawls’ gerechtes Sparprin-

zip können wiederum verschiedene Erfordernisse für staatliche Maßnahmen abgeleitet wer-

den, um dadurch ökologische Katastrophen zu vermeiden. 

Der nachhaltigkeitsorientierte Ansatz von Ott und Döring, der auf Rawls gerechtigkeitstheore-

tischem Ansatz aufbaut, ergibt zahlreiche Ansatzpunkte für legitimes staatliches Handeln zum 

Erhalt von regenerativen und nicht-regenerativen Ressourcen und der Bewahrung von Auf-

nahmekapazitäten. Danach wäre vor allem die Produktion tierischer Produkte deutlich umfas-

sender staatlich zu regulieren.  

 4.3) Bedingungen für staatliches Handeln 

In der Zusammenschau der verschiedenen politischen Theorien zeigen sich abweichende Be-

dingungen im Sinne von Ausgangspunkten für legitimes staatliches Handeln. 

Der moderne liberale Ansatz von Rössler und Ezionis kommunitaristischer Ansatz vermittelt 

am deutlichsten ein staatsskeptisches Verständnis und bieten entsprechend zurückhaltende An-

haltspunkte für staatliches Handeln. Auch bei Rawls’ gerechtigkeitstheoretischem Ansatz las-

sen sich eher zurückhaltende Bedingungen für staatliches Handeln vernehmen. Trotz der 

liberalen Grundausrichtung sind dagegen bei Mills klassisch liberalem Ansatz sowie beim 
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wirtschaftsliberalen Ansatz von Weimer und Vining vielfältige Bedingungen für staatliches 

Handeln aufgeführt, die deutlich breitere Aspekte menschlichen Handelns abdecken. Zudem 

sind insbesondere aus den nachhaltigkeitsorientierten Ansätzen von Wissenburg sowie von 

Ott und Döring zahlreiche Forderungen nach stärkerem staatlichen Handeln ableitbar, auch 

wenn sich vor allem bei letzterem die Bedingungen in ihrer Ausrichtung vor allem produkti-

onsorientiert zeigen.  

 4.4) Erfordernisse für staatliches Handeln 

Der klassische liberale Ansatz von Mill (1988) kann durch sein allgemein breit anwendbares 

‚harm principle‘ bereits einige aktuelle Problematiken erfassen und entsprechende staatliche 

Maßnahmen fordern. Eine besonders breite und differenzierte Form erforderlicher Maßnah-

men lassen sich durch den wirtschaftsliberalen Ansatz von Weimer und Vining (2005) sowie 

durch den Ansatz der nachhaltigen Gerechtigkeitstheorie von Ott und Döring (2004) ermit-

teln. Letzteres kann darauf zurückgeführt werden, dass die nachhaltige Gerechtigkeitstheorie 

besonders viele Umwelt- und Ressourcenbereiche erfasst. Der wirtschaftsliberale Ansatz kann 

daneben zahlreiche Markt- und Regierungsfehler identifizieren und somit umfassenden staat-

lichen Handlungsbedarf aufzeigen. Der Ansatz des nachhaltigen Liberalismus von Wissen-

burg (1998) ist hier weniger differenziert, kann aber über seinen globalen und 

artübergreifenden Ansatz diverse Felder für erforderliche Maßnahmen ermitteln, auch in Be-

zug auf Rechte von Tieren. Der Ansatz von Rössler und der kommunitaristische Ansatz von 

Etzioni (1999) verweisen nur auf einen Teil bzw. grundlegendste Problematiken. 

Die unterschiedlichen Blickwinkel führen auch zu Differenzen bei den erforderlichen Maß-

nahmenbereichen. Hinsichtlich der Bereiche ‚Umwelt‘ (bei Mill, Weimer und Vining, Wissen-

burg, Rawls sowie Ott und Döring), ‚Gesundheit‘ (bei Mill, Weimer und Vining, Etzioni 

sowie und Ott und Döring) und ‚Wissen / Bewusstsein‘ (bei Mill, Rössler, Weimer und Vining 

sowie Rawls) sind nach vielen politischen Theorien Maßnahmen erforderlich, während in den 

anderen Bereichen lediglich geringe Überschneidungen vorhanden sind. 

Insgesamt lassen sich in der Gesamtschau der Diskussionen damit zahlreiche Erfordernisse 

ermitteln, nach denen es für den Staat legitim wäre, den Konsum tierischer Produkte direkt 

oder indirekt über die Produktion zu beeinflussen.  
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V. empirische Analyse politischer Instrumente zur Reduk-

tion des Konsums tierischer Produkte 

Die Aufgaben der empirischen Analyse sind nach dem Konzept zur integrierten Analyse 

1. die empirische Analyse zum Identifizieren existierender politischer Instrumente und 

deren potenzieller Wirkungen, 

2. die Bewertung der potenziellen Wirkungen der existierenden politischen Instrumente 

anhand der vier verschiedenen Dimensionen (Ökologie, Ökonomie, Soziales und Ge-

sundheit). 

Die Analyse der Wirkungen kann bei einer großen Anzahl von identifizierten Instrumenten 

nur in geringer Tiefe ermöglicht werden. Für eine tiefere Analyse können Fallbeispiele ausge-

wählt und diese eingehend in Bezug auf die erwarteten Wirkungen untersucht werden. Für 

diese Fallbeispiele lassen sich zudem weitere Aspekte der Implementierung und Umsetzung 

der Instrumente betrachten. Um diese Aufgaben anzugehen, sind allerdings die theoretischen 

Hintergründe für deren Durchführung zu beleuchten. Aus diesen Aufgaben ergeben sich die 

folgenden Schritte für die empirische Analyse: 

Als erster Schritt werden in Bezug auf die Analyse der Wirkungen politischer Instrumente die 

theoretischen Annahmen vorgestellt und diskutiert sowie die sich daraus ergebenden For-

schungsfragen und Thesen sowie die entsprechenden Vorgehensweisen und Methoden präzi-

siert.  

Als zweiter Schritt werden die bis heute relevantesten international existierenden politischen 

Instrumente identifiziert, die eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte fördern kön-

nen. Hierbei werden zwei verschiedene Methoden angewandt: die Identifizierung und Unter-

suchung besonderer Ländertrends sowie eine breite internationale Recherche. 

Als dritter Schritt werden dann die besonderen Ländertrends und ihre potenziellen Ursachen 

vor allem in Bezug auf den Einsatz möglicher politischer Instrumente hin untersucht. 

Als vierter Schritt werden die möglichen Auswirkungen der international ermittelten Instru-

mente analysiert. Die Untersuchung der Auswirkungen der implementierten Instrumente in 

den Bereichen Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit ist im Anschluss an Abschnitt 

III Ziel dieser Arbeit.  

Eine besonders detaillierte Analyse der Fallbeispiele erfolgt dann als fünfter Schritt bei drei 
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besonderen Fällen, die aus dem Muster der üblichen politischen Instrumente herausstechen. 

Dabei können die potenziellen Auswirkungen deutlich umfassender und tiefer als beim vorhe-

rigen Schritt untersucht werden. Zudem werden hier weitere Aspekte ihrer Implementierung 

und Umsetzung betrachtet. 

Dieses Vorgehen kombiniert ein nomothetisches und ein idiographisches Vorgehen (vgl. Jahn 

2006, S. 163) bzw. einen quantitativen Vergleich vieler Fälle mit dem auch qualitativen Ver-

gleich weniger Fälle. Für den zweiten Vergleich wurden abweichende Einzelfälle ausgewählt, 

da der Untersuchung von abweichenden Fällen (Devian Case Analysis) ein besonders hoher 

theoretischer Gewinn zugesagt wird (vgl. Jahn 2006, S. 329). Diese Kombination erlaubt die 

Generierung von sowohl eher allgemeinen und umfassenden Erkenntnissen als auch von de-

taillierten und konkreten Ergebnissen. 

Zusammengefasst ergeben sich für den Abschnitt der empirischen Analyse folgende Schritte: 

1. Theoretischer Hintergrund 

2. Identifizierung 

a. Die Identifizierung international existenter politischer Instrumente durch die 

Analyse besonderer Ländertrends 

b. Die Identifizierung international existenter politischer Instrumente  

3. Die Analyse der Ursachen der besonderen Ländertrends 

4. Die Analyse von international existenten politischen Instrumenten in Bezug auf poten-

ziellen die Wirkung ihrer Implementierung 

5. Die detaillierte Analyse besonderer Fälle politischer Instrumente in Bezug auf die 

Auswirkungen und weiterer Aspekte ihrer Implementierung  

6. Zusammenfassung und Diskussion 

 1. Theoretischer Hintergrund, Forschungsfragen und Vorgehens-

weise 

 1.1) Theoretischer Hintergrund 

1.1.1) Evaluation von Wirkungen 

Eine Evaluierung im politikwissenschaftlichen Sinne kann als eine „Bewertung staatlicher 

und anderer Maßnahmen, zu deren Zwecke Maßstäbe, Standards und Methoden entwickelt 
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werden“ (Blum und Schubert 2011, S. 130), verstanden werden. Für die Evaluation politischer 

Maßnahmen in der Umweltpolitik sind zahlreiche Ansätze möglich; nach Wolff et al. (2019) 

bieten sich vor allem experimentelle und quasiexperimentelle Ansätze, empirische Schätzun-

gen und Modellierungen sowie theoriebasierte Ansätze an. Für die empirische Analyse wur-

den hier zwei Ansätze kombiniert.36 Für die Detailanalyse ausgewählter Fälle findet eine 

theoriebasierte Evaluation statt, die die Wirkungen der implementierten Maßnahmen qualita-

tiv sowie mit quantitativen empirischen Daten möglichst umfassend betrachten und untersu-

chen kann. Dabei lassen sich auch nichtintendierte Nebeneffekte analysieren, wofür die 

theoretischen Grundlagen gesondert im Folgenden (s. Abschnitt V.1.1.4) erörtert werden. Zu-

dem können hier auch hemmende oder fördernde Faktoren als Ursachen für Erfolg oder Miss-

erfolg der implementierten Instrumente diskutiert und daraus Lernerfahrungen für deren 

Weiterentwicklung (oder auch für zukünftig geplante Instrumente) generiert werden (vgl. 

Wolff et al. 2019, S. 28). Bei der Untersuchung der hemmenden oder fördernden Faktoren 

wurde in dieser Arbeit ein besonderer Schwerpunkt auf diskursive Prozesse gelegt, da beim 

Themenfeld der nachhaltigen Ernährung, bei dem die Legitimität politischer Instrumente in 

der politischen Diskussion kontinuierlich im Wandel ist, eine Analyse politischer Diskussio-

nen besonders relevant sein könnte. Auch hierfür werden die theoretischen Grundlagen im 

Folgenden (s. Abschnitt V.1.1.2) betrachtet. 

Für die Analyse der Wirkungen von international existenten politischen Instrumente kann eine 

derart umfassende Auswertung im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden. Hier wird 

über den Ansatz der empirischen Schätzung versucht, die potenziellen Wirkungen der imple-

mentierten Instrumente über die mit der Implementation korrelierenden Veränderungen in den 

relevanten Bereichen zu erfassen. Empirische Schätzungen haben den Vorteil, dass sie eine 

„quantitative Abschätzung der Effekte“ (Wolff et al. 2019, S. 21) ermöglichen. 

Da hier die Wirkungen zeitlich nach der Implementation erforscht werden, handelt es sich um 

eine Ex-post-Evaluation (vgl. Wollmann 2003, S. 339).37  

Die Evaluation der Wirkungen hat für diese Arbeit zwei Ziele: Zum einen ermittelt die Unter-

suchung die mit der Implementierung korrelierenden Veränderungen des Konsums tierischer 

                                                 

36 Eine Auswertung von Modellierungen politischer Instrumente erfolgt in der modellierungsbasierten Analyse 

(s. Abschnitt VI). 
37 Eine Ex-ante-Evaluation von politischen Instrumenten, die den Konsum tierischer Produkte senken können, 

erfolgt später im Abschnitt der modellierungsbasierten Analyse (s. Abschnitt VI). 
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Produkte. Damit werden die ‚policy outcomes‘, d. h. Reaktionen der Zielgruppen, analy-

siert.38 Zum Zweiten werden die Wirkungen der Instrumente nach den genannten Dimensio-

nen (Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit) erforscht. Über diese Analyse der 

Veränderungen in den sozialen, ökonomischen und ökologischen Systemen werden die ‚po-

licy impacts‘ analysiert (vgl. Beywl et al. 2004). Dieses Wirkungsmodell (s. Abbildung 10) 

gilt hier sowohl für die empirische Schätzung als auch für die theoriebasierte Evaluation. 

 

Abbildung 10: Evaluationsziele in Bezug auf das Kausalmodell 

 

Zu Annahmen über die Effektivität von Instrumenten gibt es in der Literatur in Bezug auf 

                                                 

38 Die zu untersuchenden politischen Instrumente können unterschiedliche Zwecke bzw. Zielsetzungen aufwei-

sen. Die Effekte auf den Konsum tierischer Produkte, aber auch auf die vier Dimensionen können daher je 

nach implementiertem politischen Instrument als intendierte Effekte oder auch als (erwünschte oder uner-

wünschte) Nebeneffekte betrachtet werden (vgl. Jänicke et al. 2003, S. 65). Die Analyse der Wirkung stellt 

daher genau genommen keine Untersuchung der Effektivität dar, da diese nach den meisten Definitionen ei-

nen Soll-Ist-Vergleich impliziert (vgl. z.B. Wollmann 2003, S. 340), sondern eher eine Untersuchung der 

Korrelationen. Damit ist bereits ein Hauptproblem der Evaluationsforschung, das Kausalitätsproblem, ange-

sprochen, nämlich die Möglichkeit der Prüfung, ob „Veränderung der gesellschaftlichen Wirklichkeit den zu 

evaluierenden Programm [...] zugeordnet werden kann“ oder ob ‚externe‘ Umweltfaktoren wirken (vgl. 

Kloeti 1997, S. 50; Wollmann 2003, S. 340). In den Sozialwissenschaften allgemein ist eine solche Zuord-

nung immer nur in begrenztem Maße möglich. In den Politikwissenschaften kommt z. B. verkomplizierend 

hinzu, dass oft mehrere staatliche Programme parallel existieren, die auf die Variablen einwirken (vgl. Kloeti 

1997, S. 50). Die Bewältigung dieses Problems wird bei der Vorstellung der Vorgehensweise und der Metho-

dik in Bezug auf die Verringerung der externen Varianz weiter unten diskutiert.  
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nachhaltige Ernährung bisher die These, dass wenig invasive Instrumente wie informationsba-

sierte Kampagnen geringere Effekte aufweisen als stärker invasive Instrumente in Form von 

finanzbasierten und regulativen Instrumenten (vgl. z. B. Garnett et al. 2015). 

Für diese Aufgabenstellung existiert als Herausforderung das Attributionsproblem, wie auf-

grund von Kontextbedingungen Veränderungen (z. B. Konsumveränderungen) umgesetzten 

Interventionen (d. h. hier der Implementation politischer Instrumente) zugeschrieben werden 

können (vgl. Forss et al. 2017). Wenn beispielsweise eine Fettsteuer in einem bestimmten 

Land implementiert wurde und sich gleichzeitig der Konsum tierischer Produkte ändert, ver-

bleibt weiterhin die Frage, ob diese Veränderung der Intervention zugeschrieben werden kann. 

Denn auch zahlreiche weitere Faktoren können für die Veränderung als mitverantwortlich ein-

geschätzt werden. Als eine besonders relevante Kontextbedingung für den Bereich der Ernäh-

rung als stark kulturell verankertes Verhalten können dabei kulturelle Aspekte erachtet 

werden. Daher werden im folgenden Abschnitt Möglichkeiten für eine kulturspezifische Eva-

luation diskutiert. Für die weitere Annäherung an das Attributionsproblem wird darauffolgend 

(s. Abschnitt V.1.3.2) eine Methodik entwickelt, inwiefern dieses Problem unter den gegebe-

nen Rahmenbedingungen bestmöglich adressiert werden kann. Im Rahmen der Detailanalyse 

können zudem umfassend weitere ökonomische, soziale und politische Kontextbedingungen 

und deren Einflusspotenzial betrachtet und in die Auswertung einbezogen werden. 

1.1.2) Kulturelle Aspekte 

Die Folgen der Instrumente könnten auch von der jeweiligen gesellschaftlichen bzw. politi-

schen Kultur des Landes abhängen. Daher ist es hilfreich, relativ homogene Gruppen von 

Staaten zu identifizieren, damit die Effektivität von Instrumenten innerhalb dieser Gruppen 

quasiexperimentell verglichen werden kann. Für die Differenzierung und Kategorisierung ver-

schiedener politischer Kulturen in Bezug auf die Interaktion zwischen Staat und Gesellschaft 

wird insbesondere das Konzept der Sozialmodelle verwendet. Ein Standardversion dieses 

Konzepts entwickelte Esping-Andersen (1990), der zwischen drei ‚Welten‘ unterschied. Die-

ses Konzept wurde zur Differenzierung von vier verschiedenen ‚Welten‘ weiterentwickelt, die 

mittlerweile standardmäßig genutzt werden (vgl. Ebbinghaus 1999; Berthold und Brunner 

2007): 1. nordische Länder (Schweden, Norwegen, Finnland, Dänemark) mit stark sozialde-

mokratischer Orientierung, 2. kontinentale Länder (Frankreich, Deutschland, Benelux-Länder, 

Österreich und Schweiz) mit korporatistischer Kultur, 3. angelsächsische Länder (Großbritan-

nien und Irland) mit einer liberalen Kultur, 4. mediterrane Länder (Portugal, Spanien, Italien 

und Griechenland) mit einer eher Ad-hoc-Art von politischen Interventionen. Zu den Ländern 
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mit liberaler Kultur zählt Esping-Andersen (1990) zudem die USA, Australien und Neusee-

land39, auch Kanada kann dieser Gruppe zugeordnet werden (vgl. Mahon et al. 2012). Zu dem 

Modell der mediterranen Länder können nach weiteren Studien zusätzlich lateinamerikani-

sche Länder (vgl. Bultaif 2012) und die Türkei (vgl. Gough et al. 1997; Gal 2010) hinzuge-

fügt werden. In Bezug auf Europa werden osteuropäische Länder als zusätzliche fünfte Welt 

bzw. als Cluster definiert (vgl. Põder und Kerem 2011), obgleich auch diese Länder noch in 

weitere Gruppen differenziert werden könnten (vgl. Fenger 2007).40 Eine sechste Welt wurde 

für ostasiatische Länder wie Japan, Korea und China mit einer eher paternalistischen Kultur 

(vgl. Young 2007) deklariert. In dieser Arbeit wird das Modell von Esping-Andersen in dieser 

erweiterten Form verwendet. 

1.1.3) Diskursive Aspekte des politischen Prozesses  

Da – so als These hier aufgestellt – der Bedarf bzw. der Nutzen politischer Instrumente zur 

Steigerung der Nachhaltigkeit der Ernährung in der öffentlichen Diskussion oftmals umstrit-

ten ist, kann es für die Ermittlung von Erfolgsfaktoren für eine erfolgreiche Implementierung 

solcher Instrumente besonders sinnvoll sein, die diskursiven Prozesse vor, während und nach 

der Implementierung der Instrumente zu betrachten. Ob Instrumente erfolgreich politisch im-

plementiert und politisch verteidigt werden können, hängt insbesondere von den jeweiligen 

Akteur*innen bzw. Akteursgruppen des politischen Prozesses und deren Ressourcen- bzw. 

Machtpotenzialen sowie deren Argumenten bzw. Narrativen ab. In Forschungen aufbauend 

auf dem ‚Advocacy Coalition Framework‘ (ACF) nach Sabatier (1999) stellen Ressourcen- 

bzw. Machtpotenziale der relevanten Akteur*innen zentrale Aspekte dar (vgl. Jenkins-Smith 

et al. 2018; Weible und Ingold 2018). In der folgenden Analyse kann daher betrachtet werden, 

welche Ressourcen- bzw. Machtpotenziale die jeweils relevanten Akteur*innen aufbringen 

können. Nach Annahmen der Diskursanalyse hängt die Durchsetzung eines politischen Instru-

ments wiederum insbesondere von den jeweiligen politischen und gesellschaftlichen Diskur-

sen und den vorhandenen Diskurskoalitionen ab. In diesem Sinne könnten effektive politische 

Instrumente auch gegen die Stimmen mächtiger Akteurskonstellationen eingeführt werden, 

falls eine Diskurskoalition sich diskursiv gegen eine andere gesellschaftlich durchsetzt. Die 

hier durchzuführende Politikanalyse nimmt daher Ansätze der Diskursanalyse auf. Die Be-

gründungen für und gegen ein Instrument werden nach Annahmen der Diskursanalyse in den 

                                                 

39 Zwischen Ländern dieser Gruppe bestehen in sozialpolitischen Aspekten allerdings auch wesentliche Unter-

schiede (vgl. Gough et al. 1997, S. 37). 
40 Dabei ist für die osteuropäischen Länder die Tendenz zu erkennen, sich in verschiedener Weise den anderen 

Welten Europas anzunähern (vgl. Põder und Kerem 2011). 
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politischen Phasen (bis einschließlich der Implementation) in Form von ‚story lines‘ vermit-

telt. Diese kombinieren nach Hajer Elemente verschiedener Diskurse „zu einem mehr oder 

weniger kohärenten Ganzen“ (Hajer 2010, S. 280). Denn für eine überzeugende Begründung 

einer Lösung müssen Argumente ökologischer, moralischer, ökonomischer und technischer 

Diskurse sowie politischer Zielüberlegungen verbunden werden (vgl. Hajer 2010, S. 280). Die 

genannten ‚story lines‘ würden dann auch als Legitimationsbegründung für die Implementa-

tion des Instruments dienen (vgl. Schneider und Janning 2006, S. 180).41 Dabei können ver-

schiedene ‚story lines‘ von verschiedenen Diskurskoalitionen, d. h. verschiedenen Gruppen 

„von Akteuren, die sich im Kontext einer bestimmbaren Reihe von Praktiken, während einer 

gewissen Zeitspanne einer besonderen Zusammenstellung von Erzählverläufen“ (Hajer 2007, 

S. 217; Herv. d. Verfassers) bedienen, vertreten und kommuniziert werden. Dabei kann in den 

Policy-Zyklen bis einschließlich der Evaluation offen sein, welcher Diskurs am Ende domi-

nieren und sich durchsetzen wird.42 Im Politikfeld der nachhaltigen Ernährung ist die Art der 

Begründung und der ‚story line‘ besonders interessant, da sich hier diverse Politikfelder ver-

binden, u. a. Umwelt-, Ernährungs-, Landwirtschafts- und Gesundheitspolitik. Ein vorgeschla-

genes Instrument könnte daher theoretisch jeweils durch verschiedene ‚story lines‘ aus 

verschiedenen Politikfeldern begründet werden. In diesem Sinne wird hier erforscht, welche 

Diskurskoalitionen mit welchen ‚story lines‘ aktiv und in welchem Umfang erfolgreich wa-

ren. 

In der Analyse können die diskursiven Elemente um die Entwicklung der Begründungen auch 

noch tiefer untersucht werden, um damit eine Verbindung zur normativen Analyse in dieser 

Arbeit herzustellen. Denn nach Hajer kann (neben der Analyse der ‚story lines‘ von Politikin-

strumenten) auch „formative power of epistemic notions in policy programmes“ (Hajer 2003, 

S. 105), d. h. die Bedeutung epistemischer Grundüberlegungen in Politikinstrumenten, unter-

sucht werden. Diese beziehen sich auf eine bestimmte Denkordnung bzw. „regularity in the 

thinking of a particular period, structuring the understanding or reality without actors neces-

sarily being aware of it” (Hajer 2003, S. 105). Mit der Analyse der epistemischen Grundüber-

legungen kann der Frage nachgegangen werden, welche Inhalte moralisch-normativer Art 

                                                 

41 Die Nennung der Ziele in ‚story lines‘ simplifiziert dabei selbstverständlich die Komplexität der Maßnahme. 

Gleichzeitig ist diese Vereinfachung auch der Entwicklung von Instrumenten inhärent, denn „instruments 

work by simplifying reality” (Huppes 2001, S. 9). 
42 Die Implementation eines Instruments kann in gewissem Sinne als „Diskursinstitutionalisierung“, d. h. als Ma-

nifestation eines Diskurses „in einem bestimmten institutionellen Arrangement“ (Hajer 2010, S. 278), verstan-

den werden. Dies würde eine (zumindest teilweise und vorläufige) Dominanz derjenigen ‚story line‘ bedeuten, 

mit der die Implementation des Instruments begründet wurde. 
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vermittelt werden (vgl. Keller 2008, S. 262). Im Rahmen dieser Arbeit ist es dabei von beson-

derem Interesse, die Verknüpfung der vorzufindenden epistemischen Grundüberlegungen mit 

historischen Diskursen (vgl. Keller 2008, S. 262), d. h. mit bedeutenden politischen Theorien, 

zu überprüfen. Damit könnte geklärt werden, ob und in welchem Maße sich diese epistemi-

schen Grundüberlegungen auf Prinzipien und Werte politischer Theorien zurückführen lassen. 

In Bezug auf politische Theorien bedeutet dies die Untersuchung politischer Theorien und 

Ideen als gesellschaftliches Phänomen, wozu nach Zapf (2013, S. 46) u. a. die Diskursanalyse 

als das geeignete Instrumente darstellt. Mit der Untersuchung dieser Frage kann daher eine 

weitere Verbindung zwischen normativer Analyse auf der einen Seite und empirischer Ana-

lyse auf der anderen Seite geschaffen werden. 

1.1.4) Nichtintendierte Nebeneffekte 

Für die theoriebasierte Evaluation der Fälle der Detailanalyse kann nach Wolff et al. (2019) 

hinterfragt werden, ob es durch die Implementation der Instrumente ggf. zu nichtintendierten 

Veränderungen (Outcomes und Impacts) kommt. Garnett (2014a, S. 17) differenziert zehn 

verschiedene nichtintendierte Nebeneffekte, die speziell bei politischen Maßnahmen zur Re-

duktion des Konsums von Fleisch (bzw. auch tierischen Produkten insgesamt) auftreten kön-

nen. Von besonderer Relevanz in Bezug auf den Gesamtkonsum tierischer Produkte sind 

dabei die folgenden drei nichtintendierten Nebeneffekte: 

1. „Sausage effect“: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tie-

rische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen in geringe-

rer Qualität (z. B. bedingt durch geringe Wertschätzung von oder Wissensstände zu 

hoher Qualität von Lebensmitteln). 

2. „Meat-shoring effect“: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch 

bzw. tierische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber weniger Obst und Gemüse 

(z. B. bedingt durch geringe Wertschätzung von oder Wissensstände zu Effekten auf 

die eigene Gesundheit). 

3. „Welfare effect“: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tie-

rische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen mit gerin-

geren Tierwohlfahrtsstandards (z. B. bedingt durch geringe Wertschätzung von oder 

Wissensstände zu Effekten höherer Tierhaltungsstandards). 

Bei allen drei Nebeneffekten kann nach Garnett (2014a, S. 17) angenommen werden, dass ihr 

Auftreten durch folgende weitere Faktoren verursacht bzw. begünstigt wird:  
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 Fleisch bzw. tierische Produkte besitzen eine große kulturelle und damit auch indivi-

duell persönliche Bedeutung, deren Reduktion verhindert werden muss.  

 Das Einkommen ist gering, weshalb nur schwer höhere Preise bezahlt werden können. 

 Der Anteil des Einkommens, der für Lebensmittel ausgegeben wird, ist relativ gering, 

weshalb die Bereitschaft, höhere Preise zu zahlen, gering ist. 

1.1.5) Kohärenz der Konzeption 

Eine weitere Möglichkeit, ein Instrument inhaltlich zu bewerten, ist die Prüfung der Kohärenz 

der Konzeption des Instruments (vgl. Wolff et al. 2019). In Bezug auf die interne Kohärenz 

wird geprüft, ob die „Ziele, Grundsätze, Mechanismen und Maßnahmen [..] einander stützen 

oder einander zumindest nicht zuwiderlaufen“ (vgl. Wolff et al. 2019, S. 16). Externe Kohä-

renz dagegen bezeichnet die Widerspruchsfreiheit zu anderen politischen Maßnahmen. Da im 

Rahmen dieser Arbeit die Instrumente in Bezug auf diese selbst und nicht auf andere ausge-

wertet werden, kann der Fokus auf die interne Kohärenz gelegt werden.  

 1.2) Forschungsfragen und Thesen 

1.2.1) Wirkungsanalyse der international ermittelten politischen Instrumente 

Forschungsfragen 

Für die Evaluation der Wirkungen der international ermittelten politischen Instrumente stellen 

sich, auch auf Basis des theoretischen Hintergrunds, insbesondere die folgenden Forschungs-

fragen:  

1. Welche politischen Instrumente, die eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

bewirken können, lassen sich weltweit identifizieren? 

2. Mit welchen Veränderungen korrelierte die Implementierung der Instrumente in den 

jeweiligen Ländern in Bezug auf den Konsum tierischer Produkte sowie in den vier 

Dimensionen Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit?  

Falls Unterschiede zu bemerken sind, stellt sich die Frage, weshalb diese bestehen und worauf 

sie zurückgeführt werden können. Daher kann auch gefragt werden:  

3. Können die Unterschiede durch die unterschiedlichen Typen der Instrumente erklärt 

werden? 

4. Sind die Unterschiede der Veränderungen innerhalb der kulturellen Ländergruppe ähn-

lich? 
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Um die Vor- und Nachteile der Instrumente in Bezug auf ihre Effekte noch besser zu erfassen, 

können zudem die Korrelationen zwischen den Effekten analysiert werden: 

5. Zweidimensionale Analyse: Korrelieren die Veränderungen des Konsums mit Verände-

rungen in anderen Bereichen (z. B. Veränderungen im Konsum mit Veränderungen in 

der Ökonomie)? 

Thesen: 

1. Aufgrund der in zahlreichen Ländern eher zurückhaltenden Ernährungspolitik, zumin-

dest in Bezug auf den Konsum tierischer Produkte (s. Abschnitt I.2.2), ist anzuneh-

men, dass vor allem gering invasive Instrumente identifiziert werden.  

2. Nach Instrumentenart: Hier kann angenommen werden, dass regulative und finanzba-

sierte Instrumente aufgrund ihres invasiven Charakters zu stärkeren Veränderungen 

(sowohl in Bezug auf tierische Produkte als auch in den anderen Dimensionen) (s. Ab-

schnitt II.1.2) als andere Instrumentenarten führen. 

3. Nach Wirkungsbereich 

 Ökologie: Korrelierend mit der Implementierung der Instrumente können sich 

auch Reduktionen der Umweltwirkungen durch die Erzeugung tierischer Pro-

dukte (s. Abschnitt III.3.3) zeigen. 

 Ökonomie: Da die Instrumente direkt oder indirekt über eine geringere Nach-

frage tierischer Produkte die landwirtschaftliche und damit auch die gesamt-

wirtschaftliche Produktion senken können (s. Abschnitt III.3.1.1), lassen sich 

hier negative ökonomische Veränderungen annehmen. 

 Soziales: Durch die negativen ökonomischen Veränderungen können tendenzi-

ell auch negative soziale Veränderungen (s. Abschnitt III.3.2.2) in Zeiträumen 

mit implementierten Instrumenten angenommen werden. 

 Gesundheit: Aufgrund der gesundheitsschädlichen Effekte eines hohen Kon-

sums tierischer Produkte (s. Abschnitt III.3.4.2) kann bei Implementation der 

Instrumente von einem verbesserten Gesundheitszustand der Bevölkerung aus-

gegangen werden. 

4. Politische Kultur: Innerhalb der verschiedenen Ländergruppe ähneln sich die Verände-

rungen der Instrumententypen aufgrund politischer, geographischer und wirtschaftli-

cher Nähe stärker.  
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5. Zweidimensionale Analyse: Hierzu kann als These aufgestellt werden, dass Verände-

rungen auf Konsumseite in positiver Weise mit Veränderungen in den Bereichen Öko-

logie und Gesundheit korrelieren, da ein geringerer Konsum tierischer Produkte nach 

den Darlegungen in der Problemstellung zu gesundheitlich und ökologisch vorteilhaf-

ten Effekten führen müsste (s. Abschnitt III.3.3 und III.3.4.2). 

1.2.2) Detailanalyse 

Für die Detailanalyse können die folgenden Forschungsfragen betrachtet werden: 

1) Ziel: Was war das Ziel der Implementierung des Instruments? War das Konzept des Instru-

ments in sich kohärent? 

2) Politischer Prozess: 

a) Welche Folgen wurden von verschiedenen Diskurskoalitionen von der Implementie-

rung der Instrumente erwartet?  

b) Welchen Einfluss hatten Ressourcen- und Machtpotenziale der Diskurskoalitionen und 

deren Verwendung von Narrativen bzw. ‚story lines‘ (in den verschiedenen Phasen des 

Policy-Zyklus) jeweils auf den Erfolg der Implementierung des Instruments? Waren 

bestimmte Formen von Narrativen bzw. ‚story lines‘ von besonderem Vorteil für die 

diskursive Durchsetzung? Waren bestimmte Akteur*innen einer Diskurskoalition be-

sonders relevant für den diskursiven Erfolg? 

c) Welche epistemischen Grundüberlegungen lassen sich in der Begründung der Politik-

instrumente wiederfinden? Können diese epistemischen Grundüberlegungen auf poli-

tische Theorien, die in der normativen Analyse angewandt wurden, zurückgeführt 

werden? 

3) Folgen: 

a) Zu welchen der erwarteten Folgen (auf Outcome- und Impact-Ebene) konnten nach 

den verfügbaren Indikatoren Veränderungen ermittelt werden? 

b) Können nichtintendierte Nebeneffekte, z. B. eine Verschiebung statt einer Reduktion 

des Konsums tierischer Produkte, beobachtet werden? Falls ja, weshalb kamen diese 

zustande? 

Aufgrund des offenen Charakters der Fragen 1 und 2 ist das Aufstellen fundierter Thesen nur 

schwer möglich. Zu den potenziellen Folgen können im Anschluss an die obige Diskussion 

die folgenden Thesen aufgestellt werden: 

1. Der Einsatz von relativ invasiven finanzbasierten Instrumenten korreliert mit einer 

überdurchschnittlichen Reduktion des tierischen Konsums in diesen Ländern. 
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2. Der Einsatz der relativ invasiven finanzbasierten Instrumente führt zu einer deutlichen 

Reduktion bei 

o umweltschädlichen THG-Emissionen, 

o landwirtschaftlicher Wertschöpfung, insbesondere im Bereich der Tierproduk-

tion und auch insgesamt, 

o Beschäftigungszahlen und 

o individuellen gesundheitsgefährdenden Risikofaktoren. 

3. Nichtintendierte Nebeneffekte: Da in zahlreichen Ländern eine geringe Wertschätzung 

von Lebensmitteln und geringe Wissensschätze in Bezug auf Ernährung zu beobachten 

sind, kann angenommen werden, dass in den Fällen der Detailanalyse pro Instrument 

zumindest ein ‚sausage effect‘, ein ‚meat-shoring effect‘ oder ein ‚welfare effect‘ ein-

tritt. 

 1.3) Vorgehensweise und Methodik 

1.3.1) Identifizierung politischer Instrumente 

Für eine möglichst umfassende Identifizierung weltweiter politischer Instrumente wurden 

zwei Vorgehensweisen, eine mittels quantitativer und eine mittels qualitativer Datenanalyse, 

kombiniert: 

a) Identifizierung über quantitative, internationale Analyse nationaler Ernährungstrends 

Als Erstes wurden Länder mit nationalen Ernährungstrends identifiziert, die ausgehend von 

einem hohen Konsum tierischer Produkte eine besonders starke Reduktion des Konsums auf-

weisen. Dazu wurde eine quantitative, global vergleichende Analyse bzw. ein globaler Ver-

gleich (vgl. Jahn 2006, S. 247) aller nationalen Ernährungstrends vorgenommen. Ziel war es, 

in diesen Ländern die Ursachen und damit ggf. auch politische Instrumente, die diese starke 

Reduktion bewirken, zu identifizieren.  

Dafür wurden als Erstes anhand umfassender Datenbanken die nationalen Ernährungstrends 

weltweit dargestellt und analysiert. Eine der umfangreichsten Datenbanken, FAOSTAT, wird 

von der FAO verwaltet. Als erster Schritt können daher aus FAOSTAT die nationalen Ernäh-

rungstrends diejenigen Länder herausgefiltert werden, die eine starke Reduktion des Konsums 

tierischer Produkte aufweisen.  

Zu Beginn wurden die Daten von FAOSTAT für alle Länder weltweit danach gefiltert, ob sie 
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eine starke Reduktion des Konsums tierischer Produkte aufweisen. Als starke Reduktion wird 

dabei definiert, dass der Konsum ausgehend von einem Niveau von mindestens 900 kcal pro 

Person und Tag, was ca. den Durchschnitt industrialisierter Länderregionen wie Europa oder 

Nordamerika darstellt (s. Abschnitt I.1.), um ein Drittel gesunken ist. Als Zeitraum für einen 

Reduktionstrend wird dabei eine Anzahl von mindestens drei Jahren definiert, in denen der 

Konsum kontinuierlich absinkt und in nicht nennenswertem Umfang (d. h. 20 Prozent) wieder 

ansteigt. Das Herausfiltern der Länder erfolgte über die grafische Illustration aller Länder-

trends und die manuelle Auswahl von stärker sinkenden Ländertrends.  

b) Identifizierung über qualitative, internationale Recherche nationaler politischer Instru-

mente 

Durch verschiedene qualitative Methoden, insbesondere Literaturanalyse und Expert*in-

nenumfrage, wurden eine Anzahl bedeutender politischen Instrumente identifiziert, die zu ei-

ner Reduktion des Konsums tierischer Produkte führen könnten. Dabei wurden auch 

produktionsbezogene, aber mit besonderem Schwerpunkt konsumbezogene politische Instru-

mente gesucht und ermittelt. Da dieses einen breiten Suchfokus bedeutet, kann nicht davon 

ausgegangen werden, dass alle relevanten vorhandenen politischen Instrumente eruiert wer-

den konnten. 

Als erster Schritt erfolgte hier eine breite Recherche zur aktuellen Verwendung entsprechen-

der politischer Instrumente. Um den Rahmen der Arbeit zu begrenzen, wurde die Anzahl der 

zu untersuchenden Länder eingeschränkt. Daher wurde ein Fokus auf die Länder gelegt, in de-

nen am stärksten eine nicht nachhaltige Ernährungsweise vorherrscht, d. h. auf die größten 

Verbrauchergebiete tierischer Produkte. Denn hier besteht, zumindest objektiv gesehen, der 

größte Handlungsbedarf und daher potenziell die höchste Wahrscheinlichkeit für das Vorhan-

densein politischer Instrumente. Wie bereits in Abschnitt I.1.2 deutlich wurde, trifft dies vor 

allem auf die Industrieländer in Nordamerika, Europa und Ozeanien zu. Dennoch wurden 

auch politische Instrumente in weiteren Ländern, sofern auffindbar, aufgenommen. 

Methodisch kam dazu zum einen eine umfassende Analyse von Primär- und Sekundärliteratur 

zum Einsatz. Als weitere Methode, um umfangreichere Daten zu erhalten, wurde im Rahmen 

dieser Arbeit eine englischsprachige Onlineumfrage für standardisierte Expert*inneninter-

views entwickelt. Diese wurde weltweit an Expert*innen im Bereich der nachhaltigen Ernäh-

rung gesendet, vor allem an Netzwerke von wissenschaftlichen Expert*innen und an 
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Länderbüros von internationalen Umweltorganisationen, wie Greenpeace, sowie von interna-

tionalen Institutionen, wie der FAO.43  

Für Industrieländer, denen nach diesen Schritten noch keine Instrumente zugeordnet werden 

konnten, wurde anschließend eine individuelle Überprüfung von online verfügbaren Quellen 

der entsprechenden zuständigen Behörden durchgeführt. Mit dieser Vorgehensweise war die 

Erwartung verbunden, eine umfassende Eruierung der existenten politischen Instrumente zu 

realisieren. 

Aufgenommen wurden politischen Instrumente, wenn sie die folgenden Kriterien erfüllen: 

1. Implementation auf nationaler Ebene 

2. Initiierung anhand mindestens eines staatlichen Akteurs 

3. Relevante Veränderungsmöglichkeit des Konsums tierischer Produkte über 

a. direkte Einwirkungsmöglichkeit auf den Konsum tierischer Produkte oder 

b. indirekte Einwirkungsmöglichkeit über Änderungen der Preise der Produktion 

tierischer Produkte (über produktionsbezogene Steuern und Subventionen, Pro-

duktionsvorgaben, neue Informationen für Produzent*innen etc.) 

In Bezug auf das letzte Kriterium wurden nur Instrumente aufgenommen, die einen großen 

Teil der nationalen Produktion tierischer Produkte beeinflussen können. Dies schließt insbe-

sondere Instrumente ein, die nicht nur einen kleinen Sektor, sondern landesspezifisch die rele-

vantesten oder alle Sektoren der Tierhaltung regulieren. Stattdessen wurden nur Instrumente 

ausgewählt, die über Veränderungen des Inputs (z. B. Tierfutter) oder der Prozesse (z. B. Tier-

wohlfahrtsregulierungen oder Maßnahmen zur Internalisierung externer Kosten) des Tierhal-

tungssystems umfassende Veränderungen eines Großteils des Tierhaltungssektors in Richtung 

dessen Reduktion bewirken können. 

1.3.2) Auswertung politischer Instrumente 

a) Auswertung über quantitative, internationale Analyse nationaler Ernährungstrends 

Hier wurde ergründet, ob politische Instrumente als verantwortlich für die Reduktion identifi-

ziert werden können. Dabei wurde sowohl der mögliche Einfluss von politischen Instrumen-

ten als auch von weiteren wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Gründen 

bestimmt. Die Prüfung des gesellschaftlichen Kontexts zur Bestimmung der politischen, wirt-

                                                 

43 Insgesamt wurden über die Onlineumfrage 115 Antworten generiert, wobei aber ein nur ein kleiner Teil der 

Antworten neue Erkenntnisse brachte. 
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schaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Faktoren erfolgte durch Recherche von Se-

kundärliteratur wie offizielle Länderchroniken, Zeitungsberichte etc. In Fällen, in denen die 

Ursachen bis dahin nicht ermittelt werden konnten, wurde das Expert*innenwissen nationaler 

Fachleute erfragt. Das Fachwissen nationaler Expert*innen wurde anhand von offenen Ex-

pert*inneninterviews eruiert, um Kenntnisse dieser in die Analyse einzubeziehen. 

b) Auswertung über qualitative, internationale Recherche nationaler politischer Instrumente 

Bei der Analyse der dann ermittelten Instrumente besteht als eine Herausforderung – wie ins-

gesamt in der Evaluationsforschung – das Konzipierungs- bzw. Indikatorenproblem (vgl. 

Wollmann 2003) in dem Sinne, die relevanten Ziele und entsprechenden Indikatoren zu iden-

tifizieren und substanzielle empirische Daten für diese Indikatoren zu finden (vgl. Wollmann 

2006, S. 398). In dieser Arbeit bestand die Herausforderung, für die Ziele der Ökologie, der 

Ökonomie, des Sozialen und der Gesundheit sowie betreffend des Konsums tierischer Pro-

dukte die relevanten Indikatoren auszuwählen. Dabei wurden die folgenden Kriterien für die 

Auswahl der Indikatoren beachtet: Für die Analyse der Veränderungen war es essentiell, Indi-

katoren aus Zielbereichen auszuwählen, die mit den oben ermittelten Instrumenten in Verbin-

dung stehen, d. h. die durch die Implementierung der Instrumente in signifikantem Maße 

beeinflusst werden können.44 Zudem konnten nur Indikatoren mit Daten bzw. Datenbanken 

verwendet werden, die auf nationaler Ebene in möglichst großen Zeiträumen Daten erheben. 

Aus Gründen der begrenzten zeitlichen Ressourcen ließen sich darüber hinaus nur die rele-

vantesten Indikatoren zu den einzelnen Dimensionen heranziehen.  

Bei der Auswahl ergab sich als praktische Herausforderung, dass nach den genannten Krite-

rien keine Indikatoren auffindbar waren, die hauptsächlich oder alleinig durch die Implemen-

tation politischer Instrumente für die Reduktion des Konsums tierischer Produkte beeinflusst 

werden. Das bedeutet, dass eine Vielzahl weiterer Faktoren auf diese Indikatoren einen Ein-

fluss ausübt. Zwischen den Bereichen bzw. ihren Indikatoren können daher keine direkten 

kausalen Zusammenhänge angenommen werden. Zumindest lassen sich jedoch zeitliche Zu-

sammenhänge zwischen der Implementation der Instrumente und den Entwicklungen der Be-

reiche nach den noch zu nennenden Indikatoren untersuchen.  

Für den Konsum tierischer Produkte wurde als Indikator der inländische Konsum tierischer 

                                                 

44 Andernfalls würden die Indikatoren keine Veränderungen aufzeigen bzw. nur solche, die durch andere Fakto-

ren hervorgerufen wurden. 
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Produkte nach Kilokalorien und pro Person herangezogen, da diese Größeneinheit als prakti-

kable Vergleichsmöglichkeit zwischen den Ländern eingeschätzt wird. Denn diese Daten sind 

für alle weltweiten Länder in der FAOSTAT-Datenbank ab dem Jahr 1961 enthalten.  

Für den Bereich der Ökologie wurde als beste Option die Veränderung der landwirtschaftli-

chen THG-Emissionen als ökologischer Indikator verwendet.45 Politische Instrumente können 

die landwirtschaftlichen THG-Emissionen beeinflussen, indem (indirekt über den Veränderun-

gen des Konsums oder direkt über Veränderungen der Erzeugung tierischer Produkte) vor al-

lem die Größe der Tierhaltung in der Landwirtschaft steigt oder sinkt und damit auch deren 

THG-Emissionen.  

Für die Dimension der Ökonomie kommt oft die Veränderung des Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) als Indikator zum Einsatz. Politische Instrumente können indirekt über Konsumverän-

derungen oder direkt über Produktionsveränderungen die Wertschöpfung der Ernährungswirt-

schaft und damit des BIP beeinflussen. Da das BIP die Wertschöpfung zahlreicher Sektoren 

abbildet, ist es für den hiesigen Zweck nur ein recht ungenauer Indikator. Daher wurde die 

Wertschöpfung speziell des landwirtschaftlichen Sektors als Indikator gewählt, weil in diesem 

Sektor die stärksten Veränderungen zu erwarten sind. Auch hierzu sind in der FAOSTAT-Da-

tenbank Daten ab dem Jahr 1961 enthalten.  

Für die soziale Dimension existiert in der politikwissenschaftlichen Literatur seit Langem 

eine Vielzahl von Indikatoren, um zentrale soziale Bereiche der Gesellschaft abzudecken, wie 

Bildung, Erziehung, ökonomische Möglichkeiten, Mobilität, Arbeitslosigkeit, Gesundheit etc. 

(vgl. Land 1975). Der Bereich der Gesundheit ist dabei eng mit der Thematik der nachhalti-

gen Ernährung verknüpft, wurde aber in dieser Arbeit als eigenständige Dimension einbezo-

gen. Für andere soziale Bereiche besteht eine losere Verbindung zu dieser Thematik. Bei 

politischen Maßnahmen im Landwirtschafts- und Ernährungsbereich wird speziell befürchtet, 

dass staatliche Eingriffe zu einem Abbau der Stellen in der Landwirtschaft führen könnten, 

was einer Verringerung des Anteils der Beschäftigung in der Landwirtschaft im Vergleich zur 

                                                 

45 Für den Umweltsektor gibt es eine Vielzahl wichtiger Bereiche, die durch einen veränderten Konsum tierischer 

Produkte beeinflusst werden und deren Veränderung einen wesentlichen Maßstab zur Bewertung der ökolo-

gischen Wirkungen darstellen könnte, wie den Bereich der Biodiversität, des Klimaschutzes, der Bodenqua-

lität etc. In vielen Bereichen ist allerdings eine quantitative Erfassung der Werte schwer möglich, wobei die 

Messung der THG-Emissionen eine der Ausnahmen bildet. Zudem stellt der Klimaschutz eine relevante po-

litische Zielmarke dar. Um zielgenauer die Wirkungen im Bereich der nachhaltigen Ernährung erfassen zu 

können, sollen speziell die landwirtschaftlichen THG-Emissionen erfasst werden. Dazu kann ebenfalls die 

FAOSTAT-Datenbank benutzt werden, die auch weltweit die nationalen landwirtschaftlichen THG-Emissio-

nen seit dem Jahr 1961 umfasst. 
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Gesamtbeschäftigung entspricht. Daher wurde der Anteil der landwirtschaftlichen Beschäfti-

gung an der Gesamtbeschäftigung als Indikator gewählt. Hierfür bietet FAOSTAT ebenfalls 

eine internationale Datenbank.  

Die Dimension der Gesundheit wird ebenfalls mit einer Vielzahl von Indikatoren zu erfassen 

versucht, darunter Kapazitäten des Gesundheitssystems, Sterblichkeit, Lebenserwartung, Risi-

kofaktoren etc. (vgl. WHO 2015a). Politische Instrumente, die den Konsum tierischer Pro-

dukte beeinflussen, verändern aufgrund der gesundheitlichen Auswirkungen tierischer 

Produkte (s. Abschnitt III.3.4.2) direkt die individuelle Gesundheit. Da einige dieser Verände-

rungen, wie Krebserkrankungen oder höhere Mortalität, mit zeitlicher Verzögerung auftreten, 

bieten sich hier als kurzfristig sich verändernde Indikatoren die Risikofaktoren des Choleste-

rinspiegels und des Bluthochdrucks an. Daten für diese beiden Indikatoren können durch die 

Datenbank der WHO ab dem Jahr 1980 gewonnen werden.  

Da die Werte, die sich mit den erwähnten Indikatoren auswerten lassen, durch zahlreiche wei-

tere Faktoren neben den analysierten implementierten politischen Instrumenten beeinflusst 

werden, sind die Ergebnisse der Auswertung in den Einzelfällen mit Vorsicht zu betrachten 

und allenfalls im Gesamtbild der Fälle tendenzielle Schlussfolgerungen möglich. Robustere 

Aussagen zu potenziellen Wirkungen können in der anschließenden Detailanalyse ermittelt 

werden. 

 

Zur Vorgehensweise: Als erster Schritt wurde ein globaler Vergleich aller Fälle vorgenommen, 

bei dem die Implementierung der Instrumente die unabhängige Variable und die Höhe der 

Veränderungen die abhängige Variable bildet (vgl. Jahn 2006, S. 248f). Für die Ermittlung der 

Höhe der Veränderung wurde ein gemittelter Wert aus drei Jahren nach der Implementierung 

berechnet. Mit dem Einbezug von drei Jahren wurden statistische Abweichungen und somit 

auch die Fehlvarianz, also das „Resultat von zufälligen Ereignissen und Fehlern bei der Erfas-

sung der Ausprägung von Variablen“ (Jahn 2006, S. 172), minimiert. Gleichzeitig wurde ein 

„Counterfactual“-Szenario entwickelt, in dem eine „Entwicklung ohne die zu evaluierende In-

tervention“ (Wolff et al. 2019, S. 21) ermittelt wird. Dafür wurde bei allen Indikatoren anhand 

der jeweiligen statistischen Daten ein gemittelter Wert aus drei Jahren vor der Implementie-

rung berechnet. Die Differenz zwischen den beiden Werten wurde für die Ermittlung der Ver-

änderungen verwendet.46 Als zweiter Schritt war zu klären, ob die Unterschiede der 

                                                 

46 Für die Dimension der Gesundheit wurden wenn möglich die Werte aus sieben Jahre nach der Implementie-

rung gemittelt, da hier die Effekte weniger zeitnah wirken. 
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Veränderungen durch die unterschiedlichen Typen der Instrumente erklärt werden können. 

Dazu wurden die ermittelten Veränderungen nach Instrumententypen sortiert, um daraus Zu-

sammenhänge zur Höhe der Veränderungen ableiten zu können. Diese Analyse hat den Vorteil 

einer weiteren Differenzierung und dennoch einer hohen Fallzahl und damit einer hohen ex-

perimentellen Varianz. Als dritter Schritt galt es zu prüfen, ob die politische Kultur im Sinne 

der Zugehörigkeit zu den jeweiligen Ländergruppen einen Einfluss auf die Veränderungen hat. 

Dazu wurden die Fälle innerhalb der kulturellen Ländergruppen analysiert.47 Für die Wahl der 

Ländergruppen wurde das bereits oben verwendete Konzept benutzt. Als vierter Schritt wurde 

analysiert, ob manche Instrumente sowohl Veränderungen in Bezug auf den Konsum tieri-

scher Produkte als auch Veränderungen in einer oder mehreren der Dimensionen Ökologie, 

Ökonomie, Soziales und Gesundheit aufweisen. Dazu wurden die Korrelationen zwischen den 

Veränderungen in Bezug auf den Konsum und den Veränderungen in Bezug auf die anderen 

Dimensionen ermittelt.  

1.3.3) Detailanalyse  

Mit der Detailanalyse wurden ausgewählte Instrumente, die bei der internationalen Recherche 

oder der Analyse besonderer Ländertrends ermittelt wurden, gezielter und nicht nur quantita-

tiv, sondern auch qualitativ untersucht. Die Kombination dieser beiden Verfahren ermöglicht, 

wie erwähnt, ein nomothetisches und ein idiographisches Vorgehen (vgl. Jahn 2006, S. 163) 

bzw. einen quantitativen Vergleich vieler Fälle zusammen mit dem qualitativen Vergleich we-

niger Fälle. Für die Auswahl der Fälle wurden dabei, wie ebenfalls dargelegt, abweichende 

Einzelfällen ausgewählt, da deren Untersuchung als theoretisch besonders wertvoll einge-

schätzt wird (vgl. Jahn 2006, S. 329). 

Als erster Schritt wurden die implementierten Instrumente, deren Ziele, Zielgruppen und er-

hofften Wirkungen inhaltlich vorgestellt. Für diesen Schritt wurde vor allem auf offizielle Re-

gierungserklärungen, Gesetzestexte und Niederschriften von Parlamentsdebatten 

                                                 

47 Aufgrund der kulturellen und auch wirtschaftlichen, geographischen und politischen Ähnlichkeit innerhalb 

dieser Ländergruppen wurde das ‚most similar systems design‚ (MSSD), d. h. ein Vergleich innerhalb einer 

relativ homogenen Ländergruppe (vgl. Jahn 2005, S. 12f), angewandt. Dabei wurden nach der weniger stren-

gen Form des MSSD, nach der zahlreiche regional vergleichende Studien ein MSSD darstellen, nicht alle 

Kontrollvariablen der Ländergruppe systematisch kontrolliert (vgl. Anckar 2008, S. 390). Dadurch wird auch 

die externe Varianz weitgehend kontrolliert (vgl. Jahn 2006, S. 234), was ein wesentliches Teilproblem der 

Kausalität darstellt, d. h. der Frage, „ob die beobachteten Veränderungen auf das interessierende Politikpro-

gramm zurückzuführen seien“ (Wollmann 2003, S. 340). Der Vergleich innerhalb der Ländergruppen hat al-

lerdings den Nachteil, dass die Fallzahl im Vergleich zum zweiten Schritt sinkt. Ideal wäre eine Vorgehen 

nach der Maxime: „Maximiere die experimentelle Varianz, minimiere die Fehlvarianz und kontrolliere die 

externe Varianz“ (Peters 1998, S. 30). Durch die Kombination des globalen Vergleichs und des regionalen 

Vergleiches nach den Ländergruppen können zumindest die Vorteile der hohen experimentellen Varianz und 

der Kontrolle der externen Varianz jeweils zur Geltung kommen. 
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zurückgegriffen. Darauf aufbauend wurde ein Veränderungsmodell erstellt, das „den unter-

stellten Wirkungspfad des Programms oder der Maßnahme auf die unmittelbaren Zielgruppen, 

die weitere Gesellschaft (über die Zielgruppen hinaus) und die Umwelt“ (Wolff et al. 2019, S. 

23) abbildet. Daran schloss sich die Prüfung der internen Kohärenz an. Diese sollte klären, ob 

die Outputs des Instruments, also dessen Dienstleistungen und Produkte, konzeptionell zu den 

erwünschten Wirkungen passen. In diesem Sinne wurde hier gefragt: „Passen die einzelnen 

Bestandteile des Wirkungsmodells – auch in den Größenordnungen der Wirkungsbeziehungen 

– zueinander?“ (Wolff et al. 2019, S. 24). 

Als zweiter Schritt wurden die politischen Prozesse, besonders deren diskursive Aspekte, vor, 

während und nach der Implementierung der Instrumente betrachtet und analysiert. Damit 

kann zum einen offengelegt werden, welche positiven oder negativen Folgen sich die ver-

schiedenen Diskurskoalition von der Implementierung erwarten oder erhoffen. So lassen sich 

diskursiv die relevantesten Folgen der Instrumente für deren spätere Auswertung identifizie-

ren. Zum zweiten können mit der Betrachtung der diskursiven Aspekte des politischen Pro-

zesses auch die Konstellationen und Ressourcen- und Machtpotenziale sowie deren Narrative 

bzw. ‚story lines‘ der Diskurskoalitionen und deren Einflüsse auf die Implementierung analy-

siert werden. Dazu wurde als Erstes die Entwicklung der ‚story line‘, die die Regierung als 

Begründung für die Implementation verwendete, nachgezeichnet und kritisch diskutiert. Als 

Zweites wurde erfasst, welche weiteren Diskurskoalitionen in der jeweiligen nationalen Öf-

fentlichkeit vorhanden waren und welche ‚story lines‘ diese verwendeten. Für beide Seiten 

wurde zudem differenziert, welche Diskursarten (ökologisch, moralisch, ökonomisch, tech-

nisch, politisch) (vgl. Hajer 2010, S. 279) in den Narrativen bzw. ‚story lines‘ überwiegen so-

wie welche Macht- und Ressourcenpotenziale jeweils vorhanden waren. Folgend wurden die 

öffentliche Debatte und das Ringen um eine dominierende ‚story line‘ über den gesamten Po-

licy-Zyklus nachgezeichnet, um zu erklären, weshalb wann welche ‚story line‘ die anderen 

dominierte und ob Unterschiede zwischen Macht- und Ressourcenpotenzialen oder die Nut-

zung bestimmter ‚story lines‘ ausschlaggebend waren. Dazu wurde ebenfalls auf Niederschrif-

ten von Parlamentsdebatten sowie auf Zeitungsartikel48 und, sofern vorhanden, auf 

bestehende Diskursanalysen zu dieser Thematik zurückgegriffen.  

Die Narrative bzw. ‚story lines‘ wurden zusätzlich in Bezug auf ihre epistemischen Grund-

                                                 

48 Für das Auffinden der relevanten Zeitungsartikel wurden die Hauptzeitungen des jeweiligen Landes, die auch 

in englischer Sprache vorhanden sind, durch die Eingabe jeweils geeigneter Schlagworten durchsucht. 
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überlegungen und Zusammenhänge mit politischen Theorien aus der normativen Analyse die-

ser Arbeit betrachtet. Dafür wurden sowohl Sekundärliteratur als auch eigene Vorarbeiten im 

Rahmen der normativen Analyse herangezogen. 

Als dritter Schritt wurden die Wirkungen der Maßnahmen in den Bereichen Konsum, Sozia-

les, Wirtschaft und Umwelt untersucht. Dazu wurde als Erstes das im ersten Schritt erstellte 

Wirkungsmodell um die im zweiten Schritt genannten erwarteten Wirkungen erweitert. Da-

nach wurden die verschiedenen Wirkungsprozesse empirisch nachvollzogen, um zu klären, 

inwiefern sich bestimmte Änderungen auf die Implementierung des Instruments zurückführen 

lassen (vgl. Wolff et al. 2019, S. 26). Zusätzlich wurde betrachtet, ob nichtintendierte Neben-

effekte auftraten. Dabei wurden quantitative, aber auch qualitative Daten so weitgehend wie 

möglich verarbeitet, die aus nationalen und internationalen Statistiken, Studien von NGOs, 

Verbänden etc., Zeitschriftenartikeln und Zeitungsartikeln stammen.  

Damit ergeben sich die folgenden Schritte für die Vorgehensweise: 

1. Einführung in Ziele des Instruments und Prüfung der internen Kohärenz 

2. Analyse des politischen Prozesses, insbesondere der diskursiven Prozesse zur 

a) Offenlegung der erwarteten Folgen der Instrumente, 

b) Analyse des Einflusses von Ressourcen- und Machtpotenzialen der Diskurskoaliti-

onen auf erfolgreiche Implementierung, 

c) Analyse des Einflusses von Narrativen bzw. ‚story lines‘ der Diskurskoalitionen 

auf erfolgreiche Implementierung und 

d) Abgleichung der epistemischen Grundüberlegungen der Narrative bzw. ‚story 

lines‘ mit den politischen Theorien der normativen Analyse 

3. Maßnahmenwirkungen: Abgleich der unterstellten Wirkungskette mit den empirischen 

Daten 

a) Darstellung des Wirkungsketten nach den zuvor genannten erwarteten Folgen der 

Instrumente 

b) Überprüfung der Existenz von Änderungen und des Grades ihrer Zurückführbar-

keit auf die Implementierung des Instruments 

c) Ermittlung von nichtintendierten Nebeneffekten 

 2. Ergebnisse der Identifizierung der zu analysierenden Instru-

mente 

Die Fragstellung für diesen Abschnitt lautet, wie weiter oben bereits erwähnt: Welche politi-

schen Instrumente, die eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte bewirken können, 
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lassen sich weltweit identifizieren? Diese Frage wurde, wie im vorherigen Abschnitt ausge-

führt, auf zwei Wegen angegangen: 1. über die quantitative Auswertung besonderer Länder-

trends und deren qualitative Analyse und 2. über eine qualitative, internationale Recherche. 

 2.1) Identifizierung über besondere Ländertrends 

Für das Vorgehen der Identifizierung der zu analysierenden Instrumente über besondere Län-

dertrends kann die Fragestellung in die folgenden Teilfragen differenziert werden: 

a) In welchen Ländern weltweit kann eine starke Reduktion des Konsums tierischer Pro-

dukte festgestellt werden? 

b) Können für diese Reduktionen bestimmte politische Instrumente als Hauptfaktor iden-

tifiziert werden? Falls ja, welche Instrumente sind für diese Reduktion verantwortlich? 

Falls nicht, welche anderen gesellschaftlichen Ursachen sind dafür zu bestimmen? 

Internationale Analysen von nationalen Ernährungstrends wurden bereits in Bezug auf ver-

schiedene Untersuchungsobjekte, Zeitdauern und Bevölkerungsgruppen durchgeführt. Auch 

der nationale Konsum tierischer Produkte wurde ausschnittsweise und ebenso komplett be-

reits in internationalen Studien untersucht, so z. B.  

 der Konsum von Fleisch und Milch und dessen Entwicklung im Vergleich von ver-

schiedenen Industrie- und Entwicklungsländern (vgl. Guyomard et al. 2012), 

 der Konsum von Fleisch und Milch und dessen Entwicklung im Vergleich von Regio-

nen von Industrie- und Entwicklungsländern (vgl. Delgado 2003), 

 der Konsum von Fleisch im Vergleich von EU-Staaten (vgl. Gaetaniello und Scholl 

2012; Kanerva 2013), 

 der Konsum tierischen Proteins im Vergleich der EU-15-Staaten (vgl. Boer et al. 

2006), 

 der Konsum tierischer Produkte und dessen Entwicklung in verschiedenen Weltregio-

nen (vgl. Kearney 2010; Keats und Wiggins 2014),  

 der Konsum verschiedener Produkte und dessen gesundheitliche Bewertung in einer 

der umfangreichsten Studien (vgl. Imamura et al.) und 

a) der Konsum tierischer Produkte in Zusammenhang mit dem Wohlstand bzw. BIP (vgl. 

Gerbens-Leenes et al. 2010). 
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In keiner dem Autor bekannten Studie werden allerdings gezielt aus den weltweiten Ernäh-

rungstrends diejenigen herausgefiltert, in denen ein stark rückläufiger Konsum tierischer Pro-

dukte zu bemerken ist, um anschließend deren Ursachen zu bestimmen. 

Die FAOSTAT-Daten enthüllten weltweit im Durchschnitt insgesamt steigende Trends des 

Konsums tierischer Produkte. In den letzten gut 50 Jahren, ab dem Jahr 1961, stieg der welt-

weite Durchschnitt von 338 auf 522 kcal pro Person und Tag im Jahr 2017. Dies bedeutet eine 

Steigerung von mehr als 50 Prozent. Insgesamt zeigt sich damit ein Bild des steigenden bzw. 

auf hohem Niveau stagnierenden Konsums in den verschiedenen Weltregionen. 

 

Abbildung 11: Entwicklung des Konsums tierischer Produkte nach großen Weltregionen 

 

Nordamerika und Europa weisen einen rechten stabilen Konsum auf hohem Niveau von 1.000 

bis 1.100 kcal pro Person und Tag auf.49 Eine Zunahme des Konsums ist, wie die Abbildung 

11 zeigt, auch in den meisten einzelnen Weltregionen der Entwicklungs- und Schwellenländer, 

darunter Afrika, Zentralamerika, Südamerika, Zentralasien, Ostasien, Südasien, Südwestasien 

und Westasien, zu beobachten. Eine starke Reduktion des Konsums tierischer Produkte würde 

in diesem Bild eine weitgehende Ausnahme bilden, deren Ursachen aufschlussreiche Kennt-

nisse erhoffen lassen. 

Nach der grafischen und mathematischen Auswertung der Trends aller 177 Länder der FAOS-

TAT-Datenbank konnten fünf Länder ermittelt werden, die eine starke Reduktion (über 33 

                                                 

49 Nur Ozeanien (vor allem Australien und Neuseeland) sowie Nordeuropa zeigen, ausgehend von einem sehr 

hohen Niveau von über 1200 kcal pro Person und Tag, einen leicht sinkenden Trend auf ca. 1.000 kcal pro 

Person und Tag. 
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Prozent) des Konsums tierischer Produkte (ausgehend von einem hohen Niveau von über 900 

kcal / Kopf / Tag) aufweisen. Bei diesen Ländern handelt es sich um die Bermudas, Neusee-

land, die Slowakei, Uruguay sowie die Vereinigten Arabischen Emirate. Diese fünf Länder 

zeichnen ein heterogenes Bild, insofern sie in verschiedenen Weltregionen liegen und auf den 

ersten Blick unterschiedlichen kulturellen, politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen 

Prozessen unterliegen. Für die bessere Übersicht der genauen Daten sind in der folgenden Ta-

belle 3 Details zu den jeweiligen Ländertrends aufgestellt. 

Land Art des Trends Trendzeit-

raum 

Anfangswert 
(kcal / Kopf & 

Tag) 

Endwert  

(kcal / Kopf & 

Tag) 

Reduktion  
(in Prozent) 

Bermudas 

mittlere kontinu-

ierliche Reduk-

tion 

1979–2004 1203 707 41,2 

Neuseeland starke Reduktion 1976–1999 1494 902 39,6 

Slowakei 
schnelle Reduk-

tion 1988–2000 1189 664 44,2 

Uruguay 
schnelle starke 

Reduktion 
1999–2009 1024 618 39,6 

Vereinigte 

Arabische 

Emirate 

kontinuierliche 

starke Senkung  
1982–2011 1132 505 55,4 

Tabelle 3: Übersicht zu den besonderen Ländertrends 

 

Die Ursachen für diese besonderen Ländertrends werden im kommenden Abschnitt V.3 unter-

sucht. Ein Rückgang des Konsums tierischer Produkte ausgehend von etwa 1.000 kcal pro 

Person und Tag um ca. zwei Drittel, wie in der Nachhaltigkeitsanalyse von zahlreichen Stu-

dien aus ökologischer und gesundheitlicher Sicht gefordert (s. Abschnitt III.4), hat daher bis-

her in keinem Land stattgefunden. 

 2.2) Identifizierung über qualitative, internationale Recherche 

Mit der qualitativen, internationalen Recherche im folgenden Kapitel wird die Suche nach 

weiteren politischen Instrumenten, die eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte för-

dern könnten, fortgesetzt.  

Die über mehrere Jahre (für eine ausreichende Datenbasis zur Auswertung der mit ihnen ein-
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hergehenden Veränderungen mit Schwerpunkt in den Jahren 2011 bis 2015) laufende Recher-

che politischer Instrumente ergab bis zum Jahr 2018 die Eruierung von weltweit 52 politi-

schen Instrumenten, die den Konsum tierischer Produkte direkt beeinflussen. Instrumente mit 

Implementierung ab dem Jahr 2019 konnten aufgrund fehlender Daten zu den zuvor ausge-

wählten Indikatoren in zentralen internationalen Datenbanken nicht ausgewertet werden. 

Zur Übersicht sind in der folgenden Tabelle 4 alle politischen Instrumente aufgelistet, dabei in 

erster Ebene nach Land und in zweiter Ebene nach dem Beginn der Implementation geordnet. 

Diese Liste stellt die gesamte Vielfalt der ermittelten politischen Instrumente dar. Trotz des 

umfassenden methodischen Vorgehens kann aufgrund der Vielzahl der Staaten und des histori-

schen Umfangs nicht anvisiert werden, alle relevanten Instrumente erfasst zu haben, weshalb 

diese Liste keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt.  

Land Instrumententyp Start Intervention 

Brasilien strukturell-proze-

dural 

2009 Sojamoratorium 

Bulgarien finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubventionen 

China informationsbasiert 2016 Empfehlungen und Kampagne für geringerem 

Fleischkonsum 

Dänemark informationsbasiert 1990 Kampagne gegen gesättigte Fettsäuren 

Dänemark finanzbasiert 2011 Fettsteuer 

Deutschland informationsbasiert 2011 Auszeichnung von Kitas 

Deutschland informationsbasiert 2013 Auszeichnung von Betriebskantinen 

Deutschland informationsbasiert 2013 Empfehlung zu weniger tierischen Produkten für 

Umwelt 

Finnland strukturell-proze-

dural 

1977 gemeinschaftsbasierte Ansätze 

Finnland informationsbasiert 1980 ‚North Keralia Project‘: TV-Sendungen 

Finnland strukturell-proze-

dural 

1987 Kooperation zur Werbung für cholesterinarme 

Lebensmitteln 

Finnland regulativ 1990 Reduzierung des Fettgehalts von Milch 

Finnland informationsbasiert 1997 Label zu herzschützenden Lebensmitteln 

Finnland strukturell-proze-

dural 

2008 Standards für Schulmensen 

Frankreich strukturell-proze-

dural 

2010 freiwillige Kooperation zu Label mit externen 

Effekten 

Großbritannien informationsbasiert 2008 allgemeine Informationen zu nachhaltigem Kon-

sum 

Großbritannien informationsbasiert 2009 Kampagne gegen gesättigte Fettsäuren 

Großbritannien strukturell-proze-

dural 

2012 Ampel und Vereinbarung zu gesättigten Fettsäu-

ren 

Japan regulativ 2008 Gewichtskontrolle und ggf. Ernährungsberatung 

Kanada informationsbasiert 2011 Empfehlungen, oft Fleischalternativen zu essen 

Neuseeland regulativ 1976 Aufhebung der Fixierung des Milchpreises 

Neuseeland finanzbasiert 1985 Abschaffung von Subventionen für Milch 
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Neuseeland finanzbasiert 1986 Mehrwertsteuereinführung (auch für Lebensmit-

tel) 

Neuseeland finanzbasiert 1989 Mehrwertsteuererhöhung für Lebensmittel 

Neuseeland regulativ 1993 volle Deregulation der einheimischen Milchpro-

duktion 

Niederlande informationsbasiert 1989 Medienkampagne gegen gesättigte Fettsäuren 

Niederlande finanzbasiert 1998 Stickstoffüberschussabgabe 

Niederlande informationsbasiert 2009 Informationen und Kampagnen für nachhaltiges 

Essen 

Niederlande Leistungsinstrument 2009 Förderung der Erforschung innovativer Alterna-

tivprodukte 

Niederlande finanzbasiert 2012 finanzielle Strafen für relativ hohen Antibiotika-

einsatz 

Niederlande regulativ 2012 Reduktion von Antibiotika bis 2013 und 2015 

Niederlande strukturell-proze-

dural 

2012 Projekt ‚Übergang verantwortungsvoll produ-

ziertes Soja‘ 

Niederlande informationsbasiert 2018 analoge und digitale Informationskampagne mit 

Aufruf zu geringerem Fleischkonsum 

Norwegen finanzbasiert 1980 Subventionssenkung für Fleisch, Fisch und Mar-

garine 

Norwegen informationsbasiert 1981 Aufklärungskampagnen zu gesunder Ernährung 

Norwegen finanzbasiert 1984 Senkung der Lebensmittelsubventionen für 

Milch 

Norwegen finanzbasiert 1986 Senkung der Lebensmittelsubventionen für 

Fleisch und Milch 

Österreich informationsbasiert 2013 Empfehlung zu nachhaltiger Ernährung und we-

niger Fleisch 

Polen finanzbasiert 1990 Abschaffung von Lebensmittelsubventionen  

Portugal regulativ 2017 Vorgabe eines veganen Essensangebots in öf-

fentlichen Einrichtungen 

Rumänien finanzbasiert 1990 teilweise Abschaffung der Lebensmittelsubven-

tionen 

Schweden informationsbasiert 2009 Empfehlungen für nachhaltigen Lebensmittel-

konsum 

Schweden regulativ 2009 neues Tierwohlfahrtsgesetz 

Slowakei finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubventionen 

Slowenien finanzbasiert 1990 Abschaffung von Subventionen 

Tschechische Re-

publik 

finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubventionen 

Tschechische Re-

publik 

finanzbasiert 1993 Einführung der MwSt. (von 5 %) für Nahrungs-

mittel 

Ungarn finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubventionen 

USA informationsbasiert 2004 ‚HealthierUS School Challenge‘ 

USA informationsbasiert 2010 ‚Presidential Active Lifestyle Award‘ 

USA informationsbasiert 2012 Auszeichnung von Schulmittagessen 

Tabelle 4: Übersicht über empirisch identifizierte politische Instrumente 

 



 

138 

 

Da wie bereits erwähnt die Vollständigkeit dieser Liste nicht garantiert werden kann, ist eine 

quantitative Auswertung der Gesamtliste selbst nicht als zielführend einzuschätzen.  

Die einzelnen Instrumente und ihre Wirkungen werden in den kommenden Abschnitten aus-

führlich betrachtet. 

 3. Ergebnisse der Analyse der besonderen Ländertrends 

 3.1) Bermudas 

1. Analyse des Ernährungstrends 

Die Analyse der einzelnen tierischen Produkte anhand von FAOSTAT-Daten zeigt auf, dass 

der Gesamtkonsum tierischer Produkte insgesamt ab dem Jahr 1979 von 1203 kcal pro Person 

und Tag recht kontinuierlich auf bis zu 707 kcal pro Person und Tag im Jahr 2004 gefallen ist, 

was eine Reduktion von ca. 41 Prozent bedeutet.50 Einen genaueren Aufschluss als der ge-

samte Konsum ermöglicht die Darstellung des Konsums der einzelnen tierischen Produkte (s. 

Abbildung 12). Dabei fällt auf, dass insbesondere der Konsum roher tierischer Fette stark und 

rasch gesunken ist, von 167 kcal pro Person und Tag im Jahr 1979 auf nur drei kcal pro Per-

son und Tag im Jahr 1986. Der Konsum von Milch sank dagegen langsam ab dem Jahr 1968 

von 203 kcal pro Person und Tag auf 33 kcal im Jahr 2009, der von Butter ab 1969 von 142 

kcal pro Person und Tag auf 57 kcal pro Person und Tag im Jahr 2004.51  

                                                 

50 Für die Analyse der FAOSTAT-Daten der Bermudas ist anzumerken, dass die Untersuchung von Ernährungs-

daten auf den Bermudas berücksichtigen sollte, dass aufgrund der hohen Anzahl von Touristen die Ernäh-

rungsdaten nicht immer repräsentativ für die indigene Bevölkerung sein müssen (vgl. Regmi et al. 2001). 
51 Als weiteres Produkt sank auch der Konsum von Schweinefleisch in schwankender Weise (von 208 kcal im 

Jahr 1990 auf 104 kcal pro Person und Tag im Jahr 2009). Diese Reduktion wird allerdings von einem stei-

genden Konsum von Geflügelfleisch konterkariert, sodass der Konsum von Fleisch insgesamt stabil bleibt. 
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Abbildung 12: Entwicklung des Konsums einzelner tierischer Produkte auf den Bermudas 

 

2. Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 

Da in Bezug auf die Bermudas wenig substanzielle Sekundärliteratur vorhanden ist, die spezi-

fische Details zu Ernährungs- oder Landwirtschaftspolitik enthält, gestaltete sich der zweite 

Schritt, die Analyse der gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen und kulturellen Fakto-

ren, als schwierig. Nationale Expert*innen für Bermudas waren für den dritten Schritt eben-

falls schwer zu ermitteln und zu erreichen. Dennoch konnte ein offizieller Ernährungsberater 

der Regierung der Bermudas, Mellonie Furbert, nach Faktoren für den Reduktionstrend be-

fragt werden.52 Nach dessen Expert*innenkenntnissen wurden tierische Fette (d. h. Butter und 

rohe tierische Fette) vor allem durch neu eingeführte pflanzliche Öle ersetzt. Geflügelfleisch 

wurde (statt Schweinefleisch) populär, als frisches und knochenfreies Geflügelfleisch ab dem 

Jahr 1980 verfügbar wurde. Nicht geklärt werden konnte die Reduktion des Milchkonsums.  

Der starke und rasche Austausch der rohen tierischen Fette durch pflanzliche Fette zeigt das 

Potenzial innovativer Produkte auf, die durch ihre jeweiligen Vorteile die etablierten Produkte 

schnell verdrängen können. Für den Konsum tierischer Produkte auf den Bermudas können 

daher nicht politische Instrumente als verantwortlich eingestuft werden. Vielmehr hat u. a. die 

Verbreitung neuer, innovativer pflanzlicher Produkte teilweise den Rückgang etablierter tieri-

scher Produkte ausgelöst. Weitere Forschungen könnten sich der Frage widmen, weshalb die 

                                                 

52 Dieser hielt dabei zusätzlich Rücksprache mit einem Beamten für ökologische Gesundheit sowie einem 

Schlachthausbesitzer und der Fleischverkaufsabteilung eines großen inländischen Kaufhauses. 
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Einführung dieser Produkte hier eine besonders hohe Wirkung in Bezug auf den Konsum tie-

rischer Produkte hatte. 

 3.2) Neuseeland 

1. Analyse des Ernährungstrends 

Der erste Schritt, die Analyse der FAOSTAT-Daten zu Neuseeland, ergibt, dass der Gesamt-

konsum tierischer Produkte in Neuseeland von einem außerordentlich hohen internationalen 

Wert von 1494 kcal pro Person ab dem Jahr 1976 auf 902 kcal pro Person und Tag im Jahr 

1999 gefallen ist, also um ca. 40 Prozent. Ein noch klareres Bild zeigt die Darstellung des 

Konsums der einzelnen tierischen Produkte (s. Abbildung 13). Besonders stark ging der 

Milchkonsum zurück, von 349 kcal pro Person und Tag im Jahr 1976 auf 89 kcal pro Person 

und Tag im Jahr 1998. Auch andere Milchprodukte sanken in einem ähnlichen Zeitraum: der 

Butterkonsum im Jahr 1976 von 337 kcal pro Person und Tag auf 138 kcal pro Person und Tag 

im Jahr 1998 und der Käsekonsum von 100 kcal pro Person und Tag im Jahr 1987 auf 33 kcal 

pro Person und Tag im Jahr 2002. Der Konsum von Rindfleisch sowie von Schaf- und Zie-

genfleisch sank in den letzten Jahrzehnten ebenfalls, was aber durch einen Anstieg des Kon-

sums von Geflügel- und Schweinefleisch ausgeglichen wurde, sodass der gesamte Konsum 

von Fleischprodukten konstant blieb. Damit ist insbesondere der geringere Konsum von 

Milch und weiteren Milchprodukten (Käse und Butter) für Neuseelands Gesamtreduktion tie-

rischer Produkte verantwortlich. 

 

Abbildung 13: Entwicklung des Konsums einzelner tierischer Produkte in Neuseeland 
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2. Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 

Der zweite Schritt, die Analyse der gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen und kultu-

rellen Faktoren, kann einige Faktoren für dieses Phänomen ergründen. Als agrarisch geprägtes 

Land subventionierte und stützte die neuseeländische Regierung die Landwirtschaft durch 

zahlreiche Mittel, darunter Preisunterstützungen, Steuervergünstigungen bei Herdenvergröße-

rungen etc. (vgl. Sayre 2003). Da die hohen Subventionen eine immer größere finanzielle Be-

lastung für den Staat bedeuteten (vgl. Sayre 2003), wurden beginnend mit dem Jahr 1976 und 

vor allem ab 1984 wirtschaftliche Reformen eingeleitet. Darunter fallen auch die Abschaffung 

von Konsumsubventionen für Milch, die Deregulierung des Milchmarktes und die steigende 

Einführung einer Mehrwertsteuer für Lebensmittel (vgl. Smith und Signal 2009, S. 6). Dies 

führte zu stark steigenden Milchpreisen, von ca. 0,5 US-Dollar pro Liter im Jahr 1976 auf 

über 1,5 US-Dollar pro Liter ab 1985 (vgl. Smith und Signal 2009). Die Zeitpunkte der 

Hauptreformen, insbesondere die Jahre 1976, 1984 bis 1986 und 1989, korrelieren dabei so-

wohl mit den Anstiegen der Milchpreise als auch mit sinkendem Konsum von Milch, Käse 

und Butter. Damit kann angenommen werden, dass die Veränderung von ordnungspolitischen 

sowie von finanzbasierten Instrumenten über preisliche Verteuerungen zur deutlichen Reduk-

tion des Konsums von Milchprodukten geführt haben. Ernährungspolitische Gründe spielten 

bei diesen Reformen allerdings keine Rolle. Vertiefende Untersuchungen zu diesem Fall fol-

gen im Rahmen der Detailanalyse zu Neuseeland als Fallbeispiel (s. Abschnitt V.5.2.2).  

 3.3) Slowakei 

1. Analyse des Ernährungstrends 

In der Slowakei ging der Konsum tierischer Produkte von 1189 kcal pro Person und Tag im 

Jahr 1988 auf 664 kcal pro Person und Tag im Jahr 2000 zurück, was eine enorme Reduktion 

von 44,2 Prozent im Jahr ausmacht. Bei mehreren tierischen Produkten war dabei eine 

schnelle Reduktion festzustellen, wie auch in der folgenden Abbildung 14 ersichtlich ist.  
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Abbildung 14: Entwicklung des Konsums einzelner tierischer Produkte in der Slowakei 

 

Besonders die Reduktion von Rindfleisch, Butter und Milch ist mit ca. 75 bis 90 Prozent stark 

ausgeprägt.53 Zur besseren Übersicht sind daher die Zeiträume und die Stärke der Reduktion 

der einzelnen tierischen Produkte in der folgenden Tabelle 5 dargestellt. 

Produkt Reduktionszeitraum Reduktion (kcal pro Person und 

Tag) 

Rindfleisch ab 1990 bis 2004 von 160 auf 16 

Butter ab 1989 bis 2000 von 168 auf 44 

Käse ab 1990 bis 1994 von 100 auf 58 

Milch ab 1989 bis 2000 von 144 auf 32 

Schwein ab 1989 bis 2001 von 249 auf 140 

Geflügel ab 1991 bis 1995 von 45 auf 21 

Tabelle 5: Übersicht der Reduktion einzelner tierischer Produkte in der Slowakei 

 

                                                 

53 Eine methodische Schwierigkeit besteht darin, dass FAOSTAT die Daten bis zum Jahr 1993 für die Tschecho-

slowakei und ab 1993, nach der Trennung des Staates, die Daten für Tschechien und die Slowakei getrennt 

führt. Auch wenn die Daten weitgehend kohärent sind, sind kleine Abweichungen, die von FAOSTAT nicht 

erfasst werden können, nicht auszuschließen. Der allgemeine Trend des Gesamtkonsums und der einzelnen 

tierischen Produkte kann dennoch als realitätsnah aufgefasst werden. 
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2. Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 

Wie allgemein bekannt erlebten zahlreiche osteuropäische Länder nach dem Zusammenbruch 

der Sowjetunion im Jahr 1990 einschneidende politische und ökonomische Prozesse. Die 

Tschechoslowakei teilte sich drei Jahre später friedlich in Tschechien und die Slowakei. Eine 

große Herausforderung war die Kollabierung der slowakischen Wirtschaft nach dem Jahr 

1990, insbesondere der Industrieproduktion. Im nachfolgenden Abschnitt V.4.3 wird diese 

Frage auch im Vergleich zu anderen osteuropäischen Staaten betrachtet.  

Einen weiteren Faktor stellt die finanzpolitisch begründete Streichung von Subventionen für 

den landwirtschaftlichen Sektor in den Jahren 1990 und 1991 dar (vgl. Hartell und Swinnen, 

Johan F. M. 1998, S. 263). Nach Daten von FAOSTAT stiegen die Produzentenpreise bei-

spielsweise für Rind und Schwein zwischen 1991 und 1995 um über 50 Prozent und bis zum 

Jahr 2000 um ca. 76 Prozent bei Rind und um ca. 92 Prozent bei Schwein.54  

Damit können zwei Faktoren für die starke Reduktion des Konsums tierischer Produkte aus-

gemacht werden, zum Ersten eine wirtschaftliche Krise und zum Zweiten die Beendigung der 

Subventionen für die Agrarwirtschaft und die damit verbundene Erhöhung der Produzenten- 

und Konsumentenpreise für tierische Produkte. 

 3.4) Uruguay 

1. Analyse des Ernährungstrends  

In Uruguay schwankt der Konsum einzelner tierischer Produkte deutlich, wie in der folgenden 

Abbildung 15 ersichtlich ist. Dabei sticht zum einen heraus, dass der Konsum von Rindfleisch 

ab dem Jahr 1982 von 506 kcal pro Person und Tag auf 307 kcal im Jahr 1990 fiel, und zum 

anderen noch relevanter, dass der Konsum von Rindfleisch, von Schaf- und Ziegenfleisch so-

wie von Milch ab der Jahrtausendwende drastisch sank.55 

                                                 

54 Mit dem Übergang von der Plan- in die Marktwirtschaft und der Liberalisierung der Preise im Jahr 1991 (vgl. 

Hartell und Swinnen, Johan F. M. 1998, S. 262f) setzten sich solche erhöhten Produzentenpreise auch in hö-

here Konsumentenpreise um. Nach Angaben der OECD (2015) lag die Inflation der Lebensmittelpreise im 

Jahr 1991 bei 51,9 Prozent, im Jahr 1992 bei 7,5 Prozent, im Jahr 1993 bei 20,6 Prozent, im Jahr 1994 bei 

17,2 und im Jahr 1995 bei 12,5 Prozent, bevor sie sich in den folgenden Jahren auf niedrigere Werte um grob 

5 Prozent einpendelte. 
55 Bei Rindfleisch erfolgte eine Reduktion ab dem Jahr 1999 von 397 kcal pro Person und Tag auf 112 kcal pro 

Person und Tag im Jahr 2009, bei Milch ab dem Jahr 2001 von 292 kcal pro Person und Tag auf 106 kcal pro 

Person und Tag im Jahr 2008. 
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Abbildung 15: Entwicklung des Konsums einzelner tierischer Produkte in Uruguay 

 

2. Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 

Um das Jahr 2000 traten in Uruguay mehrere Faktoren auf, die die Produktion und den Kon-

sum tierischer Produkte sowohl indirekt als auch direkt stark beeinflussten. Mit Abwertung 

des brasilianischen Real im Jahr 1999 gingen mit den sinkenden Exportchancen die wirt-

schaftlichen Wachstumschancen zurück; das BIP verringerte sich im Vergleich zum Vorjahr 

nach Daten des IWF um 3,4 Prozent. Ab dem Jahr 2002 kam es aufgrund der argentinischen 

Bankenkrise sowie weiterer Faktoren zu einer schweren „Liquiditäts-, Banken- und Wäh-

rungskrise“ (Bertelsmann-Stiftung 2004), wodurch die Wirtschaft um weitere 7,1 Prozent im 

Jahr 2002 zurückging. Die Arbeitslosigkeit stieg nach Angaben des IWF vom Jahr 1998 mit 

10,1 Prozent auf 17,2 Prozent im Jahr 2003.56 Im Jahr 2001 verbreitete sich als nächster Fak-

tor die Maul- und Klauenseuche stark in Uruguay (vgl. McLaws und Ribble 2007), was die 

gesamte dortige Rinderhaltung in Mitleidenschaft zog, auch wenn die Seuche im gleichen 

Jahr noch eingedämmt werden konnte (vgl. Sutmoller und Olascoaga 2002). 

Als Ursachen für die Reduktion des Konsums tierischer Produkte, insbesondere für Rinder-

fleisch und Milch, in Uruguay können daher nicht politische Instrumente ausfindig gemacht 

werden. Vielmehr führte eine Kombination aus negativen gesamtwirtschaftlichen Faktoren 

und einer Epidemie in der Rinderhaltung Uruguays zu einem Rückgang der Nachfrage nach 

                                                 

56 Diese gesamtwirtschaftliche Situation führte zu sozialen Unruhen, Großdemonstrationen und Generalstreiks. 

Erst im Jahr 2003 konnte sich die gesamtwirtschaftliche Situation mit einem Wirtschaftswachstum von 2,5 

Prozent verbessern. 
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Fleisch und Milch von Rindern und Kühen. 

 3.5) Vereinigte Arabische Emirate 

1. Analyse des Ernährungstrends 

In den Vereinigten Arabischen Emiraten trat zwischen den Jahren 1982 und 2011 eine konti-

nuierliche starke Gesamtreduktion des Konsums tierischer Produkte von 1132 auf 505 kcal 

pro Person und Tag auf, was einer Minderung von 55,4 Prozent entspricht. Die Ernährungsda-

ten von FAOSTAT zeigen bei mehreren tierischen Produkten eine Konsumreduktion: bei But-

ter / Ghee von 431 kcal pro Tag und Person im Jahr 1970 auf 21 kcal pro Person und Tag im 

Jahr 1979, bei Milch von 321 kcal pro Tag und Person im Jahr 1984 auf 134 kcal pro Person 

und Tag im Jahr 2004, bei Schaf- und Ziegenfleisch von 251 kcal pro Person und Tag im Jahr 

1982 auf 38 kcal pro Person und Tag im Jahr 2011. Letzteres wurde, wie in der folgenden Ab-

bildung 16 sichtbar ist, zeitweise durch einen etwas höheren Konsum von Geflügelfleisch 

ausgeglichen, der aber auch wieder auf das normale Niveau zurückging. 

 

Abbildung 16: Entwicklung des Konsums einzelner tierischer Produkte in den Vereinigten 

Arabischen Emiraten 

 

2. Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 

Für die starke Reduktion von Butter, die in den Vereinigten Arabischen Emiraten traditionell 
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in Form von ‚Samn‘57 als Kochfett verwendet wurde, kann als Erklärung dienen, dass ab den 

1970er Jahren neue Kochöle importiert wurden (vgl. Iddison 1999). Der Rückgang des Kon-

sums von Schaf- und Ziegenfleisch könnte u. a. auf wirtschaftliche Faktoren zurückzuführen 

sein. Das BIP (in konstante Preisen und nationaler Währung) sank ab dem Jahr 1982 leicht 

und ab dem Jahr 1984 erneut, von ca. 345 auf 270 Milliarden AED im Jahr 1986. Zudem ist 

der Konsum von Milch sowie von Schaf- und Ziegenfleisch „nach Experteneinschätzungen 

durch den sich wandelnden Lebensstil rückläufig“ (Produkt + Markt 2010, S. 37).58 Ein weite-

rer Faktor könnte eine zunehmende Arbeitsmigration sein, bei der eingewanderte Personen 

andere Ernährungsgewohnheiten mitbringen (vgl. Rajan 2022). 

Für den Rückgang der einzelnen tierischen Produkte sind damit jeweils unterschiedliche Fak-

toren zu berücksichtigen. Für Butter bzw. ‚Samn‘ wurden neue, innovative Ersatzprodukte in 

Form von Kochölen eingeführt, der Rückgang des Konsums von Milch sowie von Schaf- und 

Ziegenfleisch kann zum Teil wirtschaftlichen Faktoren, aber auch Lebensstiländerungen zuge-

rechnet werden. Politische Instrumente, die die Reduktion des Konsums bedingten, sind dabei 

nicht festzustellen. 

 4. Ergebnisse der Analyse der potenziellen Wirkungen der global 

ermittelten politischen Instrumente 

Nach der Analyse der besonderen Ländertrends werden nun die möglichen Auswirkungen der 

zuvor global ermittelten politischen Instrumente analysiert, d. h. es wird eine Analyse zum 

Zeitpunkt der Implementation der politischen Instrumente durchgeführt. Nach den oben ent-

wickelten Fragestellungen sind in diesem Abschnitt die folgenden Fragen zu beantworten: 

1. Mit welchen Veränderungen korrelieren die Instrumente in den jeweiligen Ländern in 

Bezug auf den Konsum tierischer Produkte sowie in den vier Dimensionen Ökologie, 

Ökonomie, Soziales und Gesundheit?  

2. Können die Differenzen durch die unterschiedlichen Instrumente bzw. Typen der In-

strumente erklärt werden? 

                                                 

57 ‚Samn‘ bedeutet geklärte und mit Gewürzen, Kräutern und Mehl vermengte Butter.  
58 Interessanterweise sank auch in anderen Ländern in der arabischen Region (vor allem Iran, Irak und Libyen) 

der Import von Schaffleisch in den 1990er Jahren (vgl. FAO 2003, S. 92). Da die Vereinigten Arabischen 

Emirate keine große eigene Landwirtschaft besitzen, sind sie stark auf den Import von Lebensmitteln ange-

wiesen (vgl. Produkt + Markt 2010, S. 21). 



 

147 

 

3. Sind die Unterschiede der Veränderungen innerhalb der kulturellen Ländergruppe ähn-

lich? 

4. Korrelieren die Veränderungen des Konsums mit Veränderungen in anderen Berei-

chen? 

Die Analyse erfolgt daher, wie bereits erwähnt, nach den folgenden Schritten: 

1. Globale Analyse nach einzelnen Ländern 

2. Globale Analyse nach Instrumententypen 

3. Regionalspezifische Analyse nach Instrumententypen 

4. Zweidimensionale Analyse nach Instrumententypen 

Wie erwähnt sind die Ergebnisse der Auswertung in den Einzelfällen mit Vorsicht zu betrach-

ten und allenfalls im Gesamtbild der Fälle tendenzielle Schlussfolgerungen möglich. 

 4.1) Globale Analyse nach einzelnen Ländern 

4.1.1) Gesamtübersicht der Zusammenhänge 

Zu Beginn dieses Abschnitts werden an erster Stelle für eine breite Übersicht die nach den 

ausgewählten Indikatoren erfassten Veränderungen dargestellt. Anschließend können die Er-

gebnisse nach den Bereichen Konsumveränderungen, Ökologie, Ökonomie, Soziales und Ge-

sundheit genauer betrachtet werden. Leere Zellen bedeuten dabei, dass zu den jeweiligen 

Stellen keine Daten verfügbar waren. 
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Tabelle 6: Gesamtübersicht zu potenziellen Zusammenhängen der politischen Instrumente 

Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Brasilien strukturell-

prozedural 

2009 Sojamoratorium 14,34  0,27 7,33 13,99 -5,53 

Bulgarien finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubven-

tionen 

-23,80 -1,60 -1,10 -50,85 -33,81 1,7 

China informati-

onsbasiert 

2016 Empfehlungen und Kampagne für 

geringeren Fleischkonsum 

-0,23   -2,27  0,9 

Dänemark informati-

onsbasiert 

1990 Kampagne gegen gesättigte Fett-

säuren 

5,00 -3,12 -1,72 -1,76 11,76  

Dänemark finanzbasiert 2011 Fettsteuer -2,39  1,14 -1,35 0,91 -0,1 

Deutschland informati-

onsbasiert 

2011 Auszeichnung von Kitas -1,76  -1,53 0,44 3,05 -0,23 

Deutschland informati-

onsbasiert 

2013 Auszeichnung von Betriebskanti-

nen 

-1,24  -1,34 1,51 4,69 -0,23 

Deutschland informati-

onsbasiert 

2013 Empfehlung zu weniger tierischen 

Produkten für Umwelt 

-1,24  -1,34 3,22 7,20 -0,23 

Finnland strukturell-

prozedural 

1977 gemeinschaftsbasierte Ansätze -5,10   -3,89  -3,33 
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Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Finnland informati-

onsbasiert 

1980 ‚North Keralia Project‘: TV-Sen-

dungen 

-5,20 -3,53 -1,93 -9,98 0,04 -1,4 

Finnland strukturell-

prozedural 

1987 Kooperation zur Werbung für cho-

lesterinarme Lebensmittel 

-4,80 -4,84 -2,10 8,09 -8,56 -2,13 

Finnland regulativ 1990 Reduzierung des Fettgehalts von 

Milch 

-5,20 -2,70 -1,13 10,41 -2,17 -0,77 

Finnland informati-

onsbasiert 

1997 Label zu herzschützenden Lebens-

mitteln 

-1,60   -6,80 3,92 -1,53 

Finnland strukturell-

prozedural 

2008 Standards für Schulmensen 5,61 -0,94 1,12 -0,19 -3,23 -0,27 

Frankreich strukturell-

prozedural 

2010 freiwillige Kooperation zu Label 

mit externen Effekten 

-3,13  -0,90 -3,86 1,98 -0,07 

Großbritan-

nien 

informati-

onsbasiert 

2008 allgemeine Informationen zu nach-

haltigem Konsum 

-4,65  -1,60 -4,72 2,49 -0,2 

Großbritan-

nien 

informati-

onsbasiert 

2009 Kampagne gegen gesättigte Fett-

säuren 

-2,23  1,66 -3,21 1,24 -0,07 

Großbritan-

nien 

strukturell-

prozedural 

2012 Ampel und Vereinbarung zu gesät-

tigten Fettsäuren 

-0,84  1,68 2,02 2,05 -0,07 
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Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Japan regulativ 2008 Gewichtkontrolle und ggf. Ernäh-

rungsberatung 

-4,41 0,00 0,45 -4,25 -2,80 -0,33 

Kanada informati-

onsbasiert 

2011 Empfehlungen, oft Fleischalterna-

tiven zu essen 

-1,20  1,56 8,12 5,11 -0,13 

Neuseeland regulativ 1976 Aufhebung der Fixierung des 

Milchpreises 

-6,50   0,32   

Neuseeland finanzbasiert 1985 Abschaffung von Subventionen für 

Milch 

-4,00 -3,00 -1,48 -0,96 6,22  

Neuseeland finanzbasiert 1986 Mehrwertsteuereinführung (auch 

für Lebensmittel) 

-3,80 -2,68 -1,58 -3,15 2,01 -0,07 

Neuseeland finanzbasiert 1989 Mehrwertsteuererhöhung für Le-

bensmittel 

-5,80 -3,57 -1,21 -6,30 -0,80 -0,07 

Neuseeland regulativ 1993 volle Deregulation der einheimi-

schen Milchproduktion 

-9,10 -4,06 -1,22 1,86 11,91 1,33 

Niederlande informati-

onsbasiert 

1989 Medienkampagne gegen gesättigte 

Fettsäuren 

2,70 -2,89 -1,34 2,66 5,56 -2,8 

Niederlande finanzbasiert 1998 Stickstoffüberschussabgabe -5,60 -1,70 -0,91 -7,67 0,94 -0,63 
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Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Niederlande informati-

onsbasiert 

2009 Informationen und Kampagnen für 

nachhaltiges Essen 

-5,08  0,80 3,57 9,27 -0,53 

Niederlande Leistungs-

instrument 

2009 Förderung der Erforschung inno-

vativer Alternativprodukte 

-5,08  0,80 3,57 9,27 -0,63 

Niederlande finanzbasiert 2012 finanzielle Strafen für relativ ho-

hen Antibiotikaeinsatz 

2,56  0,91 3,30 5,03 -0,57 

Niederlande regulativ 2012 Reduktion von Antibiotika bis 

2013 und 2015 

2,56  0,90 3,30 5,03 -0,57 

Niederlande strukturell-

prozedural 

2012 Projekt ‚Übergang verantwor-

tungsvoll produziertes Soja‘ 

1,83  0,90 2,55 5,03 -0,57 

Niederlande informati-

onsbasiert 

2018 analoge und digitale Informations-

kampagne mit Aufruf zu geringe-

rem Fleischkonsum 

6,37   -8,83 0,29 1,33 

Norwegen finanzbasiert 1980 Subventionssenkung für Fleisch, 

Fisch und Margarine 

-3,90   5,45 6,83 -0,87 

Norwegen informati-

onsbasiert 

1981 Aufklärungskampagnen zu gesun-

der Ernährung 

-2,2 -3,13 -2,29 0,56 5,99 -0,93 
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Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Norwegen finanzbasiert 1984 Senkung der Lebensmittelsubven-

tionen für Milch 

0,90 -2,67 -2,36 -1,13 -0,31 -0,9 

Norwegen finanzbasiert 1986 Senkung der Lebensmittelsubven-

tionen für Fleisch und Milch 

-7,90 -2,97 -1,98 -3,42 0,33 -1 

Österreich informati-

onsbasiert 

2013 Empfehlung zu nachhaltiger Er-

nährung und weniger Fleisch 

5,28  -0,74 -0,82 2,80 -0,4 

Polen finanzbasiert 1990 Abschaffung von Lebensmittelsub-

ventionen  

-16,00 -0,31 -1,35 -16,43 -14,51  

Portugal regulativ 2017 Vorgabe eines veganen Essensan-

gebots in öffentlichen Einrichtun-

gen 

6,46   9,69 6,71 -2,03 

Rumänien finanzbasiert 1990 teilweise Abschaffung der Lebens-

mittelsubventionen 

7,00 -1,85 -0,98 -27,65 -11,78 -0,87 

Schweden informati-

onsbasiert 

2009 Empfehlungen für nachhaltigen 

Lebensmittelkonsum 

3,80  1,40 -2,93 -1,06 -0,13 

Schweden regulativ 2009 neues Tierwohlfahrtsgesetz 3,80  1,40 -2,93 -1,06 -0,13 
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Land 
Instrumen-

tentyp 
Start Intervention 

Kon-

sum 

Gesundheit Um-

welt 

Wirt-

schaft 

Soziales 

    Änderungen prozentual 

    

Tieri-

sche 

Pro-

dukte 

Choles-

terin 

Blut-

druck 

THG-

Emissi-

onen  

landw. 

Wert-

schöp-

fung  

Anteil Be-

schäftigung 

Landw. 

Slowakei finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubven-

tionen 

-29,40 -1,33 -1,09 -30,65 -16,62  

Slowenien finanzbasiert 1990 Abschaffung von Subventionen  -0,74 -0,94    

Tschechische 

Republik 

finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubven-

tionen 

-24,30 -2,42 -1,64 -29,65 -19,00  

Tschechische 

Republik 

finanzbasiert 1993 Einführung der MwSt. (von 5 %) 

für Nahrungsmittel 

-22,70 -3,33 -1,58 -28,59 -20,54  

Ungarn finanzbasiert 1990 Abschaffung von Konsumsubven-

tionen 

-18,00 -0,80 -1,20 -34,02 -27,76  

USA informati-

onsbasiert 

2004 ‚HealthierUS School Challenge‘ 1,70 -1,84 -0,43 1,92 6,67 0,1 

USA informati-

onsbasiert 

2010 ‚Presidential Active Lifestyle 

Award‘ 

-3,31  0,38 0,39 1,28 0,1 

USA informati-

onsbasiert 

2012 Auszeichnung von Schulmittages-

sen 

0,03  -0,37 0,38 -2,94 0 
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4.1.2) Konsum 

Der Konsum tierischer Produkte wurde, wie oben erwähnt, in Kilokalorien pro Person anhand 

von Daten der FAOSTAT-Datenbank abgefragt. Aus der Abfrage geht hervor, dass die meisten 

Interventionen mit einer Reduktion des Konsums tierischer Produkte korrelieren. Danach ist 

in den meisten Fällen eine negative korrelierende Veränderung, d. h. eine Reduktion des Kon-

sums sichtbar. Die Veränderungen reichen von ca. -29 bis +7 Prozent. Damit ergibt sich ein 

großer Unterschied zwischen den ermittelten Veränderungen. Eine differenziertere Analyse, 

die wie geplant in den nächsten Schritten durchgeführt wurde, erschien daher angezeigt. 

4.1.3) Ökologie 

Die Dimension der Ökologie wurde, wie oben erwähnt, über den Indikator der landwirtschaft-

lichen THG-Emissionen erfasst. Die Veränderungen befinden sich dabei in den meisten Fällen 

im negativen Bereich. Insgesamt reichen die Veränderungen der THG-Emissionen von -51 

Prozent bis +10 Prozent. Auch hier sind damit große Unterschiede bei den Veränderungen 

festzustellen und daher wurde eine differenziertere Analyse als hilfreich angesehen. 

4.1.4) Ökonomie 

Die Dimension der Ökonomie wurde, wie oben diskutiert, durch den Wert der landwirtschaft-

lichen Produktion abgedeckt. Die Veränderungen der landwirtschaftlichen Wertschöpfung 

sind in beinahe allen Fällen, bis auf einige Ausnahmen z. B. in Bulgarien und Rumänien, po-

sitiv, meist im niedrigen Bereich bis ca. 10 Prozent. Auch hier wurde erwartet, dass eine nach 

Ländergruppen und Instrumententypen differenziertere Analyse ein klareres Bild liefern 

könnte. 

4.1.5) Soziales 

Der Bereich des Sozialen wurde durch den Indikator der Anteil der landwirtschaftlichen Be-

schäftigung an der Gesamtbeschäftigung erfasst. Die Veränderungen der Arbeitslosenquote, 

die zeitlich mit der Implementation der Instrumente korrelieren, weisen dabei ein gemischtes 

Bild auf. Die meisten Veränderungen liegen im niedrigen positiven oder negativen Bereich 

von +2 bis -2 Prozent. Daneben gibt es kleine Ausreißer.  

4.1.6) Gesundheit 

Für den Bereich der Gesundheit wurden ebenfalls zwei Indikatoren ausgewählt, die Verände-

rung des durchschnittlichen Cholesterinspiegels und die Veränderung des durchschnittlichen 
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Blutdrucks. Die Veränderungen des Cholesterinspiegels, die mit der Implementation der poli-

tischen Instrumente zeitlich zusammenhängen, befinden sich in beinahe allen Fällen im nega-

tiven Bereich, weisen also einen Rückgang des durchschnittlichen Cholesterinspiegels 

zwischen ca. -0,5 Prozent und -5 Prozent auf, allerdings fehlen hier an einigen Stellen Daten 

in den Datenbanken. Beim Blutdruck ergeben sich dabei verschiedene Veränderungen im 

niedrigen Bereich zwischen meist +1,7 Prozent und -2,5 Prozent. Der fast durchgängig nega-

tive Trend beim durchschnittlichen Cholesterinspiegel macht eine differenzierte Analyse nach 

Instrumententypen und Ländergruppen in den folgenden Schritten noch bedeutender. Auch 

dies kann in den nächsten Schritt genauer betrachtet werden. 

 4.2) Globale Analyse nach Bereichen und Instrumententypen 

4.2.1) Bereich ‚Konsum tierischer Produkte‘ 

Die Betrachtung der Veränderungen im Bereich ‚Konsum tierischer Produkte‘, geordnet nach 

Instrumententypen, ermöglicht bereits ein klareres Bild. Strukturell-prozedurale Instrumente 

korrelieren mit unterschiedlichen Konsumveränderungen. Ordnungspolitische Instrumente 

sind ebenfalls mit gemischten Veränderungen, aber weitgehend mit deutlichen Konsumrück-

gängen verbunden. Bis auf wenige Beispiele treten im Zusammenhang mit informationsba-

sierten Instrumente nur geringe Konsumveränderungen auf. Finanzbasierte Instrumente 

dagegen korrelieren mit den stärksten Konsumrückgängen und Konsumzunahmen (in gerin-

ger Höhe) bilden bei diesen die Ausnahme. Nach dieser globalen Perspektive könnte daher 

tendenziell den finanzbasierten Instrumenten die größte Effektivität in der Reduktion des 

Konsums tierischer Produkte zugesprochen werden. 

4.2.2) Bereich ‚Umwelt‘ 

Die Veränderung der landwirtschaftlichen THG-Emissionen zeigt nach der Sortierung in In-

strumententypen ein wesentlich klareres Bild. Informationsbasierte, strukturell-prozedurale 

und regulative Instrumente korrelieren in den meisten Fällen mit nur kleineren Emissionsmin-

derungen oder -steigungen. Finanzbasierte Instrumente dagegen korrelieren in beinahe allen 

Fällen mit Emissionsminderungen und enthalten auch die Fälle mit den größten Emissions-

minderungen. Allerdings sind Letztere vor allem in den osteuropäischen Ländern existent, so-

dass hierzu eine regionalspezifische Evaluation relevant erscheint. 
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4.2.3) Bereich ‚Gesundheit‘  

Bei den meisten Instrumententypen ist eine Senkung des durchschnittlichen Cholesterinspie-

gels festzustellen. In Bezug auf den Blutdruck ergibt sich bei strukturell-prozeduralen, regula-

tiven und informationsbasierten Instrumenten ein gemischtes Bild, während die 

finanzbasierten Instrumente meist mit Senkungen des Blutdrucks korrelieren. Aufgrund der 

hohen externen Varianz ist hier allerdings eine regionalspezifische Erforschung im nächsten 

Analyseschritt von Bedeutung, um die Ergebnisse besser abzusichern. 

4.2.4) Bereich ‚Soziales‘ 

Die Korrelation der Implementation der Instrumententypen mit den Veränderungen der Ar-

beitslosenquote gibt kein wesentlich differenzierteres Bild als zuvor. Alle Instrumententypen 

enthalten Fälle positiver und negativer Veränderungen, wobei finanzbasierte Instrumententy-

pen Fälle mit besonders starkem Anstieg der Arbeitslosigkeit in osteuropäischen Ländern ent-

halten. Daher scheint auch hier eine regionalspezifische Auswertung hilfreich zu sein. 

4.2.5) Bereich ‚Ökonomie‘ 

Im globalen Vergleich scheinen die Instrumententypen unterschiedlich mit den Veränderungen 

der landwirtschaftlichen Wertschöpfung zu korrelieren. Strukturell-prozedurale Instrumente 

korrelieren mit geringen positiven und negativen Veränderungen der Wertschöpfung. Regula-

tive Instrumente hängen mit meist geringen negativen Veränderungen zusammen, während in-

formationsbasierte Instrumente beinahe nur Fälle positiver Veränderungen aufweisen. 

Finanzbasierte Instrumente wiederum enthalten in vielen osteuropäischen Fällen einen starken 

Rückgang der Wertschöpfung, was aber im Kontext des Zusammenbruchs der Wirtschaft nach 

dem Fall des Kommunismus betrachtet werden muss. In den anderen Fällen zeigen die finanz-

basierten Instrumente geringe bis leicht positive Fälle der Wertsteigerung von bis zu ca. 10 

Prozent. Dies wird durch den Vergleich innerhalb von Ländergruppen im nächsten Schritt 

weiter differenziert untersucht. 

4.2.6) Zusammenschau nach Instrumententyp 

Bei den strukturell-prozeduralen Instrumenten zeigen sich bei den evaluierbaren Fällen recht 

gemischte Werte. Ein klares Bild ist hier nicht erkennbar; die verschiedenen Instrumente sind 

daher eher einzeln zu bewerten; zudem kann hier von einer deutlichen externen Varianz aus-

gegangen werden.  

Die informationsbasierten Instrumente stehen meist mit geringen Reduktionen des Konsums 
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in Verbindung. Passivere informationsbasierte Maßnahmen korrelieren dabei mit geringeren 

Veränderungen als Informationsmaßnahmen, die aktiv diese Informationen in die Öffentlich-

keit tragen, beispielsweise durch Kampagnen, TV-Sendungen etc. In den Dimensionen der 

Wirtschaft sind ausschließlich (meist leicht) positive Werte vorhanden. Im Bereich der Ge-

sundheit, der Umwelt und des Sozialen fällt das Bild gemischter aus. 

Bei den finanzbasierten Instrumenten sind, wie bereits oben erwähnt, deutlich häufiger starke 

Senkungen des Konsums tierischer Produkte als Korrelation zu bemerken. Auch die positiven 

Werte in den Dimensionen der Gesundheit und der Umwelt sind hier besonders hoch. Nur im 

Bereich der Wirtschaft und des Sozialen ergeben sich häufig negative Werte.  

Die regulativen Instrumente korrelieren meist mit leichten bis mittleren positiven Werten bei 

Konsum und Gesundheit. In den Dimensionen Umwelt, Wirtschaft und Soziales ergibt sich 

bei ihnen allerdings ein gemischtes Bild. 

 4.3) Regionalspezifische Analyse nach Instrumententypen 

Bei der regionalspezifischen Analyse nach Instrumententypen wird, wie erwähnt, ein modifi-

ziertes Modell von Epsing-Andersen angewandt (s. Abschnitt V.1.1.3). 

4.3.1) Nordische Ländergruppe 

In der nordischen Ländergruppe (mit Dänemark, Norwegen, Schweden und Finnland) finden 

sich eine relativ große Anzahl und Breite an Instrumenten, was einen Vergleich zwischen den 

Instrumententypen ermöglicht. Danach sind auch in dieser Perspektive finanzbasierte Instru-

mente mit den stärkten Reduktionen des Konsums tierischer Produkte verbunden. Informati-

onsbasierte Instrumente korrelieren mit der höchsten Wertsteigerung der landwirtschaftlichen 

Produktion. Die mit der Implementation korrelierenden Gesundheitsveränderungen sind bei 

den meisten Instrumententypen ähnlich.59 Informationsbasierte und finanzbasierte Instru-

mente sind zudem mit dem niedrigsten Anstieg der Arbeitslosigkeit verknüpft. 

Innerhalb der Instrumententypen offenbart der Vergleich, dass insbesondere lang andauernde 

Maßnahmen, wie die Öffentlichkeitsarbeit während des finnischen ‚North Keralia‘-Projekts 

und die norwegischen Aufklärungskampagnen des National Nutrition Council, eine effektive 

Reduktion des Konsums bedeuten könnten. Bei den finanzbasierten Instrumenten fällt auf, 

dass die Preiserhöhungen durch Subventionssenkungen für bestimmte Produkte zwar deren 

                                                 

59 Bei den meist gesundheitlich begründeten informationsbasierten Instrumenten sind die positiven gesundheitli-

chen korrelierenden Veränderungen noch leicht höher. 
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Konsum reduzieren, teilweise aber dafür der Konsum anderer tierischer Produkte stärker an-

steigt. Für eine Gesamtreduktion könnte daher eine Preiserhöhung aller stark konsumierten 

tierischen Produkte bedeutend sein. 

4.3.2) Kontinentale Ländergruppe 

Bei den finanzbasierten, regulativen und strukturell-prozeduralen Instrumenten gibt es nur 

wenige evaluierbare Instrumente, nur bei den informationsbasierten Instrumenten finden sich 

sechs Maßnahmen. Der Vergleich zwischen den anderen Instrumententypen ist daher mangels 

experimenteller Varianz nur eingeschränkt möglich. Negative Kampagnen gegen bestimmte 

Produkte oder Inhaltsstoffe (z. B. gesättigte Fettsäuren) sind in dieser Gruppe tendenziell we-

niger mit Konsumreduktionen verbunden als Auszeichnungen oder positive Kampagnen für 

Produkte oder Inhaltsstoffe.  

4.3.3) Angloamerikanische Ländergruppe 

In der angloamerikanischen Ländergruppe existieren jeweils wenige informationsbasierte, fi-

nanzbasierte und regulative Instrumente, deren mögliche Veränderungen sich durch die aktu-

ellen Daten untersuchen lassen. Informationsbasierte Instrumente sind mit negativen 

Konsumveränderungen in geringem Umfang verbunden. In Bezug auf den Konsum tierischer 

Produkte weisen finanzbasierte und regulative Instrumente die stärksten korrelierten Verände-

rungen auf.60 Finanzbasierte Instrumente zeigen sowohl für die Steuererhöhungen als auch für 

Subventionssenkungen ähnliche korrelierende Veränderungen. In Bezug auf die anderen Di-

mensionen (Gesundheit und Soziales) stechen keine wesentlichen Unterschiede zwischen den 

Instrumententypen heraus. 

4.3.4) Osteuropäische Gruppe 

In der osteuropäischen Ländergruppe sind ausschließlich finanzbasierte Instrumente zu fin-

den, die vor allem in Subventionsabschaffungen nach dem Zusammenbruch des Kommunis-

mus bestehen. Der damit einhergehende wirtschaftliche Zusammenbruch stellt einen starken 

externen Faktor dar, der einen regionalen Vergleich zwischen Ländern innerhalb der osteuro-

päischen Ländergruppe besonders wertvoll macht. Beim Vergleich zwischen den finanzbasier-

ten Instrumenten fällt auf, dass einzig in Rumänien, wo die Subventionen nur teilweise 

                                                 

60 Die wirkungsvollsten regulativen Instrumente sind die neuseeländischen Maßnahmen zur Liberalisierung des 

Marktes bzw. Aufhebung von Preisfixierungen, die ähnlich wie finanzbasierte Instrumente eine direkt Wir-

kung auf die Preise der Produkte ausüben. 
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abgeschafft wurden, ein erhöhter Konsum tierischer Produkte vorzufinden ist. In allen ande-

ren Ländern sinkt der Konsum rapide. Dies deutet darauf hin, dass die Abschaffung der Sub-

ventionen einen deutlichen Anteil an den Konsumrückgängen hat, nicht nur externe Faktoren 

wie die sinkende Wirtschaftskraft. Dies könnte die Effektivität eines Subventionsabbaus in 

Bezug auf die Reduktion des Konsums tierischer Produkte untermauern. In Bezug auf die an-

deren Dimensionen sind ähnliche korrelierende Veränderungen festzustellen. Dies beinhaltet 

eine abnehmende Wirtschaftskraft, auch bedingt wahrscheinlich vor allem durch den Zusam-

menbruch der Wirtschaft, nach dem Ende des Kommunismus, sinkende Cholesterin- und 

Blutdruckwerte und zurückgehende landwirtschaftliche THG-Emissionen.61  

4.3.5) Erweiterte mediterrane und ostasiatische Ländergruppe 

In der erweiterten Form lässt sich in der mediterranen Gruppe und in der ostasiatischen Län-

dergruppe keine ausreichende Anzahl von evaluierbaren Instrumenten für diesen Vergleich 

finden. 

 4.4) Zweidimensionale Analyse nach Instrumententypen 

Als vierter Schritt wurde ausgewertet, ob bestimmte politische Instrumententypen vorhanden 

sind, die für zwei Dimensionen normativ gewünschte Werte aufweisen. 

4.4.1) Korrelation von Veränderungen bei Konsum und Gesundheit  

Insgesamt zeigt sich in Bezug auf die Korrelation zwischen Konsum und Blutdruck eine 

breite Streuung der Veränderungen, wie die folgende Abbildung 17 zeigt. Die meisten Fälle 

liegen diese jedoch im linkeren oberen Quadranten, in dem eine Reduktion des Konsums tieri-

scher Produkte und des Blutdruck vorzufinden ist. Die meisten deutlichen Veränderungen so-

wohl bei der Senkung des Konsums tierischer Produkte als auch des durchschnittlichen 

Bluthochdrucks sind meist bei den finanzbasierten Instrumenten vorzufinden. In Bezug auf 

den Cholesterinspiegel sind nur Fälle vorhanden, in denen der durchschnittliche Cholesterin-

spiegel sinkt. Auch hier sind die meisten Reduktionen des durchschnittlichen Cholesterinspie-

gels mit Reduktionen des Konsums tierischer Produkte verbunden, wie die folgende 

Abbildung 18 darstellt. Daher ist hier tendenziell eine Korrelation zwischen den Veränderun-

gen der beiden Faktoren vorzufinden. Allerdings sind nur zu etwa der Hälfte der vorliegenden 

Fälle Daten vorhanden, sodass hier kein umfassender Gesamtblick möglich ist. 

                                                 

61 In Bezug auf die Arbeitslosigkeit waren die Daten in der Datenbank der FAO zu lückenhaft für einen systema-

tischen Vergleich. 
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Abbildung 17: Korrelation zwischen Veränderungen beim Konsum tierischer Produkte und 

beim Blutdruck 

 

Abbildung 18: Korrelation zwischen Veränderungen beim Konsum tierischer Produkte und 

beim Cholesterinspiegel 
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4.4.2) Korrelation von Veränderungen bei Konsum und Umwelt  

Bei der Korrelation zwischen den Veränderungen des Konsums und der landwirtschaftlicher 

THG-Emissionen spielen die finanzbasierten, osteuropäischen Fälle der Subventionsabschaf-

fungen eine Sonderrolle mit den höchsten Werten in beiden Dimensionen. Im Vergleich dazu 

bewegen sich die meisten anderen Instrumente in einem geringen Werteniveau in beiden Di-

mensionen, wobei für die meisten finanzbasierten Instrumente eine positive Korrelation zwi-

schen den Werten beider Dimensionen zu konstatieren ist, wie die folgende Abbildung 19 

ersichtlich macht. Abgesehen davon kann eine breite Streuung der Veränderungen beobachtet 

werden. 

 

Abbildung 19: Korrelation zwischen Veränderungen beim Konsum tierischer Produkte und 

bei landwirtschaftlichen THG-Emissionen 
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4.4.3) Korrelation von Veränderungen bei Konsum und landwirtschaftlicher Produktion  

Auch hier spielen allerdings die osteuropäischen Länder eine Sonderrolle mit hohen negativen 

Werten in beiden Dimensionen. Dabei ist allerdings, wie erwähnt, der historische Kontext die-

ser Fälle zu beachten, nämlich der Zusammenbruch dieser Wirtschaften nach dem Ende des 

Kommunismus. Für die meisten anderen Fälle sind geringere Werte in beiden Dimensionen 

vorhanden, die teilweise positiv, aber überwiegend negativ miteinander korrelieren (s. Abbil-

dung 20). In zahlreichen Fällen steigt die landwirtschaftliche Wertschöpfung leicht, auch 

wenn der Konsum tierischer Produkte sinkt. 

 

Abbildung 20: Korrelation zwischen Veränderungen beim Konsum tierischer Produkte und 

beim Wert der landwirtschaftlichen Produktion 
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4.4.4) Korrelation von Veränderungen bei Konsum und Beschäftigungsanteil 

Bei der Betrachtung der Veränderungen des Konsums tierischer Produkte und der Verände-

rung des landwirtschaftlichen Beschäftigungsanteils, wie in der folgenden Abbildung 21 dar-

gestellt, sind bis auf wenige Ausreißer alle Veränderungen vom Umfang her gering und daher 

recht zentriert dargestellt. Tendenziell kann eine leichte Korrelation zwischen sinkendem 

Konsum und Reduktion des landwirtschaftlichen Beschäftigungsanteils wahrgenommen wer-

den. Allerdings sind nur für einen Teil der vorliegenden Fälle Daten vorhanden, sodass ein 

umfassender Gesamtblick schwer möglich ist. 

 

Abbildung 21: Korrelation zwischen Veränderungen beim Konsum tierischer Produkte und 

beim landwirtschaftlichen Beschäftigungsanteil 
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 5. Ergebnisse der Detailanalyse von ausgewählten politischen In-

strumenten 

Mit der Detailanalyse werden im Folgenden bei ausgewählten Fallbeispiele besonderer Instru-

mente untersucht. Nach den oben entwickelten Fragestellungen sind in diesem Abschnitt den 

folgenden Fragen nachzugehen: 

1) Ziel: Was war das Ziel der Implementierung des Instruments? War das Konzept des Instru-

ments in sich kohärent? 

2) Politischer Prozess: 

a) Welche Folgen wurden von verschiedenen Diskurskoalitionen von der Implementie-

rung der Instrumente erwartet?  

b) Welchen Einfluss hatten Ressourcen- und Machtpotenziale der Diskurskoalitionen und 

deren Verwendung von Narrativen bzw. ‚story lines‘ (in den verschiedenen Phasen des 

Policy-Zyklus) jeweils auf den Erfolg der Implementierung des Instruments? Waren 

bestimmte Formen von Narrativen bzw. ‚story lines‘ von besonderem Vorteil für die 

diskursive Durchsetzung? Waren bestimmte Akteur*innen einer Diskurskoalition be-

sonders relevant für den diskursiven Erfolg? 

c) Welche epistemischen Grundüberlegungen lassen sich in der Begründung der Politik-

instrumente wiederfinden? Können diese epistemischen Grundüberlegungen auf poli-

tische Theorien, die in der normativen Analyse angewandt wurden, zurückgeführt 

werden? 

3) Folgen: 

a) Zu welchen der erwarteten Folgen (auf Outcome- und Impact-Ebene) konnten nach 

den verfügbaren Indikatoren Veränderungen ermittelt werden? 

b) Können nichtintendierte Nebeneffekte, z. B. eine Verschiebung statt einer Reduktion 

des Konsums tierischer Produkte, beobachtet werden? Falls ja, weshalb kamen diese 

zustande? 

Laut dem oberen Theorieteil (s. Abschnitt V1.1.3) waren dies insbesondere die folgenden po-

tenziellen Nebeneffekte relevant: 

 ‚Sausage effect‘: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tie-

rische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen in geringe-

rer Produktqualität. 

 ‚Meat-shoring effect‘: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch 
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bzw. tierische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber weniger Obst und Ge-

müse. 

 ‚Welfare effect‘: Konsument*innen kaufen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tie-

rische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen mit gerin-

geren Tierwohlfahrtsstandards als Produktionsqualität. 

Dazu können, wie teilweise bereits weiter oben aufgeführt, die entsprechenden Thesen aufge-

stellt werden: 

1. Der Einsatz von relativ invasiven finanzbasierten Instrumenten korreliert mit einer 

überdurchschnittlichen Reduktion des tierischen Konsums in diesen Ländern. 

2. Der Einsatz der relativ invasiven finanzbasierten Instrumente führt zu einer deutlichen 

Reduktion bei 

o umweltschädlichen THG-Emissionen, 

o landwirtschaftlicher Wertschöpfung, insbesondere im Bereich der Tierproduk-

tion und auch insgesamt, 

o Beschäftigungszahlen und 

o individuellen gesundheitsgefährdenden Risikofaktoren. 

3. Nichtintendierte Nebeneffekte: Da in zahlreichen Ländern eine geringe Wertschätzung 

von Lebensmitteln und geringe Wissensschätze in Bezug auf Ernährung zu beobachten 

sind, kann angenommen werden, dass in den Fällen der Detailanalyse pro Instrument 

zumindest ein ‚sausage effect‘, ein ‚meat-shoring effect‘ oder ein ‚welfare effect‘ ein-

tritt. 

 5.1) Auswahl der politischen Instrumente 

Für die Detailanalyse gilt es, wie erwähnt, von der Norm abweichende Einzelfällen auszu-

wählen, da wie erwähnt der Untersuchung von abweichenden Fällen (Devian Case Analysis) 

ein besonders hoher theoretischer Gewinn nachgesagt wird (vgl. Jahn 2006, S. 329). 

Zugleich kann sich die Auswahl an weiteren Kriterien ausrichten; danach wäre erstens auf-

grund ihrer potenziellen Effektivität (s. Abschnitt V.4) eine tiefergehende Analyse von finanz-

basierten Instrumente als besonders interessant einzuschätzen. Der Fokus der zu 

untersuchenden Instrumente kann weiter konzentriert werden, indem zum zweiten nur kon-



 

166 

 

sumorientierte Formen einbezogen werden. Denn konsumorientierte Formen sind in der Er-

nährungspolitik als besonders bedeutsam einzuschätzen, da die Gefährdung der internationa-

len Wettbewerbsfähigkeit durch produktionsorientierte Instrumente aufgrund starker 

landwirtschaftlicher Verbände (s. Abschnitt I.2) stark zu vermeiden ist. Zum Dritten kann die 

Zahl eingeschränkt werden, indem nur die Fälle ausgewählt werden, bei denen es umfangrei-

che öffentliche Debatten gibt und damit eine ausreichende Datenbasis für die Untersuchungen 

auch die diskursiven Prozesse vorhanden ist. Dies schließt die Abschaffung der Konsumsub-

ventionen in den osteuropäischen Ländern aus, da hier aufgrund eines wirtschaftlichen Zu-

sammenbruchs die Abschaffung weitgehend ohne öffentliche Diskurse durchgeführt wurde.   

Damit würden die folgenden drei finanzbasierten und konsumorientierten Instrumente für die 

Detailanalyse verbleiben: die Fettsteuer in Dänemark, die Subventionssenkung in Norwegen 

sowie die Subventionssenkung in Neuseeland. Damit werden diese drei Instrumente in den 

folgenden Abschnitten besonders detailliert analysiert und ausgewertet. Konsum- und finanz-

basierte Instrumente, die auf Basis eines politischen Prozesses beschlossen wurden, können in 

Relation zur Gesamtauswahl der Fälle als abweichende Fälle eingestuft werden. 

 5.2) Ergebnisse der Detailanalyse 

5.2.1) Dänemark: Fettsteuer 

5.2.1.1) Einführung 

Für einen besseren Überblick werden zu Anfang die relevantesten Aspekte des implementier-

ten politischen Instruments, hier der Fettsteuer, vorgestellt. Die dänische Regierung entwi-

ckelte als Konzeption der Fettsteuer eine Besteuerung von 16 dänischen Kronen (d. h. 2,15 

Euro) pro Kilogramm gesättigte Fettsäuren auf (inländisch produzierte und importierte) Le-

bensmittel, die mehr als 2,3 Gramm gesättigte Fettsäuren pro Kilogramm aufwiesen (vgl. 

WHO 2015b, S. 14).62 Die Ausnahmen für Produkte unter 2,3 Gramm gesättigte Fettsäuren 

pro Kilogramm wurde aufgenommen, damit vor allem Milch nicht besteuert würde (Holm et 

al. 2014, S. 8). Mit der Konzeption der Fettsteuer war die Absicht verbunden, dass vor allem 

Produkte mit einem hohen Anteil gesättigter Fettsäuren pro Kilogramm direkt im Preis steigen 

sollten. Nach den Kalkulationen der Regierung sollten sich damit beispielsweise die Preise 

von Butter um 14 Prozent, von Margarine um 21 Prozent und von Schlagsahne um 12 Prozent 

                                                 

62 Ursprünglich war eine Besteuerung von 40 dänischen Kronen (d. h. 5,40 Euro) pro Kilogramm gesättigte Fett-

säuren vorgesehen (vgl. Gwozdz 2011, S. 2). 
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erhöhen (vgl. The Copenhagen Post 2010b). 

Die Fettsteuer wurde Teil eines Pakets politischer Maßnahmen namens „Forårspakke 

2.0.“ bzw. „Spring Package 2.0“ (vgl. Gwozdz 2011, S. 2), das die Regierung im Jahr 2009 

vorstellte. Ziel des Pakets war auf der einen Seite eine steuerbasierte Preiserhöhung von Pro-

dukten, die schädlich für die Umwelt, das Klima und / oder die Gesundheit wären. So waren 

in dem Bündel auch höhere Steuern auf Energie, THG-Emissionen, Tabakprodukte, Süßigkei-

ten und Zucker vorgesehen (vgl. Danish Ministry of Taxation 2009, S. 3ff). Zusätzlich war die 

Einnahme finanzieller Mittel fester Bestandteil des Pakets, um damit gleichzeitig die Senkung 

von Steuern, vor allem der Einkommensteuer, zu finanzieren und damit das Arbeitskräftean-

gebot zu erhöhen (vgl. Danish Ministry of Taxation 2009, S. 2f). Durch die Fettsteuer sollten 

eine Milliarde dänischer Kronen (DKK), nach damaligem Kurs ca. 135 Millionen Euro, in die 

Kassen fließen.63 Die Fettsteuer sollte nach dieser offiziellen Begründung zum einen gesund-

heitlich positive Effekte bringen. Genauer wurde als Ziel beschrieben: „to reduce the preva-

lence of a broad range of illnesses and improve life expectancy“ (Danish Ministry of Taxation 

2009, S. 11). In einem schriftlichen Vorschlag an das Parlament ‚Folketinget‘ (2011a)  be-

gründete der Finanzminister Troels Lund Poulsen die Fettsteuer mit der Ermutigung besserer 

Ernährungsweisen und damit der öffentlichen Gesundheit. Zum Zweiten, auch dies erwähnte 

der Finanzminister in diesem schriftlichen Vorschlag, sollte die Fettsteuer aber auch, zusam-

men mit anderen Maßnahmen, finanzielle Steuereinnahmen generieren. Die Steuer wurde 

schließlich im Jahr 2011 verabschiedet und trat am 31.10.2011 in Kraft.  

5.2.1.2) Analyse der Kohärenz des Konzepts 

Die von der Regierung geplanten Wirkungen können nach den zuvor genannten Darstellungen 

anhand des folgenden Änderungsmodells (s. Abbildung 22) illustriert werden. 

                                                 

63 Dies entspricht allerdings nur einem Dreißigstel der Gesamteinnahmen, die durch das Gesamtpaket erhofft 

wurden (vgl. Danish Ministry of Taxation 2009, S. 2). An diesem Punkt war eine Besteuerung nur von gesät-

tigten Fettsäuren in fetthaltigen Milchprodukten, Margarine, Ölen und tierischen Fetten vorgesehen, bei ei-

nem Steuersatz von 15 bis 20 DKK (ca. 2,0 bis 2,7 Euro) pro Kilogramm gesättigte Fettsäuren (vgl. Danish 

Ministry of Taxation 2009, S. 12). 
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Abbildung 22: Modell der geplanten Wirkungen der dänischen Fettsteuer 

 

In Bezug auf das Ziel der Regierung, den Konsum von gesättigten Fettsäuren zu reduzieren, 

ist die Besteuerung von Konsumprodukten abhängig von ihrem Anteil an gesättigten Fettsäu-

ren als weitgehend intern kohärent zu bezeichnen. Die Ausnahme der Besteuerung von Milch 

kann allerdings als Einschränkung dieser internen Kohärenz bewertet werden, da es in Bezug 

auf die Maßnahmenziele keinen logischen Grund gibt, Produkte, die ebenfalls gesättigte Fett-

säuren enthalten, von der Steuer auszunehmen. 

Für die Administration der Regierung bedeutete die Fettsteuer keinen großen Aufwand, wes-

halb sie aus politisch-administrativer Sicht als effizient eingestuft wird. Für die administrative 

Umsetzung der Fettsteuer in der Wirtschaft wurde nach der Konzeption der Maßnahme der 

Lebensmitteleinzelhandel als zuständig bezeichnet. Daher bedeutete die Konzeption der Fetts-

teuer für die private Wirtschaft relevante administrative Hürden. Damit importierte Produkte 

gegenüber dänischen Produkte nicht zu große wirtschaftliche Vorteile erhalten, entschied die 

Regierung, dass auch importierte Güter von der Besteuerung erfasst werden sollten. Dies be-

deutete für den Lebensmitteleinzelhandel allerdings einen bedeutenden administrativen Auf-

wand, die Besteuerung für alle importierten Güter zu kalkulieren (vgl. The Copenhagen Post 

2012g). Um den Aufwand der Kalkulation der Fettsteuer für die Unternehmen zu reduzieren, 

schlug die Regierung für bestimmte Lebensmittelgruppen (wie Olivenöl, Schweinefett etc.) 
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vor, von ihr empfohlene, standardisierte Fettwerte anzuwenden, wie im Protokoll des Parla-

ments ‚Folketinget‘ (2011c) festgehalten. Dies ist wiederum als Einschränkung der internen 

Kohärenz der Maßnahme zu sehen, da damit die Produkte nicht nach dem genauen Gehalt ih-

rer gesättigten Fettsäuren besteuert werden. Als weitere Schwachstelle der Konzeption der 

Maßnahme kann zudem eingeschätzt werden, dass einige Unternehmen unerwarteter Weise 

die Einführung der Fettsteuer nutzten, um die Preise der Produkte höher als durch die neue 

Besteuerung nötig zu erhöhen (vgl. The Copenhagen Post 2010a). Angemerkt werden kann 

zudem, dass zwar ein Monitoring der Steuereinnahmen bei der Konzeption der Fettsteuer ein-

bezogen war, nicht jedoch des Essverhaltens oder der Gesundheit (vgl. Holm et al. 2012, S. 

6), was als gravierender Missstand bei der Maßnahmenkonzeption erscheint. Für das zweite 

Ziel der Regierung, die Steuereinnahmen zu erhöhen, kann die Einführung einer Steuer als 

kohärente Maßnahme bezeichnet werden. 

Die Grundkonzeption der dänischen Fettsteuer ist in Anbetracht dieser Punkte grundlegend in 

Bezug auf das Ziel der Minderung des Konsums gesättigter Fettsäuren und der Erhöhung der 

Steuereinnahmen als intern kohärent zu erachten. Die Feinkonzeption und das mangelnde 

Monitoring der Fettsteuer in Bezug auf Gesundheitsaspekte generierten jedoch einige bedeut-

same Einschränkungen der internen Kohärenz der Maßnahme.  

5.2.1.3) Analyse des politischen Prozesses 

Historisch kann in Dänemark die Idee, dass eine Besteuerung gesättigter Fettsäuren als politi-

sches Instrument implementiert werden sollte, bis zum Bericht „Economic nutrition policy 

tools“ aus dem Jahr 2007 zurückverfolgt werden, den die „Danish Academy of Technical Sci-

ences“ (ATV) veröffentlichte.64 Dieser Bericht diskutierte die Vor- und Nachteile, Steuererhö-

hungen von 30 Prozent für ungesunde Produkte, u. a. mit hohen gesättigten Fettsäuren, 

nämlich Butter, Margarine, Zucker(-produkte), Kekse und Kuchen sowie Eier, einzuführen 

(vgl. Danish Academy of technical sciences 2007, S. 80ff). Dabei wurde ebenso vorgeschla-

gen, diese Steuererhöhungen mit Steuersenkungen für gesunde Produkte zu kombinieren. Die-

ser Bericht löste eine weite gesellschaftliche Debatte aus, weshalb die Regierung eine neue 

‚Commission on Disease Prevention‘ (‚Forebyggelseskommissionen‘) ins Leben rief. Diese 

                                                 

64 Die Idee einer Fettsteuer wurde erstmals weit verbreitet, als dies Kelly Brownell (1994) in einem Kommentar 

in der New York Times diskutierte. Wissenschaftlich weiter erforscht wurde die Besteuerung mit Bezug auf 

Fett in den folgenden Jahren u. a. von Marshall et al. (2000) und in Dänemark auch von Jensen und Smed 

(2007). 
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Kommission legte im April 2009 ihren Bericht vor, der explizit die Steuer speziell auf gesät-

tigte Fettsäuren diskutierte (vgl. Commission on Disease Prevention 2009).65  

Die Regierung entwickelte noch im gleichen Jahr 2009 die Idee der Fettsteuer weiter. Im Ge-

setzestext zur Verabschiedung der Fettsteuer im Jahr 2011 werden die Empfehlungen der 

Kommission explizit als Untermauerung aufgeführt, wie im Dokument des Parlaments ‚Folk-

etinget‘ (2011c) dargestellt. Dieser einfache und schnelle Transfer von der Wissenschaft in die 

Politik ist auf den ersten Blick überraschend. Dabei ist allerdings zu beachten, dass es zu die-

sem Zeitpunkt in der politischen Kultur Dänemarks einige Präzedenzfälle gab, bestimmte Le-

bensmittel u. a. aufgrund ihrer negativen Gesundheitseffekte zu besteuern (vgl. Danish 

Academy of technical sciences 2007, S. 69f). So existierten bereits damals Steuern auf Scho-

kolade und andere Süßigkeiten, auf Mineralwasser, auf Spirituosen, Wein und Bier, auf Kaffee 

sowie auf Verpackungen. Steuern auf Konsumprodukte in Höhe von 15 bis 35 Prozent waren 

in Dänemark nicht ungewöhnlich (vgl. Danish Academy of technical sciences 2007, S. 70). 

Daher akzeptierten die Dänen seit vielen Jahren, „that the public authorities should ensure that 

certain groups in the population eat properly“ (vgl. Petersen 1998, S. 80) und damit steuerli-

che Instrumente in der Ernährungspolitik.66 Als weiterer akteursbezogener Umstand, der die 

Auswahl einer Steuer als finanzbasiertes Instrument begünstigte, kann genannt werden, dass 

das dänische Steuerministerium das ‚Spring Package 2.0‘ zusammenstellte und dabei eine Of-

fenheit gegenüber finanzbasierten Regulierungsmöglichkeiten zeigte (vgl. Gwozdz 2011). Das 

Ernährungsministerium war in die Entwicklung der Fettsteuer nur in geringem Maße einge-

bunden. 

Folgend kann die diskursive, öffentliche Begründung der Befürworter der dänischen Fetts-

teuer dargestellt und diskutiert werden. Wie oben erwähnt stammte der Vorschlag für eine 

Fettsteuer in Dänemark aus den Berichten der Präventionskommission. Dabei übernahm die 

                                                 

65 Als Regulierungsvorschläge wurden von der Kommission daneben Steuererhöhungen bzw. -einführungen auf 

Tabak, Alkohol, Schokolade, andere Süßigkeiten und Soda sowie auf gesättigte Fettsäuren angeregt. Eine 

Steuer in Höhe von 20 DKK pro Kilogramm gesättigte Fettsäuren auf alle Produkte würde dabei deren Kon-

sum um drei Prozent senken, was für die dänische Bevölkerung im Laufe von 10 Jahren einen Gewinn von 

3800 Lebensjahren oder auch eine durchschnittliche Lebensverlängerung von 0,015 Lebensjahren bedeuten 

würde. Die Steuereinnahmen würden voraussichtlich 0,9 bis 1 Milliarde DKK betragen (vgl. Commission on 

Disease Prevention 2009, S. 153). Dabei wird bezeichnenderweise darauf hingewiesen, dass das dänische 

Finanzministerium verschiedene Möglichkeiten einer Steuer auf gesättigte Fettsäuren untersucht hat (vgl. 

Commission on Disease Prevention 2009, S. 143). 
66 Bereits im Jahr 1984 nahm das dänische Parlament eine Resolution (in Form eines ‚white paper‘) für eine neue 

Ernährungspolitik an, die u. a. den Einsatz von Steuern und Subventionen als Mittel hervorhob (vgl. Holm et 

al. 1993). Dazu sollte auf Basis von Ernährungsempfehlungen eine ökonomische Ernährungspolitik entwi-

ckelt werden (vgl. Petersen 1998, S. 80). Auch wenn die Resolution in diesem Punkt nicht direkt in die Tat 

umgesetzt wurde (vgl. Holm et al. 1993, S. 49ff), war der politische Nährboden damit weiter vorbereitet.  
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Regierung die Vorstellung der Präventionskommission, dass nicht bestimmte Lebensmittel ein 

Problem seien, sondern nur bestimmte Nährstoffe, wie gesättigte Fettsäuren. So wurden gesät-

tigte Fettsäuren nach den Worten von Mads Roervig von der Mitregierungspartei Venstre in 

einer Parlamentsrede zum ‚major villain‘, wie in der Rede im Parlament ‚Folketinget‘ (2011b) 

notiert, d. h. zu einem ‚größeren Bösewicht‘, erklärt. Dieses personifizierte Konzept ergab die 

‚story line‘, wonach dieser ‚Bösewicht‘, dessen ‚Opfer‘ die Menschen sind, ‚bekämpft‘ wer-

den muss, damit die Menschen ein langes, gesundes, glückliches Leben führen können (vgl. 

Smith 2012, S.15). Kurz gefasst kann die ‚story line‘ der Regierung daher wie folgt formuliert 

werden: ‚Die Fettsteuer hilft Menschen bei Vertreibung gesättigter Fettsäuren als Bösewicht 

und verbessert bzw. rettet so ihr Leben‘. Weitere negative Effekte tierischer (oder anderer zu 

besteuernder) Produkte wurden von der Regierung nicht benannt. 

Die zweite ‚story line‘ daneben lautet: ‚Einnahmen der Fettsteuer helfen auch bei der Senkung 

der Steuern‘. Auch diese Haltung wurde von den Regierungsparteien nicht zurückgehalten, 

sondern eher offensiv vertreten. In einer Diskussion des Parlaments ‚Folketinget (2011b) er-

klärte der Finanzminister sogar einmal direkt, der Grund für die Einführung der Fettsteuer sei 

die Finanzierung von Steuersenkungen. Das Gesamtnarrativ aus diesen ‚story lines‘ kann da-

her mit den folgenden Worten beschrieben werden: ‚Fettsteuer vertreibt Bösewicht (gesättigte 

Fettsäuren), verbessert so die Gesundheit und das Leben der Menschen und hilft bei der Sen-

kung ihrer Steuern‘. Dieses Narrativ verbindet somit zwei ‚story lines‘, die sich allerdings in 

ihren Themengebieten stark unterscheiden, nämliche Gesundheit auf der einen und Steuern 

bzw. Einkommen auf der anderen Seite.67  

Hinter diesem Narrativ könnte eine bestimmte epistemische Grundüberlegung angenommen 

werden. So kann davon ausgegangen werden, dass die Regierungsparteien in Anschluss an 

den Bericht der Präventionskommission an eine einfache Veränderung des Konsums durch die 

Preiserhöhungen glaubten. Die Annahme, dass sich Konsument*innen als rationale Marktak-

teur*innen verhalten und die Preisänderung in ihre Konsumüberlegungen miteinfließt, wurde 

nicht hinterfragt. Dass die Menschen aufgrund ihrer Kultur, ihrer Einstellungen und Routinen 

                                                 

67 Als die Regierung ihren Vorschlag einbrachte, war zwar die „story line“ der Gesundheit stärker gewichtet als 

die der Einnahmen (vgl. Vallgarda et al. 2015, S. 2). Dabei kann allerdings vermutet werden, dass die Ein-

nahmengenerierung durch die Fettsteuer die wichtigere Rolle für die Regierung spielte (vgl. Holm 2014, S. 

9; Vallgarda et al. 2015, S. 2). Für diese Einschätzung spricht ebenso, dass zum einen vor der Implementie-

rung zwar ein Monitoring der Einnahmen, aber nicht des Lebensmittelkonsums oder der Gesundheit geplant 

war, und dass zum Zweiten das dänische Ministerium für Ernährung nicht in die Vorbereitung des Gesetztes 

eingebunden war (vgl. Holm 2014, S. 9). Dabei ist zusätzlich auch erhellend, dass der Vorschlag der Sen-

kung der Mehrwertsteuerreduktion für Obst und Gemüse (vgl. Commission on Disease Prevention 2009, S. 

380) nicht im „Spring Package 2.0“ auftauchte. 
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auch als Konsument*innen ihre Nachfrage nicht ändern könnten, wurde nicht erörtert. Inso-

fern beruhen die Grundüberlegungen, scheinbar untermauert durch den Bericht der Präventi-

onskommission, auf den Basisannahmen des rationalen ‚homo oeconomicus‘ (vgl. Smith 

2012, S. 17). Die Steuer wird in diesem Sinne auch nicht als Eingriff in die Freiheit der Men-

schen wahrgenommen, da sie nur einen Anreiz zur Verhaltensänderung setzt. Finanzminister 

Troels Lund Poulsen drückte dies auf folgende Weise aus: „the fat tax is quite reasonable […] 

because it encourages you to reschedule your habits“ (Folketinget (2011b)). Damit könnte 

hier eine epistemische Grundüberlegung angenommen werden, die sich stark an die wirt-

schaftsliberale politische Theorie anlehnt, die im normativen Teil dieser Arbeit ausgeführt 

wurde. Denn auch diese basiert, wie ausgeführt, auf der Annahme rationaler Akteur*innen, 

deren Verhalten durch Anreize für die Gewinnmaximierung verändert werden kann.  

a) Diskurskoalitionen und weitere ‚story lines‘ sowie Diskursarten 

Die Verabschiedung der Fettsteuer im Jahr 2011 selbst wurde noch von der damaligen Regie-

rung (rechtsliberale Partei ‚Venstre‘ (V) und der ‚Konservativen Volkspartei‘ (K)) unter Dul-

dung der ‚Dänischen Volkspartei‘ (DF) und der meisten Oppositionsparteien 

(‚Sozialdemokraten‘ (S), die ‚Sozialistische Volkspartei‘ (SF) und die neoliberale ‚Radical 

Venstre‘ (R) (heute ‚Danish Social Liberal Party‘)) unterstützt. Die ‚Sozialdemokraten‘ (S) 

und die ‚Sozialistische Volkspartei‘ (SF) betonten dabei ihre Vorbehalte, aber auch Zugeständ-

nisse, die die Regierungsparteien für die Zustimmung ihrer Parteien gemacht hätten, weshalb 

sie letzten Endes zustimmen würden, wie sie im Parlament ‚Folketinget‘ (2011b) betonten. 

Diese Parteien bildeten zu dieser Zeit eine gemeinsame Diskurskoalition, die die fünf Dis-

kursarten unterschiedlich gewichtete. Ökologische Argumente waren dabei nicht existent. 

Technische Fragen traten in Bezug auf administrative Hindernisse und deren Überwindung 

auf, wurden aber als lösbar dargestellt. Moralisch wurde die Einführung der Fettsteuer mit 

dem Argument unterstützt, dass dies nicht nur der individuellen Gesundheit, sondern auch der 

öffentlichen Gesundheit nützen würde (vgl. Smith 2012, S. 12). So argumentierte 

beispielsweise Mads Rørvig (V), „better health is good for all of us, it is good for our soci-

ety“ (Folketinget (2011b)), und Daniel Rugholm (KF), „the proposal [will] therefore have a 

beneficial effect on public health“ (Folketinget (2011b)). Der ökonomische Anteil an diesem 

Narrativ konzentrierte sich vor allem darauf, die ökonomischen Vorteile durch die parallele 

Senkung der Einkommensteuer hervorzuheben. Ökonomisch positive Effekte durch die Fett-

steuer selbst wurden eher defensiv vorgetragen, z. B. das Argument von Jesper Petersen (SF) 

während einer Rede im Parlament ‚Folketinget‘ (2011b), dass die Fettsteuer die Industrie zur 



 

173 

 

Entwicklung innovativer gesunder Produkte führen würde, die später exportiert würden und 

dadurch Arbeitsplätze schaffen könnten. Der Diskurs um die sozialen Effekte betonte die sozi-

alen Vorteile bzw. den sozialen Ausgleich der Besteuerung durch die Steuersenkungen. Dass 

die Besteuerung selbst positive soziale Effekte haben könnte, wurde von der Regierungskoali-

tion ebenfalls nicht diskutiert. Kritische soziale Fragen wurden mit dem Argument der Steuer-

erleichterungen auch für einkommensschwache Haushalte beantwortet, wie ein Protokoll des 

Parlaments ‚Folketinget‘ (2011a) darstellt. Dass die Fettsteuer vor allem sozial Schwache ge-

sundheitlich besserstellen könnte, wurde kaum diskutiert. Es blieb somit der Präsidentin der 

Präventionskommission, Mette Wier, einer der wenigen gesellschaftlich unterstützenden Stim-

men der Fettsteuer, überlassen, die stärkeren gesundheitlichen Vorteile der einkommens-

schwächeren Haushalte durch eine Besteuerung zu verteidigen: „It is the price, if politicians 

want to help the weakest“ (zitiert aus Smith 2012).  

Eine gegnerische Diskurskoalition bildete zu dieser Zeit die ‚Liberale Allianz‘ (LA) als ein-

zige Partei zusammen mit der Ernährungsindustrie, den Landwirtschaftsverbänden und weite-

ren Akteur*innen. Diese konnten bereits einige Ressourcen- und Machtpotenziale zusammen 

einbringen. Die LA bezog damals als einzige Partei in der parlamentarischen Diskussion eine 

deutlich kritische Position und thematisierte vor allem die sozialen Auswirkungen der Steuer. 

So beanstandete Simon E. Ammitzbøll (LA) vor allem die Einführung einer Steuer und deren 

regressive Wirkung in Zeiten einer ökonomischen Krise. Die Fettsteuer könnte zudem die Ar-

beitslosigkeit steigen lassen, wie er in einer Rede im Parlament ‚Folketinget‘ (2011b) betonte. 

In anderen Teilen der Gesellschaft gab es weitere starke Stimmen gegen die Fettsteuer. So be-

tonten die Vertreter*innen von Landwirtschaftsverbänden und Gesundheitsverbänden mit der 

Last von zusätzlichen Steuerbürden für alleinerziehende Eltern respektive unterernährten Pati-

ent*innen vor allem soziale Argumente (vgl. Holm 2014, S. 10). Neben den sozialen Gegenar-

gumenten waren insbesondere ökonomische Gegenargumente68 und technische 

Gegenargumente69 stark vertreten. Aber auch an der argumentativen Basis, bei den gesund-

heitlichen Aspekten, wurde die Fettsteuer angegriffen. Vor allem in der öffentlichen Diskus-

sion außerhalb des Parlaments waren die gesundheitskritischen Stimmen stark vertreten. Auch 

                                                 

68 Simon Emil Ammitzbøll (LA) beklagte als ökonomisches Hindernisse eine mögliche steigende Inflation (vgl. 

Folketinget). Aus der Lebensmittelindustrie kamen ebenfalls Proteststimmen, vor allem gegen die Gefahr 

der Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland, der vermehrten Grenzeinkäufe und geringerer Arbeitsplätze 

sowie Einkommen im Handel (vgl. Holm 2014, S. 10; Bødker et al. 2015b, S. 740ff). 
69 Als technische Gegenargumente wurden insbesondere administrative Schwierigkeiten aufgeführt, nach Villum 

Christensen (LA) vor allem die Schwierigkeit der exakten Besteuerungshöhe und der Besteuerung von Im-

portartikeln (vgl. Folketinget). 
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einige Forscher*innen beschrieben in Artikeln die mögliche Gefahr des Ersatzes von gesättig-

ten Fettsäuren durch Kohlenhydrate (vgl. Tholstrup et al. 2009) und wurden beispielsweise zu 

von wirtschaftlichen Unternehmen und Verbänden finanzierten Veranstaltungen eingeladen.70 

Die Milchindustrie und der Landwirtschaftsverband unterstützten zusätzlich die Verbreitung 

von Studien, die das Ziel der Fettsteuer in Frage stellten (Vallgarda et al. 2015, S. 2). Eine be-

sonders prominente Rolle bei den universitären Kritiker*innen der Fettsteuer spielte Prof. 

Arne Astrup, der auch als Mitglied im Forschungszentrum von Arla Foods, einem großem 

Molkereiunternehmen, und als Berater bei der Global Dairy Platform, bei McDonald’s etc. 

auftrat (vgl. University of Copenhagen 2015). Diese Aktionen führten dazu, dass in der Ge-

sellschaft vermehrt Zweifel an der überwiegenden wissenschaftlichen Einschätzung in Bezug 

auf gesättigte Fettsäuren aufkamen (vgl. Holm 2014, S. 10). Diese Strategie erinnert an die 

frühere Strategie beispielsweise von Energie- oder Tabakunternehmen (vgl. Bødker et al. 

2015b, S. 741), Zweifel an der wissenschaftlichen Grundlage des Klimawandels bzw. der Ge-

sundheitsgefährdung durch Tabakprodukte zu schaffen, um die öffentliche Debatte durch die 

(scheinbare) Unterhöhlung des wissenschaftlichen Konsens entscheidend zu beeinflussen. 

Diese Beeinflussung geschah auch in Dänemark erfolgreich; nach einer repräsentativen Um-

frage bezweifelten 70 Prozent der Dänen im Jahr 2012, ob die Fettsteuer sie gesünder machen 

würde (vgl. The Copenhagen Post 2012a).  

Zusammenfassend gab es bei Beginn der Implementation eine Gegendiskurskoalition zwi-

schen der LA, der Ernährungsindustrie, den Landwirtschaftsverbänden und einigen universi-

tären Forscher*innen, deren Studien und Aktivitäten teilweise von betroffenen Industrien, 

insbesondere der Milchindustrie, mitfinanziert wurden. Diese Koalition griff insbesondere die 

ökonomischen und die gesundheitlichen Argumente der anderen Diskurskoalition mit Gegen-

argumenten an, teilweise auch um die eigenen kommerziellen Interessen zu schützen (vgl. 

                                                 

70 Internationale Expert*innen, die die Fettsteuer kritisierten, wurden auf einen Kongress, organisiert von der Er-

nährungsindustrie und universitären Forschenden, eingeladen (vgl. Vallgarda et al. 2015, S. 2). Die Ernäh-

rungsindustrie argumentierte, dass es keine gesicherte Studienlage über die Gesundheitsnachteile von 

Milchprodukten gäbe (vgl. Holm 2014, S. 10). Die Konferenz unter Mitleitung von Prof. Arne Astrup im 

Mai 2010 wurde dabei u. a. durch Zuwendungen von ‚Beef Checkoff‘, ‚Dairy Australia‘, ‘Dairy Council for 

Great Britain‘, ‚Dairy Council of California‘, ‚Dairy Farmers of Canada‘, ‚Global Dairy Platform‘, ‚Milch-

industrie-Verband‘, ‚National Dairy Council‘ der USA und ‚Svensk Mjölk‘, dem schwedischen Milchin-

dustrieverband, unterstützt (vgl. Astrup et al. 2011, S. 684f). Die Artikel beriefen sich auch auf 

wissenschaftliche Studien, z. B. von Siri-Tarino (2010) oder von Hjerpsted et al. (2011), die allerdings von 

Verbänden der Milchindustrie finanziell unterstützt wurden und in deren Sinne ausfielen. So sollte die Stu-

die von Hjerpsted et al. (2011) belegen, dass Käse keine gesundheitsschädliche Wirkung hätte. Dass dies 

teilweise nur im Vergleich zu Butter galt und die Studie zudem finanziell vom ‚Danish Dairy Board‘ und 

dem amerikanischen ‚Dairy Research Institute‘ unterstützt wurde, erwähnten die Verbände in der dänischen 

Öffentlichkeit allerdings nicht. 
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Bødker et al. 2015b, S. 741). Ihre ‚story line‘ könnte in diesem Sinne wie folgt zusammenge-

fasst werden: ‚Fett ist nicht so ungesund und die Fettsteuer ist sozial ungerecht und ökono-

misch schädlich‘. 

b) Weiterer Verlauf des Diskurses 

Die Aufteilung der Akteur*innen zu den Diskurskoalitionen änderte sich deutlich nach der 

Implementation der Fettsteuer. Kurz nachdem die Fettsteuer am 01.10.2011 eingeführt wurde, 

erlebte Dänemark am 03.10.2011 eine neue Regierung zwischen Sozialdemokraten (S), Sozi-

alliberalen (R) und Sozialisten (SF), die u. a. von der Einheitsliste unterstützt wurde. In ihrer 

Koalitionsvereinbarung hielten die Parteien fest, die Fettsteuer erhalten zu wollen (vgl. The 

Copenhagen Post 2011). Die Fettsteuer wurde daher, wie geplant, weiter umgesetzt. Durch die 

neuen Akteurskonstellationen aufgrund der neuen Regierung, die Implementierung der Steuer 

und ihre Wirkung auf Gesellschaft und Wirtschaft veränderte sich jedoch die Dynamik des 

Diskurses deutlich. Dies zeigt eine vom Autor eigens durchgeführte diskursanalytische Unter-

suchung von 24 Artikel aus den Zeitungen „The Copenhagen Post“, „Politiken“ und „Jyllands 

Posten“. Während in der Zeit vor der Implementierung auch neutrale oder positive Zeitungs-

artikel erschienen, engte sich die öffentliche Debatte in den Medien danach immer stärker auf 

negative Stimmen ein (vgl. Bødker et al. 2015b, S. 740). Dabei übernahmen nach Oktober 

2011 die ökonomischen Diskursanteile die Überhand, wie die folgende Abbildung 23 zeigt.  

 

Abbildung 23: Verteilung der Diskursarten zur dänischen Fettsteuer nach Okt. 2011 

 

Während die Artikel bei den Argumenten in Bezug auf die Gesundheit in ihrer Wertung recht 

gemischt waren, dominierten bei den ökonomischen Argumenten stark die negativen Stim-

men. Insbesondere wurden wirtschaftsnahe Stimmen wiedergegeben (vgl. Bødker et al. 

Gesundheit Ökonomie Soziales
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2015b, S. 740), die sich kritisch zu Auswirkungen auf Grenzeinkäufe und Arbeitsplätze äußer-

ten. Noch aktiver wurde die schlechte Stimmung unterfüttert, als im Juni 2012 die Handels-

kammer und zwei Gewerkschaften als ressourcen- und machtreiche Akteur*innen (HK 

Commerce und ‚Danish Food and Allied Workers Union‘) Anzeigen schalteten, die das Ende 

der Fettsteuer forderten (vgl. Snowdon 2013, S. 17). Auch technische Aspekte im Sinne von 

Schwierigkeiten oder Verzerrungen bei der Erhöhung der Preise durch die Besteuerung wur-

den immer wieder negativ beispielhaft in den Medien erwähnt (vgl. Bødker et al. 2015b, S. 

741). 

Die öffentliche Diskussion drehte sich dadurch vor allem um nicht intendierte Folgen der 

Steuer (vgl. Holm 2014, S. 10), insbesondere um die ökonomischen Konsequenzen (vgl. Vall-

garda et al. 2015, S. 3). Die Stimmen von Verbänden aus Landwirtschaft, Handel und Indust-

rie spielten somit eine bedeutende Rolle dabei, die Stimmung in Richtung Abschaffung der 

Steuer zu beeinflussen (vgl. Vallgarda et al. 2015, S. 3). 

Auch die Zusammensetzung der Diskurskoalitionen änderte sich durch die gewandelte öffent-

liche Stimmung. Die meisten neuen Oppositionsparteien, die die Fettsteuer anfangs unter-

stützt hatten, wechselten nun zur Contra-Diskurskoalition und proklamierten, dass die Effekte 

für die Gesundheit recht gering oder fragwürdig seien, ohne sich dabei allerdings auf gesi-

cherte Erkenntnisse zu beziehen (vgl. Vallgarda et al. 2015, S. 3). Die Contra-Diskurskoalition 

vereinte damit nun zahlreiche Akteur*innen mit großem Macht- und Ressourcenpotenzial. 

Die Regierungskoalition verteidigte die Fettsteuer zwar zunächst weiterhin. Noch im April 

2012 befürwortete die neue Gesundheitsministerin Pia Olsen Dyhr die Fettsteuer und die noch 

geplante Einführung der Zuckersteuer (vgl. The Copenhagen Post 2012f). Aber es gab kaum 

aktive Bemühungen dieser Prodiskurskoalition, die Fettsteuer argumentativ zu stützen. Ein 

Problem war für diese auch, dass es keine einheitliche Stimme im Bereich der öffentlichen 

Gesundheit gab, die die Fettsteuer unterstützte (vgl. Holm 2014, S. 10; Bødker et al. 2015b, S. 

741). Außer der Präsidentin der Präventionskommission traten keine aktiven öffentlichen Be-

fürworter der Fettsteuer auf (vgl. Vallgarda et al. 2015, S. 3). Dass die Fettsteuer nach ersten 

Anzeichen durchaus einen gewünschten Effekt auf den Konsum bewirkte, erfuhr schon keine 

große Aufmerksamkeit mehr (vgl. Holm 2014, S. 11). Denn bereits im Juni 2012 boten Kabi-

nettsmitglieder im Rahmen einer allgemeineren Steuerreform der Oppositionspartei Venstre 

an, die Fettsteuer und auch die geplante Zuckersteuer abzuschaffen. Bis November 2012 ver-

handelte die Regierung mit verschiedenen Oppositionsparteien die Möglichkeiten der Refi-

nanzierung bei Abschaffung der Fettsteuer weiter (vgl. The Copenhagen Post 2012d; The 

Copenhagen Post 2012e; The Copenhagen Post 2012b) und einigte sich schließlich mit der 
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linken Einheitsliste auf eine Form der Refinanzierung (vgl. The Copenhagen Post 2012c). Als 

offizielle Begründung für die Abschaffung der Fettsteuer wurden die Kritik an höheren Kon-

sumentenpreisen, zusätzliche administrative Bürden und die Gefährdung von Arbeitsplätzen 

genannt. Von Gesundheit oder Ernährungsaspekten war dagegen keine Rede (vgl. Vallgarda et 

al. 2015, S. 3).  

c) Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass für die Durchsetzung der Implementation 

insbesondere die folgenden Gründe zu sehen sind: 

 Doppelte ‚story line‘ mit Vorteilen zu Gesundheit und Ökonomie durch Ankündigung 

gleichzeitiger Steuersenkungen 

 Unterstützung durch relevante Ministerien, insbesondere das Finanzministerium  

 Wissenschaftliche Untermauerung der ‚story line‘ 

Dass die Fettsteuer dann kurz nach ihrer Implementation wieder abgeschafft wurde, erscheint 

Sicht vor allem durch die folgenden Faktoren begründet: 

 Neue Akteurskonstellation nach Neuwahlen (mit großer konservativer, wirtschafts-

freundlicher Partei nun in der Opposition und damit Wechsel zur Contra-Koalition) 

 Zunehmende Sammlung von Akteur*innen mit großem Macht- und Ressourcenpoten-

zial in Contra-Koalition 

 starkes diskursives Verbreiten möglicher sozialer Nachteile vonseiten der Contra-Koa-

lition 

 diskursive Durchlöcherung beider ‚story lines‘ von Contra-Koalition durch 

o Erweckung von Zweifeln an wissenschaftlichen Grundlagen der gesundheitli-

chen Vorteile und  

o starkes Verbreiten möglicher neuer negativer ökonomischer Nachteile 

 Einengung der medialen Debatte auf kritische ökonomische Aspekte 

 Gewinnung von wissenschaftlichen Vertreter*innen für die Untermauerung der Zwei-

fel an wissenschaftlichen Grundlagen der gesundheitlichen Vorteile 

 Fehlende einheitliche Stimmen auf der Pro-Seite für gesundheitliche Vorteile und Feh-

len von fundierten Daten zu sozialen und ökonomischen Vorteilen 
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Die gegnerische Diskurskoalition war somit mit ihrer Untergrabung der gesundheitlichen Ar-

gumentationsbasis und mit ihrer Fokussierung des Diskurses auf eine ökonomische Diskursart 

erfolgreich. Ein weiteres wesentliches Problem war auch das teilweise Fehlen öffentlicher Le-

gitimation der Fettsteuer, da diese als sozial ungerecht wahrgenommen wurde. Dies könnte 

vor allem durch den Umstand bedingt sein, dass die höhere Besteuerung ungesunder Lebens-

mittel nicht durch Subventionen von Lebensmitteln oder speziell direkt für sozial einkom-

mensschwache Haushalte kompensiert wurde (vgl. Holm 2014, S. 11). 

5.2.1.4) Analyse der Veränderungen 

Das Wirkungsmodell lässt sich anhand des Konzepts und der im öffentlichen Diskurs genann-

ten Argumente folgendermaßen (s. Abbildung 24) erweitern71:  

 

Abbildung 24: Modell der möglichen Wirkungen der dänischen Fettsteuer 

 

Die Folgen der Fettsteuer Dänemarks quantitativ zu erfassen, stößt auf mehrere methodische 

                                                 

71 In Blau markiert sind die Wirkungen bzw. Folgen der Implementierung nach den Argumenten der Pro-Koali-

tion, in Rot die Argumente der Contra-Koalition und in Grün von keinen der beiden Seiten genannte, aber 

zusätzlich potenziell mögliche Folgen, die hier ebenfalls untersucht werden sollen.  
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Schwierigkeiten, die in einigen Teilen  bereinigt werden konnten. So begann die Implementie-

rung des Instruments nicht an einem Jahresanfang, sondern erst zum Anfang des vierten Quar-

tals 2011. Die meisten Datenbanken enthalten allerdings nur jährliche Daten. Daher muss 

dieser Umstand bei der folgenden Auswertung der quantitativen Daten explizit beachtet wer-

den. Zudem wurde das Instrument bereits zum Ende des Jahres 2012 abgeschafft. Daher kann 

hier als beste Option angesehen werden, die Durchschnittsdaten der Jahre 2008 bis 2010 mit 

den Daten des Jahres 2012 zu vergleichen. Daher sind die Möglichkeiten einer quantitativen 

Evaluation anhand von Daten aus den dargestellten internationalen Datenbanken in diesem 

Fall deutlich begrenzt. Dies gilt besonders für die Bereiche der Ökonomie, der Ökologie und 

des Sozialen. Zur Verbesserung dieses Umstandes wurden so weit möglich weitere Studien in 

die Analyse eingebunden, die die mit der Fettsteuer eingetretenen Veränderungen anhand wei-

terer Datenquellen quantitativ untersuchten.  

Konsum: Mit der Implementation der Fettsteuer könnte davon ausgegangen werden, dass die 

dadurch steigenden Preise zu einer Reduktion des Konsums der entsprechenden Produkte 

führt, in diesem Falle vor allem der Milchprodukte mit hohem Fettanteil. Eine Studie von 

Bødker et al. (2015a) von Mai 2015 wertet empirische Daten aus. Darin sind allerdings aus 

methodischen Gründen keine Daten für Fleischprodukte enthalten. Danach ist im Jahr 2012 

im Vergleich zu den Jahren 2010 und 2011 der Konsum von Buttermixprodukten, Margarine, 

Fett, Käse, Sauerrahm, Keksen und Biskuits gesunken. Der Konsum von Butter stieg im Jahr 

2012 dagegen an, allerdings weniger stark als in den Jahren vor und nach der Besteuerung. 

Daher könnte spekuliert werden, dass die Fettsteuer auch den Anstieg des Konsums von But-

ter senkte. Einen stärkeren Anstieg als sonst erlebte der Konsum von Ölen und insbesondere 

von Chips als salziger Snackalternative, was eventuell als unerwünschter Nebeneffekt einzu-

stufen ist.  

Nach FAOSTAT-Daten sank im Jahr 2012 der Gesamtkonsum tierischer Produkte leicht auf 

1164 kcal pro Person und Tag im Vergleich zu 1202 kcal in den Jahren 2008 bis 2010. Dabei 

stieg der Konsum von Nüssen und vor allem pflanzlichen Ölen, auch der Gesamtkonsum von 

Fleisch lag höher. Bei Fleisch nahm vor allem der Konsum von Schweinefleisch zu, wobei 

dieser in den Jahren zuvor immer wieder stark geschwankt hatte. Der Konsum von tierischen 

Fetten wiederum sank deutlich, hier am deutlichsten von rohen tierischen Fetten. Diese nah-

men im gleichen Maße ab, wie der Konsum von pflanzlichen Ölen stieg, weshalb hier eine 

Substitution vermutet werden könnte. Nach einer Kalkulation von FDB, Dänemarks größtem 

Konsumguthändler, konnte mit Einführung der Fettsteuer eine Verschiebung von Produkten 
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mit hohem zu solchen mit geringerem Fettgehalt beobachtet werden (vgl. EurActiv 2012b; I-

versen 2012).72 Damit entspricht diese Konsumänderung der Intention der Fettsteuer. Dies 

schmälert allerdings die Effektivität der Fettsteuer als Instrument, um den Gesamtkonsum an 

Fleisch zu senken. Diese Zusammenschau deutet daraufhin, dass die Fettsteuer teilweise einen 

gewissen, wenn auch kleinen Effekt auf den Konsum der besteuerten Produkte hatte (vgl. 

Bødker et al. 2015a, S. 201). Einer Studie der WHO (2015b) zufolge sank durch die Besteue-

rung insgesamt der Konsum von Fetten um 10 bis 15 Prozent. In diesem Sinne kann die Fetts-

teuer als zumindest insofern erfolgreich eingeschätzt werden, als weniger gesättigte 

Fettsäuren konsumiert wurden.  

Gleichzeitig sind nichtintendierte Nebeneffekte zu beobachten. So gibt es Hinweise darauf, 

dass ein Teil der Konsument*innen von teureren Supermärkten zu Discount-Supermärkten 

wechselte. Diese Veränderung stellt einen Nebeneffekt dar, der nicht spezifisch von Garnett 

(Garnett 2014a) benannt wurde und als ‚discounter effect‘ charakterisiert werden könnte. Die 

Discount-Supermärkte erhöhten allerdings u. a. deshalb ihre Preise stärker als für den Aus-

gleich der reinen Steuererhöhungen nötig (vgl. Jensen und Smed 2013, S. 25f). Die Preise 

stiegen u. a. dadurch in vielen Fällen stärker, als von der Regierung geplant (vgl. The Copen-

hagen Post 2010a).  

Gleichzeitig könnte hier indirekt ein ‚sausage effect‘(d. h. ein Einkauf von Produkten mit ge-

ringerer Qualität) vermutet werden, da sich die tierischen Produkte in Discount-Supermärkten 

häufig durch eine geringere Qualität auszeichnen (vgl. Jonge et al. 2015).73 Ein weiterer öko-

nomischer Nebeneffekt der Fettsteuer bestand darin, dass einige große Hersteller ihre Pro-

dukte in kleineren Packungen anboten (vgl. WHO 2015b, S. 17; EurActiv 2012a), um 

wahrscheinlich die Preiserhöhungen durch kleinere Portionen aufzufangen.74 Dieser Effekte, 

                                                 

72 Dabei war der Konsum des günstigen und sehr fettigen Rinderhacks nicht gefallen, da dies immer noch die 

günstigste Sorte sei (vgl. Iversen 2012). Da dieser Konsum allerdings auch nicht angestiegen ist, kann hierzu 

kein ‚sausage effect‘ (Garnett 2014a, S. 17) erfasst werden. 
73In Dänemark existiert in Bezug auf hohe Tierwohlfahrt, zumindest nach Umfragen, im internationalen Ver-

gleich eine große Wertschätzung und ein starkes Wissen um deren Bedeutung (vgl. Europäische Kommis-

sion 2007). Dafür sind die Ausgaben für Lebensmittel relativ zum Einkommen in Dänemark mit ca. 11 

Prozent recht gering (vgl. Eurostat 2013). Daher kann angenommen werden, dass die Wertschätzung für qua-

litativ hohe Lebensmittel nicht stark ausgeprägt ist. In diesem Sinne kann spekuliert werden, dass hier eher 

ein ‚sausage effect‘ als ein ‚welfare effect‘ (d. h. ein Einkauf von Produkten mit geringerer Produktionsqua-

lität) vorliegen könnte. 
74 Damit konnten die Produzent*innen den gleichen Preis, nur bei kleinerer Größe, beibehalten. Dies könnte den 

Effekt der Fettsteuer verstärkt haben (vgl. WHO 2015b), da nun alle Konsumenten, auch die weniger preis-

sensitiven, kleinere Packungen und somit kleinere Mengen verbrauchten. Theoretisch könnte dies den Effekt 

zwar auch unbeeinflusst lassen, da die Konsument*innen einfach mehr Packungen nachkauften, wenn diese 

verbraucht waren. Experimentelle Studien zeigen einen stabilen Konsum (vgl. Raynor und Wing 2007) oder 

einen verringerten Konsum (vgl. Marchiori et al. 2011) durch kleinere Packungsgrößen. Dies deutet darauf 
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der neu als ‚package size effect‘ bezeichnet werden könnte, stellt einen weiteren nichtinten-

dierten Nebeneffekt dar, der nicht im theoretischen Teil antizipiert wurde. 

Umwelt: Mit der Einführung der Fettsteuer und dem damit verbundenen geringeren Absatz 

vor allem von Milchprodukten mit hohem Fettanteil könnte vermutet werden, dass (von Im-

porten abgesehen) weniger Nutztiere in Dänemark gehalten werden und somit weniger land-

wirtschaftliche THG-Emissionen anfallen. Eine Evaluation der Umweltfolgen der Fettsteuer 

wurde nach Kenntnisstand des Autors bisher nicht vorgenommen. Mit Implementation der 

Fettsteuer korreliert eine leichte Reduktion der landwirtschaftlichen THG-Emissionen. Die 

landwirtschaftlichen THG-Emissionen sanken nach FAOSTAT-Daten ab dem Jahr 2010 um 

ca. 0,52 Prozent für das Jahr 2011 bzw. 0,78 Prozent für das Jahr 2012. Auch die Methan- und 

Stickstoffemissionen sanken in diesem Zeitraum leicht. Ob und wenn ja in welchem Umfang 

diese Reduktion auf die Veränderung der Erzeugung tierischer Produkte durch die Fettsteuer 

zurückging, kann aufgrund jährlicher Schwankungen nicht mit Sicherheit ermittelt werden. 

Soziales: Bei Einführung der Fettsteuer gab es Annahmen, dass es zu mehr grenzübergreifen-

den Einkäufen und damit zu einer Verlagerung von Arbeitsplätzen kommen würde (vgl. Vall-

garda et al. 2014, S. 3). Eine genaue branchenspezifische, quantitative Auswertung der 

Auswirkungen der Fettsteuer auf die Beschäftigung fand nach Kenntnis des Autors bisher 

nicht statt. Für eine Annäherung können daher nur ungenauere Indikatoren verwendet werden. 

Nach FAOSTAT-Angaben blieben der Anteil der landwirtschaftlichen Beschäftigung sowie 

die Inflation im Zeitraum der Implementation der Fettsteuer recht konstant. Auch die Gesamt-

arbeitslosigkeit, die von 2008 bis 2010 spürbar angestiegen war, betrug in Dänemark nach 

dem Jahr 2010 relativ konstant ca. 7,5 Prozent. Die im Bericht des IEA enthaltene Zahl von 

1300 verlorenen Arbeitsplätzen (vgl. Snowdon 2013) beruhte auf Aussagen von Manager*in-

nen der dänischen Handelskammer und des dänischen Handelsverbandes für Landwirtschaft 

und Ernährung (vgl. The Copenhagen Post 2012a), die beide gegen die Fettsteuer argumen-

tierten und ihre Daten aus eigenen Studien entnahmen, weshalb Bødker (Bødker et al. 2015b, 

S. 740) an der Validität der Zahlen zweifelt. Die vielfach im politischen Diskurs geäußerte 

Befürchtung (vgl. Holm et al. 2014, S. 9), dass die Fettsteuer die Inflation und die Arbeitslo-

sigkeit stark steigen lassen würde, kann daher nicht bestätigt werden. 

Ökonomie:  Mit Einführung der Fettsteuer könnte angenommen werden, dass die landwirt-

schaftliche Produktion durch den geringeren Absatz von Produkten ebenfalls sinkt. Auch in 

                                                 

hin, dass diese kleineren Packungsgrößen den Konsumrückgang zumindest teilweise verstärkt haben könn-

ten. 
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Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung der Lebensmittelbranche fand eine genaue bran-

chenspezifische, quantitative Auswertung der Auswirkungen der Fettsteuer nach Kenntnis des 

Autors bisher nicht statt, weshalb hier nur eine Annährung stattfinden kann. Die landwirt-

schaftliche Wertschöpfung stieg nach Angaben der FAO in dem Zeitraum, in dem die Fetts-

teuer implementiert war, in leichtem Maße. Eine Gefährdung der nationalen Landwirtschaft 

ist daher in diesem Falle nicht erkennbar. Zusätzlich stellt sich die Frage, ob und in welchem 

Maße die Fettsteuer den grenzübergreifenden Einkauf (d. h. Einkäufe, bei denen die Konsu-

ment*innen selbst für ihren Einkauf über die Grenze fuhren) verstärkte, wie von kritischen 

Stimmen angenommen wurde. Dieser stieg für Fett, Öle, Käse und Fleisch um ca. 50 Prozent 

(vgl. Skatteministeriet 2015, S. 8). Dabei ist allerdings zu beachten, dass der Einkauf dieser 

Produkte nur einen Anteil von 1,5 Prozent am gesamten Wert der grenzübergreifenden Pro-

dukte ausmacht. Ein weiterer relevanter ökonomischer Aspekt war für die Regierung die Ein-

nahme von Steuermitteln. Die von der Regierung geplanten ca. 1 Milliarde DKK wurden 

dabei in der Tat, wenn auch mit saisonalen Schwankungen, erreicht (vgl. WHO 2015b, S. 16).  

Gesundheit: Mit der Implementation der Fettsteuer könnte angenommen werden, dass Pro-

dukte mit gesättigten Fettsäuren in der Bevölkerung weniger konsumiert werden und die Be-

völkerung durch die geringere Aufnahme von gesättigten Fettsäuren insgesamt positive 

Gesundheitseffekte erfährt. Aus den Konsumeffekten berechneten Bødker et al. (2015a) auch 

die Veränderung der Aufnahme der ungesättigten und gesättigten Fettsäuren sowie des Cho-

lesterins. Nach ihren Kalkulationen sanken diese alle im Jahr 2012 im Vergleich zum Zeit-

raum vor der Fettsteuer. Insbesondere der Anteil der gesättigten Fettsäuren an der 

Gesamtenergieaufnahme ging von 7,3 Prozent auf 7,0 Prozent zurück. Die Cholesterinauf-

nahme nahm damit um 2 Milligramm pro Person und Tag ab (vgl. (Bødker et al. 2015a, S. 

201). Da jedoch auch die ungesättigten Fettsäuren sanken, kommt es nach Bødker et al. 

(2015a) auf die Berechnungsmodelle an, ob daraus leichte negative oder positive Gesund-

heitseffekte in Form eines Risikos einer ischämischen Herzerkrankung resultieren. Die Ge-

sundheitseffekte sind daher diesbezüglich nicht mit Sicherheit zu kalkulieren.  

Nach FAOSTAT-Daten nahm der Konsum von Obst und Gemüse ab, allerdings in geringem 

Maße und als Teil eines langjährigen Trends. Daher kann hier nicht mit Sicherheit ein ‚meat 

shoring‘-Effekt angenommen werden. 
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5.2.2) Neuseeland: Subventionssenkung  

5.2.2.1) Einführung 

Auch für die Analyse des neuseeländischen Falles werden zur Einführung im Folgenden zu-

erst die Hintergründe der politischen Regulierung dargestellt. Der Milchsektor, vorherrschend 

in Neuseelands Landwirtschaftssektor, wurde bereits lange durch staatliche Institutionen be-

sonders subventioniert und kontrolliert. Die Kontrolle führte vor allem das ‚New Zealand 

Milk Board‘ durch, das Quoten und feste Preise für die Produktion bestimmte und auch für 

eine Hauslieferung von Milchprodukten sorgte (vgl. Moffitt und Sheppard 1998, S. ix; Jardine 

2010, S. 9). Aufgrund externer Schocks Anfang der 1970er Jahre verstärkte die neuseeländi-

sche Regierung ab dem Jahr 1976 ihren Einfluss auf die Landwirtschaft. Dadurch erhöhten 

sich die Subventionen für die Landwirtschaft sprunghaft (vgl. Sayre 2003) und überstiegen 

teilweise die Einzelhandelspreise (vgl. Smith und Signal 2009, S. 4). Im Jahr 1984 erreichten 

die Ausgaben des Landwirtschaftsministeriums ca. 800 Millionen US-Dollar und im Jahr 

1987 den Höhepunkt mit 1,7 Milliarden US-Dollar, was 13 respektive 25 Prozent der land-

wirtschaftlichen Wertschöpfung Neuseelands bedeutete (vgl. Jardine 2010, S. 19). Für ein 

Land mit geringen finanziellen Ressourcen wie Neuseeland bedeuteten die Subventionen eine 

immer höhere Belastung, was die Stabilität des gesamten Systems bedrohte (vgl. Sayre 2003).  

Schon im Jahr 1982 wies interessanterweise ein führender Verband der Landwirt*innen, die 

‚Federated Farmers of New Zealand‘, auf die Gefahren der damals vorhandenen hohen Sub-

ventionen von Milchproduktion und -konsum hin und sandte im Jahr 1982 an die Regierung 

ein Positionspapier, das die landwirtschaftlichen Subventionen als Hauptgrund für die hohe 

Inflation des Landes ausmachte (vgl. Sayre 2003). Da die Subventionen der Landwirtschaft 

40 Prozent des Staatsdefizits verantworteten, sah es auch die im Jahr 1984 neu gewählte La-

bour-Regierung als naheliegend an, diese landwirtschaftliche Unterstützung zu kürzen (vgl. 

Jardine 2010, S. 21). Die Regierung verhandelte daher im Jahr 1984 mit der Milchwirtschaft 

(vgl. Moffitt und Sheppard 1998, S. ix) und deregulierte den Sektor in den nächsten Jahren 

schrittweise (vgl. Smith und Signal 2009, S. 5).75 Als ein zentrales politisches Instrument 

wurde die Abschaffung der Subventionen für Konsumpreise von Milch bereits im Jahr 1985 

umgesetzt. Die Reformen ab dem Jahr 1984 enthalten eine Reihe regulativer und finanzbasier-

ter Instrumente (vgl. Smith und Signal 2009, S. 6), die für den Konsum tierischer Produkte 

                                                 

75 Der im Jahr 1988 beginnende ‚Milk Act‚ inkludierte dabei die Abschaffung von Preis- und Margenkontrolle 

und ein Ende des Milchverteilungssystems. Mit dem Auslaufen des ‚Milk Act‚ im Jahr 1993 wurde die 

Milchwirtschaft komplett liberalisiert (vgl. Smith und Signal 2009, S. 5). 
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relevant sind: 

 1984: Abschaffung von Zöllen 

 1985: Abschaffung von Subventionen für Konsumpreise von Milch sowie Deregula-

tion der Milchindustrie, inklusive Abschaffung der Preiskontrolle 

 1986: Einführung der Mehrwertsteuer auch auf Lebensmittel 

 1989: Steigerung der Mehrwertsteuer auf 12,5 Prozent 

 1993: Volle Deregulation der einheimischen Milchindustrie, inklusive Abschaffung 

der Hauslieferungen von Milchprodukten, sowie Verbindung der nationalen mit inter-

nationalen Preisen für Milchprodukte 

Dieser Reformprozess führte vor allem zu steigenden einheimischen Milchpreisen. Ab dem 

Jahr 1976 stiegen die Milchpreise bis zum Jahr 1989 um ca. 250 Prozent.76 

5.2.2.2) Analyse der Kohärenz des Konzepts 

Die von der Regierung geplanten Wirkungen lassen sich nach den zuvor genannten Darstel-

lungen anhand des folgenden Änderungsmodells illustrieren (s. Abbildung 25). 

                                                 

76 Im Jahr 1976 stiegen die Milchpreis bereits, als die Regierung die Preisfixierung für Milch aufhob, was einen 

Anstieg der Einzelhandelspreise auslöste (vgl. Smith und Signal 2009, S. 6). 
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Abbildung 25: Modell der geplanten Wirkungen der neuseeländischen Konsumsubventionsab-

schaffungen 

 

Die ab dem Jahr 1984 durchgeführten Reformen waren nicht, wie aus dem Vorherigen hervor-

geht, initiiert worden, um den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen. Vielmehr waren 

wirtschaftliche Umstände, wie steigende Schulden, Inflation sowie sinkendes Wirtschafts-

wachstum und insbesondere die Währungskrise im Jahr 1984 (vgl. Lattimore 2006, S. 5), für 

die Reformen und die Wahl dieser politischen Instrumente ausschlaggebend. Auch das Ziel 

der Abschaffung der Subventionen für Konsumpreise von Milch lag daher darin, die hohen 

Staatsausgaben zu reduzieren, die mit für ein hohes Staatsdefizit und eine hohe Inflation ver-

antwortlich gemacht wurden. Da die Subventionen für die Landwirtschaft 40 Prozent des 

Staatsdefizits ausmachten, kann die Maßnahme als kohärent mit dem Ziel der Senkung der 

Staatsausgaben bezeichnet werden. Die Inflation mit Senkung der Staatsausgaben zu senken, 

kann ebenfalls konzeptionell als kohärent bezeichnet werden. Auch praktisch wird einge-

schätzt, dass die Senkung der Staatsausgaben durch die landwirtschaftlichen Subventionskür-

zungen neben anderen makroökonomischen Reformen essentiell für die Senkung der Inflation 

und die Steigerung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums war (vgl. Vitalis 2007). Mit der 

Senkung der Konsumsubventionen als alleiniger Maßnahme hätte die Regierung die Ziele 

nicht umsetzen können, dennoch leistete diese Maßnahme einen wesentlichen Beitrag zu die-

sem Ziel. In diesem Sinne kann das Konzept des Instruments als intern kohärent mit dessen 
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Zielen bezeichnet werden. 

5.2.2.3) Analyse des politischen Prozesses 

In Neuseeland standen sich im Grunde zwei Diskurskoalitionen gegenüber. Die erste Dis-

kurskoalition drängte auf grundlegende ökonomische Reformen zur Beendigung der Wirt-

schaftskrisen. Dazu gehörte zum einen die neugewählte Labour-Regierung, die ihre 

Hauptunterstützung nicht in den ländlichen, sondern den städtischen Gebieten (vgl. Lattimore 

2006, S. 5) erhielt. Daher vertrat sie vor allem die urbane Bevölkerung und die Mittelschicht 

und war demnach weniger mit den Interessen der landwirtschaftlich Beschäftigten verbunden 

(vgl. Jardine 2010, S. 24). Die Entscheidungen für die wirtschaftlichen Reformen wurden da-

bei von der gesamten Regierung gefällt, wenn auch entscheidende Impulse von Finanzminis-

ter Roger Douglas ausgingen (vgl. Lattimore 2006, S. 5). 

Zudem unterstützte, wie erwähnt, mit den ‚Federated Farmers of New Zealand‘ auch einer der 

größten landwirtschaftlichen Verbände mit einigem Macht- und Ressourcenpotenzial die Re-

formen (vgl. Sayre 2003).77 Darüber hinaus drängten auch Verbände anderer ökonomischer 

Sektoren und deren wissenschaftliche Einrichtungen, wie die ‚Industries Development Com-

mission‘, auf ein Ende der landwirtschaftlichen Subventionierung und Kontrolle. Die Ak-

teur*innen führten vor allem die wirtschaftliche Notwendigkeit der Reformen für die 

Reduzierung der Staatsschulden und der Inflationsraten als Argumente an. Zudem hoben sie 

hervor, dass einige Maßnahmen der Reformen, insbesondere die Senkung von Zöllen, die 

Preise für die Input-Ressourcen der Landwirtschaft senken und somit die Nachfragereduzie-

rung kompensieren könnten. Die ‚story line‘ der ersten Diskurskoalitionen könnte daher wie 

folgt zusammengefasst werden: ‚Die Reformen sind wirtschaftlich notwendig und am Ende 

für alle vorteilhaft‘.  

Auf der anderen Seite stand die zweite Diskurskoalition mit der ‚National Party‘ und weiteren 

landwirtschaftlichen Verbänden. Die ‚National Party‘ vertrat dabei traditionell die Interessen 

der Landwirt*innen (vgl. Jardine 2010, S. 24), die mehrheitlich keine starken Einschnitte oder 

Veränderungen wünschten, die ihre wirtschaftlichen Interessen gefährden und zu wirtschaftli-

chen Verlusten oder Schließungen von Betrieben führen könnten. Konsequenterweise lehnte 

die bis zum Jahr 1984 regierende ‚National Party‘ die meisten Reformvorschläge der ‚Federa-

ted Farmers of New Zealand‘ ab (vgl. Sayre 2003). Mit ihrer Opposition gegen die Reformen 

                                                 

77 Dabei herrschte aber intern bei den ‚Federated Farmers of New Zealand‘ nicht voller Konsens zugunsten der 

Reformprozesse (vgl. Jardine 2010, S. 26). 
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der neugewählten Labour-Regierung konnten die ‚National Party‘ und die weiteren landwirt-

schaftlichen Verbände große Teile der Bevölkerung mobilisieren. So marschierte im Jahr 1986 

ungefähr ein Drittel der Bevölkerung bei einer Demonstration gegen die Regierungsmaßnah-

men zum Parlamentsgebäude (vgl. Jardine 2010, S. 25f). Dies weist auf ein bedeutsames 

Macht- und Ressourcenpotenzial der Contra-Koalition hin. Beide Diskurskoalitionen verwen-

deten vor allem wirtschaftliche Argumente, wenn auch die ‚National Party‘ deutlich ideologi-

scher argumentierte (vgl. Jardine 2010, S. 26). Die ‚story line‘ der zweiten Diskurskoalition 

könnte wie folgt formuliert werden: ‚Wir müssen unsere Landwirt*innen weiterhin wirtschaft-

lich unterstützen‘.  

Trotz des Einflusses der Contra-Koalition konnten die Reformen durch die genannten politi-

schen Instrumente erfolgreich implementiert werden. Dies kann aus diskurstheoretischer Sicht 

auf verschiedene Faktoren zurückgeführt werden. Als erster Faktor ist die Uneinigkeit der 

landwirtschaftlichen Verbände in Form der Regierungsunterstützung durch die ‚Federated 

Farmers of New Zealand‘ zu nennen (vgl. Sayre 2003). Die zweite Diskurskoalition konnte 

daher keine einheitliche diskursive Front aufbauen. Als zweiter Grund kann angeführt wer-

den, dass die ‚Labour Party‘ nicht auf die Unterstützung der Landwirt*innen und deren Stim-

men angewiesen war. Solange die Contra-Akteur*innen nur Argumente vorbrachten, um ihre 

eigenen Interessen zu vertreten, und nicht auch Argumente für die Interessen der städtischen 

Bevölkerung, war die Regierung der ‚Labour-Party‘ in ihrer Basis nicht tangiert (vgl. Jardine 

2010, S. 26). Auch das große Macht- und Ressourcenpotenzial der Contra-Koalition war da-

her nicht fundamental für sie bedrohlich. Dies könnte durch das damals in Neuseeland noch 

geltende Mehrheitswahlrecht begünstigt worden sein. Als dritter Grund ist hervorzuheben, 

dass die Pro-Akteur*innen zwar einräumten, den Landwirt*innen finanzielle Unterstützung zu 

nehmen, aber gleichzeitig hervorhoben, dass (u. a. durch die Senkung von Zöllen) die Preise 

für deren Input-Ressourcen gesenkt wurden. Dies wurden von zahlreichen Landwirt*innen 

schließlich als fairer Deal betrachtetet (vgl. Lattimore 2006. S. 128). Als vierter Grund kann 

aufgeführt werden, dass die Regierung die Reformen nur schrittweise durchführte und das 

Ende der Subventionen mit einigen Auffangmaßnahmen für in Not geratene Landwirt*innen 

begleitete, wie Hilfen bei der Schuldenbedienung (vgl. Jardine 2010). Dies führte zu einer 

steigenden Akzeptanz der Implementierung der politischen Instrumente und schließlich gab 

daher auch die ‚National Party‘ ihren Widerstand gegen die Reformen auf und setzte den Re-

formprozess bei ihrer Wiederwahl im Jahr 1990 sogar fort (vgl. Sayre 2003). 

Von beiden Seiten wurde die Abschaffung der Konsumsubventionen im Jahr 1985 für Milch 
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damit im Gesamtrahmen makroökonomischer Prozesse gesehen, insbesondere der Reformie-

rung der Landwirtschaft und weiterer Wirtschaftssektoren. Die Pro-Koalition konnte dabei 

ihre ‚story line‘ der ökonomischen Nachteile der Konsumsubventionen, z. B. die hohen direk-

ten staatlichen Kosten, steigende Schulden und hohe Inflationsraten, durchsetzen.78 Andere 

Effekte, wie negative gesundheitliche oder ökologische Effekte, waren in diesem politischen 

Diskurs nicht vorhanden. Die ab dem Jahr 1984 durchgeführten Reformen waren daher nicht 

initiiert worden, um den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen. 

Die epistemischen Grundüberlegungen hinter den Reformprozessen können der wirtschaftsli-

beralen politischen Theorie zugeordnet werden, die bereits im normativen Teil dieser Arbeit in 

Form der Arbeit von Weimer und Vining (2005) verwendet wurde. Danach behindern bei-

spielsweise preisliche Kontrollen als Begrenzung des Marktrahmens sowie (nicht durch 

Marktfehler gerechtfertigte) Subventionen die volle Entwicklung der Marktwirtschaft und da-

mit des wirtschaftlichen Gesamtnutzens. 

Zusammenfassend sind daher vor allem die folgenden Aspekte als entscheidend für die dis-

kursive Durchsetzung der Diskurskoalition der Regierung zu sehen: 

 Existenz von landwirtschaftlichem Verband und weiteren wirtschaftlichen Akteur*in-

nen in Pro-Diskurskoalition 

 Großer Einfluss der Akteur*innen der Contra-Koalition, aber geringe politische Ab-

hängigkeit der Regierungspartei von deren Zielgruppe 

 Fokussierung des Diskurses auf ökonomische Aspekte 

 Wissenschaftliche Unterstützung der ökonomischen Argumente der Pro-Diskurskoali-

tion 

 Gesellschaftliche Annahme eines ökonomischen Ausgleichs, d. h. des Vorhandenseins 

ökonomischer Vor- und Nachteile der Gesamtmaßnahmen  

 Schrittweise Umsetzung der Abschaffung der Subventionen mit Härtefall-Unterstüt-

zung 

                                                 

78 Weitere wirtschaftliche erschwerende Umstände waren ein sinkendes Wirtschaftswachstum und insbesondere 

die Währungskrise im Jahr 1984 (vgl. Lattimore 2006, S. 5). Zudem wurde eine generell stärkere marktwirt-

schaftliche Ausrichtung der gesamten Wirtschaft, insbesondere der Landwirtschaft, als Begründung genannt 

(vgl. Lattimore 2006). 
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5.2.2.4) Analyse der Veränderungen 

Das Wirkungsmodell lässt sich anhand des Konzepts und der im öffentlichen Diskurs genann-

ten Argumente wie folgt (s. Abbildung 26) darstellen:

 

Abbildung 26: Modell der möglichen Wirkungen der neuseeländischen Konsumsubventions-

abschaffungen 

 

Konsum: Mit den Reformmaßnahmen könnte davon ausgegangen werden, dass die dadurch 

steigenden Preise zu einer Reduktion des Konsums der entsprechenden Produkte führt, in die-

sem Falle vor allem bei Milchprodukten. Wie bereits bei der Darstellung außergewöhnlicher 

Ländertrends dargestellt (s. Abschnitt V.3.2) zeigte Neuseeland eine starke Reduktion tieri-

scher Produkte, von 1494 kcal pro Person und Tag im Jahr 1976 auf 902 kcal pro Person und 

Tag im Jahr 1999 (ca. 40 Prozent). Hierbei sank insbesondere der Konsum von Milchproduk-

ten, während der von Fleisch ungefähr konstant blieb (s. Abbildung 27). Diese Reduktions-

trends bei den Milchprodukten, vor allem bei Milch und Butter, korrelieren zeitlich stark mit 

den politischen Veränderungen ab dem Jahr 1976 und insbesondere dem Jahr 1984. Dies weist 

darauf hin, dass die Reformmaßnahmen einen deutlichen Einfluss auf den Konsum hatten. 
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Abbildung 27: Veränderung des Lebensmittelkonsums in Neuseeland (FAOSAT) 

 

Der Konsum von Obst pro Person stieg zudem seit dem Jahr 1984 deutlich an, was einen teil-

weisen Ersatz von tierischen Produkten durch Obst bedeuten könnte. Ein auf Milchprodukte 

übertragener ‚meat-shoring effect‘, nach dem Konsument*innen wegen höherer Preise für tie-

rische Produkte von diesen die gleiche Menge, aber weniger Obst und Gemüse kaufen, ist da-

her nicht zu beobachten. In Bezug auf Milchprodukte kann zudem konstatiert werden, dass, 

falls ein ‚welfare effect‘ oder ein ‚sausage effect‘ vorlag, dieser nicht hinreichend signifikant 

ausfiel, um die Konsumreduktion auszugleichen. 

Ökonomie: Die Reformmaßnahmen könnten – so die Annahme nach dem Wirkungsmodell – 

dazu führen, dass die landwirtschaftliche Produktion durch den geringeren Absatz von Pro-

dukten ebenfalls sinkt. Die Kürzungen der Subventionen und der stärkere Wettbewerb mit 

dem internationalen Handel korrelieren nach FAOSTAT-Angaben kurzzeitig mit einer Sen-

kung der landwirtschaftlichen Produktion. Diese ging zwischen 1985 und 1990 zurück, um 

sich anschließend wieder zu erholen und auf neue Höhen zu steigen. Nach Ansicht des Ver-

bands der ‚Federated Farmers of New Zealand‘ waren die Reformen die Grundlage dafür, 

dass der landwirtschaftliche Sektor ab dem Jahr 1986 durchschnittlich um 5,9 Prozent pro 

Jahr wuchs, nachdem das Wachstum zuvor bei durchschnittlich 1 Prozent lag (vgl. Federated 

Farmers of New Zealand 2005, S. 1). Deshalb stufte der Verband die Reformen als wirtschaft-

lich hilfreich ein.  
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Umwelt: Mit den Reformmaßnahmen und einem potenziell folgendem geringeren Absatz von 

Milch könnte vermutet werden, dass weniger Milchkühe in Neuseeland gehalten werden und 

somit weniger landwirtschaftliche THG-Emissionen anfallen. Nach Ausseil (2013) sanken die 

THG-Emissionen, die auf Milchkühe in Neuseeland zurückzuführen sind, ab dem Jahr 1987 

leicht, nachdem sie zwischen 1978 und 1986 leicht gestiegen waren, wie die folgende Abbil-

dung 28 auf Basis von Daten von Ausseil et al. (2013) darstellt. 

 

Abbildung 28: Höhe der THG-Emissionen durch Milchkühe in Neuseeland 

 

Allerdings stiegen sie ab dem Jahr 1990 wieder deutlich an, da mit steigender internationaler 

Wettbewerbsfähigkeit und Exporttätigkeit die neuseeländische Landwirtschaft ihre Produktion 

wieder deutlich ausweiten konnte. Dabei ist für die Milchproduktion zu beachten, dass der 

Anteil der Milchproduktion für den einheimischen Verbrauch nur bei ca. fünf Prozent liegt 

(vgl. Smith und Signal 2009, S. 4). Diese Daten könnten so interpretiert werden, dass mit Ein-

führung der Maßnahmen eine geringe Reduktion der entsprechenden THG-Emissionen im 

Jahr 1987 erfolgte, diese Reduktion des einheimischen Verbrauchs aber langfristig nicht aus-

reichend war, um die Gesamtsteigerung der Produktion durch zunehmende ausländische 

Nachfrage und die damit steigenden THG-Emissionen abzubremsen.  

Soziales: Mit Kürzung der Konsumsubventionen könnte davon ausgegangen werden, dass 

zahlreiche Landwirt*innen weniger Produkte absetzen können und daher Einkommenseinbu-

ßen oder den Verlust ihres Betriebs erfahren. Entgegen den Annahmen der neuseeländischen 

Regierung, dass ca. 8.000 Farmen die Reformen nicht überleben würden, waren es am Ende 

800 Farmen, die verkauft werden mussten. Die meisten Landwirt*innen strukturierten ggf. 

Schulden (mit Unterstützung der Banken) um und führten die Betriebe fort (vgl. Federated 
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Farmers of New Zealand 2005, S. 3). Auch das durchschnittliche Einkommen der Land-

wirt*innen sank kurzfristig, insbesondere das der Schafhalter*innen, die besonders stark sub-

ventioniert worden waren. Spätestens ab dem Jahr 1992 erholten sich die Einkommen jedoch 

wieder und stiegen von da an über die Werte vor dem Jahr 1984 (vgl. Jardine 2010, S. 28).  

Mit Kürzung der Konsumsubventionen könnte zudem spekuliert werden, dass die Lebensmit-

telpreise deutlich steigen und damit die bestehende Inflation schüren. In der Tat stiegen die 

Milchpreise zwischen 1985 und 1988 für Konsumierende um fast die Hälfte (vgl. Moffit, 

Sheppard 1998). Dem kann aber gegenübergestellt werden, dass der gesamtwirtschaftliche 

Reformprozess zu einer rasch sinkenden, stabilen Inflation führte (vgl. Jardine 2010, S. 31). 

Damit lassen sich die Reformen auch in dieser sozialen Perspektive als kurzfristig schwierig, 

aber langfristig hilfreich einstufen.  

Gesundheit: Mit den Reformmaßnahmen könnte angenommen werden, dass vor allem 

Milchprodukte in der Bevölkerung weniger konsumiert werden und durch die geringere Auf-

nahme von gesättigten Fettsäuren die Bevölkerung insgesamt positive Gesundheitseffekte er-

fährt. Für Neuseelands gesundheitliche Entwicklung ergeben sich nach Angaben der WHO 

(2013) unterschiedliche Trends. Der BMI stieg ab dem Jahr 1980 kontinuierlich an; gleichzei-

tig sanken ab dem Jahr 1980 der Bluthochdruck und der Cholesterinspiegel (insbesondere En-

der der 1980er und Anfang der 1990er Jahre). Der Rückgang des Cholesterinspiegels kann 

nach weiteren Studien insbesondere auf die Reduktion des Konsums tierischer Produkte in 

Neuseeland zurückgeführt werden (vgl. Khor 1997). Dazu passen die Feststellungen, dass in 

Neuseeland die Zahl der Herzkrankheiten bzw. die daraus folgende Mortalität zwischen 1982 

und 1993 (vgl. Capewell et al. 2000) bzw. zwischen 1981 und 1999 (vgl. Fawcett und Blakely 

2006) drastisch sank. Capewell et al. (vgl. 2000) zufolge kann dies u. a. auf den geringeren 

Bluthochdruck und Cholesterinspiegel bzw. nach Beaglehole et al. (1985) auf den sinkenden 

Konsum von Milchprodukten in Neuseeland zurückgeführt werden. Damit könnte es als ins-

gesamt wahrscheinlich eingestuft werden, dass der Konsumrückgang von tierischen Produk-

ten (mit steigendem Obstkonsum) dazu beigetragen hat, die öffentliche Gesundheit deutlich 

zu verbessern. 

5.2.3) Norwegen: Subventionssenkung 

5.2.3.1) Einführung 

Zu Beginn dieses Abschnitts werden auch hier zuerst Hintergründe und Kontexte der Senkung 
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von Lebensmittelsubventionen in Norwegen geschildert. Konsumbezogene Lebensmittelsub-

ventionen existierten in Norwegen vor ihrer Reduktion seit Jahrzehnten. Sie wurden jährlich 

zwischen landwirtschaftlichen Verbänden auf der einen Seite und der Regierung auf der ande-

ren Seite, genauer gesagt den Ministerien für Landwirtschaft, für Verbraucher, für Finanzen 

und für Soziales, im Rahmen der Grenzen des nationalen Budges verhandelt (vgl. Milio 1998, 

S. 52). Dabei wurden sie typischerweise stetig erhöht; gesundheitliche Aspekte wurden wenig 

beachtet (vgl. Milio 1990, S. 5). Bis zum Jahr 1981 waren die Konsumsubventionen noch nie 

gesenkt worden (vgl. Milio 1990, S. 90). 

Ab dem Jahr 1981 und nach weiteren Beschlüssen in den Jahren 1985 und 1987 wurden die 

Konsumsubventionen allerdings gesenkt. Eine weitere Senkung der Konsumsubventionen 

wurde im Jahr 1987 beschlossen. Den Bedarf für die weiteren Kürzungen der Subventionen 

im Jahr 1987 rechtfertigte die neu gewählte Regierung der Arbeiterpartei zum einen mit not-

wendigen Einsparungen, da der norwegische Staat ab Mitte der 1980er Jahre durch fallende 

Dollarkurse und fallende Ölpreise eine finanzielle Krise durchlief (vgl. Almås 1989, S. 134). 

Das Finanzministerium erhoffte sich durch die Kürzung der Konsumsubventionen vor allem 

Ausgabensenkungen (vgl. Milio 1990, S. 114). Zum anderen nannte die Regierung gesund-

heitliche Gründe zur Anpassung der Subventionen an Ernährungsempfehlungen und soziale 

Gründe, insofern die Subventionen nicht breit allen gesellschaftlichen Gruppen, sondern eher 

nur bestimmten sozialen Gruppen direkt zukommen sollten. Insgesamt sanken die Kon-

sumsubventionen um mehr als die Hälfte zwischen 1980 und 1987. Besonders die Subventio-

nen von Fleisch und Fisch wurden beinahe vollständig abgeschafft. Die Subventionen für 

Milch und Milchprodukte sanken ebenfalls, wenn auch weniger deutlich (vgl. Milio 1990, S. 

91). 

5.2.3.2) Analyse der Kohärenz des Konzepts 

Die von der Regierung geplanten Wirkungen lassen sich nach den zuvor genannten Darstel-

lungen anhand des folgenden Änderungsmodells illustrieren (s. Abbildung 29). 
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Abbildung 29: Modell der geplanten Wirkungen der norwegischen Konsumsubventionsreduk-

tionen 

 

Wie auch im neuseeländischen Fall wurden die Konsumsubventionen auch aus finanziellen 

und sozialen Gründen gekürzt. Finanziell sollten die Kürzungen zur Reduzierung der Staat-

verschuldung einen Beitrag leisten. Sozial sollten sie dabei helfen, statt Lebensmittel gezielt 

finanziell schwache Haushalte zu unterstützen. Die Regierung setzte dies um, indem sie einen 

Teil der finanziellen Einsparungen dafür nutzte, Familienzulagen und -leistungen für Familien 

mit Kindern zu erhöhen (vgl. Milio 1990, S. 65). Gesundheitlich sollten die Subventionsre-

duktionen vor allem das Annähern des Ernährungsverhaltens an Ernährungsempfehlungen un-

terstützen und den Anteil von Fett in der Ernährung der Bevölkerung, genauer gesagt den 

Konsum von Produkten mit einem hohen Anteil gesättigter Fettsäuren, mindern. Da die Kür-

zungen mit Milchprodukten und Fleisch zwei Produktgruppen betrafen, die beide gesättigte 

Fettsäuren enthalten, kann diese Maßnahmen für dieses Ziel als ein möglicher kohärenter An-

satzpunkt eingeschätzt werden; allerdings könnte mit einer anderen Maßnahme, z. B einer 

Fettsteuer wie in Dänemark, eine gezieltere Reduzierung des Konsums von Produkten mit ei-

nem hohen Anteil gesättigter Fettsäuren erreicht werden. Trotz dieser Einschränkung ist die 

Konzeption des Instruments als intern weitgehend kohärent mit dessen Zielen zu bezeichnen. 
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5.2.3.3) Analyse des politischen Prozesses 

Die üblichen Verhandlungen zwischen landwirtschaftlichen Verbänden und Regierung verlie-

fen in der Regel freundlich und kurz (vgl. Milio 1990, S. 37). Auch die ersten Kürzungen im 

Jahr 1981 kamen noch in kooperativen Gesprächen zwischen den genannten Akteur*innen zu-

stande. Diese Kürzungen, die die (aus dem Amt scheidende) Regierung der Arbeiterpartei an-

visierte, wurden in der Tat von den landwirtschaftlichen Verbänden mitgetragen. Die im Jahr 

1981 beschlossene Minderung der Konsumsubventionen begründete die damalige Regierung 

hauptsächlich mit wirtschaftlichen Gründen, insbesondere der Bekämpfung der hohen Infla-

tion (vgl. Milio 1990, S. 90). Für die Verhandlungen im Jahr 1987 ist jedoch ein kulturell un-

typischer Bruch in den Verhandlungen festzustellen. Denn die Verhandlungen im Jahr 1987 

zwischen den landwirtschaftlichen Verbänden und der neu gewählten Regierung der Arbeiter-

partei waren durch einen konflikthaften Verlauf geprägt (vgl. Milio 1990, S. 112).  

Als Hauptprotagonist und Sieger der harten Verhandlungen wurde das Finanzministerium be-

zeichnet (vgl. Milio 1990, S. 114f).79 Als Begründung für den Bedarf weiterer Kürzungen 

führte die Regierung, wie erwähnt, Einsparnotwendigkeiten und vor allem den Wunsch nach 

einem sozial gerechteren System der sozialen Unterstützung an (vgl. Milio 1990).80 Denn bei 

den Sozialdemokraten wuchs seit Anfang der 1980er Jahre eine Skepsis gegenüber allgemei-

nen Konsumsubventionen als effektiver sozialer und gesundheitlicher Maßnahme (vgl. Milio 

1990, S. 65).81 Als eine epistemische Grundüberlegung dahinter könnte angesehen werden, 

dass Subventionen vor allem nur den sozial einkommensschwächeren Haushalten zugutekom-

men sollten. Diese epistemische Grundüberlegung lässt sich als übereinstimmend mit Rawls 

Ausgleichsprinzip auffassen, wonach Mehrausgaben des Staates vor allem sozial Schwäche-

ren dienen sollten, damit „unverdiente Ungleichheiten ausgeglichen werden“ (Rawls 1979, S. 

121). 

                                                 

79 Auch das beteiligte Ministerium für Verbraucher*innen unterstützte die Kürzungen, hatte bei den Verhandlun-

gen jedoch eine deutlich schwächere Position. 
80 Daneben erhoffte sich das Finanzministerium auch steigende Lebensmittelpreise und damit mittelfristig eine 

höhere öffentliche Unterstützung für einen stärkeren Wettbewerb zwischen einheimischen und importierten 

Lebensmitteln (vgl. Milio 1990, S. 114). Daraus lässt sich das Anvisieren einer starken marktwirtschaftli-

chen Ausrichtung des Lebensmittelverkaufs, im Gegensatz zu landwirtschaftlichen, protektionistischen Inte-

ressen, als Leitmotiv des Finanzministeriums herauslesen. Das Finanzministerium ist dabei in Norwegen 

nicht nur für die staatlichen Finanzen, sondern auch für die Wirtschaftspolitik zuständig (vgl. Government of 

Norway 2015). 
81 Die Sozialdemokraten nahmen an, dass die Subventionen weniger den Konsument*innen als den Produ-

zent*innen helfen würden, und präferierten daher einen Wechsel dieser objektbezogenen Subventionen hin 

zu subjektbezogenen Subventionen in Form von Unterstützung für Familien und niedrigeren Steuern (vgl. 

Milio 1990, S. 90). So wurden beispielsweise die Kürzungen der Konsumsubventionen im Jahr 1981 für die 

Erhöhung der Unterstützung von Familien mit Kindern verwendet (vgl. Milio 1990, S. 65). 
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Die Pro-Diskurskoalition bestand im Grunde nur aus der Regierung der sozialdemokratischen 

Partei und dem National Nutrition Council als bisher wenig macht- oder ressourcenstarkem 

Akteur. Der National Nutrition Council, dessen Aufgabe es war, die Regierung bezüglich Er-

nährungsfragen zu beraten (vgl. Norum et al. 2005, S. 736), hatte bereits nach der Entwick-

lung der ersten National Nutrition Policy von 1975 mit anderen Akteur*innen versucht, in 

öffentlichen Diskursen und mit der Verbreitung von Informationen an die Öffentlichkeit und 

an politische Akteur*innen, darunter das Verbraucherministerium, die Bedeutung einer Fettre-

duktion in der durchschnittlichen Ernährung zu vermitteln. Daher hatte das National Nutrition 

Council während der gesamten 1980er Jahre versucht, darauf hinzuwirken, dass die Kon-

sumsubventionen stärker den Ernährungsrichtlinien folgten (vgl. Milio 1998, S. 52), was ins-

besondere eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte einschloss.82 Die 

sozialdemokratische Regierung befürwortete zwar, zumindest zu größten Teilen, eine Kür-

zung der Konsumsubventionen. Innerhalb der Regierung gab es aber noch vielstimmigere 

Töne. Das Finanzministerium war, wie erwähnt, aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen 

für eine Kürzung der Subventionen. Das Landwirtschaftsministerium wollte bei den Verhand-

lungen im Jahr 1987 zwar auch eine gesundheitliche Ausrichtung der Subventionen, aber 

gleichzeitig beispielsweise die Butterproduktion unterstützen (vgl. Milio 1990, S. 114). Das 

Verbraucherministerium hatte lange Zeit die Anpassung der Subventionen an gesundheitliche 

Ernährungsziele abgelehnt. Bei den Verhandlungen im Jahr 1987 aber unterstützte das Ver-

braucherministerium nun aus gesundheitspolitischen Gründen eine Kürzung für mehr Fettre-

duktion in der Ernährung und verwies dabei zum ersten Mal als Begründung auf die „National 

Nutrition Policy“ (vgl. Milio 1990, S. 114f).83 In dieser Diskurskoalition waren damit sowohl 

                                                 

82 Dafür sandte der National Nutrition Council  im Jahr 1987 einen Brief an alle Verhandlungspartner, um seine 

Ziele, u. a. die Fettreduktion, darzustellen (vgl. Milio 1990, S. 116). Dabei war der National Nutrition Coun-

cil allerdings nicht umfassend erfolgreich, da den meisten Verhandlungspartnern in diesem Brief ein weiteres 

ökonomisches und prozedurales Verständnis fehlte (vgl. Milio 1990, S. 117). Zudem wandte er sich in ver-

schiedenen Formen an die breitere Öffentlichkeit. So veranstaltete er im Jahr 1987 eine Pressekonferenz zur 

Erklärung seiner Meinung zu den landwirtschaftlichen Abkommen, was eine öffentliche Diskussion über das 

Fettproblem auslöste (vgl. Milio 1990, S. 108). Seit dem Jahr 1980 konnte der National Nutrition Council, 

auch über eine Kooperationen mit der einflussreichen ‚Consumer Union‘, für seine Ernährungsempfehlun-

gen zunehmend einen großen Teil der norwegischen Bevölkerung in Form von Informationsbroschüren, Bü-

chern, Kursen etc. erreichen (vgl. Milio 1990, S. 78ff). Sogar die ‚Farmers Union‘ empfahl im Jahr 1987 

seinen Mitgliedern, sich nach den Richtlinien des National Nutrition Council zu ernähren (vgl. Milio 1990, 

S. 109). 
83 Seit vielen Jahren galt als Kernfrage der norwegischen Ernährungspolitik, wie viel Prozent der Ernährung aus 

Fett bestehen sollte. Dieser Anteil lag in Norwegen damals bei 42 Prozent (vgl. Milio 1990, S. 49f). Ernäh-

rungsexpert*innen drängten darauf, den Anteil auf 30 Prozent zu senken (vgl. Milio 1990, S. 4). Vor allem 

die Landwirtschaftsverbände setzten sich gegen hohe Reduktionsziele ein. Die „National Nutrition Policy” 

aus dem Jahr 1976 enthielt als Ziel den Kompromiss von 35 Prozent (vgl. Norum et al. 2005, S. 35; Milio 

1990, S. 28). Die „National Nutrition Policy“ von 1976 stellte bereits dar, wie die Konsumsubventionen 

langsam verändert werden müssten, um manche Lebensmittel weniger zu bevorzugen, z. B. Vollmilch, 

Schweinefleisch und Butter (vgl. Milio 1998, S. 52). 
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gesundheitliche (‚Fettreduktion‘) als auch wirtschaftliche (‚mehr internationaler Wettbewerb‘) 

und soziale (‚Subjekt- statt Objektförderung‘) Diskursaspekte vorhanden. Die ‚story line‘ die-

ser Diskurskoalition lässt sich daher folgendermaßen formulieren: ‚Die Konsumsubventionen 

für Lebensmittel erhöhen staatliche Schulden, sind sozial ungerecht und gesundheitlich schä-

digend‘. 

Auf der Seite der Contra-Diskurskoalition standen mit der Zentrumspartei und der konservati-

ven Partei zwei zentrale politische Parteien des norwegischen Parteiensystems. Diese gaben 

an, sich für die Landwirtschaftsverbände und gegen landwirtschaftsbezogene Kürzungen ein-

zusetzen (vgl. Milio 1990, S. 112). Neben ihnen standen die Landwirtschaftsverbände, die 

sich aus der macht- und ressourcenreichen ‚Farmers Union‘ und der wesentlich kleineren und 

ökonomischen verwundbaren ‚Smallholders Union‘ zusammensetzten. Diese beiden hatten 

insbesondere als Ziel, den Status quo zu erhalten und bei den Verhandlungen im Jahr 1987 

eine Erhöhung der Einkommensunterstützung um zehn Prozent durchzusetzen (vgl. Milio 

1990, S. 112). Dabei verwiesen sie vor allem auf die Bedeutung einer einheimischen landwirt-

schaftlichen Produktion und deren Unterstützung. Die Contra-Diskurskoalition brachte damit 

in erster Linie wirtschaftliche Argumente an, während die gesundheitlichen Argumente der 

anderen Diskurskoalition eher defensiv behandelt wurden. Ökologische Diskursanteile sind in 

keiner der beiden Diskurskoalitionen zu finden. Als ‚story line‘ der zweiten Diskurskoalition 

kann daher formuliert werden: ‚Subventionen sind notwendig für das Überleben unserer hei-

mischen Landwirt*innen‘. 

Die Verhandlungen im Jahr 1987 zwischen den landwirtschaftlichen Verbänden und der neu 

gewählten Regierung der Arbeiterpartei erlebten einen politischen Eklat (vgl. Milio 1990, S. 

112). Der größte landwirtschaftliche Verband, die ‚Farmers Union‘, verließ die Verhandlungen 

und nur ein kleinerer Verband, die ‚Smallholders Union‘, blieb somit als Verhandlungspartner 

übrig (vgl. Milio 1990, S. 112). Anstatt die Verhandlungen abzubrechen, verhandelten diese 

Akteur*innen jedoch weiter. Die Verhandlungen zwischen der Regierung und der ‚Smallhol-

ders Union‘ führten bald zu dem Ergebnis, dass die Konsumsubventionen stark gesenkt bzw. 

im Falle von Fleisch abgeschafft wurden.  

Die Durchsetzung des Arguments in der Regierung, dass die Subventionen stärker den Ernäh-

rungsempfehlungen folgen sollten, gewann dabei auch breite Unterstützung in der Bevölke-

rung. Dies kann als ein wesentlicher Faktor dafür erachtet werden, dass im Jahr 1987 die 

Öffentlichkeit trotz der Proteste der Landwirtschaft nicht länger bereit war, diesen Sektor als 

einen (zu fördernden) Spezialfall anzusehen. Dies bedeutete eine dramatische Veränderung 
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der öffentlichen Wahrnehmung (vgl. Milio 1990, S. 111f). Das kontinuierliche Wachstum der 

Landwirtschaft und deren Subventionen wurden auch in der Öffentlichkeit nicht länger als 

machbar angesehen (vgl. Milio 1990, S. 112). Die Pro-Diskurskoalition konnte die Reduktion 

der Subventionen in diesem Sinne diskursiv gesamtgesellschaftlich durchsetzen. 

Zusammenfassend können für das Jahr 1981 vor allem wirtschaftliche Faktoren in Form der 

hohen Inflation als Ursache für die Subventionskürzungen benannt werden. Für die Kürzun-

gen im Jahr 1987 ergibt sich ein noch vielschichtigeres Bild. Die Entscheidung für die Reduk-

tion der Konsumentensubventionen kann hier auf mehrere Ursachen zurückgeführt werden: 

 Einen relevanten Faktor bilden die ‚Fett-Debatte‘ und die weite Durchsetzung der 

‚story line‘, dass sich die Konsumsubventionen stärker an den Ernährungsempfehlun-

gen orientieren sollten. 

 Als zweiter Faktor kann ein Umdenken in der sozialdemokratischen Partei in Bezug 

auf die Sinnhaftigkeit einer objektbezogenen Subventionierung, d. h. hier in der Sub-

ventionierung von Lebensmitteln, statt der Unterstützung von Subjekten, ausgemacht 

werden.  

 Das Hinterfragen des Schutzes der einheimischen Produktion vor Importgütern bzw. 

der Wunsch nach mehr internationalem Wettbewerb und Öffnung ist als dritter Faktor 

zu sehen. Denn das Ziel, die einheimische Produktion zu schützen, hatte in diesen Jah-

ren nicht nur in der Regierung an Wert verloren. So sprachen sich auch Konsumenten-

verbände gegen zu hohe Importrestriktionen aus, da dies zahlreiche gesunde, frische 

Lebensmittel, vor allem Obst und Gemüse, betraf (vgl. Milio 1998, S. 54). 

 Als vierter, akteursbezogener Faktor kann der Austritt der ‚Farmers Union‘ aus den 

Verhandlungen und gleichzeitig mit der ‚Smallholders Union‘ die Existenz eines wei-

teren Verhandlungspartners gesehen werden.  

Als erstaunlich erscheint es, dass sich die Contra-Koalition mit zwei zentralen politischen Par-

teien und dem größten landwirtschaftlichen Verband trotz großer Macht und Ressourcen nicht 

durchsetzen konnte. Dafür könnte u. a. als fünfter Faktor verantwortlich sein, dass in der Öf-

fentlichkeit das Nachlassen der Unterstützung für die Interessen der Landwirtschaft vonseiten 

der Politik wahrgenommen wurde (vgl. Milio 1990, S. 111f). 
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5.2.3.4) Analyse der Veränderungen 

Das Wirkungsmodell lässt sich anhand des Konzepts und der im öffentlichen Diskurs genann-

ten Argumente wie folgt (s. Abbildung 30) darstellen:  

 

Abbildung 30: Modell der möglichen Wirkungen der norwegischen Konsumsubventionsreduk-

tionen 

 

Konsum: Mit Reduktion der Konsumsubventionen könnte davon ausgegangen werden, dass 

die dadurch steigenden Preise zu einer Reduktion des Konsums der entsprechenden Produkte 

führen, in diesem Fall vor allem bei Fleisch, Fisch und Milchprodukten. Nach FAOSTAT-An-

gaben korrelieren die Kürzungen der Subventionen mit Veränderungen des Konsums tieri-

scher Produkte. Dies trifft sowohl für Fleisch als auch für Milchprodukte zu. Ab dem Jahr 

1981, in dem vor allem für Fleisch die ersten Kürzungen vorgenommen wurden, sank der 

Fleischkonsum leicht von 326 kcal im Jahr 1980 auf 279 kcal im Jahr 1982 (ca. 15 Prozent), 

stieg dann wieder an, um ab dem Jahr 1987 erneut von 323 kcal auf 299 kcal im Jahr 1989 zu 

fallen (ca. 9 Prozent). Der Konsum von Milchprodukten (inklusive Milch), deren Konsumsub-

ventionen ab dem Jahr 1985 und 1987 am stärksten sanken, fiel von 543 kcal im Jahr 1984 

auf 452 kcal im Jahr 1989 (ca. 17 Prozent) und erfuhr damit in absoluter Form die größte Re-

duktion (s. Abbildung 31). Dafür könnten mehrere Ursachen verantwortlich sein: die Reduk-

tion der Konsumsubventionen, aber auch die Einführung von Milch mit niedrigerem 
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Fettgehalt ab dem Jahr 1984 (vgl. Kjærnes 2003, S. 4). Die Höhe der Einflüsse quantitativ zu 

differenzieren, ist äußerst schwierig. Dennoch kann vermutet werden, dass die Reduktion der 

Konsumsubventionen zu dieser Entwicklung beigetragen hat.

 

Abbildung 31: Veränderung des Lebensmittelkonsums in Norwegen (FAOSTAT) 

 

Der Konsum von Obst und Gemüse blieb (nach FAOSTAT-Daten) ebenfalls relativ stabil in 

den 1980er Jahren, wobei der Obstkonsum in den Jahren der Kürzungen leicht anstieg, der 

Gemüsekonsum dagegen meist leicht sank. Ein ‚meat-shoring effect‘ ist daher auch hier nicht 

festzustellen. Zudem kann festgehalten werden, dass, falls ein ‚welfare effect‘ oder ‚sausage 

effect‘ vorlag, dieser nicht so signifikant ausfiel, dass die Konsumreduktionen ausgeglichen 

wurden. 

Ökonomie: Mit Reduzierung der Konsumsubventionen könnte angenommen werden, dass 

die landwirtschaftliche Produktion durch den geringeren Absatz von Produkten ebenfalls 

sinkt. Hier besteht allerdings eine methodische Schwierigkeit, den Einfluss verschiedener 

Faktoren zu differenzieren. Nach Milio (1990, S. 91f) waren die Produzentensubventionen, 

die ab dem Jahr 1983 ebenfalls verändert wurden, ökonomisch deutlich relevanter als die 

Konsumsubventionen. Ab 1983 wurde die Höhe der Farmsubventionen an Milchkuhhaltende 

begrenzt; zudem wurden die Subventionen für die Milchproduktion mehr an den Protein- als 

an den Fettgehalt der Milch gebunden (vgl. Milio 1998, S. 51). Außerdem unternahm die Re-

gierung weitere Anstrengungen, die ländliche Entwicklung und den nationalen Selbstversor-

gungsgrad mit Lebensmitteln zu steigern. Die landwirtschaftliche Produktion blieb (nach 
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FAOSTAT-Daten) in den 1980er Jahren auf recht stabilem Niveau. Die Produktivität der Be-

triebe nahm laut Milio (1989, S. 419) deutlich zu. In der Zusammenschau kann nur ausgesagt 

werden, dass die Reduktion der Konsumsubventionen diese Entwicklung entweder unterstüt-

zen oder zumindest nicht verhindern konnte. 

Ökologie: Mit Reduktion der Konsumsubventionen und dem damit verbundenen geringerem 

Absatz von Lebensmitteln (z. B. von Fleisch) könnte vermutet werden, dass weniger Nutz-

tiere in Norwegen gehalten werden und somit weniger landwirtschaftliche THG-Emissionen 

anfallen. Das Jahr 1982, d. h. ein Jahr nachdem die ersten Subventionskürzungen implemen-

tiert wurden, korreliert nach FAOSTAT-Angaben mit einer Stabilisierung der landwirtschaftli-

chen THG-Emissionen nach einer Phase des starken Wachstums. In den Jahren 1985 und 

1987, in denen weitere Kürzungen eintraten, sanken die THG-Emissionen sogar deutlich, von 

ca. 4265 Gigagramm im Jahr 1984 auf ca. 4064 Gigagramm im Jahr 1989 (ca. 5 Prozent). 

Auch an dieser Stelle ist es jedoch schwierig, die Folgen der Implementierung der Kon-

sumsubventionen von anderen Maßnahmen zu differenzieren. So förderte die norwegische 

Regierung in den 1980er Jahren auch die Ausweitung von Milchkühen und Rindern für die 

Fleischproduktion (vgl. Milio 1990, S. 87). In diesem Sinne kann in Bezug auf die Reduktion 

der Konsumsubventionen vermutet werden, dass hierdurch die THG-Emissionen der Land-

wirtschaft mit großer Wahrscheinlichkeit eher abnahmen als zunahmen. 

Soziales: Mit Kürzung der Konsumsubventionen könnte davon ausgegangen werden, dass die 

Preise für Lebensmittel deutlich zunehmen. Vor Einführung der Maßnahme, zu Beginn der 

1980er Jahre, war die Inflation in den zweistelligen Bereich gestiegen. Die Preise für Lebens-

mittel erhöhten sich auch in den 1980er Jahren weiter, wie die folgende Abbildung 32 auf Ba-

sis norwegischer Konsumdaten (vgl. Statistics Norway, S. 233) darstellt (etwas stärker noch 

als die allgemeinen Konsumentenpreise). Insbesondere stiegen die Preise von Getreidepro-

dukten, Fleisch, Fisch, Milchprodukten und Eiern sowie Ölen und Fetten an. 
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Abbildung 32: Preissteigerungen in Norwegen zwischen 1980 und 1995 

 

Die Effekte der Senkung der Konsumsubventionen sind dabei schwer von anderen Einfluss-

faktoren, wie der Senkung der Produktionssubventionen und der allgemeinen Inflation, zu 

trennen. Die Teuerungsraten nahmen jedoch ab dem Jahr 1983 kontinuierlich ab. Ab 1990 sta-

bilisierten sie sich aber wieder. Die Erhöhung der Konsumentenpreise sank von 13,6 Prozent 

im Jahr 1981 auf 5,0 Prozent im Jahr 1987 (vgl. Milio 1990, S. 6f). Die Inflation der Konsum-

entenpreise ging damit in diesem Jahrzehnt trotz der Reduktion der Subventionen kontinuier-

lich und deutlich zurück. Der Einfluss der Reduktion der Konsumsubventionen kann damit 

zumindest nicht so hoch gewesen sein, dass die Minderung der Inflation der Konsumenten-

preise verhindert wurde. 

Gesundheit: Mit der Minderung der Konsumsubventionen für Produkte mit hohen gesättigten 

Fettsäuren könnte angenommen werden, dass diese in der Bevölkerung weniger konsumiert 

werden und die Bevölkerung durch die geringere Aufnahme von gesättigten Fettsäuren insge-

samt positive Gesundheitseffekte erfährt. Der BMI blieb nach WHO-Angaben in den 1980er 

Jahren stabil, während der Blutdruck und der durchschnittliche Cholesterinspiegel in den 

1980er Jahren kontinuierlich sanken. Die Mortalität durch Herzerkrankungen ging seit dem 

Jahr 1986 bzw. 1987 besonders deutlich zurück (vgl. Norwegian Institute for Health 2015), 

genauso wie die Anzahl der Herzinfarkte (vgl. Reikvam und Hagen 2011, S. 468f), wofür 

nach Studien vor allem gesunkene Cholesterinspiegel und Blutdruckwerte verantwortlich ge-

macht werden können (vgl. Holme und Tonstad 2011). Epidemiolog*innen führten dies zu ei-

nem Teil auf die geänderte Ernährungspolitik zurück (vgl. Milio 1998, S. 57). Zusätzliche 
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Faktoren könnten allerdings auch die Einführung von Milch mit niedrigerem Fettgehalt oder 

weitere politische Maßnahmen, wie Initiativen gegen das Rauchen, sein (vgl. Milio 1989, S. 

419). Daher kann an dieser Stelle schwer quantifiziert werden, wie groß der Anteil der Maß-

nahme der Konsumsubventionsreduktion war. 

 6. Zusammenfassung 

 6.1) Analyse besonderer Ländertrends 

Die weltweite Analyse der Ländertrends konnte zwar fünf Länder ermitteln, in denen ausge-

hend von einem hohen Niveau des Konsums tierischer Produkte eine starke Reduktion statt-

fand. Die Faktoren, die nach der Analyse der vorherigen Abschnitte am wesentlichsten zu den 

besonderen Trends, d. h. der starken Reduktion des Konsums tierischer Produkte, beitrugen, 

sind in der folgenden Tabelle 7 (Schrode 2014, S. 23) dargestellt. 

Land Art des 

Trends 

Trend-

anfang 

Anfangswert 
(kcal / Kopf / 

Tag) 

Endwert 

(kcal / Kopf / 

Tag) 

Hauptfaktoren 

Bermudas 

kontinuier-

liche Re-

duktion 

nach 

1980 
von 1200 auf 800 

u. a. Ersatz von Tierfet-

ten durch hydriertes 

Pflanzenöl  

Neuseeland 
starke Re-

duktion 

nach 

1978 
von 1500 auf 950 

Aufheben von Subven-

tionen und Preisfixie-

rungen im Milchsektor 

Slowakei 
schnelle 

Reduktion 
nach 

1990 
von ca. 1200 auf 700 Wirtschaftskrise und 

Subventionsabbau  

Uruguay 

schnelle 

starke Re-

duktion 

nach 

2000 
von 1000 auf 600 

Wirtschaftskrise und 

Epidemie in Tierhal-

tung 

Vereinigte 

Arabische 

Emirate 

kontinuier-

liche starke 

Senkung  

nach 

1985 
1100 auf 600 

Ersatz von Butter durch 

Kochöle, weniger 

Schaffleisch wegen Le-

bensstiländerung 

Tabelle 7: Ursachen der besonderen Ländertrends 

 

In den Fällen der Slowakei, Uruguays und der Vereinigten Arabischen Emirate fällt auf, dass 

der Beginn des Trends mit dem Beginn einer wirtschaftlichen Krise einhergeht und vermut-

lich teilweise darauf zurückzuführen ist. Auf den Bermudas und in den Vereinigten Arabi-

schen Emiraten ersetzten neue pflanzliche Produkte teilweise traditionelle tierische Produkte 
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und lösten dadurch deren Reduktion aus. In den Vereinigten Arabischen Emiraten konnte zu-

dem ein kultureller Faktor, nämlich die Änderung von Lebensstilen, als Faktor für die Reduk-

tion eines tierischen Produkts vermutet werden. 

Als ein politisches Instrument, das eine starke Reduktion mit bewirkte, konnte der Abbau von 

Subventionen für die Produktion oder den Konsum tierischer Produkte ermittelt werden. So-

wohl in der Slowakei als auch insbesondere in Neuseeland war dies ein Hauptfaktor dafür, 

dass der Konsum tierischer Produkte um mehr als ein Drittel sank. In Neuseeland konnte in 

Form der Aufhebung von Preisfixierungen ein weiteres finanzbasiertes Instrument festgestellt 

werden. Keines dieser politischen Instrumente wurde dabei implementiert, um damit den 

Konsum tierischer Produkte zu senken bzw. die Nachhaltigkeit oder Gesundheit der Ernäh-

rung zu erhöhen. Daher kann festgehalten werden, dass es bisher noch keine starke, politisch 

intendierte Reduktion tierischer Produkte gab. 

Zusammengefasst kann ausgesagt werden, dass auf Basis der untersuchten Fälle neben wirt-

schaftlichen Krisen zwei Ansätze als besonders wirkungsvoll erscheinen: Innovationen in 

Form von neuen pflanzlichen Produkten und finanzbasierte Instrumente, die über eine Verteu-

erung der Produkte wesentliche Konsumveränderungen bewirken. Beide Ansätze könnten da-

her auch zukünftig zentrale Hebelstellen für die Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

darstellen. Ob die Einführung innovativer, neuer pflanzlicher Produkte deutliche Konsumef-

fekte bewirken könnte, wäre in internationaler Perspektive von weiteren Forschungsarbeiten 

gezielt zu untersuchen. Dies könnte zur weiteren Klärung der These beitragen, ob die Umset-

zung einer Transformation des Ernährungssystems insbesondere über eine Kombination aus 

Innovations- und Exnovationsstrategien (vgl. Schrode et al. 2021) erreichbar wäre. 

 6.2) Analyse zu den potenziellen Wirkungen politischer Instrumente 

Insgesamt konnten weltweit 52 politische Instrumente ermittelt werden, die potenziell einen 

Beitrag zur Minderung des Konsums tierischer Produkte leisten können. Dies zeigt auf, dass 

zwar bereits weltweit einige Instrumente implementiert wurden, die den Konsum tierischer 

Produkte senken könnten. Dabei waren entgegen der Eingangsthese nicht nur überwiegend 

gering invasive Instrumente (d. h. Instrumente, die in geringer Intensität in das Verhalten der 

Menschen eingreifen) vorzufinden.  

Für die Analyse der potenziellen Auswirkungen der politischen Instrumente bestand die me-

thodische Herausforderung, dass die mit den bestverfügbaren Indikatoren ermittelten Werte 
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durch zahlreiche Faktoren beeinflusst werden. Bei der Betrachtung der Ergebnisse der Ana-

lyse sind daher nicht in Bezug auf die Einzelfälle, sondern nur aus dem Gesamtbild der Fälle 

tendenzielle Schlussfolgerungen möglich.  

 

Die Analyse zeigt sehr unterschiedliche mit der Implementation korrelierende Veränderungen 

im Bereich des Konsums tierischer Produkte sowie vor allem in den Dimensionen des Sozia-

len, der Wirtschaft und der Umwelt auf. Im Bereich der Umwelt war entgegen der These ein 

breites Spektrum an korrelierenden landwirtschaftlichen THG-Emissionen zu konstatieren. 

Eine Aufschlüsselung nach den Kategorien der Instrumente konnte dieses Bild zu einem guten 

Teil klären, wonach vor allem finanzbasierte Instrumente mit einer Minderung des Konsums 

tierischer Produkte sowie der landwirtschaftlichen THG-Emissionen korrelieren. Damit kann 

die Eingangsthese tendenziell bestätigt werden, dass vor allem invasivere Instrumente stär-

kere Veränderungen bewirken könnten.84  

Um die externe Varianz bei der Evaluation zu verringern, wurde zudem eine regionalspezifi-

sche Analyse der Instrumente durchgeführt, was teilweise eine deutliche Verbesserung der 

Schlussfolgerungen ermöglichte. Auch in dieser Betrachtungsweise korrelierten finanzbasierte 

Instrumente mit den stärksten Veränderungen des Konsums.85 Die regionalspezifische Ana-

lyse kann aufgrund der Diversität der Instrumente die These nur schwer bestätigen oder wi-

derlegen, dass sich die korrelierenden Veränderungen der Instrumententypen aufgrund 

politischer, geographischer und wirtschaftlicher Nähe stärker ähneln. Im Falle der osteuropäi-

schen Ländergruppe konnte der regionalspezifische Vergleich verdeutlichen, dass unterschied-

liche Designs von Instrumenten mit unterschiedlichen Veränderungen korrelierten, weshalb 

wahrscheinlich die Veränderungen nicht nur auf externe Faktoren, sondern auch auf die Im-

plementierung der Instrumente zurückgeführt werden können.  

In der Dimension der Wirtschaft korrelierten die finanzbasierten Instrumente dagegen mit 

deutlich negativeren Veränderungen, allerdings vorwiegend bei den osteuropäischen Fällen 

mit besonderen historischen Rahmenbedingungen des Zusammenbruchs des Kommunismus.86 

                                                 

84 Für regulative Instrumente konnten wenige Fälle identifiziert und ausgewertet werden. Dadurch ist es schwer 

möglich, die Effektivität regulativer Instrumente als am stärkten invasive Instrumentengruppe in diesem Zu-

sammenhang zu bewerten. 
85 Beim Vergleich der finanzbasierten Instrumente in der nordischen Ländergruppe zeigte sich zudem, dass die 

Preiserhöhungen durch Subventionssenkungen für bestimmte tierische Produkte zu Substitutionsprozessen 

durch andere tierische Produkte führen, was die Bedeutung einer umfassenden Preiserhöhung tierischer Pro-

dukte für eine Reduktion deren Gesamtkonsums verdeutlicht. 
86 In Bezug auf die Dimensionen Soziales und Gesundheit zeigte sich nach regionalspezifischer Analyse kein 

wesentlicher Unterschied zwischen den Instrumentenarten. 



 

206 

 

Insgesamt bewegten sich die sozialen und wirtschaftlichen Veränderungen, entgegen der The-

sen, gemischt zu allermeist im positiv oder negativ einstelligen prozentualen Bereich. Für den 

Bereich der Gesundheit waren vorwiegend positiv korrelierende Veränderungen feststellbar, 

wie als These angenommen. Die zweidimensionale Analyse von Korrelationen zwischen der 

Konsumdimension und anderen Dimensionen zeigt auf, dass eine tendenziell positive Korre-

lation zwischen der Veränderung des Konsums tierischer Produkte und der Veränderung des 

Cholesterinspiegels zu beobachten ist. In Bezug auf die Umwelt konnte, abgesehen von den 

finanzbasierten Instrumenten, keine eindeutige Korrelation zwischen der Veränderung des 

Konsums tierischer Produkte und der landwirtschaftlichen THG-Emissionen erfasst werden, 

womit die zuvor aufgestellte These nicht umfassend belegt werden kann. Für die Dimensio-

nen des Sozialen sind keine klaren Korrelationen zwischen der Veränderung des Konsums 

und des Beschäftigungsanteils zu erkennen, wobei auch die Veränderungen des Beschäfti-

gungsanteils bis auf wenige Ausreißer vom Umfang her recht gering bleiben. Für die land-

wirtschaftliche Produktion sind wiederum bis auf die osteuropäischen Fälle keine starken 

Korrelationen zwischen der Veränderung des Konsums und der landwirtschaftlichen Produk-

tion und auch insgesamt keine starken Veränderungen der landwirtschaftlichen Produktion zu 

beobachten. In Bezug auf die Fragen anhand der Diskussion des Säulenmodells (s. Abschnitt 

III.4), inwiefern sozial und wirtschaftlich negative Folgen durch die Implementierung von 

Maßnahmen auftreten können, kann daher tendenziell ausgesagt werden, dass diese nicht aus-

geschlossen werden können, zumindest in Anbetracht der untersuchten Instrumente allerdings 

höchstens in geringem Umfang auftraten. 

 6.3) Detailanalyse der ausgewählten politischen Instrumente 

1. Ziele / Kohärenz der politischen Instrumente 

a. Ziele: Die Ziele der jeweiligen Regierungen bei der Implementation der fi-

nanz- und konsumbasierten Instrumente waren unterschiedlicher Natur: Steuer-

einnahmen und positive Gesundheitseffekte im Falle der dänischen Fettsteuer, 

Senkung von Staatsschulden und Inflation in Neuseeland sowie Senkung des 

Staatsbudgets und Inflation bei gleichzeitig positiven Gesundheitseffekten in 

Norwegen. 

b. Kohärenz: Die Konzipierung der jeweiligen Instrumente ist in allen drei Fällen 

weitgehend als intern kohärent einschätzbar. Gleichzeitig war die Kohärenz in 

manchen Aspekten, vor allem bei der dänischen Fettsteuer, teilweise durch 
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Ausnahme- und Umsetzungsregelungen, als gemindert einzustufen. 

2. Politischer Prozess 

a. Erwartete Folgen der Implementierung: Vorangestellt werden kann die 

Schlussfolgerung, dass in allen drei betrachteten Fällen Umweltfolgen weder 

von Pro- noch von Contra-Diskurskoalitionen in relevantem Umfang themati-

siert wurden. Gesundheitliche Folgen wurden in zwei der drei Fälle, Norwegen 

und Dänemark, in positiver oder negativer Form von den relevanten Ak-

teur*innen erwartet. In allen drei betrachteten Fällen standen soziale, finanzi-

elle und vor allem wirtschaftliche Folgen mit im Vordergrund der öffentlichen 

Debatte. 

b. Gewicht von ‚story lines‘ sowie Macht- und Ressourcenpotenzial relevanter 

Akteur*innen: In allen drei betrachteten Fällen waren Contra-Diskurskoalitio-

nen mit umfangreichem Macht- und Ressourcenpotenzial vorhanden. Trotz in-

tensiver Bemühungen gelang es den Contra-Diskurskoalitionen in zwei der 

drei Fälle nicht, die Implementierung des Instruments zu verhindern. In den 

zwei erfolgreichen Implementationsfällen wurde die Maßnahme vor allem mit 

ökonomischen ‚story lines‘ begründet, und zwar bei den Subventionsminde-

rungen bzw. -abschaffungen in Neuseeland und Dänemark. In beiden Fällen 

waren starke makroökonomische Herausforderungen bzw. Krisen in den Län-

dern vorhanden. Ökonomische Narrative könnten daher eventuell vor allem 

dann auf Akzeptanz stoßen, wenn starke staats- oder makroökonomische Her-

ausforderungen vorliegen. In beiden Fällen kann jedoch als ein wesentlicher 

Faktor herausgestellt werden, dass zumindest ein*e wirtschaftlich*e be-

troffene*r Akteur*in als Teil der Pro-Diskurskoalition die Implementierung un-

terstützte. Im Falle Norwegens, bei dem auch gesundheitliche Aspekte im 

öffentlichen Diskurs verhandelt wurden, stand wiederum ein*e im Gesund-

heitskontext anerkannte*r Akteur*in auf Seiten der Pro-Diskurskoalition. Hier 

verhalfen die gesundheitlichen Argumente der Maßnahme zu weiterer Akzep-

tanz, da wissenschaftliche Akteur*innen als Teil der Pro-Diskurskoalition 

durch jahrelange Öffentlichkeitsarbeit die Öffentlichkeit von der Fundiertheit 

der gesundheitlichen Ziele überzeugten. Beim nicht erfolgreichen Fall der dä-

nischen Fettsteuer, bei dem die Regierung ebenfalls eine gesundheitliche ‚story 
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line‘ in den Vordergrund stellte, attackierten einige wissenschaftliche Ak-

teur*innen als Teil der Contra-Diskurskoalition die Fundamente der gesund-

heitlichen Begründungen. Im Gesundheitskontext anerkannte Akteur*innen 

standen dagegen für die Pro-Diskurskoalition nicht zur Verfügung. Daraus 

könnte zum einen abgeleitet werden, dass im Falle einer gesundheitlichen Be-

gründung eine umfassende wissenschaftliche Untermauerung der Maßnahme 

(bestenfalls mit Antizipation von Gegenargumenten), die auch aktiv, koordi-

niert und andauernd von glaubwürdigen wissenschaftlichen Akteur*innen als 

Teil der Pro-Diskurskoalition vertreten wird, von zentraler Bedeutung zu sein 

scheint. Noch breiter könnte aus den betrachteten Fällen tendenziell geschluss-

folgert werden, dass selbst die Existenz einer Contra-Diskurskoalition mit Ak-

teur*innen mit großem Macht- und Ressourcenpotenzial nicht die 

Implementierung von finanz- und konsumbasierten politischen Instrumenten 

verhindern kann, wenn in der Pro-Diskurskoalition anerkannte Akteur*innen 

vertreten sind, die die wesentlichen ‚story lines‘ der Pro-Diskurskoalition un-

terstützen und verteidigen.  

c. Epistemische Grundüberlegungen: In den drei Fällen konnten mögliche episte-

mische Grundüberlegungen in den Konzipierungen der politischen Instrumente 

eruiert werden, im Fall Dänemarks und Neuseelands zur wirtschaftsliberalen 

politischen Theorie und im Fall Neuseelands zur Gerechtigkeitstheorie von 

Rawls.   

d. Weitere Faktoren: Als weitere Faktoren, die den Bestand der Instrumente un-

terstützen, können das Angebot von Unterstützungsprogrammen für bestimmte 

Gruppen von Produzenten*innen und / oder Konsument*innen und die Abwe-

senheit der Gefahr einer hohen Zunahme an Grenzeinkäufen benannt werden. 

Auch das Vorhandensein wirtschaftlicher Krisen könnte nach diesem Vergleich 

die Akzeptanz des Einsatzes finanzbasierter Instrumente, u. a. zur Senkung von 

Staatsschulden, erhöhen. 

3. Folgen 

a. Für die Analyse der eingetretenen Veränderungen ergab sich als Herausforde-

rung, passende Indikatoren mit verfügbaren Daten zu finden sowie die danach 

beobachtbaren Veränderungen in Beziehung zur Implementation der Instru-

mente zu setzen. Der Vergleich der Veränderungen von Zeiträumen vor und 
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nach der Implementation ergibt, dass in allen Fällen eine Reduktion des Kon-

sums und der landwirtschaftlichen THG-Emissionen werden konnten, wenn 

auch in unterschiedlicher Höhe. Für die Konsumänderungen konnten belast-

bare Indikatoren ermittelt und die Konsumveränderungen relativ zielgenau mit 

der Implementierung in Verbindung gebracht werden. Für den Bereich der öf-

fentlichen Gesundheit sind zielgenaue Prozessverfolgungen nur teilweise um-

setzbar und Indikatoren nur bedingt vorhanden; dennoch konnten weitgehend 

relevante Daten ermittelt und die danach eingetretenen Veränderungen nach 

Expert*innen-Ansicht mit den Implementierungen der Instrumente in Verbin-

dung gebracht werden. Danach konnten deutliche Verbesserungen der indivi-

duellen Gesundheit beobachtet. In wirtschaftlicher Hinsicht wurden 

branchenspezifische Indikatoren ermittelt und danach war in allen drei Fällen 

keine (teilweise von den Akteur*innen befürchtete) Minderung der landwirt-

schaftlichen Produktion zu beobachten. Im Fall Neuseelands sank die landwirt-

schaftliche Produktion aufgrund der Gesamtreformmaßnahmen kurzfristig, um 

dann auch durch die Maßnahme mittelfristig stabil zu steigen. Auch der von 

den Akteur*innen befürchtete Wegfall von Arbeitsplätzen sowie steigende In-

flationsraten waren nicht festzustellen. 

b. Nebeneffekte: Ein ‚meat-shoring effect‘, wonach ein höherer Preis für tierische 

Produkte den Konsum von Obst oder Gemüse sinken lässt, ließ sich in allen 

drei Fällen nicht feststellen. Ein ‚welfare effect‘, bei dem die Konsument*in-

nen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tierische Produkte von diesen die 

gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen mit geringeren Tierwohlfahrtsstan-

dards kaufen würden, war ebenfalls in keinem Fall zu bestätigen. Im Fall Dä-

nemarks liegt wahrscheinlich ein ‚discounter effect‘, ein Wechsel von teureren 

zu günstigeren Supermärkten, oder ein ‚sausage effect‘, d. h. ein Wechsel zu 

qualitativ niedrigwertigeren Produkten, vor. Die genauen Faktoren hierfür sind 

von weiteren Studien zu ergründen. 
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VI. Modellierungsbasierte Analyse politischer Instrumente 

zur Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

Ziel dieses Abschnitts ist die Identifizierung, Auswertung und Bewertung von politischen In-

strumenten, die den Konsum tierischer Produkte reduzieren könnten. Die empirische Analyse 

in dieser Arbeit wird hiermit durch eine modellierungsbasierte Analyse ergänzt, um auch die 

Effekte von Instrumenten evaluieren zu können, die bisher noch nicht implementiert wurden. 

Dazu wird eine systematische Auswertung bisheriger Modellierungsstudien durchgeführt, ver-

gleichbar mit weiteren systematischen Auswertungen politischer Instrumente zur Veränderung 

von Ernährungsweisen (vgl. z.B. Thow et al. 2014), wobei diese Auswertung auf modellierte 

politische Instrumente fokussiert ist, die explizit oder implizit zu einer Reduktion des Kon-

sums tierischer Produkte führen. Das heißt, die systematische Auswertung fasst frühere, be-

reits bestehende Forschungsstudien quantitativ zusammen und vergleicht soweit möglich die 

Ergebnisse der früheren Forschungsarbeiten, um damit (tendenzielle) Aussagen über die po-

tenziellen Effekte von modellierten Instrumenten über einzelne Forschungsstudien hinweg zu 

ermöglichen. Nach dem erweiterten Säulenmodell (s. Abschnitt III.1.2) sollen dabei auch öko-

logische, wirtschaftliche, soziale und gesundheitlicher Folgen mit betrachtet werden. Die 

Hauptfragestellung lautet in diesem Sinne: Welchen Effekt hat die Einführung der jeweiligen 

politischen Instrumente auf den Konsum tierischer Produkte und folgend (soweit jeweils in 

den Modellierungsstudien berücksichtigt) in ökologischer, wirtschaftlicher, sozialer und ge-

sundheitlicher Dimension? 

Zu Beginn dieses Abschnitts wird dafür der theoretische Hintergrund dargestellt und darauf 

basierend werden die Forschungsfragen und -thesen sowie die Vorgehensweise und die Me-

thodik entwickelt. Als zweiter Schritt werden der Umfang und die Kategorisierung der einzu-

beziehenden Modellierungsstudien dargestellt. Die erarbeitete Auswertung und die Diskussion 

der Modellierungsstudien erlauben es dann, die Modellierungsstudien selbst in Bezug auf ihre 

Lücken, Diskrepanzen und Begrenzungen kritisch zu beleuchten. Als letzter Schritt werden in 

diesem kritischen Licht die Ergebnisse der Analyse in einer Zusammenfassung gebündelt. 
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 1. Theoretischer Hintergrund, Forschungsfragen und Vorgehens-

weise 

 1.1) Theoretischer Hintergrund 

Die für dieses Forschungsfeld relevanten Modellierungsstudien basieren auf empirisch be-

gründeten mikro- und makroökonomischen Annahmen und Daten. Modellierungsstudien stre-

ben an, die relevantesten mikro- und makroökonomischen Faktoren in ein Modell zu bringen, 

das eine Simulation der Effekte durch Veränderung bestimmter Faktoren oder Parameter er-

möglicht. Die Modellierungstools verwenden für die Modellierung der Effekte unterschiedli-

che Faktoren oder Parameter, was die Wirkungsrichtung der Instrumente stark unterscheidet.  

Als Ausgangsbasis wird in den meisten Modellierungsstudien angenommen, dass ein be-

stimmtes politisches Instrument den Preis der fokussierten Produkte verändert (vgl. Thow et 

al. 2014, S. 551). Je stärker eine Preiserhöhung den Konsum eines Gutes beeinflusst, desto 

höher ist seine Elastizität. Dabei kann eine solche Preisveränderung auch dazu führen, dass 

ein Konsument mehr oder weniger von anderen Gütern nachfragt (‚Kreuzpreiselastizität‘). 

Gerade bei einkommensschwächeren Gruppen kann eine Preiserhöhung sich relativ stark auf 

das verfügbare Einkommen auswirken, was wiederum den Konsum beeinflusst (‚Einkom-

menselastizität der Nachfrage‘).   

Aus den Effekten der Instrumente auf den Konsum von Lebensmitteln lassen sich weitere Ef-

fekte in anderen Dimensionen ableiten. Über Kalkulationen von Umwelteinflüssen pro Ein-

heit der Lebensmittel, z. B. THG-Emissionen, kann theoretisch die Zu- oder Abnahme der 

Umwelteinflüsse durch die Veränderung des Konsums berechnet werden (vgl. Wirsenius et al. 

2011). Mit dem gleichen Vorgehen sind über die Nährstoffe pro Einheit der Lebensmittel auch 

gesundheitliche Effekte kalkulierbar. Noch ausgefeiltere Studien verbinden die ökonomischen 

Modelle mit gesundheitlichen Modellen, wie dem PRIME-Modell (vgl. Scarborough et al. 

2014), um damit weitreichende gesundheitliche Auswirkungen, wie die Anzahl von Herz-

kreislaufkrankheiten, zu taxieren. Soziale Effekte lassen sich insofern ableiten, als die Model-

lierungstools teilweise die Effekte, insbesondere auf Einkommen und Gesundheit, (teilweise) 

nach Einkommensgruppen differenziert berechnen und somit sozial vergleichbar machen.87 

Wirtschaftliche Effekte sind vor allem durch die Berechnung der Veränderung der Produktion 

                                                 

87 Denn gerade bei Konsumsteuern wird kritisiert, dass diese einkommensschwächere Gruppen stärker belasten 

und daher regressiv seien (vgl. Wirsenius et al. 2011). Dieser regressive Charakter könnte, wie in einigen 

Studien der Fall, abzumildern versucht werden, indem gleichzeitig eine Subventionierung anderer Lebens-

mittel oder bestimmter Zielgruppen eingerichtet wird. 
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und damit des BIP oder von Einkommen bestimmter Produzentengruppen zu ermitteln (vgl. 

Leip et al. 2010). Daher ist auch zu fragen, welche Arten von Effekten die Modellierungsstu-

dien erfassen und taxieren können. Daran kann sich die Frage anschließen, ob und inwiefern 

sich die modellierten Instrumente anhand der modellierten Effekte bewerten lassen. 

 1.2) Forschungsfragen 

Auf Basis des Ziels dieses Abschnitts, nämlich der Identifizierung, Auswertung und Bewer-

tung von modellierten Instrumenten, und der theoretischen Grundlagen werden die folgenden 

Forschungsfragen abgeleitet: 

1. Welche Arten von politischen Instrumenten werden modelliert? Welche Kategorien 

von politischen Instrumenten ergeben sich daraus? 

2. Welche Effekte werden in den Modellierungsstudien für die modellierten Instrumente 

in Bezug auf den Konsum tierischer Produkte kalkuliert?  

3. Welche Effekte lassen sich anhand der Studien zu den implementierten politischen In-

strumenten in den vier Dimensionen Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit 

eruieren? 

4. Wo zeigen sich auf Basis der qualitativen Diskussion und des Vergleichs der Modellie-

rungsstudien Lücken, Diskrepanzen und Begrenzungen der Methoden, die die Model-

lierungsstudien für die Simulation der Instrumente anwenden?  

 1.3) Vorgehensweise und Methodik 

Für die Auswahl der Studien sind zu Beginn die Einschusskriterien festzulegen. Basierend auf 

dem Gesamtdesign dieser Arbeit werden, auch im Anschluss an die empirische Analyse, die 

folgenden Kriterien für die Auswahl der zu untersuchenden Instrumente bzw. Studien be-

stimmt: 

1. Die Studie untersucht politische Instrumente, die direkt oder indirekt den Konsum tie-

rischer Produkte beeinflussen. 

2. Die Studie analysiert u. a. Effekte auf den Konsum tierischer Produkte. Dabei werden 

nur Studien beachtet, die entweder den Konsum tierischer Produkte direkt fokussieren 

oder in der Veränderungen der Tierhaltung den Konsum tierischer Produkte indirekt 

beeinflussen. Gemäß den Grundlagen des empirischen Teils dieser Arbeit werden auch 

in diesem modellierungsbasierten Teil keine Studien zu Instrumenten berücksichtigt, 
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die primär Veränderungen anderer Lebensmittel, z. B. Obst oder Gemüse, untersuchen. 

3. Die in der Studie verwendeten Daten basieren auf empirischen Grundlagen (d. h. nicht 

nur auf hypothetischen, angenommenen Daten). 

4. Die Studie wertet Konsumeffekte auf nationaler (oder internationaler) Ebene aus, ggf. 

um diese auch mit weiteren Effekten auf nationaler Ebene vergleichen zu können. 

5. Die Ergebnisse werden als Kategorie auch für die Gesamtbevölkerung angegeben 

(d. h. die modellierten Effekte werden nicht nur differenziert für verschiedene Bevöl-

kerungsgruppen dargestellt). 

6. Die Ergebnisse werden in Bezug auf konkrete Lebensmittel(gruppen) (wie Rind-

fleisch, Käse etc.), nicht nur auf Klassen von Nährstoffangaben (wie gesättigte Fett-

säuren, Kalorien etc.) berechnet und dargestellt. 

Zur Identifizierung wurde die folgende Vorgehensweise gewählt: Um die bisher veröffentlich-

ten Modellierungsstudien zu finden, wurden sowohl Onlinedatenbanken (Sciencedirect, 

Google Scholar) als auch Hinweise in Sekundärliteratur sowie in anderen Modellierungsstu-

dien zur Suche genutzt.88 Dabei wurden passende Studien mit Veröffentlichungsdaten bis zum 

Jahr 2022 aufgenommen. Trotz der umfangreichen Vorgehensweise kann allerdings kein An-

spruch auf Vollständigkeit erhoben werden. Insgesamt konnten dabei simplere Studien mit 

Kalkulation von einfachen Wirkungszusammenhängen sowie komplexere Modellierungsstu-

dien mit Integration verschiedener Faktorengruppen ermittelt werden. 

Die ausgewählten Modellierungsstudien wurden unter der Perspektive betrachtet, welche Ar-

ten von politischen Instrumenten sie modellieren. Darauf aufbauend wurde induktiv ein Kate-

goriensystem zur Ordnung der modellierten politischen Instrumente entwickelt. Dies 

ermöglicht, dass auch eine Auswertung der Modellierungen differenziert innerhalb verschie-

dener Kategorien von Modellierungsstudien erfolgen kann. Eine solche Auswertung hat den 

Vorteil, dass innerhalb einer Kategorie die Vor- und Nachteile der verschiedenen Varianten 

von modellierten Instrumenten deutlich feiner vergleichend diskutiert werden können. Zudem 

lassen sich somit zwischen den Kategorien Typen verschiedener modellierter Instrumente in 

Bezug auf die unterschiedlichen Effekte miteinander vergleichen. 

Die Auswertung der Befunde der Studien erfolgte dann in den folgenden Schritten: Als erster 

                                                 

88 Suchwörter waren hierbei für eine möglichst breite Suche in verschiedenen Kombinationen: tax/taxation; sub-

sidy/subsidies; modelling/model; effects; consumption; food; climate/environment; GHG emissions; calo-

ries; fat; nutrient; health; VAT; product; etc. 
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Schritt der Analyse wurden die Effekte der Modellierungsstudien innerhalb der verschiedenen 

Kategorien verglichen, da aufgrund geringerer Heterogenität bzw. ähnlicher Annahmen auf 

diese Weise feinere Vergleiche möglich sind. Dabei wurden die Effekte der verschiedenen 

Modellierungsszenarien auf den Konsum und (falls studienübergreifend vorhanden) auf wei-

tere Bereiche (wie Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit) in zweifacher Form vergli-

chen: in absoluter Form (d. h. die Gesamtveränderungen in den jeweiligen 

Modellierungsszenarien) und soweit möglich in relativer Form (d. h. die Veränderungen pro 

Besteuerungseinheit in den jeweiligen Modellierungsszenarien). Dabei wurden auch Ursachen 

für Unterschiede bei den Ergebnissen zwischen den verschiedenen Modellierungsstudien dis-

kutiert. Eine quantitative statistische Auswertung der modellierten Ergebnisse war aufgrund 

der geringen Anzahl von ermittelten, hier auswertbaren Modellierungsstudien nicht möglich. 

Als zweiter Schritt wurden die modellierten Effekte kategorienübergreifend in ihren Tenden-

zen verglichen, um einen Überblick über Wirkungsrichtung und -größe der verschiedenen 

Maßnahmen zu erhalten. Dies geschah im Anschluss an die empirische Analyse in den vier 

Dimensionen Ökologie, Ökonomie, Soziales und Gesundheit. 

Danach können auf Basis der bisherigen Diskussionen die Hinweise zu Lücken, Diskrepanzen 

und Begrenzungen der Modellierungsstudien zusammengetragen und gebündelt debattiert 

werden. 

 2. Umfang und Kategorisierung der Modellierungsstudien 

Durch das oben erwähnte Vorgehen konnten 19 relevante Studien ermittelt werden, die alle 

Kriterien erfüllen. Diese enthalten teilweise mehrere Szenarien mit verschiedenen oder kom-

binierten modellierten Instrumente, sodass 61 verschiedene Instrumentenvarianten miteinan-

der verglichen werden konnten. Bei allen modellierten Instrumenten handelt es sich um 

finanzbasierte Instrumente. 

Folgend wurden induktiv Kategorien für die Sortierung der modellierten Instrumente erstellt. 

Da alle modellierten Instrumente finanzbasierter Art waren, wurden Unterkategorien für diese 

Instrumentenart entwickelt. Ein Hauptkriterium war dabei die jeweilige Basis für das Anlegen 

der Besteuerung bzw. Subventionierung der Lebensmittel. So werden in einer Art von Studien 

finanzbasierte Instrumente modelliert, die die Höhe der Steuern bzw. der Subventionen an den 

Umwelteffekten der Lebensmittel ausrichten. Auf der anderen Seite lagen Modellierungsstu-

dien mit Instrumenten vor, die die Besteuerung auf Produktionsebene durchführen. Bei einer 



 

215 

 

weiteren Art von modellierten Instrumente orientiert sich die Höhe der Steuern bzw. der Sub-

ventionen an den spezifischen Nährwerten der Lebensmittel. Eine letzte Art von Instrumenten 

besteuert bzw. subventioniert Lebensmittel pauschal produktbezogen. In diesem Sinne wurden 

vier Kategorien induktiv aufgestellt, mittels derer sich die modellierten Instrumente analysie-

ren lassen:  

 Umwelt- und konsumbezogene Instrumente: Modellierungen, die vor allem die Um-

welteffekte von Instrumenten mit Steuern oder Subventionen in Bezug auf Umweltas-

pekte der Konsumprodukte modellieren 

 Umwelt- und produktionsbezogene Instrumente: Modellierungen, die vor allem die 

Umwelteffekte von Instrumenten mit Steuern auf Produktionsinputs oder -outputs mo-

dellieren 

 Nährwertbezogene Instrumente: Modellierungen, die vor allem die Gesundheitseffekte 

von Instrumenten mit Steuern oder Subventionen in Bezug auf Nährwertaspekte der 

Konsumprodukte modellieren 

 Produktbezogene Instrumente: Modellierungen, die die Effekte von Instrumenten mit 

Steuern oder Subventionen in Bezug auf preisliche Aspekte der Konsumprodukte mo-

dellieren 

 3. Ergebnisse der Analyse der Effekte der modellierten Instru-

mente 

 3.1) Vergleich der Effekte innerhalb der Modellierungstypen 

3.1.1) Umwelt- und konsumbezogene Instrumente 

Die hier erfassten Modellierungsstudien untersuchen den Effekt von Instrumenten, die Le-

bensmittel auf Basis ihrer Umwelteffekte subventionieren bzw. besteuern. Vorrangiges Ziel 

dieser Modellierungsstudien ist die Kalkulation, in welchem Maße politische Instrumente zur 

Beeinflussung der Ernährung deren Umwelteffekte mindern können. 

Als Basis für die Besteuerung werden dabei die externen Effekte der Lebensmittel verwendet, 

wobei meist THG-Emissionen als externer Effekt dienen. Unter diesen Typ von Studien fallen 

die Modellierungsstudien von Briggs et al. (2013), Edjabou und Smed (2013), Säll und Gren 

(2015) Wirsenius et al. (2011), Dahlberg et al. (2017), Gren et al. (2019), van Hoof (2019),  

Springmann et al. (2016b) und Roosen et al. (2022). Diese modellieren die konsumbezogene 
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Besteuerung von Lebensmitteln je nach Höhe ihrer THG-Emissionen. Dabei adressieren sie 

teilweise nur bestimmte Produkte, wie Fleisch, oder alle Lebensmittel. Säll und Gren (2015) 

ergänzen die Besteuerung der THG-Emissionen um weitere Steuern auf Phosphorverbrauch, 

Stickstoff- und Ammoniakemissionen. Briggs et al. (2013) sowie Edjabou und Smed (2013) 

modellieren mehrere Szenarien, in denen teilweise die Besteuerung von Produkten mit hohen 

THG-Emissionen durch eine Subventionierung von Produkten mit niedrigen THG-Emissio-

nen kombiniert wird. Dabei beziehen sich die Studien auf einzelne Länder; Springmann et al. 

(2016b) führt die Modellierung in Bezug auf verschiedene Ländergruppen durch. Die Höhe 

der Steuer pro Tonne CO2eq in den verschiedenen Studien reicht von 23 bis 113 Euro.  

Konsum 

Die folgende Tabelle 8 stellt die Effekte der modellierten politischen Instrumente auf den 

Konsum von tierischen Produkten dar. Auffällig ist, dass nach den Berechnungen der meisten 

Studien die Konsumeffekte bei zahlreichen Produkten relativ gering bleiben. Wie die folgende 

Tabelle 8 und auch Abbildung 33 darstellen, sinkt in allen Studien der Konsum von Rind-

fleisch am stärksten. Der Konsum von Käse und Schweinfleisch geht am zweitstärksten zu-

rück. Bei Geflügelfleisch, dessen Preis im Vergleich zu anderen Fleischarten eine relativ 

geringe Besteuerung erfährt, erhöht sich der Konsum in manchen Studien, in anderen sinkt er. 

So kommen Edjabou und Smed (2013) und insbesondere Wirsenius et al. (2011) aufgrund ei-

ner starken Kreuzpreiselastizität sogar zu einer Steigerung des Konsums von Geflügelfleisch 

trotz dessen Besteuerung. 

Edjabou und Smed (2013) sowie Briggs et al. (2013) kalkulieren zusätzlich Szenarien, in de-

nen nicht nur klimaintensive Lebensmittel besteuert, sondern auch relativ klimaschonende Le-

bensmittel subventioniert werden. Dies führt nach Briggs et al. (2013) allerdings kaum zu 

einer höheren Reduktion des Fleischkonsums.89 

Die nach verschiedenen Weltregionen differenzierte Studie von Springmann et al. (2016b) 

zeigt, dass die Effekte in Ländern mit niedrigeren Einkommen höher sind, was insbesondere 

auf die Einkommenselastizitäten zurückgeführt werden könnte. 

  

                                                 

89 Allerdings zählen Briggs et al. (2013) zu den Produkten mit geringen THG-Emissionen pro Kilogramm auch 

Milchprodukte, deren Konsum daher ebenfalls subventioniert wird und deutlich ansteigt. Milchprodukte 

weisen aber hohe THG-Emissionen pro Kilokalorie auf. Dies zeigt die Relevanz auf, eine Besteuerung auf 

Basis von THG-Emissionen pro Kilokalorie und nicht pro Kilogramm durchzuführen.  
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Autor*in-

nen 

Modelliertes 

Instrument 

Steu

er 

(€/T 

CO2e

q) 

Ebene Kon-

sum 

Rind 

(%) 

Kon-

sum 

Schwei

n (%) 

Kon-

sum 

Ge-

flügel 

(%) 

Kon-

sum 

Milch 

(%) 

Kon-

sum 

Käse 

(%) 

Roosen et 

al. 2022 

THG-Steuer 37 Dtl. -8,50 -5,30 -3,60   

Roosen et 

al. 2022 

THG-Steuer 93 Dtl. -21,30 -13,30 -8,90   

Briggs et al. 

2013 

THG-Steuer  33 UK -14,20 -1,20 -0,23 -0,25 

 

-0,20 

 

Briggs et al. 

2013 

THG-Steuer 

+ Subventio-

nen 

33 UK -13,71 -0,67 -0,30 6,19 0,86 

 

Edjabou, 

Smed 2013 

THG-Steuer 35 Däne-

mark 

-13,00 -2,00 1,00 -0,20 

 

-3,00 

 

Edjabou, 

Smed 2013 

THG-Steuer 

+ Subventio-

nen 

102 Däne-

mark 

-32,00 -6,00 2,00 -3,00 -10,0 

Wirsenius 

et al. 2010 

THG-Steuer  60 EU27 -15,00 1,00 7,00 -5,00  

Säll, Gren 

2015 

THG-Steuer 

+ Steuern auf 

N- (29 €/kg), 

P- (371 €/kg) 

und A-Emis-

sionen 

113 Schw

eden 

-19,00 -8,00 -4,70 -5,90 

 

-6,30 

 

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer 

auf Fleisch-

produkte 

15 Frank

reich 

-5,30 -1,70 0,50   

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer 

auf Fleisch-

produkte 

65 Frank

reich 

-22,20 -7,20 2,90   

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer 

auf Fleisch-

produkte 

204 Frank

reich 

-69,50 -22,60 6,30   

Gren et al. 

2019 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

115 Schw

eden 

-8,05 1,49 2,54 -2,83 

 

-2,22 

 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer 

auf tierische 

Produkte 

60 Nie-

der-

lande 

-13,86 -10,52 -6,62 -9,22 -12,32 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer 

auf tierische 

Produkte 

94 Nie-

der-

lande 

-21,71 -16,48 -10,37 -14,45 -19,30 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer 

auf tierische 

Produkte 

113 Nie-

der-

lande 

-26,09 -19,80 -12,47 -17,37 -23,19 
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Spring-

mann et al. 

2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4 welt-

weit 

-9,01 -6,62 -2,19 -1,97  

Spring-

mann et al. 

2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4 Län-

der  

hohes 

E. 

-7,55 -5,56 -1,44 -0,69  

Spring-

mann et al. 

2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4 Län-

der 

mitt-

leres- 

hohes 

E. 

-9,75 -7,51 -2,28 -1,35  

Spring-

mann et al. 

2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4 Län-

der 

nied-

riges-

mitt-

leres 

E. 

-9,48 -7,12 -2,97 -3,14  

Spring-

mann et al. 

2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4 Län-

der 

nied-

riges 

E. 

-10,50 -5,67 -0,91 -2,20  

Tabelle 8: Effekte der umweltbezogenen modellierten Instrumente auf den Konsum 

 

Die folgende Abbildung 33 stellt die modellierten Effekte auf den Konsum aller tierischen 

Produkte in Verhältnis zur jeweils verwendeten Steuerhöhe dar. Dabei ist zum einen ersicht-

lich, dass sich bei den meisten Studien die Reduktion des Rindfleischkonsums relativ linear 

mit der Höhe der Steuer entwickelt, während andere Produkte divergierende Tendenzen auf-

weisen.90 Das Instrument der THG-Emissionsbesteuerung scheint daher vor allem wirksam in 

Bezug auf die Reduktion von Rindfleisch zu sein. Die Unterschiede zwischen den Ergebnis-

sen der Studien sind insbesondere auf die unterschiedlichen Annahmen bei den Elastizitäten 

(die auch je nach Bezugsland variieren), auf die leicht divergierenden Annahmen der THG-

Emissionsintensitäten der verschiedenen Produkte und auf Modifikationen des Instrumenten-

designs (wie Kombination von Steuer- und Subventionsaspekten) zurückzuführen. 

                                                 

90 Bei den meisten Studien beträgt die Veränderung des Rindfleischkonsums pro Prozent der Besteuerung zwi-

schen -0,25 und -0,42 Prozent. Die nächstgrößten Effekte sind bei Schweine- und Käseprodukten mit zwi-

schen 0,02 und -0,08 Prozent respektive zwischen 0,03 und -0,10 Prozent pro Prozent Besteuerung 

festzustellen. 
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Abbildung 33: Relation zwischen Steuerhöhe und Konsumeffekten der THG-Emissionssteuern 

 

Umwelt  

Fast alle hier vorgestellten Modellierungsstudien kalkulieren die Höhe der landwirtschaftli-

chen Emissionsminderungen.91 Die modellierten Effekte bewegen sich zwischen ca. 2,6 und 

10,3 Prozent an geringeren Emissionen des gesamten landwirtschaftlichen Sektors (s. Tabelle 

9). Eine zusätzlich zur Besteuerung eingeführte Subventionierung von Lebensmitteln bewirkt 

nach Briggs et al. (2013) sowie nach Edjabou und Smed (2013) leicht geringere Reduktionen 

der landwirtschaftlichen THG-Emissionen als eine reine Besteuerung. Allerdings unterschei-

det sich der modellierte Effekt nicht stark von den Modellierungsszenarien mit reiner Besteu-

erung; daher könnte hiernach eine parallele Subventionierung auch als zielführend für den 

                                                 

91 Die absoluten Angaben bei Briggs et al. sowie bei Säll und Gren wurden für die folgende Tabelle 9 durch wei-

tere Recherchen in prozentuale Angaben umgerechnet. 
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Klimaschutz bezeichnet werden. 

Autor*in-

nen 

Modelliertes Instrument Steuer 

(€/T CO2 

eq) 

Ebene Landw. THG-

Emissionen (%) 

Briggs et al. 

2013 

THG-Steuer 33 UK -3,12 

Briggs et al. 

2013 

THG-Steuer + Subventionen 33 UK -2,58 

Edjabou, 

Smed 2013 

THG-Steuer 35 Däne-

mark 

-6 

Edjabou, 

Smed 2013 

THG-Steuer + Subventionen 102 Däne-

mark 

-5,5 

Wirsenius 

et al. 2010 

THG-Steuer 60 EU27 -7 

Säll, Gren 

2015 

THG-Steuer + Steuern auf N- 

(29 €/kg), P- (371 €/kg) und A-

Emissionen 

113 Schwe-

den 

-10,25 

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer auf Fleischprodukte 15 Frank-

reich 

Daten nicht ver-

fügbar 

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer auf Fleischprodukte 15 Frank-

reich 

-7 

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer auf Fleischprodukte 65 Frank-

reich 

Daten nicht ver-

fügbar 

Dahlberg, 

Sanna 2017 

THG-Steuer auf Fleischprodukte 204 Frank-

reich 

Daten nicht ver-

fügbar 

Gren et al. 

2019 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

115 Schwe-

den 

-4,58 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer auf tierische Pro-

dukte 

60 Nieder-

lande 

-11 (bezogen auf 

Emissionen der 

Tierhaltung) 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer auf tierische Pro-

dukte 

94 Nieder-

lande 

-17,5 (bezogen 

auf Emissionen 

der Tierhaltung) 

van Hoof 

2019 

THG-Steuer auf tierische Pro-

dukte 

113 Nieder-

lande 

-21 (bezogen auf 

Emissionen der 

Tierhaltung) 

Spring-

mann et al. 

2016 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

45,4€ weltweit -5,84 

Spring-

mann et al. 

2016 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

45,4€ Länder 

mit ho-

hem Ein-

kommen 

-5,30 

Spring-

mann et al. 

2016 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

45,4€ Länder 

mit mitt-

lerem bis 

hohem 

Einkom-

men 

-6,81 
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Spring-

mann et al. 

2016 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

45,4€ Ländern 

mit nied-

rigem bis 

mittle-

rem Ein-

kommen 

-5,77 

Spring-

mann et al. 

2016 

THG-Steuer auf alle Lebensmit-

tel 

45,4€ Länder 

mit nied-

rigem 

Einkom-

men 

-6,27 

Tabelle 9: Effekte der THG-Emissionssteuern auf THG-Emissionen 

 

Die folgende Abbildung 34 setzt die Steuerhöhe der THG-Emissionssteuern in Verhältnis zu 

den Veränderungen der landwirtschaftlichen THG-Emissionssteuern. Danach sind die Ergeb-

nisse der Studien relativ konsistent zueinander. Unterschiede ergeben sich vor allem durch 

Modifikationen beim Instrumentendesign (parallele Subvention oder parallele Besteuerung 

von Phosphorverbrauch, Stickstoff- und Ammoniakemissionen). 

 

Abbildung 34: Relation zwischen Steuerhöhe und Umwelteffekten der THG-Emissionssteuern 

 

Die Studien stimmen bei ihren modellierten Effekten auch darin überein, dass der veränderte 

Rindfleischkonsum den größten Beitrag zu den eingesparten THG-Emissionen leistet (vgl. 

Edjabou und Smed 2013, S. 90; Wirsenius et al. 2011). Besteht das politische Interesse vor al-

lem in der Verringerung der THG-Emissionen, stellt sich somit die Frage, ob eine Emissions-

steuer ausschließlich auf Rindfleisch durch den voraussichtlich wesentlich geringeren 
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administrativen Aufwand die politisch sinnvollere Lösung wäre (vgl. Wirsenius et al. 2011). 

Gesundheit 

Der Konsum von Obst und Gemüse könnte aufgrund der Kreuzpreis- und Einkommenselasti-

zität durch die Besteuerung sinken, z. B. wenn die Besteuerung tierischer Lebensmittel das 

Haushaltseinkommen reduziert und damit auch die Mittel für den Konsum von Obst und Ge-

müse. Deshalb erstellen zwei Studien Szenarien mit kombinierter Subventionierung, einmal 

von klimafreundlichen Lebensmitteln (mit geringen THG-Emissionen) (vgl. Briggs et al. 

2013) und einmal von allen Lebensmitteln (vgl. Edjabou und Smed 2013). Danach bleibt der 

Konsum von Obst und Gemüse bei einer reinen Besteuerung recht stabil, wie die folgende Ta-

belle 10 darstellt. Eine kombinierte Subventionierung führt in beiden Studien zu einer deutli-

chen Zunahme von Obst. Der Konsum von Gemüse steigt hingegen nur in der Studie von 

Briggs et al. (2013) an, in der im Gegensatz zur Studie von Edjabou und Smed (2013) nicht 

alle, sondern nur klimafreundliche Lebensmitteln speziell subventioniert werden. Zusätzlich 

wurden in diesen Studien teilweise die Gesundheitseffekte der THG-Emissionsbesteuerung in 

die Berechnungen integriert. Dabei konnte ein geringerer Konsum von gesättigten Fettsäuren, 

zwischen ca. -1,2 und -3,5 Prozent, festgestellt werden. Zudem führt eine reine Besteuerung 

zu einem niedrigeren Kalorienverbrauch, eine Kombination mit einer Subventionierung aller-

dings zu einem höheren Kalorienverbrauch und damit nach Briggs et al. zu einer Zunahme 

von Todesfällen (vgl. Briggs et al. 2013, S. 6). Nach diesen Ergebnissen müsste darauf geach-

tet werden, dass eine mit der Besteuerung kombinierte Subventionierung nicht zu einem 

Mehrkonsum von Kalorien führt und damit die positiven Gesundheitseffekte eines geringeren 

Fleischkonsums nivelliert.  

Au-

tor*in-

nen 

Modellier-

tes Instru-

ment 

Steue

r (€/T 

CO2 

eq) 

Ebene Kon-

sum 

Ge-

müse 

(%) 

Kon

sum 

Obst 

(%) 

Konsum 

gesät-

tigte 

Fettsäu-

ren (%) 

Kon-

sum 

Kalo-

rien 

(%) 

Anzahl 

Todes-

fälle (%) 

Briggs et 

al. 2013 

THG-Steuer  33 UK -0,40 0,18 -2,77 -1,4 -10216 

Briggs et 

al. 2013 

THG-Steuer 

+ Subven-

tionen 

33 UK 2,39 3,49 -1,23 1 3162 

Edjabou, 

Smed 

2013 

THG-Steuer 35 Däne-

mark 

0,00 3,00 -3,5 -2,9  

Edjabou, 

Smed 

2013 

THG-Steuer 

+ Subven-

tionen 

102 Däne-

mark 

-1,00 10,0 -1,2 4,6  
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Spring-

mann et 

al. 2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4€ weltweit -0,70    -188 864 

Spring-

mann et 

al. 2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4€ Länder 

hohes 

Einkom-

men 

-0,84    -54 867 

Spring-

mann et 

al. 2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4€ Länder 

mittle-

res-  ho-

hes 

Einkom-

men 

-0,86    -52 887 

Spring-

mann et 

al. 2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4€ Länder 

niedri-

ges- 

mittleres 

Einkom-

men 

-0,67    -87 600 

Spring-

mann et 

al. 2016b 

THG-Steuer 

auf alle Le-

bensmittel 

45,4€ Länder 

niedriges 

Einkom-

men 

-0,77    -188 864 

Tabelle 10: Effekte der umweltbezogenen Instrumente auf Gesundheitsaspekte 

 

Soziales 

Zu den sozialen Effekten gibt es in diesen Modellierungsstudien keine quantitativen Berech-

nungen.92 Hier müssten weitere Studien einbezogen werden, die wegen der Nutzung anderer 

Analyseeinheiten für diese Auswertung nicht verwendbar waren und daher in dieser Auswer-

tung nicht berücksichtigt wurden, z. B. die Studie von Caillavet et al. (2018) oder von Kehl-

bacher et al. (2016). Nach diesen zeigen sich sozial regressive Effekte, d. h. eine stärkere 

Belastung finanziell schwächerer Haushalte, falls die Steuern nicht durch Subventionen aus-

geglichen werden. 

  

                                                 

92 Wirsenius (2011) weist allerdings darauf hin, dass alle Konsumsteuern regressiven Charakter haben, d. h., dass 

die ärmeren Haushalte relativ zu ihrem Einkommen stärker belastet werden als die reicheren Haushalte. 

Briggs et al. (2013, S. 9) fügen hierzu an, dass die ärmeren Haushalte wegen größerer Preissensitivität auch 

einen größeren Anteil an der Reduktion des Konsums tierischer, in zu hohem Maße ungesunder Produkte 

haben und daher auch größere Gesundheitsvorteile gewinnen. Dieses Argument kann bei den differenzierten 

nährwert- und produktbezogenen Modellierungsstudien näher betrachtet werden. 
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Wirtschaft 

Auch zu den ökonomischen Auswirkungen sind in diesen umweltbezogenen Modellierungs-

studien kaum Berechnungen vorhanden.93 Einzig die Studie von Edjabou und Smed (2013) 

ermittelt die Konsumentenrente und darauf aufbauend die Effizienz der Maßnahmen (gemes-

sen an den erzielten THG-Emissionsminderungen). Die Kombination aus Besteuerung und 

Subventionierung führt damit zu wirtschaftlich positiveren Effekten als die reine Besteue-

rung.94 

3.1.2) Umwelt- und produktionsbezogene Steuern 

Hier werden die Ergebnisse von Studien analysiert, die die Besteuerung bzw. Subventionsab-

schaffung nicht auf Konsumebene (z. B. von Rindfleisch), sondern auf Produktionsebene in 

Bezug auf Inputs (z. B. von Futtermitteln) oder Outputs einführen. Diese Form der Besteue-

rung hat ebenfalls Folgen für die Konsumebene, setzt aber auf einer anderen Ebene an. Auch 

die Studien mit umwelt- und produktionsbezogenen Instrumenten dienen in erster Linie der 

Analyse, welche Umwelteffekte durch die politischen Instrumente erreicht werden können. 

Die Maßnahmen werden teilweise auf Basis externer Umwelteffekte modelliert, z. B. auf Ba-

sis der Höhe der THG-Emissionen in der Studie von Leip et al. (2010). Eine Studie von FÖS 

(Forum ökologisch-soziale Marktwirtschaft) (2013) berechnet u. a. die Effekte einer Besteue-

rung auf Basis der Höhe der in der Produktion anfallenden Stickstoffemissionen sowie der im-

portierten Futtermittel. Die Studie von Okrent und Alston (2012) wiederum modelliert in 

erster Linie die Effekte der Abschaffung von Produktionssubventionen (im Bereich der USA) 

auf die Umwelt. 

Da diese Studien eine unterschiedliche Besteuerungsbasis verwenden, kann hier kein genauer 

Vergleich der modellierten Effekte vollzogen werden. Dennoch können die Effekte in ihrer 

Tendenz verglichen werden. Dies ist auch möglich und sinnvoll, da die Steuerhöhen auf den 

Berechnungen der externen Kosten der jeweiligen externen Effekte basieren und somit nicht 

willkürlich, sondern zumindest ökonomisch voraussichtlich nur in bestimmten Spannen zu 

rechtfertigen sind.  

  

                                                 

93 Hier könnten die Modellierungstools noch stark ausgebaut werden, um umfassendere Ergebnisse produzieren 

zu können. 
94 Danach liegt die Konsumentenrente im Falle der reinen Besteuerung bei ca. -48 Euro pro Jahr und Person, bei 

gleichzeitiger Subventionierung bei ca. 5 Euro pro Jahr und Person. Da die Umwelteffekte zwischen den 

beiden Szenarien nicht stark variierten, wird daher das Szenario der kombinierten Besteuerung und Subven-

tionierung mit ca. 0,1 Euro pro Kilogramm CO2 als wirtschaftlich wesentlich vorteilhafter als die reine Be-

steuerung mit ca. 0,64 Euro pro Kilogramm CO2 eingestuft. 
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Konsum 

Die Effekte der produktionsbezogenen Steuern sind, wie oben ausgeführt, wegen der unter-

schiedlichen Besteuerungsbasis nicht direkt, sondern nur in ihrer Tendenz vergleichbar. Da-

nach offenbart der Vergleich der Konsumeffekte, in der nächsten Tabelle 11 differenziert 

aufgeführt, dass eine Futtermittelimportsteuer vor allem den Preis und damit den Konsum von 

Geflügelfleisch verändert. Die Besteuerung von Stickstoffüberschüssen verteuert vor allem 

den Konsum von Rindfleisch und in geringerem Maße von Schwein. Eine produktionsbezo-

gene Besteuerung der THG-Emissionen würde nach Leip et al. (2010) vor allem den Konsum 

von Rindfleisch reduzieren. Eine Abschaffung aller Produktionssubventionen der Landwirt-

schaft würde (in Bezug auf die Ebene der USA) nach Okrent und Alston (2012) dagegen nur 

eine geringfügige Reduktion des Fleischkonsums von unter einem Prozent bewirken. 

Au-

tor*in-

nen 

Variante Ebe-

ne 

Kon-

sum 

Fleisch 

(%) 

Kon-

sum 

Rind 

(%) 

Konsum 

Schwein 

(%) 

Konsum 

Geflügel 

(%) 

FÖS2013 Futtermittelimport-

steuer 100 Euro je t So-

jaschrot 

Dtl. -0,95 -0,20 -0,90 -1,60 

FÖS2013 Futtermittelimport-

steuer 250 Euro je t So-

jaschrot 

Dtl. -2,41 -0,40 -2,30 -4,10 

FÖS2013 Futtermittelimport-

steuer 500 Euro je t So-

jaschrot 

Dtl. -4,75 -0,80 -4,50 -8,20 

FÖS2013 Stickstoffüberschuss: 2 

Euro/kg N/ha 

Dtl. -1,85 -3,50 -2,10  

FÖS2013 Stickstoffüberschuss: 5 

Euro/kg N/ha 

Dtl. -4,59 -8,70 -5,20  

FÖS2013 Stickstoffüberschuss: 

10 Euro/kg N/ha 

Dtl. -13,84 -26,20 -15,70  

Leip et 

al.2010 

THG-Steuer: 300 € pro 

Tonne CO2eq-Emissio-

nen für Wiederkäuer-

produktionsaktivitäten 

und 164 € pro Tonne 

CO2eq-Emissionen für 

alle weiteren Produkti-

onsaktivitäten für Nutz-

tiere 

EU27 -2,43 -13,00   

Okrent, 

Alston 

2012 

Abschaffung aller Pro-

duktionssubventionen 

USA -0,73    

Tabelle 11: Effekte von produkt- und umweltbezogenen Instrumenten auf den Konsum 
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Dies bedeutet, dass eine Futtermittelimportsteuer vor allem dazu dienen könnte, den Konsum 

von Geflügel zu senken, während eine Stickstoffüberschussabgabe und eine THG-Emissions-

besteuerung vor allem eine Reduktion des Konsums von Rindfleisch bewirken würden. 

Ökologie 

Die ökologischen Folgen wurden bei den Instrumenten meist nicht in quantitativer Form er-

mittelt. Bei der Futtermittelimportsteuer würden die ökologischen Effekte vor allem in den 

Importländern auftreten, insbesondere durch geringeren Druck auf Landflächen, auch in öko-

logisch bedeutsamen Schutzregionen. Eine Stickstoffüberschussabgabe würde einen „finanzi-

ellen Anreiz für Landwirte [bedeuten], ihre Produktion anzupassen und Stickstoffüberschüsse 

so weit zu reduzieren, wie die Kosten für die Umstellung niedriger sind als die Kosten durch 

die Abgabe“ (FÖS 2013, S. 30). Für ihre produktionsbezogene THG-Emissionsbesteuerung 

kalkulieren Leip et al. (2010) die Reduktion genauer auf ca. 13 Prozent der landwirtschaftli-

chen Gesamtemissionen. 

Gesundheit 

Gesundheitsrelevante Aspekte wurden in den Modellierungsstudien zu produktionsbezogenen 

Instrumenten nicht berechnet.95 Aufgrund der Reduktionen des Fleischkonsums kann aller-

dings von positiven Gesundheitseffekten ausgegangen werden. Dies trifft insbesondere beim 

Instrument der Stickstoffüberschussabgabe zu, da hier vor allem der Konsum von Rind- und 

Schweinefleisch und damit des gesundheitsschädlicheren roten Fleisches zurückgeht (s. Ab-

schnitt III.3.3.4). 

Soziales und Wirtschaft 

Bei den produktionsbezogenen Instrumenten sind ökonomische Effekte nur in der Studie von 

Leip et al. (2010) berechnet. Danach würde eine konsumbezogene THG-Emissionsbesteue-

rung in der beschriebenen Höhe zu einem Einkommensverlust in der Landwirtschaft von 15 

Prozent in der EU15 und 18 Prozent in der EU10, d. h. zu gut einem Prozent Einkommensver-

lust pro Prozent Emissionsminderung, führen.  

3.1.3) Nährwertbezogene Steuern 

Ein dritter Typ von Studien modelliert politische Instrumente, die Lebensmittel auf Basis ihrer 

                                                 

95 Nur bei der Abschaffung der Produktionssubventionen nach Okrent und Alston (2012) wird eine Zunahme des 

Obst- und Gemüsekonsums um knapp zwei Prozent und eine Zunahme des Gesamtkalorienverbrauchs von 

0,03 Prozent errechnet. 
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Nährwerte adressieren. Diese Studien weisen vor allem als Ziel auf, in ihren Modellen die ge-

sundheitlichen Effekte einer Veränderung der Preise von Lebensmitteln auf Basis von deren 

Nährwerten zu berechnen. 

Eine besonders häufig modellierte Maßnahme stellt die Fettsteuer dar, die Produkte nach 

Höhe der gesättigten Fettsäuren besteuert. Deren mögliche Effekte analysieren in Bezug auf 

Deutschland Studien von Thiele (2010b) und von FÖS (2013), in Bezug auf die USA Okrent 

und Alston (2012) sowie in Bezug auf Dänemark Jensen und Smed (2007) sowie Smed 

(2012). Die Höhe der Steuern variiert dabei von 0,5 bis ca. 3,5 Euro pro Kilogramm gesättigte 

Fettsäuren, die in den Lebensmitteln jeweils enthalten sind. Jensen und Smed (2007) fügen in 

ihrer Studie noch Szenarien hinzu, in denen gleichzeitig gesündere Lebensmittel subventio-

niert werden.  

Konsum 

Die möglichen Effekte von Steuern auf Lebensmitteln nach deren Gehalt an gesättigten Fett-

säuren wurden von einigen Studien modelliert. Die in den Studien verwendeten Steuersätze 

reichen von 0,5 bis zu 5 Euro pro Kilogramm gesättigte Fettsäure, wie die folgende Tabelle 12 

darstellt; bei Schweinefleisch wäre dies bei einem Steuersatz von 5 Euro pro Kilogramm ge-

sättigte Fettsäure eine Preiserhöhung von 0,30 Euro pro Kilogramm (vgl. FÖS 2013). Die Ef-

fekte wurden dabei nur teilweise für unterschiedliche Produktgruppen berechnet, sodass die 

Ergebnisse der Studien nur in Teilen verglichen werden können. Die Effekte für den gesamten 

Fleischkonsum wurden allerdings von fast allen Studien ermittelt bzw. konnten aus Teilanga-

ben abgeleitet werden. Danach verringert sich der Fleischkonsum zwischen -0,19 und -6,47 

Prozent. Eine gleichzeitige Subventionierung von Ballaststoffen bzw. von Obst und Gemüse 

führt dabei nach Jensen und Smed (2007) zu einer relativ geringeren Reduktion bei Fleisch, 

Milch, Käse und insbesondere Butter. 

Autor*in-

nen 

Variante Steuer 

(€ / kg 

gesät-

tigte 

Fettsäu-

ren) 

Ebe

-ne 

Kon-

sum 

Fleisch 

(%) 

Kon-

sum 

Milch 

(%) 

Kon-

sum 

Butter 

(%) 

Kon-

sum 

Käse 

(%) 

Okrent, 

Alston 

2012 

Fettsteuer 3,51 USA -0,19 -5,2496   

Thiele Fettsteuer 0,5 Dtl. -5,13 -11,7397  -4,11 

                                                 

96 Inklusive anderer Milchprodukte.  
97 Inklusive anderer Milchprodukte, ohne Käse und Sahne. 
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2010a 

FÖS 2013 Fettsteuer 1 Dtl. -0,71    

FÖS 2013 Fettsteuer 2 Dtl. -1,41    

FÖS 2013 Fettsteuer 5 Dtl. -3,56    

Jensen, 

Smed 

2007 

Fettsteuer (auf 

alle Fette) 

1 Däne-

mark 

-5,40 -1,60 -12,60 -7,00 

Jensen, 

Smed 

2007 

Fettsteuer auf 

gesättigte Fett-

säuren 

1,9 Däne-

mark 

-3,60 -1,90 -14,50 -7,70 

Jensen, 

Smed 

2007 

Steuer auf gesät-

tigte Fettsäuren 

und Zucker + 

Ballaststoffsub-

vention 

1,9 Däne-

mark 

-1,7 -1,20 -7,60 -4,5 

Jensen, 

Smed 

2007 

Steuer auf Fett-

säuren und Zu-

cker + halb 

MwSt. auf Obst 

und Gemüse 

1 Däne-

mark 

-0,50 -1,40 -5,10 -3,30 

Smed 

2012 

Fettsteuer 2,15 Däne-

mark 

 1 -15 -7 

Tabelle 12: Effekte von modellierten nährwertbezogenen Instrumenten auf den Konsum 

 

Eine Betrachtung der Effekte geordnet nach den Steuersätzen, wie in der folgenden Abbildung 

35, veranschaulicht Ähnlichkeiten und Unterschiede der berechneten Effekte. Innerhalb der 

Fleischarten zeigt sich die höchste Reduktion beim Schweinefleisch, in der Relation ungefähr 

doppelt so stark wie bei Rindfleisch und Geflügel. Die größten Effekte ergeben sich allerdings 

bei Butter und Käse. Unterschiede zwischen den Studien bestehen vor allem in den Ergebnis-

sen zum Milchkonsum, wobei sich nach den meisten Studien ein negativer linearer Konsum 

abzeichnet.98 Ähnlichkeiten bestehen insofern, als der Konsum von Butter und Käse relativ 

linear mit zunehmender Steuerhöhe abnimmt und dabei die anderen Effekte überragt. Die Ver-

änderung des Konsums liegt bei Butter zwischen ca. -5 und -15 Prozent, bei Käse zwischen 

ca. -3 und -7 Prozent. Der Effekt auf den Konsum von Fleisch bleibt auch mit steigender 

Steuerrate relativ begrenzt. Insgesamt erscheint die Einführung einer Fettsteuer damit vor al-

                                                 

98 Die ausnahmeartige, starke Reduktion von Milch in der Studie von Thiele (2010b) kann zumindest teilweise 

damit erklärt werden, dass hier unter der Kategorie ‚Milch‘ auch andere Milchprodukte untergruppiert wur-

den. Die Zunahme des Milchkonsums in der Studie von Smed (2012) ist darauf zurückzuführen, dass hier 

die konkreten Besteuerungsbedingungen der dänischen Fettsteuer modelliert wurden, bei der Milch von der 

Besteuerung ausgeschlossen ist. Mit diesen Bedingungen vor Augen können auch die Ergebnisse zum 

Milchkonsum als relativ kohärent angesehen werden. 
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lem ratsam, wenn der Konsum von Butter und Käse sowie in gewissem Maße von Schweine-

fleisch reduziert werden soll. 

  

Abbildung 35: Relation zwischen Steuerhöhe und Konsumeffekten bei nährwertbezogenen In-

strumenten 

 

Ökologie 

Die ökologischen Effekte wurden in den Modellierungsstudien nicht mitberechnet, sodass 

hierzu keine gesicherten Erkenntnisse gewonnen werden können. Die Abnahme an THG-in-

tensiven Produkten lässt zwar auf eine Reduktion der (landwirtschaftlichen) THG-Emissionen 

schließen, wobei die geringe Reduktion des Rindfleischs keine allzu hohen Effekte erwarten 

lässt. Genauere Aussagen über deren Höhe sind hier aber nicht möglich.  

Gesundheit 

Alle Modellierungsstudien untersuchen die gesundheitlichen Effekte. Starke Abweichungen 

zwischen den Studien sind aufgrund unterschiedlicher Eigen- und Kreuzpreiselastizitäten und 

der Unterschiede bei der Berücksichtigung bzw. Berechnung der Einkommenselastizitäten bei 

den Auswirkungen auf den Konsum von Obst und Gemüse festzustellen (s. Tabelle 13). So ist 
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bei der Studien von Okrent und Alston (2012), bei denen auch Einkommenselastizitäten mit-

kalkuliert werden, Rückgänge bei Obst und Gemüse sichtbar. Größere Übereinstimmung exis-

tiert aber darin, dass der Konsum von gesättigten Fettsäuren signifikant zurückgehen würde.  

Autor*in-

nen 

Variante Steuer 

(€ / kg 

gesät-

tigte 

Fettsäu-

ren) 

Ebe-

ne 

Kon-

sum 

Obst 

(%) 

Kon-

sum 

Ge-

müse 

(%) 

Kon-

sum 

gesät-

tigte 

Fett-

säuren 

(%) 

Kon-

sum 

Kalo-

rien 

(%) 

Okrent, Al-

ston 2012 

Fettsteuer 3,51 USA -0,78 -0,78  -2,37 

Thiele 

2010b 

Fettsteuer 0,5 Dtl. 9,92 4,33 -8,5  

Jensen, 

Smed 2007 

Fettsteuer (auf 

alle Fette) 

1 Däne-

mark 

3,30 3,30 -7,2  

Jensen, 

Smed 2007 

Fettsteuer auf 

gesättigte Fett-

säuren 

1,9 Däne-

mark 

3,30 3,30 -7,4  

Jensen, 

Smed 2007 

Steuer auf ge-

sättigte Fett-

säuren und 

Zucker + Bal-

laststoffsub-

vention 

1,9 Däne-

mark 

5,50 5,50 -3,6  

Jensen, 

Smed 2007 

Steuer auf Fett-

säuren und Zu-

cker + halb 

MwSt. auf 

Obst und Ge-

müse 

1 Däne-

mark 

7,60 7,60 -2,9  

Smed 2012 Fettsteuer 2,15 Däne-

mark 

  -9,5 

 

 

Tabelle 13: Effekte der nährwertbezogenen modellierten Instrumente auf Gesundheitsaspekte 

 

Auch beim Kalorienverbrauch kann nach der Studie von Okrent und Alston mit einem Rück-

gang gerechnet werden. Daher können die gesundheitlichen Effekte der Fettsteuern als durch-

aus positiv angesehen werden. Die parallele Subventionierung von Ballaststoffen bzw. von 

Obst und Gemüse ist zwar mit einem höheren Konsum von Obst und Gemüse verbunden, al-

lerdings ebenfalls mit einer geringeren Reduktion von gesättigten Fettsäuren. Daher muss hin-

terfragt werden, ob diese Kombination im Vergleich zu einer reinen Besteuerung einen noch 

besseren Gesundheitseffekt leistet. 

Soziales 



 

231 

 

Nach der Studie von Thiele (2010b) unterscheiden sich die Konsumeffekte zwischen ärmeren 

und reicheren Haushalten, insofern durch eine Fettsteuer bei den ärmeren Haushalten eine 

deutlich größere Reduktion des Fleisch- und Milchkonsums und eine noch deutlichere Zu-

nahme an Obst und Gemüse anfallen würde. Daher würde auch der Kalorienverbrauch mehr 

als doppelt so stark sinken. Gleichzeitig ist der Einkommensverlust bei ärmeren Haushalten 

mit 1,06 Prozent deutlich größer als bei reicheren Haushalten mit 0,23 Prozent. Auch die 

Fettsteuer zeigt damit finanziell regressive Tendenzen (d. h. eine besondere finanzielle Belas-

tung von Haushalten mit relativ geringem Einkommen) und gesundheitlich progressive Ten-

denzen (d. h. besonders starke gesundheitliche Verbesserungen bei Haushalten mit relativ 

geringem Einkommen). 

Wirtschaft 

In der Studie von Jensen und Smed (2007) wird ebenfalls die Konsumentenrente berechnet. 

Die gleichzeitige Subventionierung sorgt danach, wie bereits bei den umweltbezogenen In-

strumenten festgestellt werden konnte, für wesentlich niedrigere Verluste an Konsumenten-

rente als die reine Besteuerung. Danach beträgt der Verlust an Konsumentenrente bei der 

Steuer auf alle Fettsäuren ca. 97,5 Euro pro Haushalt und Jahr, bei der Steuer auf alle gesättig-

ten Fettsäuren 86,5 Euro pro Haushalt und Jahr, bei der parallelen Subventionierung von Bal-

laststoffen oder von Obst und Gemüse nur ca. 2,4 Euro pro Haushalt und Jahr.  

3.1.4) Produktbezogene Steuern 

Bei einem vierten Typ von Instrumenten wird untersucht, inwiefern die Besteuerung oder 

Subventionierung ausgewählter Lebensmittel sich auf den Konsum von diesen und von weite-

ren Lebensmitteln auswirken würde. In den entsprechenden Studien sind unterschiedliche Be-

gründungen ihres Forschungsinteresses vorzufinden. Diese reichen von Analysen der 

steuerlichen Mehreinnahmen über gesundheitsförderliche Veränderungen bis hin zu potenziel-

len Umwelteffekten. Die Lebensmittel werden dabei anders als zuvor nicht nach bestimmten 

Eigenschaften, z. B. nach dem Gehalt der jeweiligen Nährstoffe, sondern pauschal besteuert 

bzw. subventioniert. Die hier inkludierten Studien, die den Konsum tierischer Produkte be-

trachten, konzentrieren sich dabei auf die Änderung der Mehrwertsteuer für ausgewählte Le-

bensmittel. Eine Studie des Institute for Environmental Studies (IVM) (2008) untersucht die 

Effekte der Abschaffung der Mehrwertsteuerminderung für Fleisch- und Milchprodukte auf 

EU-Ebene mit verschiedenen Graden der Preiselastizität, eine Studie von FÖS (2013) für 
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Fleischprodukte auf deutscher Ebene, eine weitere Studie von Thiele (2010a)99 für alle Le-

bensmittel ebenfalls auf deutscher Ebene, eine Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats Ag-

rarpolitik, Ernährung und gesundheitlicher Verbraucherschutz und des Wissenschaftlichen 

Beirats Waldpolitik beim BMEL (2016) in Bezug auf alle tierischen Produkte in Deutschland, 

eine Studie von Roosen et al. (2022) speziell in Bezug auf Frischfleisch in Deutschland und 

eine Studie von van Hoof (2019) die Erhöhung der Mehrwertsteuer auf alle tierischen Pro-

dukte.  

Konsum 

Die Abschaffung der reduzierten Mehrwertsteuer in Deutschland würde nach diesen Studien 

einen Rückgang des Fleischkonsums von ungefähr 4,1 bis 11,5 Prozent bewirken, wie die fol-

gende Tabelle 14 belegt. Auf der EU-Ebene würde dieser Effekt je nach angenommener Elas-

tizität nur zwischen 2,4 und 7,2 Prozent liegen. Innerhalb der verschiedenen Fleischsorten 

würde nach der Studie von FÖS (2013) in Deutschland insbesondere der Schweinefleischkon-

sum mit 9,3 Prozent am stärksten sinken, danach der von Geflügel mit 7,7 Prozent und am 

schwächsten der von Rindfleisch mit 5,9 Prozent. Bei van Hoof (2019) reduziert sich dagegen 

in den Niederlanden der Konsum bei allen Fleischarten in ähnlicher Höhe. Die genauen Ef-

fekte für Fleischarten könnten sich daher länderspezifisch deutlich unterscheiden. 

Autor*in-

nen 

Variante Steu-

ererhö-

hung 

(%) 

Ebe-

ne 

Kon-

sum 

Fleisch 

(%) 

Konsum 

Milchpro-

dukte (%) 

Thiele 

2010a 

alle Lebensmittel 12 Dtl. -11,52 -12,00 

FÖS 2013 Fleisch 12 Dtl. -8,43  

WBAE 

2016 

Anhebung MwSt.-Satz tieri-

sche Produkte – niedrige 

Elastizitäten 

12 Dtl. -4,15 -2,13 

WBAE 

2016 

Anhebung MwSt.-Satz tieri-

sche Produkte – hohe Elastizi-

täten 

12 Dtl. -11,44 -11,22 

Roosen et 

al. 2022 

Anhebung MwSt.-Satz fri-

sches Fleisch 

7 Dtl. -6,6  

Roosen et 

al. 2022 

Anhebung MwSt.-Satz fri-

sches Fleisch 

12 Dtl. -11,2  

IVM 2008 Fleisch- und Milchprodukte : 

geringe Elastizität 

12 EU -2,4 -2,40 

IVM 2008 Fleisch- und Milchprodukte: 12 EU -7,2 -4,80 

                                                 

99 Die Effekte aus der Studie von Thiele (2010a) beruhen dabei nur auf Berechnungen mit Eigenpreiselastizitä-

ten, nicht mit Kreuzpreiselastizitäten. 
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hohe Elastizität 

IVM 2008 Fleisch- und Milchprodukte: 

mittlere Elastizität 

12 EU -4,8 -3,60 

van Hoof 

2019 

alle tierischen Produkte 3 Nieder-

lande 

 -4,34100 

van Hoof 

2019 

alle tierischen Produkte 15 Nieder-

lande 

 -21,72100 

Tabelle 14: Effekte der produktbezogenen modellierten Instrumente auf den Konsum 

 

Ökologie 

Zu den Umwelteffekten sind in diesen Studien kaum Berechnungen vorhanden. Nach der Stu-

die von IVM (2008) würden auf EU-Ebene die landwirtschaftlichen THG-Emissionen je nach 

angenommenen Preiselastizitäten zwischen 0,27 und 0,74 Prozent, d. h. um ein recht geringes 

Niveau, zurückgehen. Die Studie von Postpischil et al. (2022) berechnet (auf Basis der Studie 

von WBAE 2016) Minderungen der THG-Emissionen Deutschlands von 1,8 Mio. t CO2eq 

(bei niedrigen Preiselastizitäten) und 6,3 Mio. t CO2eq (bei hohen Preiselastizitäten). Zudem 

könnten zwischen 0,36 Mio. Hektar (bei niedrigen Elastizitäten) und 1,2 Mio. Hektar (bei ho-

hen Elastizitäten) landwirtschaftlich genutzte Flächen frei werden. 

Gesundheit 

Die meisten produktbezogenen Modellierungsstudien berechnen die gesundheitlichen Effekte 

der Abschaffung der Mehrwertsteuerminderung nicht. Eine Ausnahme stellt in eingeschränk-

tem Maße die Studie von Thiele (2010a) dar, die auch die Veränderung für den Obst- und Ge-

müsekonsum ermittelt. Beide Produktgruppen würden mit 0,5 Prozent bei Gemüse und 0,8 

Prozent bei Obst nur leicht sinken, sodass hieraus weder gesundheitliche Vor- noch Nachteile 

sicher geschlussfolgert werden können. 

Soziales und Wirtschaft 

Keine der aufgeführten Studien modelliert die sozialen und wirtschaftlichen Ergebnisse. Da-

her können hieraus keine Aussagen getroffen werden. Die Studie von Postpischil et al. (2022) 

kalkuliert für Deutschland bei Abschaffung der Mehrwertsteuerminderung für tierische Pro-

dukte Steuermehreinnahmen in Höhe von 5,0 Mrd. Euro (bei niedrigen Preiselastizitäten) 

bzw. 4,3 Mrd. Euro (bei hohen Preiselastizitäten). Zudem weist sie darauf hin, dass die Prei-

selastizitäten bei Haushalten mit niedrigem Einkommen etwas höher liegen als bei Haushalten 

                                                 

100 Nur für Milch, nicht für alle Milchprodukte. 
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mit hohem Einkommen.101 Gesundheitlich kann daher von einer sozial progressiven Wirkung 

ausgegangen werden. Postpischil et al. (2022) argumentieren allerdings, dass Haushalte mit 

niedrigem Einkommen öfter bei Discountern mit niedrigen Preisen kaufen und daher in abso-

luter Form weniger belastet würden, in relativer Form (d. h. im Verhältnis von Belastung zu 

Haushaltseinkommen) allerdings stärker als Haushalte mit hohem Einkommen.  

 3.2) Vergleich der Effekte zwischen den Modellierungstypen 

Beim Vergleich von Effekten zwischen verschiedenen Arten von modellierten Instrumenten 

ist zu beachten, wie bereits oben erwähnt, dass die Effekte auf Basis unterschiedlicher Instru-

mentendesigns (z. B. Steuerbezüge, Steuerraten etc.), unterschiedlicher Methodiken und un-

terschiedlicher geographischer Ebenen berechnet wurden. Aufgrund dieser Heterogenität 

können die Effekte zwischen den Instrumentendesigns nicht vollständig miteinander vergli-

chen werden. Dennoch ist es möglich, die Tendenzen der Effekte der modellierten Instru-

mente zu vergleichen, beispielsweise welche Fleischart relativ zur Besteuerungshöhe durch 

die jeweiligen modellierten Instrumente am stärksten beeinflusst wird. So erfahren z. B. bei 

den Modellierungen zu Instrumenten der THG-Emissionsbesteuerung unabhängig von den 

konkreten THG-Emissionssteuerraten stets Rindfleischprodukte die stärksten Reduktionen, da 

Rindfleisch die höchste THG-Emissionsintensität im Vergleich zu den anderen einbezogenen 

Produkten aufweist. Die jeweils verwendeten Steuerraten wurden in den Modellierungsstu-

dien zudem meist nicht willkürlich, sondern mit Bezug auf gesellschaftliche Kosten durch ex-

terne Effekte aufgestellt. Daher sind auch die ermittelten absoluten Effekte nicht gänzlich 

willkürlich, sondern auf Basis realer Bezüge ermittelt. Bei produktbezogenen Modellierungen 

der Mehrwertsteueränderungen ist wiederum die Höhe der Steuer- und damit auch der Kon-

sumänderungen begrenzt, da in den Studien maximal eine Mehrwertsteuererhöhung auf den 

normalen Mehrwertsteuersatz anvisiert wird. Auch die Grundmethodik gleicht sich in allen 

Studien (bis auf den umwelt- und produktionsbezogenen Instrumenten), insofern die Kon-

sumänderungen auf Basis der Preiselastizitäten und weiterer Effekte auf Basis der Umwelt- 

oder Gesundheitseigenschaften der jeweiligen Lebensmittel modelliert werden. Somit können 

die absoluten Effekte der unterschiedlichen Modellierungsstudienarten zueinander in Bezug 

gestellt und, wenn auch mit großer Vorsicht, verglichen werden. Bei umwelt- und produkti-

                                                 

101 Roosen et al. (2022) gehen dagegen für frisches Fleisch von höheren Preiselastizitäten bei Haushalten mit hö-

herem Einkommen aus. 
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onsbezogenen Instrumenten ist innerhalb der Kategorie wiederum die Heterogenität der In-

strumente und Ergebnisse so hoch, dass hier eine pauschale Antwort nicht möglich ist. 

3.2.1) Konsum 

Die umwelt- und konsumbezogenen Instrumente, in Gänze (in der Basis) konsumbedingte 

THG-Emissionssteuern auf Konsumprodukte, führen vor allem zur Reduktionen des Konsums 

von Rindfleisch und je nach angenommen Kreuzpreiselastizitäten auch von Schweinefleisch, 

Geflügel und / oder Milchprodukten.  

Die umwelt- und produktionsbezogenen Instrumente dagegen haben, je nachdem, welchen In-

put oder Output sie besteuern oder subventionieren, abweichende Wirkungen auf den Konsum 

der Fleischarten. Die produktionsbezogene THG-Emissionsbesteuerung verändert, wie die 

konsumbezogene Variante, ebenfalls insbesondere den Rindfleischkonsum. Die Futtermit-

telimportsteuer hingegen beeinflusst vor allem den Konsum von Geflügelfleisch; die Besteue-

rung von Stickstoffüberschüssen korreliert vor allem mit einer Veränderung des 

Schweinefleischkonsums.  

Die nährwertbezogenen Instrumente, die in der Regel eine Besteuerung auf Basis des Fettge-

halts von Konsumprodukten vornehmen, verändern auch den Fleischkonsum, vor allem den 

Konsum von Schweinefleisch, aber naheliegender Weise noch mehr den Konsum von stärker 

fetthaltigen Milchprodukten, wie Butter und Käse.  

Die produktbezogenen Instrumente, die die Mehrwertsteuer für (bestimmte) tierische Pro-

dukte verändern, würden vor allem den Konsum von Schweinefleisch und Käse, aber auch 

von Rindfleisch und Geflügel senken. In der nächsten Tabelle 15 sind die absoluten Haupt-

konsumveränderungen der Instrumente zusammengefasst. Die Höhe der Konsumveränderun-

gen ist dabei, wie oben diskutiert, mit Vorsicht zu betrachten, da diese sich mit dem Steuersatz 

verändern. Die Tabelle kann jedoch die unterschiedliche Stoßrichtung der Instrumente in Be-

zug auf die verschiedenen tierischen Produkte verdeutlichen. 

Instrument Haupt-

verände-

rung 

Konsum 

(%) 

Neben-

verän-

derung 

Konsum 

(%) 

Umwelt- und konsumbezogene 

Steuern 

Rind-

fleisch 

-5 bis -70 v. a. 

Schwein 

1 bis -23 

Umwelt- und produktionsbezogene 

Futtermittelimportsteuer 

Geflügel -2 bis -8 Schwein -1 bis -5 

Umwelt- und produktionsbezogene 

Stickstoffüberschussabgabe 

Rind-

fleisch 

-4 bis -26 Schwein -2 bis -16 

Nährwertbezogene Steuern Butter -5 bis -15 Käse -3,3 bis -7,7 
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Produktbezogene Veränderungen 

der Mehrwertsteuer 

Schweine-

fleisch 

und Käse 

-6 bis -30 Rind-

fleisch 

und Ge-

flügel 

-6 bis -28 

Tabelle 15: Haupteffekte der verschiedenen modellierten Instrumententypen auf den Konsum 

(gerundet) 

 

Die gleichzeitige Subventionierung von anderen Lebensmitteln könnte die gewünschten Kon-

sumreduzierungen dabei zum Teil aufgrund von Kreuzpreis- und Einkommenselastizitäten 

nichtintendiert ausgleichen und ist daher am besten vorausschauend einzusetzen. 

3.2.2) Ökologie 

Die konsumbezogenen THG-Emissionssteuern können je nach Steuerhöhe mit den modellier-

ten Steuerraten eine Veränderung der landwirtschaftlichen THG-Emissionen um -2,6 bis -10,2 

Prozent bewirken; die Höhe der THG-Emissionen der Tierhaltung könnten um bis zu 21 Pro-

zent sinken. Für die produktionsbezogene Variante wurde mit den angenommenen Verände-

rungen der Steuerhöhe eine THG-Emissionsänderung von -13,2 Prozent berechnet. Bei vielen 

anderen Instrumententypen wurden die ökologischen Effekte nicht kalkuliert; bei der produkt-

bezogenen Abschaffung der Mehrwertsteuerminderung kann auf EU-Ebene eine Veränderung 

der landwirtschaftlichen THG-Emissionen (je nach angenommenen Preiselastizitäten) um nur 

-0,27 bis -0,74 Prozent berechnet werden. Hier wäre es aufschlussreich, wenn auch andere In-

strumententypen in Bezug auf ihre THG-Emissionseffekte modelliert werden könnten. Wei-

tere Umwelteffekte lassen sich auch über die Besteuerung weiterer externer Effekte, wie 

Stickstoffemissionen oder Phosphorverbraucht, erzielen. 

3.2.3) Gesundheit 

Die konsumbezogenen THG-Emissionssteuern mit reiner Besteuerung führen zu einer Minde-

rung des Fleischkonsums, insbesondere des roten Fleisches; der Obst- und Gemüsekonsum 

bleibt relativ konstant und der Konsum an gesättigten Fettsäuren und Kalorien sinkt. In die-

sem Sinne ist von einer durchaus positiven Gesundheitswirkung auszugehen. Werden diese 

Steuern durch passende Subventionen klimafreundlicher Lebensmittel ergänzt, würde zwar 

der Konsum von Gemüse und Obst zunehmen, aber es könnte auch die Aufnahme von Ge-

samtkalorien steigen, was sowohl Vor- als auch Nachteile bedeutet. 

Bei den nähwertbezogenen Steuern würde der Obst- und Gemüsekonsum je nach in den Stu-

dien angenommenen Ausrichtungen und Kreuzpreis- sowie Einkommenselastizitäten steigen 

oder sinken. Allerdings sorgen alle modellierten Instrumente für eine Reduktion von Kalorien 
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und gesättigten Fettsäuren und in diese Sinne für gesundheitsfördernde Veränderungen. 

Bei den produktbezogenen Veränderung der Mehrwertsteuerhöhe sind wenig Kalkulationen in 

Gesundheitsperspektive vorhanden; nach einer Studie führt eine reine Besteuerung von unge-

sunden Produkten zu einer minimalen Reduktion des Gemüse- und Obstkonsums, aber zu ei-

ner noch größeren Reduktion von gesättigten Fettsäuren.  

Zusammengefasst lässt sich daher festhalten, dass THG-Emissionssteuern und nährwertbezo-

gene Steuern auch mit reiner Besteuerung weitgehend gesundheitsfreundliche Effekte aufwei-

sen können. Eine parallele Subventionierung gesunder Lebensmittel könnte sinnvoll sein, 

wenn darauf geachtet wird, dass dies nicht zu einer absoluten Zunahme von Kalorien führt. 

3.2.4) Wirtschaft und Soziales 

Wirtschaftliche und soziale Effekte haben nur wenige Modellierungsstudien in ihre Berech-

nungen explizit integriert und dabei zusätzlich unterschiedliche Berechnungsgrundlagen ge-

wählt. 

Der Vergleich zwischen den unterschiedlichen Arten von modellierten Instrumenten zeigt den-

noch, dass eine reine Besteuerung bei allen berechneten sozialen und wirtschaftlichen Effek-

ten zu einem gewissen Verlust an Konsumentenrente führt, während eine parallele 

Subventionierung diesen (je nach Szenario) beinahe oder ganz aufhebt.102 Wirtschaftlich und 

sozial führen alle Steuerinstrumente bei finanziell schwächeren Haushalten relativ gesehen zu 

größeren Einkommensverlusten als in reicheren Haushalten. Allerdings sind gleichzeitig die 

gesundheitlich positiven Effekte der Steuerinstrumente bei den ärmeren Haushalten größer als 

bei den reicheren Haushalten. 

                                                 

102 So liegt die Veränderung der Konsumentenrente bei den konsumbezogenen THG-Emissionssteuern nach Ed-

jabou und Smed (2013) bei reiner Besteuerung bei ca. -48 Euro pro Jahr und Person, bei gleichzeitiger Sub-

ventionierung nur bei ca. 5 Euro pro Jahr und Person. Bei den Fettsteuern rechnet Thiele (2010b) bei 0,5 

Euro pro Kilogramm gesättigte Fettsäuren mit -17,1 Euro pro Haushalt, Jensen und Smed (2007) gehen bei 

1 Euro pro Kilogramm gesättigte Fettsäuren von -86,5 Euro pro Haushalt und Jahr aus. Bei der gleichen 

Steuerhöhe, aber paralleler Subventionierung von Ballaststoffen oder von Obst und Gemüse würde sich die 

Konsumentenrente dagegen nur um ca. -2,4 Euro pro Haushalt und Jahr verändern. Nach Thiele sind dabei 

die Veränderungen der Einkommen bei ärmeren Haushalten mit -1,06 Prozent deutlich größer als bei rei-

cheren Haushalten mit -0,23 Prozent. Mit Abschaffung der Mehrwertsteuer lägen die Einkommensverluste 

je nach Wahl der zu besteuernden Lebensmittelprodukte bei reicheren Haushalten nur bei -0,06 bis -0,23 

Prozent, bei den ärmeren Haushalten dagegen bei -0,19 bis -1,14 Prozent. Gleichzeitig liegen die vermiede-

nen oder hinausgeschobenen Todesfälle bei den ärmeren Haushalten um 8,5 Prozent respektive 11,9 Pro-

zent höher als bei den reicheren Haushalten. 
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 4. Diskussion der Modellierungsstudien 

Die Analyse der Effekte nach den Berechnungen der Modellierungsstudien brachte einige Lü-

cken und Diskrepanzen in den Methoden der Modellierungsstudien zutage, die im Folgenden 

debattiert werden können. Nach der obigen Forschungsfrage werden zudem die Begrenzungen 

der Methoden der Modellierungsstudien an sich diskutiert. 

 4.1) Lücken 

Zu den Lücken zählt insbesondere, dass in vielen Studien nur eine oder zwei Dimensionen, 

z. B. Konsum und Umwelt, in die Berechnungen integriert wurden. Insbesondere bei den um-

welt- und produktionsbezogenen Instrumenten fehlten Berechnungen, die gesundheitliche so-

wie soziale bzw. wirtschaftliche Effekte einschließen. Bei den nährwert- und 

produktbezogenen Instrumenten wiederum kalkulierten die Studien zwar meist gesundheitli-

che und soziale Effekte, ließen aber die Effekte auf die Umwelt und manchmal sogar auf den 

Konsum (von konkreten Lebensmitteln) außen vor. Dieser Umstand erschwert eine systemati-

sche Auswertung dieser Studien. Eine erneuerte Modellierung der Instrumente mit umfassen-

der Integration möglichst vieler Dimensionen (Konsum, Umwelt, Gesundheit, Soziales und 

Wirtschaft) wäre daher aus dieser Forschungsperspektive von Bedeutung. 

Als eine weitere Lücke fiel auf, dass in den Studien öfter kaum vergleichbare Gesamtkatego-

rien von Lebensmittelprodukten (außer bspw. ‚Fleisch‘) angewandt werden. Hier wäre es hilf-

reich, in den Berechnungen vergleichbare Oberkategorien, z. B. ‚tierische Produkte‘ oder 

‚pflanzliche Produkte‘, zu nutzen. Dies könnte ebenfalls eine systematische Auswertung stark 

erleichtern. Hierzu finden sich noch kaum Studien, die die Ober- und Unterkategorien diffe-

renziert und systematisch aufführen.  

Eine große Lücke besteht darin, dass es kaum Modellierungen zu nicht finanzbasierten Instru-

menten gibt, z. B. zu Informationsinstrumenten, regulativen produktionsbezogenen Instru-

menten etc. So könnten beispielsweise die Auswirkungen höherer Tierwohlstandards nicht nur 

auf die Preise (vgl. CIWF 2011), sondern auch auf den Konsum, die Umwelt, die Wirtschaft 

etc. mit voraussichtlich wenig Mehraufwand modelliert werden. Zu informationsbasierten In-

strumente existieren bereits Studien, die allgemeine gesundheitspolitische Maßnahmen, z. B. 

Labelling (vgl. z. B. Barreiro-Hurlé et al. 2010), oder Maßnahmen mit anderen Fokussen, wie 

Ballaststoffe (vgl. z.B. Variyam et al. 1996), modellieren. Solche Ansätze könnten für die Mo-

dellierung von Instrumenten mit Bezug auf tierische Produkte modifiziert werden. 

Aufschlussreich wäre auch die Modellierung von finanzbasierten Instrumenten mit paralleler 
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gezielter Subjektsubventionierung, z. B. gleichzeitiger Einkommensteuerentlastung für ein-

kommensschwächere Haushalte. In dieser Perspektive besteht noch ein hoher Forschungsbe-

darf für zukünftige Modellierungen. 

 4.2) Diskrepanzen 

Bei den umwelt- und konsumbezogenen Instrumenten besteht eine in den Studien wenig be-

achtete Diskrepanz darin, dass die meisten Studien die THG-Emissionen der Lebensmittel in 

Tonnen CO2eq pro Kilogramm angeben. Wirsenius et al. (2011) hingegen berechnen die 

THG-Emissionen der Lebensmittel pro Joule. Für eine konsumadäquate Besteuerung könnte 

eine solche Berechnung in Kilokalorien bzw. -joule jedoch aufgrund höheren Praxisbezugs 

vorteilhafter sein. Bei den tierischen Produkten hätte dies u. a. zur Folge, dass vor allem 

Milch relativ einen höheren CO2eq-Wert und Butter einen niedrigeren CO2eq-Wert erhalten 

würde. Wird daher die Besteuerungsbasis modifiziert, ändern sich auch die Steuerraten und 

damit die Effekte der Instrumente. Wirsenius et al. (2011) kommen aus diesem Grund (im 

Verhältnis zur Steuerrate) zu einer größeren Reduktionen des Milchkonsums als die anderen 

Studien.  

Auch auf die optionale parallele Subventionierung hat die Art der Besteuerungsbasis Auswir-

kungen. So zählen Briggs et al. (2013) zu den Produkten mit geringen THG-Emissionen pro 

Kilogramm auch Milchprodukte, deren Konsum im Subventionsszenario daher finanziell sub-

ventioniert wird und deutlich ansteigt. In Anbetracht der hohen THG-Emissionen von Milch 

pro Kilokalorie wäre dies aber für den Klimaschutz als deutlich kontraproduktiv einzuschät-

zen. Dies verdeutlicht die Notwendigkeit, die Besteuerung auf Basis von THG-Emissionen 

pro Kilokalorien und nicht pro Kilogramm durchzuführen. Zukünftigen Entwicklern von Mo-

dellierungsstudien könnte daher empfohlen werden, dem Beispiel von Wirsenius et al. (2011) 

zu folgen und ihre Berechnungen auf Basis der THG-Emissionen pro Kilokalorien durchzu-

führen. 

Diskrepanzen zwischen den Studien zeigen sich auch in der Form, dass eine gleiche Maß-

nahme bei verschiedenen Studien zu unterschiedlichen Effekten führen kann, z. B. die Aus-

wirkung der THG-Emissionssteuer auf den Konsum von Geflügel. Dies kann vermutlich auf 

unterschiedliche Annahmen bei den Wirkungen der Preisveränderungen, u. a. Kreuzpreiselas-

tizitäten, zurückgeführt werden. Hier könnte in diesem Sinne noch Forschungsbedarf vorhan-

den sein, zu prüfen, welche Daten am ehesten als empirisch abgesichert gelten können. 

Als weitere hervorstechende Diskrepanz zwischen den verschiedenen Modellierungsstudien 
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zeigte sich, welche unterschiedliche gesundheitliche Gewichtung bestimmte Nährstoffe (Ka-

lorien, gesättigte Fettsäuren, Salz, Obst und Gemüse) bei den Gesundheitseffekten erfahren. 

Dies ist darauf zurückzuführen, dass für Studien von Briggs et al. (2013), Mytton et al. (2006) 

und Nnoaham et al. (2009) unterschiedliche Annahmen zu gesundheitlichen Effekten durch 

diese Faktoren verwendet wurden. Ein relevanter Forschungsbeitrag hier wäre somit die Ent-

wicklung eines Standardansatzes, der anschließend von zukünftigen Studien angewandt wer-

den könnte. 

 4.3) Begrenzungen 

Die Modellierungsstudien weisen einige Begrenzungen auf, weshalb deren Berechnungen mit 

Vorsicht zu betrachten sind.  

1. Unsicherheiten 

Als Unsicherheit existiert zum einen ein Zweifel an der Genauigkeit von Preiselastizitäten 

(vgl. Wirsenius et al. 2011; Jensen und Smed 2007), vor allem in Bezug auf deren linearen 

Charakter (vgl. Nnoaham et al. 2009). Die Auswirkungen der Preise auf den Konsum und da-

mit auch auf die anderen Dimensionen sind daher mit Unsicherheit behaftet, zumal in den 

meisten Studien keine Elastizitäten differenziert nach Einkommensgruppen verwendet wer-

den. Diese Unsicherheit bezieht sich auf sämtliche Studien, weil deren Berechnungen alle auf 

Preisveränderungen basieren. Da sich zwischen den Modellierungsstudien Unterschiede in 

Elastizitäten zeigen (vgl. Nnoaham et al. 2009), können zudem die Studien nur mit gewisser 

Vorsicht miteinander verglichen werden. 

Daneben existieren Unsicherheiten, wenn es um die Weitergabe der Veränderungen in andere 

Dimensionen geht. So sind beispielsweise auch Unsicherheiten in Bezug auf die Gesundheits-

veränderungen durch die Preisveränderungen (vgl. Mytton et al. 2006) vorhanden. Noch grö-

ßer werden diese Unsicherheit, wenn die Zahl der (vermiedenen oder verschobenen) 

Todesfälle durch Nährstoffänderungen geschätzt werden muss (vgl. Mytton et al. 2006). Hier 

zeigten sich, wie bereits oben ausgeführt, Diskrepanzen zwischen den Studien bei der Ein-

schätzung der gesundheitlichen Bedeutung bestimmter Faktoren (Kalorien, Salz, gesättigte 

Fettsäuren etc.). 

2. Nicht berücksichtigte Faktoren 

Zum Zweiten weisen die Modellierungsstudien Begrenzungen auf, insofern sie relevante Fak-

toren nicht in ihre Kalkulationen aufnehmen (können). Da diese zahlreich sind und zudem 

von Studie zu Studie variieren, werden hier nur die wichtigsten dargestellt. 

So wird zum Ersten nicht mitkalkuliert, dass und wie Individuen Preisänderungen subjektiv 
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wahrnehmen (vgl. Smed et al. 2005), d. h. ob z. B. Individuen geringe Preisänderungen über-

haupt wahrnehmen oder bei hohen Preisänderungen ihren Konsum ähnlich stark senken wie 

in Relation bei geringen Preisänderungen. Dies verstärkt den Zweifel an linearen Elastizitä-

ten. 

Zum Zweiten wird in den Studien meist nicht berücksichtigt, dass eine geringere Nachfrage 

(durch höhere Preise) mittelfristig auch zu einer geringeren Produktion, d. h. einem geringe-

ren Angebot, führt (vgl. Smed et al. 2005) und dies wiederum weitere Preissteigerungen aus-

lösen könnte. 

Zum Dritten kann nicht vollkommen abgebildet werden, ob die Steuererhöhungen tatsächlich 

als Preiserhöhungen an die Konsument*innen weitergegeben werden oder ob sie zumindest 

teilweise von Akteur*innen in der Produktionskette getragen werden (vgl. Smed et al. 2005). 

Zum Vierten können diverse soziale Faktoren kaum in die Studien übernommen werden. So 

würde die Implementierung politischer Instrumente zahlreich soziale Faktoren beeinflussen 

und z. B. eine Veränderung der öffentlichen Debatte, der individuelle Informations- und Wis-

sensstände, der gesellschaftlichen Trends und der individuellen Präferenzen bewirken (vgl. 

Wirsenius et al. 2011). Diese sozialen Faktoren können den Konsum bestimmter Produkte 

ebenfalls stark beeinflussen, sind aber kaum in quantitativer Form abzuschätzen und somit 

nur schwer in die Studien zu integrieren. 

 5. Zusammenfassung 

Die Diskussion der Modellierungsstudien im letzten Unterkapitel führte zur Aufdeckung eini-

ger Lücken im Fundus der gegenwärtigen Modellierungsstudien und zur Vorstellung von Vor-

schlägen für zukünftige Modellierungsstudien, die die Debatte geeigneter Instrumente der 

nachhaltigen Ernährungspolitik bereichern könnten.103 Zudem erhellte die Diskussion einige 

Diskrepanzen und Begrenzungen von Modellierungsstudien. Diskrepanzen tauchen dabei in 

Bezug auf die gesundheitlichen Effekte auf; aber auch im Bereich des Konsums waren zwi-

schen den Studienergebnissen Diskrepanzen sichtbar, z. B. durch eine unterschiedliche Be-

rechnungsbasis bei THG-Emissionssteuern. Teilweise könnten diese Diskrepanzen 

ausgeräumt werden, z. B. bei der Berechnungsbasis von THG-Steuern oder bei Unterschieden 

in den Preiselastizitäten, und teilweise müssen sie vermutlich als gegeben akzeptiert werden 

wie die Existenz nicht modellierbarer gesellschaftlicher Faktoren. 

                                                 

103 Dazu zählen u. a. die Einführung neuer Kategorien von Lebensmitteln und die Durchführung von Studien zur 

Simulation von ordnungspolitischen und informationsbasierten Instrumenten. 
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Trotz einer daraus folgenden gewissen Vorsicht lassen die Ergebnisse der Modellierungsstu-

dien Schlussfolgerungen zu. Die Recherche ergab die Identifizierung ausschließlich von fi-

nanzbasierten Instrumenten. Für diese konnten auf Basis der Besteuerung bzw. 

Subventionierung die folgenden vier Kategorien induktiv aufgestellt werden: umwelt- und 

konsumbezogene Steuern (in Form von konsumbezogenen THG-Emissionssteuern in ver-

schiedenen Varianten), umwelt- und konsumbezogene Steuern (produktionsbezogene THG-

Emissionssteuern, Futtermittelimportsteuer und Stickstoffüberschussabgabe), nähwertbezo-

gene Steuern (vor allem Fettsteuern) sowie produktbezogene Steuern (Veränderungen von 

Mehrwertsteuern).  

Die modellierte Implementation der politischen Instrumente aller Kategorien bewirkte eine 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte. Dabei taxieren die Modelle für die unterschiedli-

chen Instrumentenarten jeweils unterschiedliche Formen der Konsumreduktion. Die konsum- 

oder produktionsbezogenen THG-Emissionssteuern sowie die Stickstoffüberschussabgabe 

würden nach den Modellen vor allem den Konsum von Rindfleisch, eine Futtermittelimport-

steuer hingegen würde vor allem den Konsum von Geflügel beeinflussen. Die modellierten 

nährwertbezogenen Fett- und Kaloriensteuern dagegen würden nicht in erster Linie Fleisch, 

sondern vor allem Butter und Käse im Konsum verringern. Eine Veränderung der Mehrwert-

steuer könnte den Konsum von Produkten länderspezifisch unterschiedlich reduzieren, vo-

raussichtlich am stärksten bei Schweinefleisch und Käse. Eine parallele Subventionierung 

gesundheitsfördernder Lebensmittel oder Nährstoffe könnte diese Reduktion zu einem guten 

Teil konterkarieren und sollte daher aus dieser Perspektive mit Vorsicht angewandt werden.  

Dies gilt auch im Hinblick auf die gesundheitliche Dimension. Die reine Verteuerung der (tie-

rischen) Produkte würde zwar je nach Studie zu leichten Zu- oder Abnahmen von Obst und 

Gemüse, aber dafür in fast allen Fällen zu einer Reduktion von Kalorien und gesättigten Fett-

säuren führen. Eine parallele Subventionierung kann laut den Modellierungsberechnungen de-

ren Konsum dagegen erhöhen und damit die gesundheitlich vorteilhaften Effekte ins 

Gegenteil verkehren (vgl. Briggs et al. 2013). Daraus könnte geschlussfolgert werden, dass 

eine die Besteuerung begleitende Subventionierung von Lebensmitteln vorausschauend erfol-

gen sollte, damit sie zu einer tatsächlichen Verbesserung der Gesundheitseffekte führt (vgl. 

Nnoaham et al. 2009). Einer intuitiven Einschätzung, dass die Instrumente zu einer Verbesse-

rung der Gesundheit beitragen, kann daher nicht pauschal zugestimmt werden.  

Für den Bereich der Ökologie liegen nur teilweise Kalkulationen in den Modellierungsstudien 

vor. Sofern sie dennoch angestellt wurden, weisen sie auf einen Rückgang der landwirtschaft-

lichen THG-Emissionen durch die Instrumente hin. Allerdings zeigt sich auch, dass deren 
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größter Anteil durch den geringeren Konsum von Rindfleisch verursacht wird.104 Für weitere 

Untersuchungen wäre es hilfreich, wenn auch andere Instrumententypen verstärkt in Bezug 

auf ihre THG-Emissionseffekte modelliert werden könnten. 

Im Bereich des Sozialen lassen die Modellierungsergebnisse einen finanziell regressiven Cha-

rakter der Instrumente erkennen, was eine parallele Subventionierung gesunder Lebensmittel 

teilweise ändern kann (vgl. Nnoaham et al. 2009). Gleichzeitig sind auch die gesundheitlichen 

Effekte in einkommensschwächeren Gruppen größer (vgl. Nnoaham et al. 2009).  

Für den Bereich der Ökonomie verwenden die verschiedenen Modellierungsstudien unter-

schiedliche Bezugseinheiten. Tendenziell kann ermittelt werden, dass eine reine Besteuerung 

nach den Modellierungsstudien zu einem ökonomischen Verlust führt, z. B. in Form der Kon-

sumentenrente. Dieser Verlust kann gleichzeitig nach den Studien durch eine parallele Sub-

ventionierung teilweise oder vollständig aufgefangen werden.105 

 

 

 

 

 

 

                                                 

104 Eine reine Besteuerung von Rindfleisch (und ggf. von Käse und/oder Butter) könnte bei ähnlichen ökologi-

schen Effekten wesentlich geringere Administrationskosten bedeuten. 
105 Weitere gesamtökonomische Gewinn- und Verlustrechnungen in Bezug auf das BIP wurden nicht in den Mo-

dellierungsstudien unternommen. 
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VII. Diskussion der Ergebnisse 

 1. Einführung und Fragestellung 

Zu Beginn der Arbeit wurde die folgende Annahme aufgestellt: Eine nachhaltige Gestaltung 

aller Lebensbereiche, darunter auch der Bereich der nachhaltigen Ernährung und dessen 

Kernthema, der Konsum tierischer Produkte, sei dringend notwendig und eine der Kernaufga-

ben des 21. Jahrhunderts. Gleichzeitig stehe in zahlreichen Ländern die nachhaltige Gestal-

tung der Ernährung gegenüber den Bereichen der Energie und des Verkehrs deutlich zurück.  

Daher wurde es als relevant eingestuft, zu klären, welche Problematiken bei einer entspre-

chenden politischen Agenda auftreten, zu welchen gesellschaftlichen Fragestellungen dies 

führen kann und welchen Beitrag politikwissenschaftliche Forschung zu deren Klärung leisten 

könnte. 

Zur Beantwortung dieser Punkte wurden der historische, aktuelle und zukünftige Konsum tie-

rischer Produkte sowie die Ernährung und der Konsum tierischer Produkte als Politikfeld ein-

gehend betrachtet. Darauf basierend wurden die folgenden Annahmen zu den oben genannten 

Fragen formuliert: 

1. Derzeit ist aber kein Konsens bzw. keine klare Orientierung zu erkennen, ob und in-

wieweit aus Nachhaltigkeitssicht versucht werden sollte, den Konsum tierischer Pro-

dukte zu reduzieren. 

2. Es gibt starke Zweifel, ob es für den Staat legitim wäre, mit der Implementierung poli-

tischer Instrumente den Konsum tierischer Produkte deutlich zu beeinflussen. 

3. Aktuell bestehen noch Wissenslücken, welche politischen Instrumente den Konsum 

tierischer Produkte effektiv beeinflussen könnten. 

Zu diesen Annahmen wurden für diese Arbeit die folgenden Forschungsfragen abgeleitet:  

1. Sollte aus Nachhaltigkeitssicht versucht werden, den Konsum tierischer Produkte zu 

senken (und falls ja, inwieweit)? 

2. Sollte der Staat versuchen, den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen? 

3. Mit welchen politischen Instrumenten kann der Staat versuchen, den Konsum tieri-

scher Produkte zu reduzieren, d. h., was wären effektive politische Instrumente? 

Für die Untersuchung der dritten Fragestellung zu den effektiven politischen Instrumenten 
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wurden zudem zwei unterschiedliche Fokusse gewählt: zum einen eine empirische Fallana-

lyse von bereits umgesetzten politischen Instrumenten, zum anderen eine modellierungsba-

sierte Analyse von potenziell umsetzbaren politischen Instrumenten. Damit sind vier 

unterschiedliche Fokusse für diese Arbeit gesetzt. 

 

Politikwissenschaftlich sind die zentralen Forschungsfragen der Arbeit vor allem der ‚Policy-

Analyse‘ bzw. Politikfeldanalyse zuzurechnen, einer politikwissenschaftlichen Teildisziplin, 

die die inhaltlichen Aspekten der Politik betrachtet (vgl. Blum und Schubert 2011, S. 10). 

Gleichzeitig lassen sich die verschiedenen Forschungsfragen unterschiedlichen Forschungs-

feldern zuordnen: 

1. Die Fragestellung, ob aus Nachhaltigkeitsgründen versucht werden sollte, den Kon-

sum tierischer Produkte zu senken, verweist auf eine normative Analyse, die auch die 

Diskussion von politischen Nachhaltigkeitsstrategien und die Abwägung von Argu-

menten zu verschiedenen Nachhaltigkeitsdimensionen bzw. -zielen einschließt. 

2. Die Fragestellung, ob der Staat versuchen sollte, den Konsum tierischer Produkte zu 

beeinflussen, führt zu einer normativen Analyse bzw. Diskussion möglicher staatlicher 

Eingriffe. Klassische Diskussionen der politischen Theorie erörtern seit jeher entlang 

bestimmter politischer Theorien, wie des Liberalismus oder des Kommunitarismus, in 

welchem Maße und mit welchen Mitteln staatliche Politik das Verhalten von Indivi-

duen beeinflussen darf. 

3. Die Fragestellung, mit welchen politischen Instrumenten der Staat versuchen kann, 

den Konsum tierischer Produkte zu reduzieren, impliziert, wie oben aufgeführt, zum 

einen eine empirische Analyse, die bereits implementierte politische Instrumente un-

tersucht. 

4. Die Fragestellung, mit welchen politischen Instrumenten der Staat versuchen kann, 

den Konsum tierischer Produkte zu reduzieren, kann zum anderen mittels einer model-

lierungsbasierten Analyse, d. h. hier einer Auswertung von Modellierungsstudien, 

durchgeführt werden, mit der die Effekte von noch nicht implementierten, sondern si-

mulierten politischen Instrumenten erforscht werden. 

Der Gesamtansatz dieser Arbeit kann damit als eine integrative Kombination von normativen, 

empirischen und modellierungsbezogenen Fragestellungen eingestuft werden. Ein solcher Ge-

samtansatz könnte auch auf andere politische Forschungsbereiche konzeptionell übertragen 
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werden und mit entsprechend integrativen Analyseergebnissen einen Beitrag für die Praxis in 

den jeweiligen Gesellschaftsbereichen leisten. Mit diesen Fragestellungen nimmt die Arbeit 

bewusst einen breiten Blickwinkel ein. Dieser hat den Vorteil, einen umfassenden Blick auf 

verschiedene Felder werfen zu können. Dadurch lassen sich potenziell Verbindungen zwi-

schen den unterschiedlichen Feldern herstellen, die eine besonders informierte und umfas-

sende Untersuchung dieser Felder ermöglichen. Gleichzeitig tritt als Nachteil auf, dass in 

manchen Feldern aus Kapazitätsgründen ggf. nur eine mittlere Tiefe der Analyse möglich ist 

und daher teilweise auf weiteren Forschungsbedarf zu verweisen war. 

In den Fragestellungen wird nur der Staat als möglicher Initiator politischer Instrumente ge-

nannt, womit diese Arbeit eine gouvernmentalistische Perspektive einnimmt. Dies ist vor al-

lem durch methodische Einschränkungen in der empirischen Analyse bedingt, insbesondere 

durch eingeschränkte Verfügbarkeiten von Daten zur Analyse von Auswirkungen der politi-

schen Instrumente. Damit kann hier bereits ein weiterer Forschungsbedarf zu den oben ge-

nannten Fragestellungen aus einer Governance-Perspektive oder zivilgesellschaftlichen 

Perspektive konstatiert werden. Zudem nimmt diese Arbeit mit dem Fokus auf die Reduktion 

des Konsums tierischer Produkte eher eine Exnovationsperspektive ein. Dies bedeutet, dass 

weitere Forschungsarbeiten aus einer innovationsstrategischen Perspektive auch politische In-

strumente zur Förderung pflanzlicher Produkte (vgl. aufbauend auf Studien von z. B. Temme 

et al. 2020; Stephens et al. 2018) erforschen könnten. 

 2. Theoretischer Hintergrund und Begriffsklärungen 

Für die Fundierung der theoretischen Grundlagen dieser Arbeit wurde Diskussionsbedarf in 

Bezug auf die folgenden Felder gesehen: 

1. Auswahl der politischen Instrumente 

Für die theoretische Fundierung der Analyse wurde zu Beginn gefragt, was politische Instru-

mente sind, wie sie wirken und welche Arten bzw. Typen von politischen Instrumenten unter-

sucht werden können. Die politikwissenschaftliche Literatur stellt dafür verschiedene 

Kategorisierungen von Instrumententypen bereit. Danach werden meist (je nach Ansatz vari-

ierend) regulative, finanzbasierte, informationsbasierte, prozedural-strukturelle Instrumente 

sowie Leistungsinstrumente differenziert (vgl. z. B. Braun und Giraud 2009, Görlitz und 

Burth 1998, Jann 1981, Mayntz 1982, Offe 1975, Schneider und Janning 2006).  
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2. Entwicklung normativer Policy-Analyse und 3. Wissenschaftlichkeit normativer Ana-

lysen 

Für die wissenschaftstheoretische Fundierung der normativen Analyse wurde gefragt, wie sich 

aktuell und historisch der Stand der normativen Analyse in der Policy-Analyse darstellt. Da-

bei wurde in der Literatur eine deutliche Trennung zwischen empirischer und normativer Ana-

lyse konstatiert, was wissenschaftstheoretisch-methodische, steuerungstheoretische und 

demokratietheoretische Kritik auslöst (vgl. Burth 2010, S. 88ff). Historische Ursachen für 

diese Trennung wurden insbesondere in nonkognitivistischen Argumenten gesehen, die eine 

Wissenschaft fern von moralischen Urteilen bzw. Werturteilen begründen. Das Eingehen auf 

diese Argumente und deren Weiterentwicklung strebten nach aktueller Literatur bisher nur 

wenige politische Schulen an, vor allem die um Arnold Bergstraesser und Wilhelm Hennis 

(vgl. Schmitt 1995) und die Münchner Schule um Eric Voegelin (vgl. Herz und Weinberger 

1999). Daher erfolgte im weiteren Verlauf dieser Arbeit auf Basis von Burth (2010) eine Be-

standsaufnahme der nonkognitivistischen und kognitivistischen Argumente. Nach kognitivis-

tischen Vertreter*innen des Kohärentismus können auch normative Aussagen 

wissenschaftstheoretisch abgesichert begründet werden, wenn sie sich kohärent in das System 

einer bestimmten ethischen Theorie einfügen lassen (vgl. Burth 2010, S. 495); bestenfalls 

würden dabei in pluralistischer Form mehrere ethische bzw. politische Theorien verwendet. 

Die Arbeit folgte diesen Schlussfolgerungen und sieht in diesem Sinne eine wissenschaftsthe-

oretische Fundierung normativer Analyse als untermauert an, auch wenn die Diskussion zwi-

schen nonkognitivistischen und kognitivistischen Argumenten noch nicht als abgeschlossen 

zu betrachten ist. 

4. Ansätze einer Integration normativer und empirischer Analyse und 5. eigener Ansatz 

Für ein wissenschaftstheoretisches Modell zur Integration von empirischer und normativer 

Analyse wurden die Ansätze von Hastedt (1994) und von Burth (2010) diskutiert. Um diese 

recht aufwändigen Ansätze für die Forschungspraxis leichter durchführbar zu machen, wurden 

sie für diese Arbeit zu einem schlankeren Modell integrierter normativer und empirischer 

Analyse weiterentwickelt, das explorativ in dieser Arbeit angewendet wurde.  

Dieses Modell empfiehlt für die Durchführung der normativen Analyse das Heranziehen meh-

rerer politischer Theorien bzw. Modelle, um der geforderten Pluralität von politischen Theo-

rien nachzukommen. Dies bedeutet allerdings einen deutlichen Aufwand für die 

Durchführung der normativen Analyse, was eine forschungspraktische Schwäche darstellt. 
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Statt der Verwendung politischer Theorien könnte daher weitere Forschung auch andere An-

sätze mit anderen Quellen für normative Aussagen suchen und potenziell nutzbar machen. 

Einstweilen kann der hier entwickelte Ansatz von weiteren Forschungsarbeiten direkt genutzt 

und von diesen auf seine Tauglichkeit geprüft und ggf. weiterentwickelt werden. Für die ge-

sellschaftliche Praxis würde eine vermehrte Anwendung solcher Ansätze bedeuten, dass sich 

vermehrt normative Aussagen zu politischen Instrumenten strukturiert und integriert mit em-

pirischen Aussagen entwickeln sowie in die politische Diskussionen einbringen lassen. 

 3. Normative Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums tieri-

scher Produkte 

In diesem Kapitel stand die Frage an, wie der aktuelle Konsum tierischer Produkte in Nach-

haltigkeitsperspektive einzustufen ist und ob ggf. Maßnahmen zu dessen Reduktion ergriffen 

werden sollten. In pluralistischer Form geschah diese Diskussion anhand von zwei Nachhal-

tigkeitsmodellen, zum einen anhand des bekannten Säulenmodells, das klassisch die Bereiche 

‚Ökologie‘, ‚Ökonomie‘ und ‚Soziales‘ betrachtet und in dieser Arbeit in seiner um den Be-

reich ‚Gesundheit‘ erweiterten Form verwendet wurde. Zum Zweiten nahm die Arbeit auch 

den integrativen Ansatz (nach Grunwald und Kopfmüller 2012) auf und diskutierte das Ni-

veau des Konsum tierischer Produkte in Bezug auf zwei von dessen Zielen: die Sicherung der 

menschlichen Existenz und die Erhaltung des menschlichen Produktivpotenzials. Bei beiden 

Ansätzen erörterte die Arbeit zudem anhand der Nachhaltigkeitsstrategien der Suffizienz, der 

Effizienz und der Konsistenz die Handlungsmöglichkeiten des Staates bzw. der Gesellschaft.  

Die Diskussion anhand des Säulenmodells zeigte deutliche ökologische und gesundheitliche 

Vorteile einer Konsumreduktion tierischer Produkte, aber (vor allem aufgrund des Mangels an 

Studien zu den sozialen und ökonomischen Auswirkungen) unsichere soziale und ökonomi-

sche Folgen auf. Die Ergebnisse der in dieser Arbeit anschließend durchgeführten empiri-

schen und modellbasierten Analyse der Auswirkungen der implementierten politischen 

Instrumente deuten zwar darauf hin, dass die sozialen und ökonomischen Auswirkungen ge-

ring sein könnten. Als ein eindeutiger Forschungsbedarf sind dennoch weitere Studien zu die-

sen Aspekten zu konstatieren, z. B. ob und inwiefern ein umfassender Strukturwandel des 

Ernährungssystems mit öffentlicher Förderung für die landwirtschaftlichen Betriebe weitge-

hend ökonomisch tragfähig gestaltet werden kann.  

Die Diskussion des Konsums tierischer Produkte nach dem integrativen Nachhaltigkeitsmo-

dell ergab, dass der aktuell hohe Konsum tierischer Produkte in Industrieländern, verstärkt 
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durch die wachsende Weltbevölkerung, die beiden Ziele der Sicherung der menschlichen 

Existenz und der Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten der Gesell-

schaft gefährden könnte und in diesem Sinne als nicht nachhaltig bezeichnet werden müsste. 

Zudem konnte die Diskussion anhand der diskutierten Studien herausarbeiten, dass die Nach-

haltigkeitsstrategien der Konsistenz und der Effizienz allein bei weitem nicht ausreichend wä-

ren, um diese beiden Ziele zu erreichen. In diesem Sinne wären Suffizienzstrategien, die die 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte einschließen, als nötig zu erachten. 

Wie weit genau der Konsum tierischer Produkte für die Einhaltung der Nachhaltigkeitsziele 

zu reduzieren ist, kann nicht global pauschal beantwortet werden. Hier muss ebenfalls weite-

rer Forschungsbedarf konstatiert werden, um auf Basis von genaueren Prognosen und Szena-

rien die Antwort zu dieser Frage präziser eingrenzen zu können. Anhand der aktuellen 

Studienlage wurde in dieser Arbeit in Bezug auf die Sicherung des Klimas, des Landver-

brauchs und der individuellen Gesundheit ein Konsumniveau von ungefähr 350 kcal tierische 

Produkte pro Person und Tag als eine mögliche Leitplanke, vor allem für industrialisierte 

Staaten, benannt. Dies stände in starkem Widerspruch zum aktuellen Konsum von ca. 1.000 

kcal tierische Produkte pro Person und Tag in den meisten Industrieländern. Auf dieser Basis 

kann in Bezug auf die Ausgangsfragestellung ausgesagt werden, dass in Ländern mit hohem 

Konsum tierischer Produkte, insbesondere in den Industrieländern, der Konsum tierischer 

Produkte deutlich reduzieren werden sollte. 

Für die politikwissenschaftliche Forschung unterstreicht dies den Bedarf an weiteren Studien 

dazu, wie eine Reduzierung des Konsums tierischer Produkte bzw. eine Erhöhung des Kon-

sums pflanzlicher Produkte politisch realisierbar sein könnte.  

 4. Normative Analyse staatlichen Handelns  

Das Ziel der normativen Analyse bestand, wie oben aufgeführt, in der Diskussion der Frage, 

ob der Staat den Konsum tierischer Produkte beeinflussen sollte. Zu Beginn wurde dabei der 

aktuelle Forschungsstand in Bezug auf Forschungsziele, -probleme und -designs zu normati-

ven Analysen bzw. Diskussionen dargestellt. Als Erkenntnisziel dieser Arbeit wurde die Pro-

duktion normativer Aussagen festgehalten (vgl. Zapf 2013, S. 42), der Problembereich des 

Ansatzes wurde in Anschluss an Reese-Schäfer (2013, S. 24ff) als ein Applikationsproblem 

eingestuft. Eine konzeptuelle Herausforderung bestand dabei in der pluralistischen Einbezie-

hung von verschiedenen politischen Theorien. Damit die Diskussion der normativen Argu-

mente der jeweiligen politischen Theorien strukturiert und konsistent erfolgen konnte, wurde 
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für diese Diskussion explorativ ein Leitfaden erstellt. Dafür wurden Kriterien von Brönneke 

und Oehler (2013, S. 3-5) für die Legitimität staatlichen Handelns, nämlich Legitimitätsbedin-

gungen und Erforderlichkeit, zu einem Leitfaden weiterentwickelt. Für die Diskussion anhand 

des Kriteriums der Erforderlichkeit konnten die Erkenntnisse der Nachhaltigkeitsanalyse im 

vorangehenden Abschnitt der Arbeit verwendet werden. 

Für die reflektierte, wissenschaftlich begründete und intersubjektiv nachvollziehbare Auswahl 

der politischen Theorien (vgl. Busen und Weiß 2013, S. 23) wurden verschiedene normative 

Bezugspunkte aufgestellt und darauf basierend sechs politische Theorien in Form von Haupt-

werken jeweils relevanter Repräsentant*innen ausgewählt, nämlich Kommunitarismus (A-

mitai Etzioni), klassischer Liberalismus (John Stuart Mill), moderner Liberalismus (Beate 

Rössler), Wirtschaftsliberalismus (David Weimer und Aidan Vining), nachhaltiger Liberalis-

mus (Marc Wissenburg), klassische Gerechtigkeitstheorie (John Rawls) und nachhaltige Ge-

rechtigkeitstheorie (Konrad Ott und Ralf Döring). Als Limitation des Vorgehens ist hierbei zu 

nennen, dass keine fundierte politische Theorie ermittelt werden konnte, die den Kommunita-

rismus mit Nachhaltigkeitsperspektiven kombiniert. 

Als inhaltliches Ergebnis dieser Arbeit konnten aus den verschiedenen Theorien jeweils unter-

schiedliche Erfordernisse für staatliches Handeln zur Reduktion des Konsums tierischer Pro-

dukte ermittelt werden. Dabei zeigte sich, dass die politischen Theorien in Bezug auf 

Legitimitätsbedingungen und die daraus folgende Erforderlichkeit politischer Maßnahmen 

stark voneinander abweichen. Besonders der kommunitaristische Ansatz von Etzioni führte 

wenige Bedingungen für legitimes staatliches Handeln auf, während sich vor allem aus den 

nachhaltigkeitsorientierten Ansätzen von Wissenburg oder von Ott und Döring besonders 

zahlreiche Bedingungen ableiten ließen. Insofern können in einem solchen pluralistischen An-

satz die politischen Theorien nicht nur zur Kontrastierung, sondern auch zur gegenseitigen Er-

gänzung dienen. Die Ausgangsfragestellung, ob der Staat versuchen dürfe, den Konsum 

tierischer Produkte politisch zu beeinflussen, kann in diesem Sinne bejaht werden, wenn auch 

je nach politischer Theorie in unterschiedlichem Maße. 

Als methodisches Ergebnis dieser Arbeit kann eingeschätzt werden, dass nach Ansicht des 

Autors der in dieser Arbeit entwickelte Leitfaden für die Analyse legitimen staatlichen Han-

delns (aus Sicht der jeweiligen politischen Theorien) trotz seines explorativen Charakters zu 

validen Ergebnissen führte. Gleichzeitig war aufgrund der breiten Ausrichtung der Arbeit 

nicht die komplette Anwendung des Leitfadens möglich. Denn die Einschätzung der Ange-

messenheit und Geeignetheit politischer Instrumente konnte nicht in abstrakter Form gesche-

hen, sondern müsste in Bezug auf konkrete Kontexte und Instrumentendesigns erfolgen. 
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Weitere Forschungsarbeiten mit engerem Fokus könnten daher diesen Leitfaden in Fällen mit 

konkreten Kontexten und Instrumentendesigns versuchsweise komplett anwenden. Auch die 

reflektierte, pluralistische Auswahl und Diskussion verschiedener politischer Theorien ist als 

fruchtbar für die Abwägung der Legitimität staatlichen Handelns zu erachten.  

Für weitere Forschung kann die normative Einschätzung von politischen Instrumenten zur 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte auch durch andere Quellen, z. B. durch transdis-

ziplinäre Beteiligung von Bürger*innen, hilfreich sein. Für die Praxis kann aus der hier vorge-

nommenen normativen Analyse abgeleitet werden, dass aus Sicht einer Vielzahl politischer 

Theorien, auch zentraler liberaler Theorien, eine breite Palette von Erfordernissen für staatli-

ches Handeln zur Reduktion des Konsums tierischer Produkte als legitim erachtet wird. 

 5. Empirische Analyse politischer Instrumente  

Ziel der empirischen Analyse war die Beantwortung der Frage, mit welchen politischen In-

strumenten der Staat den Konsum von tierischen Produkte reduzieren kann. Dazu sollte eine 

breite Auswertung potenzieller Wirkungen politischer Instrumente sowie die Analyse der Wir-

kungen und des Implementationsprozesses von ausgewählten Fällen politischer Instrumente 

durchgeführt werden. Für die Auswertung der potenziellen Effekte wurde im Verlauf der Ar-

beit in der Nachhaltigkeitsanalyse des Konsums (s. Abschnitt III.4) als zusätzliches Ziel für 

die empirische Analyse bestimmt, auch die ökologischen, gesundheitlichen, sozialen und öko-

nomischen Folgen der Implementation von politischen Instrumenten zu untersuchen.  

Zu Beginn der Analyse wurden für den theoretischen Hintergrund zentrale Forschungsstände 

dargestellt, darauf basierend die Forschungsfragen weiter präzisiert und zudem, auf Basis der 

vorangegangenen Erkenntnisse, Thesen zu den Ergebnissen aufgestellt. 

Als methodisches Vorgehen für die Identifizierung relevanter politischer Instrumente wurden 

zwei Ansätze angewandt. Zum einen identifizierte die Arbeit besondere Ländertrends, d. h. 

historische Trends einer starken Reduktion tierischer Produkte in bestimmten Ländern in den 

vergangenen Jahrzehnten, und analysierte deren Ursachen. Zum Zweiten wurden direkt politi-

sche Instrumente, die in den letzten Jahrzehnten in einem Land implementiert wurden und ei-

nen möglichen Effekt auf den Konsum tierischer Produkte erzielen könnten, weltweit 

recherchiert, erfasst und deren Auswirkungen ausgewertet. Als Begrenzung des Vorgehens 

kann konstatiert werden, dass aus Kapazitätsgründen keine Auswertung von Experimenten, 

die die Einführung von politischen Instrumenten in kleinerem Modellrahmen simulieren, 

durchgeführt wurde. Diese Lücke wird mittlerweile von systematischen Auswertungen oder 

Metanalysen zu Studien mit Experimenten zur Reduktion des Konsums tierischer Produkte, 
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wie z. B. von Harguess et al. (2020), geschlossen. Zudem kann bei der Auswertungen von Da-

ten auf nationaler Ebene nicht ausgeschlossen werden, dass die erfassten Veränderungen nicht 

auf andere gesellschaftliche Prozesse zurückzuführen sind, auch wenn zu allen Fällen die ge-

sellschaftlichen Rahmenbedingungen, vor allem bei statistischen ‚Ausreißern‘, im Rahmen 

der möglichen Kapazitäten recherchiert wurden. Die Ergebnisse pro einzelnem Instrument 

sind daher mit Vorsicht und mehr im Gesamtbild zu betrachten. Für die Analyse von besonde-

ren Ländertrends waren zudem teilweise mangelnde Informationen oder Daten zu bestimmten 

Ländern vorhanden, was die Bestimmung der Ursachen dieser Ländertrends erschwerte.  

Für die internationale Analyse der Auswirkungen von weltweit implementierten politischen 

Instrumenten waren fundierte Daten nur auf nationaler Ebene vorhanden. Daher wurden hier-

für nur Instrumente identifiziert und ausgewertet, die auf nationaler Ebene von staatlicher 

Seite implementiert wurden und daher eine sichere nationale Umsetzung erfahren konnten.106 

Mit diesem Vorgehen ließen sich in Bezug auf die Bereiche Konsum, Ökologie, Gesundheit 

und Wirtschaft größtenteils spezifische und weltweit verfügbare Daten verwenden. Als Ein-

schränkung der Detailanalyse ist zu nennen, dass diese mit einer Fallzahl von drei Fällen nur 

eine begrenzte Aussagekraft aufweist. Auch hier ist noch Forschungsbedarf für weitere Stu-

dien vorhanden, die eine größere Fallzahl von implementierten politischen Instrumenten zur 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte für eine Detailanalyse nutzen können. 

Als Ergebnis der weltweiten Analyse der Ländertrends konnten fünf Länder ermittelt werden, 

in denen ausgehend von einem hohen Niveau eine starke Reduktion des Konsums tierischer 

Produkte stattfand. Diese Trends traten zu verschiedenen zeitlichen Phasen auf den Bermudas, 

in Neuseeland, in der Slowakei, in Uruguay und in den Vereinigten Arabischen Emiraten auf. 

Nach der Analyse der Ursachen dieser Ländertrends lässt sich zusammenfassen, dass neben 

wirtschaftlichen Krisen vor allem zwei Ursachen für die besonderen Ländertrends hervortra-

ten: Innovationen in Form von neuen pflanzlichen Produkten und finanzbasierte Instrumente, 

die über eine Verteuerung der Produkte wesentliche Konsumveränderungen bewirkten. Als 

Ergebnis der Arbeit zeigte sich aber auch, dass in keinem der fünf Länder ein politisches In-

strument implementiert wurde, um damit gezielt den Konsum tierischer Produkte zu senken. 

In diesem Sinne kann festgehalten werden, dass es bisher noch keine starke, politisch inten-

dierte Reduktion des Konsums tierischer Produkte gab. Zudem konnte bei der Analyse der 

weltweiten Ernährungstrends vom Umfang noch keine Reduktion des Konsums tierischer 

Produkte aufgefunden werden, wie im Rahmen der normativen Analyse der Nachhaltigkeit 

                                                 

106 Hier wäre als Forschungsbedarf die Erhebung und Auswertung von Daten auf kleineren politischen Ebenen 

für die Analyse von Auswirkungen von Instrumenten auf diesen Ebenen hervorzuheben. 
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des Konsums (s. Abschnitt III.4) als notwendig eingeschätzt. 

Als Ergebnis der weltweiten Recherche wurden 52 implementierte politische Instrumente er-

mittelt, die eventuell einen Effekt auf das Niveau des Konsums tierischer Produkte haben 

könnten. Diese reichten von informationsbasierten Kampagnen für geringeren Konsum be-

stimmter tierischer Produkte oder bestimmter Nährstoffe über Subventionssenkungen für be-

stimmte tierische Produkte bis hin zu Steuern auf bestimmte Nährstoffe. Die Analyse der 

korrelierenden Veränderungen in Bezug auf den Konsum war aufgrund der methodischen Ein-

schränkungen nur mit Generierung von tendenziellen Aussagen möglich. Die Konsumredukti-

onen bewegen sich dabei meist im einstelligen prozentualen Bereich, stärkere Reduktionen 

lagen selten vor. Geordnet nach den verschiedenen Instrumententypen zeigte sich als klareres 

Bild, dass vor allem finanzbasierte Instrumente den Konsum tierischer Produkte deutlich re-

duzieren können, wie als Eingangsthese bereits vermutet wurde.107 Dabei ist gleichzeitig fest-

zuhalten, dass abgesehen von den osteuropäischen Fällen bisher noch kein politisches 

Instrument implementiert wurde, das mit deutlichen Konsumreduktionen im zweistelligen 

prozentualen Bereich verbunden war. 

Finanzbasierte Instrumente korrelierten auch am ehesten mit deutlichen Verbesserungen bei 

Umwelt- und Gesundheitswerten. Insgesamt lagen in Bezug auf die landwirtschaftliche Wert-

schöpfung niedrige, meist positive Veränderungswerte vor. Im Bereich des Sozialen befanden 

sich die meisten Veränderungen des Beschäftigungsanteils im niedrigen positiven oder negati-

ven Bereich. Zumindest in Bezug auf die bisher implementierten Instrumente sind damit bis-

her nicht – wie bei der Nachhaltigkeitsanalyse des Konsums von einigen Akteur*innen als 

Risiko zu vernehmen war (s. Abschnitt III.3) – große soziale oder wirtschaftliche Umbrüche 

abzusehen. Als ein Hauptergebnis dieser Arbeit kann damit festgehalten werden, dass im Hin-

blick auf die bisher implementierten Instrumente vor allem finanzbasierte Instrumente als ge-

eignet erscheinen könnten, den Konsum tierischer Produkte effektiv zu senken.  

Für die Durchführung der Detailanalyse wurde die genauere Untersuchung von Veränderun-

gen durch finanzbasierte und konsumorientierte Instrumente als fachlich besonders interessant 

eingeschätzt. Dazu konnten drei Fälle ausgewählt werden: die Fettsteuer in Dänemark, die 

Subventionssenkung in Norwegen sowie die Subventionssenkung in Neuseeland. Dabei wur-

den insbesondere die Kohärenz der Konzeption der Instrumente, die öffentlichen Diskurse im 

                                                 

107 Dass ordnungspolitische Instrumente entgegen der These keine deutlichen Konsumreduktionen zeugten, kann 

nach Ansicht des Autors auch damit zusammenhängen, dass bisher nur wenig tiefgehende ordnungspoliti-

sche Instrumente erlassen wurden, die im Rahmen dieser Arbeit untersucht werden konnten.  
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Kontext der Entwicklung und Umsetzung der Instrumente und die Veränderungen des jeweili-

gen Konsums pflanzlicher und tierischer Lebensmittel untersucht. 

Als Ergebnisse dieser Arbeit ist auf Basis der drei untersuchten Fälle festzuhalten, dass bei fi-

nanzbasierten Instrumenten ein Widerstand von Contra-Diskurskoalitionen mit umfangrei-

chem Macht- und Ressourcenpotenzial gegen die Implementierung der Instrumente 

wahrscheinlich ist und dass soziale, finanzielle und vor allem wirtschaftliche Folgen in öffent-

lichen Diskursen debattiert werden. Zudem deuten die Ergebnisse der Arbeit darauf hin, dass 

eine erfolgreiche Implementierung davon abhängen kann, dass die Konzeption der Instru-

mente in sich kohärent ist, dass Narrative bzw. ‚story lines‘ zur Begründung der Instrumente 

sorgsam ausgewählt werden und dass jeweils relevante Akteur*innen (z. B. wirtschaftliche 

betroffene Verbände oder renommierte Gesundheitsinstitutionen) als Teil der Pro-Diskurskoa-

lition die Implementierung verteidigen. Weitere Forschungen könnten hier zum einen mit grö-

ßerer Fallzahl die öffentlichen Diskurse um ernährungspolitische Instrumente betrachten, um 

auf noch soliderer Datenbasis Aussagen zu generieren. Zudem ließen sich bei zunehmender 

Implementierung von Instrumenten mit ökologischer Begründung diese gezielt untersuchen, 

um zu überprüfen, ob eine ökologische Begründung die Dynamik öffentlicher Diskurse deut-

lich verändert. 

Der Vergleich der Konsumveränderungen nach der Implementation der konsum- und finanz-

basierten Instrumente bei den Detailfällen offenbart, dass in allen Fällen eine Reduktion des 

Konsums tierischer Produkte ohne unerwünschte Nebeneffekte108, der landwirtschaftlichen 

THG-Emissionen und gesundheitlicher Problematiken (wenn auch je nach Interventionsstärke 

in unterschiedlicher Höhe) sowie ein stabiles oder steigendes Niveau gesamtwirtschaftlicher 

und speziell landwirtschaftlicher Produktion109 zu beobachten war. Damit lassen sich als Er-

gebnis dieser Arbeit die Auswirkungen der Instrumente in diesem Sinne als potenziell positiv 

bewerten. Auch hier wären auf Forschungsseite noch Studien mit größerer Fallzahl wün-

schenswert, um die Effekte breiter untersuchen zu können. Falls zukünftig in bestimmten 

Ländern weitere finanz- und konsumbasierte Instrumente mit direktem Bezug auf den Kon-

sum tierischer Produkt eingeführt werden, sollten diese umfassend analysiert werden. 

                                                 

108 Nur im Falle von Dänemarks Fettsteuer könnte eventuell als nichtintendierter Effekt ein ‚sausage 

effect‘ wahrgenommen werden, wonach die Konsument*innen wegen höherer Preise für Fleisch bzw. tieri-

sche Produkte von diesen die gleiche Menge, aber zu günstigeren Preisen in geringerer Qualität kaufen. Zu-

dem waren hier Anzeichen für eine Verschiebung bei Einkäufen zu günstigeren Anbietern (‚discounter 

effect‘) und zum Kauf geringerer Packungsgrößen (‚package effect‘) feststellbar. 
109 Nur in Neuseeland war eine kurzfristig sinkende landwirtschaftliche Produktion und Beschäftigungsquote zu 

beobachten, die sich aber bald wieder normalisierte. 
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Für die Praxis bedeuten diese Ergebnisse im Gesamtblick, dass nach bisherigem Kenntnis-

stand finanz- und konsumbasierte Instrumente für die Reduktion des Konsums tierischer Pro-

dukte voraussichtlich positive Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt nach sich ziehen 

können und keine starken nichtintendierten Effekte aufweisen. Soziale und wirtschaftliche 

Veränderungen könnten nach den bisherigen Erfahrungen überschaubar bleiben. Gleichzeitig 

weisen die Ergebnisse bereits darauf hin, dass wirtschaftliche Förderprogramme zur Unter-

stützung der Transformation des landwirtschaftlichen Sektors umso dringender sein könnten, 

je effektiver die Maßnahmen in Bezug auf die Konsumreduktion gestaltet werden. Derzeit ist 

weltweit noch kein Fall eines implementierten politischen Instruments zu erkennen, das inten-

tional mit einer ausreichend starken Konsumreduktion einhergeht. 

 6. Modellierungsbasierte Analyse  

Ziel der modellierungsbasierten Analyse war die Abschätzung der Wirkungen von potenziel-

len politischen Instrumenten für die Reduktion tierischer Produkte, die bisher noch nicht im-

plementiert wurden. Zu Beginn wurden für den theoretischen Hintergrund auch hier die 

Forschungsfragen präziser ausformuliert und dazu jeweils Thesen aufgestellt. Als methodi-

sches Vorgehen wurde eine systematische Auswertung von bestehenden Modellierungsstudien 

gewählt. Auf Basis des hier entwickelten Kriteriensets konnten ausschließlich Modellierungen 

finanzbasierter Instrumente für die Analyse ausgewählt werden. Anhand der ausgewählten 

Modellierungsstudien wurde die folgende induktive Kategorisierung vorgenommen: 1. um-

welt- und konsumbezogene Instrumente (z. B. THG-Emissionssteuern auf Lebensmittel), 

2. umwelt- und produktionsbezogene Instrumente (z. B. Stickstoffüberschussabgaben), 

3. nährwertbezogene Instrumente (z. B. Fettsteuern) und 4. produktbezogene Instrumente 

(z. B. Mehrwertsteueränderungen zu bestimmten Lebensmitteln). Darauf aufbauend wurden 

die Ergebnisse der Modellierungsstudien zum einen innerhalb der jeweiligen Kategorien und 

zum anderen zwischen allen Kategorien verglichen. Limitationen bei diesem Vorgehen be-

standen darin, dass fast ausschließlich finanzbasierte Instrumente recherchiert und ausgewählt 

werden konnten. Dies weist auf einen großen Forschungsbedarf hin, Modellierungsstudien 

auch für andere politische Instrumente, insbesondere zu regulativen Instrumenten, durchzu-

führen. 

Als Ergebnisse der Arbeit konnten verschiedene Erkenntnisse gewonnen werden: Zum Ersten 
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weisen die modellierten Instrumente unterschiedliche Schwerpunkte bei der Reduktion tieri-

scher Produkte und damit auch bei den Umwelteffekten auf.110 Zum Zweiten könnte eine pa-

rallele Subventionierung von Lebensmittelprodukten die positiven Besteuerungseffekte ggf. 

(teilweise) konterkarieren und sollte daher mit Bedacht konzipiert werden. Zum Dritten legen 

die Ergebnisse zu den sozialen Auswirkungen nahe, dass zwar ein sozialökonomisch regressi-

ver Charakter der Instrumente vorhanden ist, d. h. dass ärmere Haushalte finanziell stärker be-

troffen sind, dass gleichzeitig aber gesundheitlich progressive Tendenzen berechnet werden. 

Zu den ökonomischen Auswirkungen sind in diesen umweltbezogenen Modellierungsstudien 

kaum Berechnungen vorhanden; einzelne Studien deuten darauf hin, dass die kombinierte Be-

steuerung und Subventionierung zu wirtschaftlich positiveren Effekten als die reine Besteue-

rung führen würde. Sowohl zu den sozialen als auch zu den wirtschaftlichen Auswirkungen 

sind daher noch größere Forschungsbedarfe vorhanden.  

Zurückkommend auf den Konsum zeigen die Auswertungen, dass durch die modellierten In-

strumente deutliche Konsumveränderungen grundsätzlich möglich sind. Gleichzeitig müssten 

hohe Steuern angelegt werden, um alleine hierdurch eine Reduktion des Konsums tierischer 

Produkte in der Größenordnung von zwei Dritteln zu erreichen, die in der Nachhaltigkeitsana-

lyse des Konsums (s. Abschnitt III.3) als erforderlich eingeschätzt wurden. Darauf deuten in 

Bezug auf Gesundheitsziele auch die Ergebnisse von Springmann et al. (2018) hin. Dies be-

deutet für die Praxis zum einen, dass je nach politisch zu erreichendem Ziel die passenden In-

strumente mit dem passenden Design sorgsam auszuwählen sind. Für den Klimaschutz könnte 

beispielsweise eine konsumbasierte Emissionssteuer ausschließlich auf Rindfleisch wegen ih-

res voraussichtlich wesentlich geringeren administrativen Aufwands eine politisch sinnvolle 

Lösung sein. Zum Zweiten kann für die Praxis abgeleitet werden, dass für eine ausreichende 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte entweder hohe Steuern (und ggf. ausgleichende 

Subventionen) eingeführt werden müssten oder deren Einführung von weitere Maßnahmen zu 

umrahmen ist. In Bezug auf die Ergebnisse der Analyse der besonderen Ländertrends kann 

dabei als weitere Maßnahme insbesondere die Förderung neuer pflanzlicher Produkte in inno-

vationsstrategischer Perspektive als passende Ergänzung angedacht werden. 

  

                                                 

110 Eine konsum- oder produktionsbezogene THG-Steuer und eine Stickstoffüberschussabgabe würden vor allem 

den Konsum von Rindfleisch, eine Futtermittelimportsteuer würde vor allem den Konsum von Geflügel und 

eine Abschaffung der Mehrwertsteuerminderung den Konsum von Schweinefleisch und Käse senken. Fett-

steuern dagegen würden nicht in erster Linie Fleisch, sondern vor allem Butter und Käse im Konsum zu-

rückgehen lassen. Umweltbezogene Besteuerungen ergeben damit deutlich stärkere Umwelteffekte. 
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Kurzzusammenfassung / Abstract 

Deutsch 

Einführung: Für eine nachhaltige Ernährungsweise wird in Studien und Politikempfehlungen 

eine Reduktion tierischer Produkte dringend gefordert. Zu Beginn der Arbeit wurden nach 

umfassender Betrachtung des historischen, aktuellen und zukünftigen Konsums tierischer Pro-

dukte sowie der Ernährung und des Konsums tierischer Produkte als Politikfeld die folgenden 

Punkte festgehalten: 

1. Der Konsum tierischer Produkte weist seit der Industrialisierung im 19. Jahrhundert 

relativ pro Kopf und noch mehr in absoluten Mengen ein beträchtliches Wachstum auf 

und wird nach aktuellen Prognosen global weiter stark steigen. Derzeit ist aber noch 

kein Konsens bzw. keine klare Orientierung zu erkennen, ob und inwieweit aus Nach-

haltigkeitssicht versucht werden sollte, den Konsum tierischer Produkte zu reduzieren. 

2. Es gibt starke Zweifel, ob und inwieweit es für den Staat legitim wäre, den Konsum 

tierischer Produkte zu beeinflussen.  

3. Aktuell ist wenig Wissen dazu vorhanden, welche politischen Instrumente den Kon-

sum tierischer Produkte effektiv beeinflussen könnten. 

Fragestellung: Zu diesen Punkten wurden für die vorliegende Arbeit die folgenden For-

schungsfragen aufgestellt:  

1. Sollte aus Nachhaltigkeitssicht versucht werden, den Konsum tierischer Produkte zu 

senken (und falls ja, inwieweit)? 

2. Sollte der Staat versuchen, den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen? 

3. Mit welchen politischen Instrumenten kann der Staat versuchen, den Konsum tieri-

scher Produkte zu reduzieren? 

Theoretische Grundlagen: Zur strukturierten Beantwortung sowohl der normativen als auch 

der empirischen Fragestellungen wird in dieser Arbeit ein integrativer Ansatz aus normativer 

und empirischer Analyse weiterentwickelt. Dabei werden auch die wissenschaftlichen An-

sprüche an eine Begründung normativer Argumente erörtert.  

Methode und Vorgehensweise: Die erste Fragestellung wird auf Basis bestehender Studien 

zur aktuellen und zukünftigen Entwicklung der Ernährungssysteme anhand von zwei Nach-

haltigkeitsmodellen, zum einen anhand des bekannten Säulenmodells und zum zweiten an-

hand des integrativen Ansatzes, sowie mit Blick auf die Nachhaltigkeitsstrategien Suffizienz, 
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Effizienz und Konsistenz diskutiert. Die Beantwortung der zweiten Fragestellung erfolgt 

durch die Diskussion verschiedener politischer Theorien, nämlich liberaler, kommunitaristi-

scher und Verantwortungstheorien. Diese werden mit Blick auf die Legitimität staatlichen 

Handelns diskutiert. Die dritte Fragestellung wird zum einen empirisch, insbesondere anhand 

der potenziellen Auswirkungen von global identifizierten, bereits implementierten Instrumen-

ten untersucht; zum anderen wertet eine modellierungsbasierte Analyse die Befunde von Mo-

dellierungsstudien aus, die die Effekte möglicher politischer Instrumente simulieren.  

Ergebnisse: Die Diskussion der Nachhaltigkeit des Konsums tierischer Produkte ergab so-

wohl nach dem Säulenmodell als auch nach dem integrativen Modell gravierende Problemati-

ken des aktuellen und zukünftigen Konsums tierischer Produkte. Der aktuelle Konsum 

tierischer Produkte in Industrieländern kann danach weitgehend als nicht nachhaltig einge-

schätzt werden. Die Nachhaltigkeitsstrategien der Konsistenz und Effizienz wurden dabei als 

alleine nicht ausreichend eingestuft. Die aktuelle Studienlage deutet darauf hin, dass der aktu-

elle Konsum in den Industrieländern um ca. zwei Drittel gesenkt werden müsste, um zentrale 

Nachhaltigkeitsziele erreichen zu können.  

Die normative Diskussion der politischen Instrumente anhand verschiedener politischer Theo-

rien zeigte, dass die politischen Theorien teilweise unterschiedliche Legitimitätsbedingungen 

für staatliches Handeln aufstellen. Aus diesen Legitimitätsbedingungen ergab sich nach den 

politischen Theorien eine Vielzahl von aktuellen Erfordernissen, nach denen der Staat aktiv 

werden sollte, um den Konsum tierischer Produkte zu beeinflussen.  

Die empirische Analyse identifizierte weltweit 52 politische Instrumente, die den Konsum tie-

rischer Produkte potenziell signifikant beeinflussen können. Diese wurden in Bezug auf mög-

liche Konsum-, Umwelt-, Sozial-, Wirtschafts- und Gesundheitswirkungen analysiert und 

mittels ökologischer, sozialer, ökonomischer und gesundheitlicher Indikatoren bewertet. Ge-

ordnet nach den Instrumententypen zeigte sich tendenziell, dass vor allem finanzbasierte In-

strumente den Konsum tierischer Produkte deutlich reduzieren können, wenn auch in den 

bisherigen Formen oft noch in geringem Umfang. 

Die modellierungsbasierte Analyse ergab, dass die modellierten finanzbasierten Instrumente 

deutlich unterschiedliche Schwerpunkte bei der Reduktion tierischer Produkte sowie bei Um-

welteffekten und teilweise unerwünschten Nebeneffekten aufweisen. Zudem kann eine paral-

lele Subventionierung anderer Lebensmittelprodukte die Effekte der Reduktion tierischer 

Produkte und den damit verbundenen gesundheitsfördernden Wirkungen ggf. konterkarieren. 

Das Design finanzbasierter Instrumente ist daher mit Bedacht zu wählen.  
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English 

Introduction: Introduction: For a sustainable diet, studies and policy recommendations ur-

gently call for a reduction in animal products. Following a comprehensive review of the his-

torical, current and future consumption of animal products, and of diet and animal product 

consumption as a policy area, the following points were identified at the start of the work: 

1. Since industrialisation in the 19th century, the consumption of animal products has in-

creased substantially in relative per capita terms and even more so in absolute terms, 

and current projections suggest that it will continue to grow strongly worldwide. How-

ever, there is currently no consensus or clear direction as to whether and to what extent 

attempts should be made to reduce the consumption of animal products from a sustain-

ability perspective. 

2. There are strong doubts about whether and to what extent it would be legitimate for 

the state to influence the consumption of animal products.  

3. There is currently little knowledge about which policy instruments could be effective 

in influencing the consumption of animal products. 

Research question: The research questions for this paper were as follows:  

1. From a sustainability perspective, should attempts be made to reduce the consumption 

of animal products (and if so, by how much)? 

2. Should government attempt to influence the consumption of animal products? 

3. What policy instruments can government use to try to reduce the consumption of ani-

mal products? 

Theoretical foundations: In order to answer both the normative and the empirical questions 

in a structured way, an integrative approach of normative and empirical analysis is further de-

veloped in this thesis. It also discusses the scientific requirements for the justification of nor-

mative arguments. 

Method and approach: The first question is discussed on the basis of existing studies on the 

current and future development of food systems using two sustainability models, the well-

known pillar model and the integrative approach, as well as with regard to the sustainability 

strategies sufficiency, efficiency and consistency. The second question is answered by discuss-

ing different political theories, namely liberal, communitarian and responsibility theories. 

These are discussed in relation to the legitimacy of government action. The third question is 
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examined empirically, in particular through the effects of globally identified instruments that 

have already been implemented; on the other hand, a modelling-based analysis evaluates the 

results of modelling studies that simulate the effects of possible policy instruments. 

Results: The discussion on the sustainability of the consumption of animal products has re-

vealed serious problems with the current and future consumption of animal products accord-

ing to both the pillar model and the integrative model. According to this model, the current 

consumption of animal products in industrialised countries is largely unsustainable. The sus-

tainability strategies of consistency and efficiency were judged to be insufficient on their own. 

Recent studies indicate that current consumption in developed countries would have to be re-

duced by about two-thirds to achieve key sustainability goals.  

The normative discussion of policy instruments on the basis of different political theories 

showed that the political theories partly provide different conditions for the legitimacy of state 

action. According to the political theories, these legitimacy conditions resulted in a variety of 

current requirements for the state to act in order to influence the consumption of animal prod-

ucts. 

The empirical analysis identified 52 policy instruments worldwide that have the potential to 

significantly influence the consumption of animal products. These were analysed in terms of 

consumption, environmental, social, economic, and health impacts and assessed using envi-

ronmental, social, economic, and health indicators. Classified by type of instrument, it was 

found that financial instruments in particular have the potential to significantly reduce the 

consumption of animal products, albeit often to a small extent with current designs. 

The model-based analysis showed that the modelled finance-based instruments have signifi-

cantly different emphases on the reduction of animal products as well as on environmental ef-

fects and partly undesirable side effects. In addition, parallel subsidisation of other food 

products can counteract the effects of reducing animal products and the associated health-pro-

moting effects. The design of finance-based instruments should therefore be chosen carefully.  
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